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Die Begriffe Bürgergesellschaft, Zivilge-
sellschaft und bürgerschaftliches Engage-
ment sind zu Lieblingskindern der Publizis-
tik und Politikwissenschaft avanciert. Bür-
gerschaftliches Engagement meint das
gesamte Spektrum ehrenamtlicher, freiwil-
liger und auf Selbsthilfe zielender Aktivitä-
ten im sozialen Sektor ebenso wie die viel-
fältigen Formen des politischen Engage-
ments in Bürgerinitiativen, sozialen Bewe-
gungen und Nicht-Regierungs-Organisa-
tionen. Der Begriff bezeichnet nicht nur eh-
renamtliches Engagement, sondern um-
fasst eine Vielfalt von mitgliedschaftlichen,
gemeinwohlorientierten sowie unkonven-
tionellen politischen Aktivitäten. Es sind
eben nicht mehr nur die traditionellen Or-
ganisationen (Parteien, Gewerkschaften,
Kirchen), die man als Vehikel für Partizipa-
tion und Interessenvertretung nutzt, son-
dern gesellschaftspolitische Gruppierun-
gen, in denen sich aktive und selbstbe-
wusster gewordene Bürgerinnen und Bür-
ger engagieren. 

In der aktuellen (fach-)wissenschaftlichen
Debatte über bürgerschaftliches Engage-
ment lassen sich vier Stränge unterschei-
den: 

� Der demokratietheoretische Diskussi-
onsstrang erörtert verschiedene For-
men und Ansätze bürgerschaftlichen
Engagements und fragt nach dem Re-
formpotential dieser Aktivitäten, d.h.
wie zum Beispiel direktdemokratische
Elemente (Bürgerbegehren, Volksent-
scheide) eine repräsentative Demokra-
tie ergänzen können.

� Der wohlfahrtsstaatliche Strang analy-
siert unter dem Leitgedanken der Re-
form und Modernisierung des Staates,
wie Bürgerinnen und Bürger sowie Drit-
te Sektor-Organisationen in die Erstel-
lung öffentlicher Leistungen eingebun-
den werden können. Angesichts der
Krise des Sozialstaats wird ein „neuer
Bürgersinn“, eine neue Verantwortlich-
keit gefordert, welche soziale Dienst-
leistungen unter direkter Beteiligung
von Bürgerinnen und Bürgern erbringt.

� Der politisch-ethische Diskussions-
strang stellt die Frage nach den zivil-
ethischen Grundlagen gemeinwohlori-
entierter Handlungen, nach Wert-
grundlagen, Einstellungs- und Verhal-
tensmustern, ohne die ein demokrati-
sches Gemeinwesen kaum funktionie-
ren kann. 

� Der verwaltungswissenschaftliche Dis-
kurs schließlich fragt nach Möglichkei-
ten der Einbindung bürgerschaftlichen
Engagements in die öffentliche Leis-
tungserstellung und nach Konzepten
öffentlich-privater Partnerschaften.

Zivilgesellschaft ist ein Modebegriff mit ei-
ner bemerkenswerten historischen Traditi-
on. Der Terminus wurde durch die Bürger-
rechtsbewegungen vor 30 Jahren in Ost-
europa erneut publik, sodann im engli-
schen Sprachraum aufgegriffen und er-
freut sich seit geraumer Zeit in der deut-
schen Sprache eines geradezu inflationä-
ren Gebrauchs. Der Begriff allerdings ist
unscharf und schwammig. Was verbirgt
sich hinter ihm? Woher kommt er? Jeannet-
te Behringer erörtert in ihrem Beitrag die
historische Genese des Begriffs und plä-
diert für ein dynamisches Verständnis von
„Zivilgesellschaft“. Erst die Unterschei-
dung in einen demokratietheoretischen,
wohlfahrtsstaatlichen und schließlich po-
litisch-ethischen Diskussionsstrang führt zu
einer Präzisierung des Begriffs. Nur so ge-
winnt der im zivilgesellschaftlichen Kon-
text verwendete Begriff des bürgerschaft-
lichen Engagements an Kontur. Der Über-
blick über die Ausprägungen und ver-
schiedenen Formen bürgerschaftlichen
Engagements belegt, dass ein demokrati-
sches Gemeinwesen dieses soziale Kapi-
tal benötigt, aber auch Sorge für ange-
messene Bildungsprozesse tragen muss,
die bürgerschaftliche Kompetenzen ver-
mitteln. Diese Vermittlungsaufgabe ist ein
Kernbereich politischer Bildung. 

Der Begriff des bürgerschaftlichen Enga-
gements ist mit den Arbeiten der Enquete-
Kommission zur „Zukunft des bürgerschaft-
lichen Engagements“ folgenreich entfaltet
worden. Ansgar Klein erläutert zunächst
das grundlegende Begriffsverständnis,
skizziert im Anschluss daran Leitidee und
Agenda einer auf die Förderung des bür-
gerschaftlichen Engagements ausgerich-
teten zivilgesellschaftlichen Reformpolitik.
Abschließend werden Anhaltspunkte da-
für aufgeführt, dass sich „Engagementpo-
litik“ als ein neues Politikfeld konstituiert
hat. Wenn bürgerschaftlichem Engage-
ment in unserer Gesellschaft ein zentraler
Stellenwert zukommt, bedarf es der politi-
schen Anerkennung und einer intensiven
Förderung sowie Unterstützung. Es geht
aber noch um mehr. Der Umbau des So-
zialsystems wird zukünftig auf eine Auf-
gabenteilung zwischen Staat, Markt und
Zivilgesellschaft angewiesen sein. Genau
hier konstatiert Ansgar Klein noch einen
blinden Fleck und rät dringend zur Ver-
knüpfung engagementpolitischer Fragen
mit aktuellen Reformthemen (Bildung, Pfle-
ge und Gesundheit, demographischer
Wandel usw.).

Freiwilliges Engagement wird in psycholo-
gischer Perspektive als „wertbezogene,
dienstbereite Initiative“ beschrieben, d.h.
eine vom Geist oder der Mentalität des Er-

halts getragene Handlungsbereitschaft,
eine anthropologische Ressource des Sor-
gens um sich und andere. Wertbezogene
Initiativen werden deshalb als Genugtu-
ung erlebt. Die wichtigste Sozialisations-
instanz, in der sich die „Geburt“ der frei-
willigen und wertbezogenen Initiative
vollzieht, ist die Familie. Elterliches Enga-
gement ist die Urform der wertbezogenen,
dienstbereiten Initiative und führt unter
günstigen Bedingungen bei Kindern zu ei-
nem grundlegenden (Selbst-)Sicherheits-
und Vertrauensgefühl. Wer Vertrauen in
die eigenen Fähigkeiten erworben hat und
Zuversicht an den Tag legt, lernt, Wirkung
auszuüben und ist eher bereit, sich freiwil-
lig zu engagieren. Der Beitrag von Brigit-
te Boothe über die Psychologie des freiwil-
ligen Engagements zeigt aber auch, dass
Ambivalenzen dann entstehen, wenn die-
ses Engagement durch Autorität(en) ein-
gefordert oder in den Dienst fragwürdiger
Motive gestellt wird. 

Bürgerengagement wird in der Schweiz
mit dem Begriff Freiwilligenarbeit bzw. bé-
nevolat in der Romandie oder volontaria-
to in der italienischsprachigen Schweiz
bezeichnet. In der schweizerischen Tradi-
tion meint Freiwilligkeit im Gegensatz zu
verpflichtenden Aufgaben (z.B. den Miliz-
dienst) das Engagement für die Angele-
genheiten des Gemeinwesens und dessen
Gemeinwohl. Bei der Freiwilligkeit handelt
es sich daher stets um ein Angebot des Ein-
zelnen an die Res publica. Der föderalisti-
sche Staatsaufbau, das liberale Staats-
verständnis und die starke Betonung der
Gemeindeautonomie sind ausschlagge-
bende Gründe für ein differenziertes Bild
freiwilligen und gemeinnützigen Engage-
ments. Herbert Ammann vermittelt zu-
nächst einen differenzierten Überblick
über Ausmaß und Ausprägung der formel-
len und informellen Freiwilligenarbeit und
zeigt an vielfältigen Beispielen, dass sich
Freiwilligkeit und Zivilgesellschaft in der
Schweiz nicht als Alternative zum Staat
verstehen, sondern als Ergänzung, allen-
falls als Korrektur. 

Für Österreich kann ein zeitlicher Zusam-
menhang zwischen Parteienverdrossen-
heit, sinkender Wahlbeteiligung und der
wachsenden Inanspruchnahme direkt-de-
mokratischer Instrumente konstatiert wer-
den. Seit den 1980er-Jahren steigt die Zahl
der mit Erfolg durchgeführten Volksbegeh-
ren in Österreich stetig an. Sieglinde Ro-
senberger und Gilg Seeber erörtern die
Frage, ob mit der wachsenden Zahl der
Volksbegehren tatsächlich ein höheres
Maß an direkter Beteiligung der Bürgerin-
nen und Bürger in politischen Entschei-
dungsprozessen sowie eine Stärkung der
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Zivilgesellschaft einhergehen. Nach der
Skizzierung des politischen und rechtli-
chen Rahmens werden am Beispiel von drei
Volksbegehren die politischen Kontexte,
Organisationsstrukturen, Netzwerke und
Kooperationsformen geschildert. Wenn-
gleich politische Parteien oder parteinahe
Organisationen das Instrument des Volks-
begehrens ebenfalls für sich entdeckt ha-
ben, stellen Sieglinde Rosenberger und
Gilg Seeber eine Zunahme politischer Be-
teiligungsmöglichkeiten von Bürgerinnen
und Bürgern fest, weil eine erhebliche An-
zahl von Volksbegehren auf Initiativen der
Zivilgesellschaft zurückgehen, somit auf
ein vermehrtes politisches Engagement so-
wie die Entstehung zivilgesellschaftlicher
Strukturen schließen lassen.

Im Hinblick auf bürgerschaftliches Engage-
ment hat Baden-Württemberg im Länder-
vergleich seit Jahren eine unangefochtene
Spitzenstellung inne. Diese „Erfolgsbilanz“
gilt ebenfalls für die in Baden-Württem-
berg stark verbreiteten Gemeinschaftsak-
tivitäten. Obwohl sich diese Aktivitäten
noch immer auf das Hauptfeld „Sport und
Bewegung“ konzentrieren, steigt die Über-
nahme von Aufgaben in sozialen und kul-
turellen Bereichen stetig an. Ein solches En-
gagement bedarf Maßnahmen der aufei-
nander abgestimmten Unterstützung und
Förderung. Robert Hahn erörtert unter den
Stichworten „ermöglichender Staat“ und
„Netzwerkbildung“ die drei wesentlichen
Säulen, von denen die Engagementland-
schaft in Baden-Württemberg getragen
wird. Das Landesnetzwerk Bürgerschaftli-
ches Engagement, ein breites Qualifizie-
rungsangebot für engagierte Bürgerinnen
und Bürger, eine ausgesprochene Aner-
kennungskultur und schließlich die Struk-
turförderung im Bereich des bürgerschaft-
lichen Engagements schaffen Vorbilder,
Anregungen und Räume, in denen Verant-
wortungsübernahme für andere und eige-
ne freiwillige Aktivitäten geprobt und ein-
geübt werden können. 

Carsten Lenk und Carolin Rölle schildern
in ihrem Beitrag die Voraussetzungen und
Bedingungen für bürgerschaftliches Enga-
gement vor dem Hintergrund anderer ge-
sellschaftlicher, politischer und ökonomi-
scher Gegebenheiten, indem sie die russi-
sche Transformationsgesellschaft in den
Blick nehmen. Am Fallbeispiel des Theo-
dor-Heuss-Kollegs der Robert Bosch Stif-
tung wird nach den wesentlichen Varia-
blen für Bürgerengagement gefragt. Das
Theodor-Heuss-Kolleg ist ein Stipendien-
programm, an dem russische Kollegiaten
gemeinsam mit anderen jungen Men-
schen bürgerschaftliches Engagement im
Rahmen konkreter Projekte erproben. Das

Kolleg will damit einen Mehrwert für die
Entwicklung der Zivilgesellschaft in den je-
weiligen Herkunftsländern schaffen. Aus-
gewählte empirische Ergebnisse einer For-
schungsarbeit zeigen die Wertgrundla-
gen, Motive und Einstellungen der russi-
schen Teilnehmerinnen und Teilnehmer,
die auf den ersten Blick ähnliche Ziele wie
jugendliche Engagierte in Deutschland
verfolgen. Passagen aus Interviews ver-
deutlichen jedoch die widrigen Bedingun-
gen und Schwierigkeiten, unter denen sich
in Putins „gelenkter Demokratie“ zivilge-
sellschaftliches Engagement vollzieht. 

Auf bundes- und landespolitischer Ebene
wird auf die Karte des bürgerschaftlichen
Engagements gesetzt. Vorreiter war und 
ist das Land Baden-Württemberg. Das
1999 gegründete Landesnetzwerk Bürger-
schaftliches Engagement unterstützt, för-
dert und begleitet die vielfältigen Formen
bürgerschaftlichen Engagements in Ba-
den-Württemberg und will nicht zuletzt die
kommunale Gemeinschaft im Sinne einer
gemeinsam wahrgenommenen Verant-
wortung stärken. Thomas Klie präzisiert in
seinem Beitrag zunächst den unscharfen
Begriff des bürgerschaftlichen Engage-
ments. Er plädiert für ein Verständnis von
Bürgerengagement, das nur im zivilgesell-
schaftlichen Kontext angemessen zu ver-
stehen ist. Nimmt man den Begriff der Zi-
vilgesellschaft, der mehrere Bedeutungs-
ebenen umfasst, als Bezugsrahmen für un-
terschiedliche Engagementformen, wird
ein verändertes Staats- und Rollenver-
ständnis für verschiedenste Akteure (Poli-
tik, Verbände, Unternehmen und Verwal-
tung) einsichtig. Auch die Zukunftsfähig-
keit von Städten und Gemeinden wird von
einer neuen Qualität der Mitgestaltung
und Mitverantwortung der Bürgerinnen
und Bürger abhängen. Das Leitbild der
Bürgerkommune bietet hierzu ein tragfähi-
ges Modell, das kommunale Handlungs-
felder und Akteure dialogisch verbinden,
das Gemeinwohl mehren und die Mitver-
antwortung der Bürgerinnen und Bürger
fördern kann.

Corporate Citizenship bezeichnet ein Leit-
bild, das Unternehmen nicht in ihrer markt-
wirtschaftlichen Rolle zwischen Gewinn-
streben und Produktion definiert, sondern
die Frage stellt, wie sich Wirtschaftsunter-
nehmen im Verhältnis zu ihrem gesell-
schaftlichen Umfeld definieren und welche
gesellschaftliche Verantwortung sie wahr-
nehmen. Dabei hat sich inzwischen ein
reichhaltiges Instrumentarium für Unter-
nehmen herausgebildet, das vor allem die
Bereitstellung von Geldmitteln und den Ein-
satz von Personalressourcen sowie Sach-
mit-telspenden umfasst. Diese unterneh-

merische Haltung hat in Deutschland ei-
nerseits historische Traditionen, erklärt sich
aber mehr noch aus der internationalen
Debatte über die Zukunftsfähigkeit unseres
Planeten. Spektakuläre Umweltkatastro-
phen, die Wirtschaftsunternehmen anzu-
lasten sind, bringen stets das fragile öko-
logische Gleichgewicht ins öffentliche Be-
wusstsein, lösen Empörung auf Seiten der
Konsumenten aber auch Prozesse das
Nachdenkens in Wirtschaftsunternehmen
aus. Nicht zuletzt die Macht der Verbrau-
cherinnen und Verbraucher hat zu einem
veränderten Rollenverständnis der Unter-
nehmen geführt, die sich zunehmend als
Träger sozialer Verantwortung sehen und
als zivilgesellschaftliche Akteure respek-
tiert werden wollen. 

Die Dichotomisierung in eine öffentlich-
männliche Sphäre und eine Sphäre des
Häuslichen, Privaten und Weiblichen ist
mehr als ein bloßes historisches Relikt. Sie
charakterisiert eine wesentliche Hürde, 
die Frauen auf dem Weg in die politische
Öffentlichkeit und Teilhabe überwinden
mussten. Der Grad der Frauenbeteiligung
und das politische Engagement von Frau-
en kann nur auf der Folie „nachholender“
Partizipation betrachtet werden. Gertraud
Diendorfer und Petra Mayrhofer erörtern
die aktuelle Ausprägung gesellschaftli-
chen Engagements von Frauen und fragen,
inwieweit sich dieses vom männlichen Bür-
gerengagement abhebt. Auf der Grundla-
ge empirischer Studien zur Partizipations-
forschung wird das Engagement von Frau-
en analysiert: Welche Motive haben Frau-
en und in welchen Bereichen engagieren
sie sich, wo liegen die geschlechtsspezi-
fischen Unterschiede? Quantitativ zeigt
sich, dass sich in aller Regel mehr Männer
als Frauen in der Bürgergesellschaft enga-
gieren. Es gibt also nach wie vor strukturel-
le Ungleichheiten in der Verteilung von Er-
werbsarbeit und Familien- und Betreu-
ungsarbeit, die sich in politischen und bür-
gerschaftlichen Beteiligungsformen nie-
derschlagen. 

Alle Autorinnen und Autoren wollen mit ih-
ren Beiträgen detaillierte Informationen
vermitteln und Fakten bereitstellen, die für
das Verständnis des komplexen Themas
wichtig sind. Ihnen sowie meiner Kollegin
Frau Dr. Jeannette Behringer, die mit fach-
lichem Rat wesentlich zum Entstehen die-
ses Heftes beigetragen hat, sei an dieser
Stelle gedankt. Dank gebührt auch dem
Schwabenverlag für die stets gute und ef-
fiziente Zusammenarbeit.

Siegfried Frech
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AUF DEM WEG IN EIN „NEUES ZEITALTER“ DEMOKRATISCHER QUALITÄT?

Zivilgesellschaft in der Demokratie
Jeannette Behringer

Zivilgesellschaft ist ein Modebegriff mit ei-
ner bemerkenswerten historischen Traditi-
on. Der Terminus wurde durch die Bürger-
rechtsbewegungen vor 30 Jahren in Ost-
europa erneut publik, sodann im engli-
schen Sprachraum aufgegriffen und er-
freut sich seit geraumer Zeit in der deut-
schen Sprache eines geradezu inflationä-
ren Gebrauchs. Der Begriff allerdings ist
unscharf und schwammig. Was verbirgt
sich hinter ihm? Woher kommt er? Jean-
nette Behringer erörtert in ihrem Beitrag
die historische Genese des Begriffs und
plädiert – auch angesichts eines Wandels
der Partizipationsformen seit den 1950er-
Jahren – für ein dynamisches Verständnis
von „Zivilgesellschaft“. Erst die Unter-
scheidung in einen demokratietheoreti-
schen, wohlfahrtsstaatlichen und schließ-
lich politisch-ethischen Diskussionsstrang
führt zu einer Präzisierung des Begriffs.
Nur so gewinnt der im zivilgesellschaftli-
chen Kontext verwendete Begriff des bür-
gerschaftlichen Engagements an Kontur.
Der Einblick in die Ausprägungen und ver-
schiedenen Formen bürgerschaftlichen
Engagements belegt, dass ein demokrati-
sches Gemeinwesen dieses soziale Kapi-
tal benötigt, aber auch Sorge für ange-
messene Bildungsprozesse tragen muss,
die eben jene bürgerschaftlichen Kompe-
tenzen vermitteln und einüben. Diese Ver-
mittlungsaufgabe ist ein Kernbereich poli-
tischer Bildung. Das Potential politischer
Bildung ist aber – so eine der Thesen des
Beitrags – noch nicht hinreichend ausge-
lotet. Gerade eine überparteilich betrie-
bene politische Bildung könnte eine in-
teressante Plattform für Akteure aus den
Bereichen der Politik, Wirtschaft und der
Zivilgesellschaft darstellen und somit als
Transmissionsriemen und Mittlerin zwi-
schen den verschiedenen Akteuren und
Sektoren wirken. �

„Im Zweifel hilft ja in allen Lebenslagen 
der Markt, ersatzweise der Staat. 
Wenn man trotzdem nicht darauf vertrauen
will, dass städtische Oberinspektoren die
Tanzvergnügen für Senioren auf die Beine
stellen, und wenn man die Alten auch 
nicht den Organisatoren von Omnibus-
Reisen ausliefern möchte, die ihnen über-
teuerte Heizdecken verscheuern wollen –
dann bleibt nur übrig, dass wir uns um 
uns selbst kümmern: Damit wären wir bei
der Zivilgesellschaft (…)“

Herbert Riehl-Heyse, Süddeutsche Zeitung 
vom 24./25. Februar 2001

Zivilgesellschaft – nur ein
Sympathiebegriff?

Zivilgesellschaft ist der neue Star in der
Manege populärer Sympathiebegriffe.
Der Bericht „Bürgerengagement und Zivil-
gesellschaft in Deutschland“ des Maece-
nata-Instituts konstatiert für das Jahr
2005: „Zivilgesellschaft als Begriff setzt
sich in der international geführten Debat-
te auch in Deutschland durch“ (Maece-
nata-Institut 2006, S. 2). Kaum eine politi-
sche Reportage, ein Artikel über ein ge-
sellschaftliches Problem, eine Rede über
Gemeinwohl und Gemeinsinn, die heute
ohne den Begriff Zivilgesellschaft aus-
kommt: So berichtete „Die Tagesschau“
im Sommer 2007 im Zuge der Konferenz
von Heiligendamm in kritischer Absicht
über die „Proteste von Seiten der Zivilge-
sellschaft“; geht es hingegen um Engage-
ment werden zivilgesellschaftlichen Ent-
wicklungen zuweilen magisch anmuten-
de Kräfte zugeschrieben. Keine Partei,
die inzwischen nicht zivilgesellschaftliche
Kräfte lobt. 
Zivilgesellschaft ist das neu gedeckte
Dach eines Hauses, das seit vielen Jahren
aufwändige Bauarbeiten erfährt. In die-
ser Hausgemeinschaft wohnen demokra-
tietheoretische Debatten um die Wieder-
belebung der bürgergesellschaftlichen
Räume, die unter anderem die Steue-
rungsmechanismen der Kooperation und
Beteiligung behandeln; empirische For-
schungen, die die hohe Bedeutung einer
aktiven Bürgerschaft für demokratische
Gemeinwesen feststellen, haben ebenso
ein Zimmer bezogen wie die ernüchterte
Praxis der Bürgerbeteiligung, die das 
Gelingen einer solchen inzwischen von
glasklaren Qualitätsfaktoren abhängig
macht und das Bürgerengagement nicht
mehr überschätzt. Die Praxis hat ebenfalls
ein Mietverhältnis begründet: Problemla-
gen, welche die bisherigen Bewälti-
gungsstrategien überfordern – man den-
ke an die Problematik verschuldeter öf-
fentlicher Haushalte – haben zu einem
neuen Nachdenken über das Verhältnis
von Staat, Wirtschaft, Privatsphäre und
Zivilgesellschaft geführt (vgl. dazu Haus
2002).
Dabei ist die permanent und zu Recht
festgestellte „Unschärfe“ des Begriffs
durchaus Schwäche und Stärke zugleich,
in jedem Fall jedoch Grund für häufige
und vielfältige Anleihen verschiedener
Seiten. Ob man dies nun kritisch oder po-
sitiv betrachtet – Zivilgesellschaft ist eines
der gegenwärtig wichtigsten „polemi-
schen“ (Münkler 2002, S. 30) Vehikel, um

neue gesellschaftlich-politische Entwick-
lungen der Kooperation jenseits von
staatlichen, wirtschaftlichen und privaten
Akteuren zu beschreiben. Der vollständi-
ge Sinn erschließt sich stets nur aus dem
Verwendungszweck. Und nicht nur das:
Längst hat der Begriff die enge Arena wis-
senschaftlicher Diskussion verlassen und
die gesellschaftliche Bühne der Politik
und der Medien betreten. 
Das Anliegen dieses Beitrags ist es, die
Potentiale von Zivilgesellschaft und de-
ren Entwicklungen als eine der wesent-
lichen Quellen für die Modernisierung
demokratischer Systeme zu identifizieren.
Spannend ist die Frage, welche Koope-
rationsprozesse zwischen demokratisch-
repräsentativen Systemen auf der einen
und zivilgesellschaftlichen Bereichen auf
der anderen Seite möglich sind. Der Bei-
trag widmet sich abschließend der Frage,
welche Aufgaben für die politische Bil-
dung entstehen könnten, um die Koope-
ration zwischen zivilgesellschaftlichen
Kräften sowie Prozessen einerseits und
den Akteuren und Prozessen des politi-
schen und wirtschaftlichen Systems ande-
rerseits zu unterstützen. Dabei steht die
Stärkung des bürgerschaftlichen Enga-
gements als eine herausragende Betäti-
gung in und für die Zivilgesellschaft im Fo-
kus der Betrachtung.

Zur Aktualität des Begriffs
„Zivilgesellschaft“

Zivilgesellschaft ist ein gesellschaftlicher
Ort und ein Prozess. Es gibt kein eindeu-
tiges, klares Konzept einer Zivilgesell-
schaft, dafür ein vielfältiges Verständnis
von Zivilgesellschaft, eine große Zahl von
Begriffsbeschreibungen und auch defini-
torische Grauzonen. „Elastisch“ sei das
Konzept – eine schöne Umschreibung
dieser relativen Unschärfe. Zivilgesell-
schaft oder auch Bürgergesellschaft sind
– unabhängig von Ort und Zeit – als im-
mer schon umstrittene Orte in der Gesell-
schaft mit der Frage konfrontiert, ob und
inwieweit dies ein Ort des Politischen ist
oder nicht und inwieweit es sich um einen
konstituierenden Ort der Demokratie
handelt. Zivilgesellschaft beschreibt im-
mer den zivilen Ort in einer Gesellschaft,
in dem Menschen, die einen Bürgerstatus
besitzen, in friedlicher Weise in Assozia-
tionen oder Vereinen kooperieren und in
gemeinsamem Diskurs die sie betreffen-
den Angelegenheiten regeln. Dabei war
die Teilung der gesellschaftlichen Sphä-
ren in eine private und eine öffentliche



Sphäre konstituierend. Der Bürgerstatus –
und damit das Recht, politische Rechte
und Pflichten in Anspruch zu nehmen –
war an Merkmale wie Geschlecht und
Besitz geknüpft. Frauen wurden damit per
se in die Privatsphäre verwiesen – ein Um-
stand, der sich bis heute im öffentlichen
Raum auswirkt. Angemessene Vorstellun-
gen einer Zivilgesellschaft müssen in die-
ser Hinsicht noch aufgearbeitet werden
(Sänger 2007).1
Die Beachtung des Rechts ist in dieser
Vorstellung zwingend. Jedoch waren die
ersten Entwürfe der Bürgergesellschaft
von einer klaren Ablehnung des gängeln-
den Obrigkeitsstaates des 18. und 19.
Jahrhunderts nicht nur gezeichnet, son-
dern wesentlich motiviert (Kocka 2002, S.
16). Denn mit der Industrialisierung form-
te sich auch eine bürgerlich geprägte,
männliche Elite der Kaufleute, Unterneh-
mer, Akademiker und Bildungsbürger, die
selbständige Tätigkeit, Bildung, Indivi-
dualität und individuelle Leistung als

wichtige gesellschaftliche Prinzipien zur
Tugend erhoben. Organisiert in Logen,
Lesegesellschaften, dann auch in Verei-
nen und anderen Selbstverwaltungskör-
perschaften, entstanden politisch-kultu-
relle Räume eines neuen Selbstbewusst-
seins und Lebensentwurfs. Diese Auffas-
sung hat das Funktionsprinzip des indivi-
duellen Eigennutzes als Grundlage für
das Gemeinwohl ausgemacht und damit
wirtschaftliches Handeln zur Norm erho-
ben. Dennoch ist ein Grundelement der
Assoziation der Gleichgesinnten, die ihre
gemeinsamen Angelegenheiten regeln,
erhalten, ähnlich wie es der Ursprungs-
gedanke der politischen Gemeinschaft
der Antike war (Arenhövel 2000, S. 58):
gesellschaftliche und „staatliche“ Ange-
legenheiten in freier Diskussion zu regeln.
Gleichzeitig war die Sphäre des Ökono-
mischen der Privathaushalt und damit
nicht Interessensgegenstand der öffentli-
chen Sphäre. Die bahnbrechende „Um-
kehrung“ der obersten Normen der Bür-

ger, an denen sich politisches Handeln
ausrichtet, wird durch absolutistische
Staaten des 18. Jahrhunderts vorbereitet:
Die politische Gewalt geht ganz auf mo-
narchische Strukturen über – aus Bürgern
werden unpolitische Untertanen, die ihre
privaten Ziele verfolgen sollten. Die öko-
nomische Sphäre bot Zuflucht für dieses
Vakuum – an die Stelle des politischen
Bürgers trat der Wirtschaftsbürger. In der
Folge dieser strukturellen Veränderungen
– so Mark Arenhövel – wird „die Seman-
tik des Bürgers oder des Bürgerlichen aus
der unmittelbaren alteuropäischen Ver-
klammerung mit dem Politischen gelöst“
(Arenhövel 2000, S. 59). Herfried Münkler
nennt diese gravierende Veränderung
die Ablösung des republikanischen Leit-
begriffs der politischen Tugend durch den
Leitbegriff des wirtschaftlichen Interes-
ses: die Verfolgung des Eigeninteresses
schaffe das größtmögliche Gemeinwohl
(Münkler 2002, S. 29f.).
Alexis de Tocqueville, der französische
Adlige mit republikanischem Sendungs-
bewusstsein, schreibt besorgt in seinem
zweiten Buch über die amerikanische De-
mokratie, dass den Bürgern die Gleich-
heit und der ökonomische Ausdruck des-
sen, der Wohlstand, wohl wichtiger sei
als die politische Freiheit, und er sieht ne-
ben anderen Faktoren eine große Ge-
fahr für die Demokratie in einer unpoliti-
schen Bürgerschaft, die das ökonomische
Wohlergehen als Ausdruck von Gleich-
heit – die ihn bei der Betrachtung der
amerikanischen Gesellschaft an sich tief
beeindruckt – höher einschätzt als das
politische Wohlergehen im Gewand der
Freiheit und befürchtet, dass der Mensch
sich damit zufrieden gibt „sich rastlos im
Kreise (zu; Anm. d. V.) drehen, um sich klei-
ne und gewöhnliche Vergnügungen zu
verschaffen, die ihr Gemüt ausfüllen: sei-
ne Kinder und seine persönlichen Freun-
de verkörpern für ihn das ganze Men-
schengeschlecht; was die übrigen Mit-
bürger angeht, steht er neben ihnen, aber
er sieht sie nicht“ (zitiert nach Massing/
Breit 2001, S. 154). 

Die Renaissance der Zivilgesellschaft

Das „Projekt“ Bürgergesellschaft, gemein-
sam mit Gleichgesinnten in freier Assozia-
tion beratschlagend in politischen Ange-
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Ein Sänger des Shanty Chors vom Männer-
gesangverein „Concordia“ Haren. Frei-
williges Engagement lebt von den Motiven,
mit anderen Menschen zusammenkommen
und die Gemeinschaft im Kleinen gestalten
zu wollen. picture alliance/dpa
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legenheiten zu kooperieren, hat sich mit
der Entstehung von Wirtschaft und Staat
zu einem unpolitischen Ort gewandelt,
an dem das politische Ideal der gemein-
schaftlichen und selbst bestimmten Rege-
lung der Angelegenheiten mit dem öko-
nomischen Prinzip der individuellen Nut-
zenmaximierung in Form des Konsums
konkurriert und häufig unterliegt. Die Ent-
wicklungen der Re-Vitalisierung, die em-
phatischen Beschwörungen, aber auch
die reale Unterstützung der Zivilgesell-
schaft heute – in demokratischen Gesell-
schaften – hat seine Ursache in diesen
Entwicklungen und auch in diesen Zwän-
gen. So ist Zivilgesellschaft bis heute ver-
bunden mit dem liberalen Verständnis,
soziale Wertschöpfung könne und solle
sich auch aus wirtschaftlicher Tätigkeit
heraus entwickeln und andererseits auch
mit der politischen Auffassung, dass de-
mokratische Vereinigungen im Alltag Ba-
sis eines funktionierenden Gemeinwe-
sens sind. 
Durch praktisch-politische Entwicklungen
hat dieses Argument zusätzliche Über-
zeugungskraft entwickelt und zu ei-
nem „Theorie-(Re)-Import“ der Zivilgesell-
schaft, so Arenhövel (2000, S. 55), ge-
führt: Durch die Demokratisierungsbewe-
gungen Mittelosteuropas, sei es in Polen,
der Tschechoslowakei, in Ungarn oder
Bulgarien, in den 1980er- und 1990er-
Jahren wurde der Begriff besetzt, um die
Möglichkeiten einer demokratischen Ent-
wicklung im außerstaatlichen Bereich
aufzuzeigen und die gesellschaftliche
Transformation hin zu einer demokrati-
schen Gesellschaft voranzubringen. Das
Aufgreifen des Begriffs in den westlichen
Demokratien ist eigentlich überraschend,
denn das Ziel osteuropäischer Zivil-
rechtsbewegungen ist in den liberalen
Demokratien des Westens verwirklicht:
Die Gewährleistung von Grund- und
Menschenrechten, von unabhängigen
rechtsstaatlichen Institutionen, einer de-
mokratisch gewählten Volksvertretung,
von Meinungsfreiheit und Toleranz, das
Austarieren von Gleichheit und Freiheit.
Dennoch ebnete dieses erneute Aufgrei-
fen des Begriffs den Weg für das Nach-
denken über den Stellenwert des Politi-
schen in der Zivil- oder Bürgergesell-
schaft. Die Hoffnung, die auf Zivilgesell-
schaft „lastet“ und zur Konjunktur des Be-
griffs beiträgt, gründet sich dabei auf die
kritische Wahrnehmung verschiedener,
parallel verlaufender Entwicklungen: Eine

Skepsis gegenüber der Legitimation und
Leistungsfähigkeit staatlicher Politik (Eh-
renberg 1999), eine Skepsis gegenüber
der moralischen Integrität privater Unter-
nehmen und deren Management sowie
eine Skepsis gegenüber dem privaten
Raum, der Privatsphäre als erstem und
verlässlichem Grund der Entstehung indi-
vidueller und sozialer Kompetenzen und
Werte. Engagement, Beteiligung, Solida-
rität, Zusammenhalt, Toleranz, Respekt,
Effizienz – soziale und demokratische Tu-
genden, all das scheint heute in der Zivil-
gesellschaft fast „mühelos“ entstehen zu
können. Aber vergessen wir nicht die be-
rühmten zwei Seiten einer Medaille: Ist
der Ruf nach vermehrter „Eigenverant-
wortung“ Zeichen eines Vertrauens in die
Freiheit und Verantwortung der Bürgerin-
nen und Bürger oder ein Aufbürden mo-
netärer Lasten mit emphatischen Vorzei-
chen? Ist der „aktivierende Staat“ ge-
meint, der seine Rolle als unterstützende
und fördernde für Strukturen der Zivilge-
sellschaft versteht, oder ein „schlanker

Staat“, dessen Intention es ist, sich von
der Finanzierung öffentlicher Aufgaben
zurückzuziehen und sie in die Hände ei-
genverantwortlicher Bürgerinnen und
Bürger zu legen? Welche Freiheit genau
ist gemeint? Tradition, Motivation und
Herkunft – warum und wie Argumente
vorgebracht werden, ist deshalb immer
einer genaueren Analyse wert: Stehen sie
in der republikanischen Tradition einer
Freiheit, die zu einer gemeinschaftlichen
Rolle befähigen soll? Oder stehen sie in
einer liberalen Tradition, die Freiheit als
Negativrecht im Sinne einer „Freiheit von“
definiert? (Münkler/Noll o. J.).

Ein dynamisches Verständnis von
„Zivilgesellschaft“

Was soll also „Zivilgesellschaft“, was
kann sie „leisten“? Helmut K. Anheier und
Anja Appel definieren die moderne Zivil-
gesellschaft als die „Summe der Institutio-
nen, der formalen Organisationen und

Rund eine Million ehrenamtliche Helfer in
Fußballvereinen sorgen ohne Bezahlung
dafür, dass in Deutschland von der Kreis-
klasse bis zu den Bundesligen rund 170.000
Mannschaften am Spielbetrieb des DFB 
teilnehmen können. Diese „Spielmacher 
im Hintergrund“ werden mit der Aktion
„Danke ans Ehrenamt“ gewürdigt.
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nicht-formalen Vereinigungen sowie des
individuellen Handelns (...), die zwischen
den Bereichen Familie, Staat und Markt
angesiedelt sind, auf Freiwilligkeit beru-
hen und eher gemeinwohlfördernd als ei-
gennützig sind“ (2007, S. 341). Dabei han-
delt es sich im Ergebnis um ein friedliches
Zusammenwirken für bestimmte gemein-
same Ziele im öffentlichen Raum: eine zi-
vile Gesellschaft. Colin Powell drückt die-
sen Zusammenhang in einer Rede so aus:
„a civil society is one whose members ca-
re about each other and about the well-
being of the community as a whole“ (nach
Ehrenberg 1999, S. 233). Freiwillige Zu-
sammenschlüsse und Engagement für ein
gemeinsames Ziel, das gemeinschaftlich,
friedfertig und ohne Gewalt angestrebt
wird – das setzt Empathie und Interesse
an öffentlichen Themen voraus, und es
birgt das Potential, weitere Empathie und
gemeinsame Ziele durch Kooperation
und Zusammenwirken herzustellen. Ko-
operationen in der Zivilgesellschaft kön-
nen also auch soziale Netzwerke beför-

dern und so zur Entstehung oder zum Be-
stand sozialen Kapitals in einer Gesell-
schaft beitragen (Putnam 2002, S. 260).
Dies impliziert, dass soziale Netzwerke
Wirkungen zeigen. Dies können zum Bei-
spiel vorbildhafte Wirkungen sein, indem
Menschen sich Gruppen anschließen,
die eine aus ihrer Sicht sinnvolle Tätigkeit
ausüben. Zusammenschmiedendes so-
ziales Kapital ist dann gegeben, wenn
man sich mit Menschen zusammentut, die
derselben „Gruppe“ angehören, wobei
diese gruppenbildenden Kriterien ver-
schiedene sein können (Geschlecht, Na-
tionalität, Alter). Der Beitritt zu einem
Sportverein, dessen Mitglieder sich mehr
oder weniger aus demselben Milieu re-
krutieren, ist solch ein Beispiel. Brücken-
schlagendes soziales Kapital ist gege-
ben, wenn soziale Netzwerke mit Men-
schen begründet werden, die nicht der ei-
genen Gruppe angehören, wenn also
„Brücken“ zwischen verschiedenen Mi-
lieus geschlagen werden. Auf diese Wei-
se geknüpfte Netzwerke bergen die

Chance, Trennungen oder gar Spaltun-
gen in der Gesellschaft zu überwinden.
Generationenübergreifende Freiwilligen-
dienste sind ein gutes Beispiel hierfür. Das
Projekt „SeitenWechsel“, das Manage-
rinnen und Manager für eine Woche
hautnah in die völlig andere Welt der so-
zialen Arbeit bringt, ein weiteres. 
Bürgerschaftliches oder ehrenamtliches
Engagement sind mögliche Formen die-
ser Netzwerke, die jedoch nicht die einzi-
ge Form darstellen. Hingegen ist nicht je-
des soziale Netzwerk per se „gut“ bezie-
hungsweise zeitigt positive Wirkungen.
Eine Skinhead-Kameradschaft, die sich
rechtsextremes Gedankengut auf die
Fahnen geschrieben hat, ist zwar ein Bei-
spiel für ein zusammenschmiedendes so-
ziales Kapital, das jedoch dezidiert so-
ziale Exklusion bestimmter Gruppen und
die Spaltung der Gesellschaft zum Ziel
hat. Deshalb müssen die Ziele eines so-
zialen Netzwerks und ihr Beitrag zum so-
zialen Kapital stets kritisch auf ihren de-
mokratischen Gehalt überprüft werden.2
Der eigentliche Beweggrund für soziale
Netzwerke, die soziales Kapital begrün-
den, ist die Norm der Reziprozität: man
tut etwas in der Erwartung, dass irgend-
wann jemand dasselbe auch für einen
selbst tun wird. Ergänzend könnte man
sagen: man tut etwas in der Hoffnung,
dass irgendwann eine natürliche Person
oder eine Institution, eine Gruppe, in der
man lebt (z.B. Familie, Gesellschaft), ein-
mal dasselbe – oder etwas ähnlich „Gu-
tes“ für einen selbst tut. Auf diesen Ver-
trauensvorschüssen beruht der Einsatz für
andere, das Engagement, das Befolgen
von Regeln, die Akzeptanz von Ergebnis-
sen – auch wenn sie eigenen Positionen
und Überzeugungen im Extremfall nicht
entsprechen. Es kann in seiner Bedeutung
für die soziale Kohäsion, das friedliche
Zusammenleben und auch für das Funk-
tionieren einer Demokratie nicht hoch ge-
nug eingeschätzt werden und ist für ein
demokratisches Gemeinwesen unver-
zichtbar (Pollack 2004). Dabei ist zu be-
denken, dass Vertrauen – in Personen wie
auch in Institutionen oder Prozesse – kein
nachwachsender Rohstoff ist, der ohne
Pflege gedeiht. Vertrauen als Ressource
muss stets neu gewonnen werden. Darauf
baut die Unterstützung für das Politische,
für Normen, Strukturen, Prozesse.

Zivilgesellschaft, Staat, Wirtschaft
und Privatsphäre

Soziale Netzwerke und Vertrauen sind
denn auch die Basis für kooperative Be-
ziehungen und Austauschmöglichkeiten
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nicht nur innerhalb der Zivilgesellschaft,
sondern ebenfalls in die anderen gesell-
schaftlichen Bereiche des Staates, der
Wirtschaft und der Privatsphäre hinein.
Die definitorische Trennung der gesell-
schaftlichen Bereiche und die Betonung
unterschiedlicher Steuerungsmechanis-
men lenken den Blick ab von den vielfäl-
tigen Austauschbeziehungen zwischen
diesen Bereichen (Hinterhuber/Wilde
2007). Soll Zivilgesellschaft Teil eines mo-
dernen Staatsverständnisses sein, ist es
notwendig, gerade diese Kooperations-
beziehungen und Austauschbeziehun-
gen zwischen Zivilgesellschaft einerseits
und Staat, Wirtschaft sowie Privatraum
andererseits zu definieren und als Be-
standteil demokratischer Systeme weiter-
zuentwickeln. In Anlehnung an Jürgen
Habermas definieren Günther Ammon
und Michael Hartmeier Zivilgesellschaft
als eine Vielzahl von Assoziationen, die
im vorpolitischen Raum tätig sind und ih-
re Kritik, ihre Problemlösungen in die Po-
litik tragen. Eine der wesentlichsten Trä-
ger für diese Funktion sind Parteien, die
Meinungen aufnehmen und Meinungsbil-
dungsprozesse im politischen System ge-
stalten. Gerade auf kommunaler Ebene
haben sich hier neben traditionellen For-
men des Verbundes – Parteien, Vereine,
Verbände – bereits seit den 1960er-Jah-
ren neuen Formen der Assoziationen und
Netzwerke von Bürgerinnen und Bürgern
herausgebildet, die ihre Anliegen nicht
repräsentiert sahen und durch eigenes
Tun und Engagement Forderungen an das
politische System formuliert haben. 
Dieses andere Verständnis von staatli-
chem Handeln zeigt sich auf kommunaler
Ebene im Leitbild der „Bürgerkommune“
am deutlichsten. Die „Bürgerkommune“,
seit Mitte der 1990er-Jahre insbesondere
von Verwaltungspraxis und Wissenschaft
gepflegt, möchte eine höhere Akzeptanz
kommunaler Dienstleistungen und Pla-
nungen herbeiführen, eine stärkere Teil-
nahme der Bürgerschaft an der demokra-
tischen Willensbildung erreichen, eine
umfassendere Unterstützung der Bürger-
schaft untereinander bewirken, die kom-
munalen Haushalte entlasten sowie bes-
sere Politikergebnisse erzielen (Holtkamp
2002). Dazu ist es notwendig, Bürgerin-
nen und Bürger in ihren Rollen als Kun-
den, als Mitgestaltende sowie als Auf-
traggeberin und Auftraggeber zu stär-
ken. Thomas Klie und Paul-Stefan Ross
weisen darauf hin, dass die Aufgabe der
Teilbereiche Staat, Wirtschaft und des
Dritten Sektors nicht nur darin bestünde,
die Aktivitäten von Bürgerinnen und Bür-
gern zu unterstützen, sondern mit diesen
aktiv in Netzwerken zusammenzuwirken.3
Diese Modernisierung der Meinungs-
bildungs- und Entscheidungsprozesse ist,
wie bereits erwähnt, seit langem im Gan-
ge und hat durch die Bearbeitung un-
terschiedlicher Themenkonjunkturen, zum

Beispiel durch die Erarbeitung des 
Leitbilds der Nachhaltigen Entwicklung
durch Lokale Agenda-Prozesse, stets
neue Erfahrungen für alle Akteure und ei-
ne Entwicklung in Richtung neuer For-
men der Kooperation ermöglicht. So sind
Kommunen als partnerschaftliche Akteu-
re der Bürgerinnen und Bürger tätig. Bür-
gerinnen und Bürger ihrerseits reagieren
nicht in erster Linie aus einer Protesthal-
tung heraus, sondern drücken ihren Wil-
len zur gemeinsamen Entwicklung aus;
Bürgerschaft und Kommunen reagieren
mehr und mehr mit neuen Formen der Par-
tizipation und Beteiligung auf besondere
Problemlagen oder gestalten gemeinsam
Zukunftsprojekte in Form semi-konventio-
neller politischer Partizipation (Behringer
2002). Diese neuen Formen der Koopera-
tion entstehen nicht ohne weitere Voraus-
setzungen, sie sind mit der Erfordernis 
einer Binnenmodernisierung verbunden
und ergänzen so bestehende Entschei-
dungsmechanismen (Bogumil 2001).
Auch die Beziehungen zwischen Markt
und Staat in der Zivilgesellschaft finden
Ausdruck im Selbstverständnis mancher
Unternehmen – gleichwohl es sich um ein
schwieriges Verhältnis handelt.4 Corpo-
rate Citizenship bezeichnet ein neues Leit-
bild, welches das Unternehmen nicht in
seiner marktwirtschaftlichen Rolle als Ein-
heit zwischen Gewinnstreben und Pro-
duktion definiert, sondern die Frage stellt,
wie sich das Unternehmen im Verhältnis
zu seinem gesellschaftlichen Umfeld sieht
und welche gesellschaftliche Verantwor-
tung es wahrzunehmen gedenkt. Es geht
demnach nicht um die Gestaltung von
wirtschaftlichen Beziehungen zur Außen-
welt, sondern das Unternehmen stellt sich
– wie Bürgerinnen und Bürger auch – die
politisch durchaus relevante Frage, wel-
che Eigenverantwortung es als gesell-
schaftlicher Akteur hinsichtlich deren Ent-
wicklung trägt und wo gesellschaftliche
Gestaltungsräume sein könnten. Holger
Backhaus-Maul definiert Corporate Citi-
zenship als „freiwillige Übernahme ge-
sellschaftlicher Verantwortung durch pri-
vate Unternehmen vor dem Hintergrund
wirtschaftspolitisch günstiger Rahmenbe-
dingungen“ (Backhaus-Maul 2004, S. 3).
Dabei hat sich inzwischen ein reichhalti-
ges Instrumentarium für Unternehmen he-
rausgebildet, das vor allem die Bereitstel-
lung von Geldmitteln (Corporate Giving)
und den Einsatz von Personalressourcen
und Sachmitteln (Corporate Voluntee-
ring) umfasst. Dabei darf nicht vergessen
werden, dass auf lokaler Ebene gerade
kleine und mittlere Unternehmen traditio-
nell eine breite Praxis von Unterstützungs-
mechanismen entwickelt haben, die in der
Außendarstellung von Leistungen auf dem
Gebiet der Corporate Citizenship oft ver-
loren gehen. Diese Instrumente werden
sowohl zum Zwecke des Allgemeinwohls,
aber auch strategisch für das eigene Un-

ternehmensimage eingesetzt. Die Zusam-
menarbeit von Unternehmen und Nichtre-
gierungsorganisationen scheint neue Di-
mensionen zu entfalten, die sensibel ge-
staltet werden müssen. So sind Allianzen
zwischen Umweltorganisationen und Un-
ternehmen heute keine Seltenheit mehr.
Und nicht immer nehmen sie so skurrile
Formen an wie die Werbung eines Bier-
herstellers, der damit wirbt, dass Bierkon-
sum ein Beitrag zum Umweltschutz sei. Die
Mitarbeit von Unternehmen in zivilgesell-
schaftlichen Prozessen und Netzwerken
scheint allerdings eine Leerstelle zu sein –
die Währung „Zeit“ wird hierfür nicht ein-
gesetzt, obwohl man dies durchaus als ei-
ne andere Form des Corporate Voluntee-
ring bezeichnen könnte. So wird allge-
mein bemängelt, dass die Mitwirkung von
Unternehmen an Lokalen Agenda-Pro-
zessen in der Praxis kaum stattfindet.
Backhaus-Maul urteilt, dass die Frage
„Wer beteiligt sich in welcher Art und Wei-
se an der Produktion gesellschaftlicher
Wohlfahrt?“ noch nicht hinreichend be-
antwortet ist. 
Zivilgesellschaft in seinem dynamischen
Verständnis sollte schließlich auch die
Frage nach den Wechselwirkungen und
den gegenseitigen Kooperationsbezie-
hungen stellen, die zwischen Privatsphä-
re und Zivilgesellschaft bestehen. Ein An-
satzpunkt könnte sein, dass freiwilliges
Engagement sich nicht beschränkt auf
den Bereich der Zivilgesellschaft, son-
dern auch im Privatraum stattfindet in
Form von informellem Engagement (z.B.
Nachbarschaftshilfe). Dies ist ebenso im
staatlichen Bereich der Fall (z.B. in Form
von Schöffendiensten). Des Weiteren leis-
ten Menschen freiwilliges Engagement in
Betrieben, wenn sie als Vertrauensperso-
nen tätig sind. Die Analyse der Integra-
tion der verschiedenen Steuerungsme-
chanismen Hierarchie, Geld, Koopera-
tion und Beteiligung ist ein wichtiges The-
ma, um Funktionsweisen von Zivilgesell-
schaft, Staat, Wirtschaft und Privatraum
fruchtbar zu machen.

Engagement: Kompetenzen für
Zivilgesellschaft und Demokratie

Auch wenn formelles Engagement im
staatlichen und wirtschaftlichen Bereich
zu finden ist, findet ca. 80 Prozent des
bürgerschaftlichen Engagements in der
Zivilgesellschaft statt (Enquete-Kommis-
sion 2002a). Annette Zimmer beschreibt
das bürgerschaftliche Engagement an-
schaulich als „die einfache Mitglied-
schaft und ehrenamtliche Tätigkeit, etwa
in Parteien, Verbänden, Gewerkschaften,
politischen Gremien und Vereinen, die
freiwillige unbezahlte Mitarbeit in karita-
tiven oder gemeinwohlorientierten Ein-
richtungen, wie etwa in Krankenhäusern,
Schulen, Museen oder Bibliotheken, die



verschiedenen Formen direktdemokrati-
scher Bürgerbeteiligung, etwa im Rahmen
von Volksbegehren oder Volksentschei-
den, sowie schließlich die Beteiligung an
Protestaktionen im Rahmen der Bürgerini-
tiativbewegung oder auch der neuen so-
zialen Bewegungen, wie etwa der Öko-
logie-, Anti-Atomkraft- oder Frauenbewe-
gung“ (Zimmer 2000, S. 2). Verschiedene
Formen des Engagements werden hier
genannt, sowohl die einfache Mitglied-
schaft in Vereinen, die Übernahme von
Funktionen und Verantwortung, Freiwilli-
genarbeit bis hin zu Formen unkonventio-
neller politischer Partizipation und die
Mitwirkung in sozialen Bewegungen. Phi-
lipp Schwertmann fasst die Kriterien für
bürgerschaftliches Engagement zusam-
men als „freiwillige, eigeninitiative und
grundsätzlich unentgeltliche Übernah-
me gesellschaftlicher Verantwortung in
Gruppen, Initiativen, Organisationen etc.
außerhalb von Beruf und Privatsphäre“
(Schwertmann 2006, S. 58).5
Die Enquete-Kommission des Deutschen
Bundestags entwickelte fünf Kriterien, an-
hand derer bürgerschaftliches Engage-
ment identifiziert werden sollte: 
� Freiwilligkeit;
� keine Ausrichtung auf materiellen Ge-

winn;
� Gemeinwohlorientierung;
� im öffentlichen Raum;
� gemeinschaftliche Ausübung (En-

quete-Kommission 2002).
Welche konkrete Ausgestaltung erfährt
nun die Zivilgesellschaft in Form bürger-
schaftlichen Engagements? Die empiri-
sche Landschaft des Engagements ab 14
Jahren ist in Deutschland mit dem zweiten
Freiwilligensurvey bereits zum zweiten
Mal in einer repräsentativen Studie erho-
ben (Gensicke/Picot/Geiss 2006). Dabei
ist es wichtig, dass Engagement in zwei
Kategorien eingeteilt wird, die „Gemein-
schaftlich Aktiven“ und die „Freiwillig En-
gagierten“. Während die erste Gruppe
sich dadurch auszeichnet, dass sie an öf-
fentlichen Aktivitäten teilnimmt (z.B. über
die aktive Mitwirkung im Verein6), ist die
zweite Gruppe der freiwillig Engagierten
dadurch gekennzeichnet, dass sie freiwil-
lig Aufgaben, Ämter oder Arbeiten in-
nerhalb dieser Gemeinschaftsaktivitäten
übernimmt. Im Jahr 2004 sind demnach 36
Prozent aller Bürgerinnen und Bürger frei-
willig engagiert: In Jugendzentren, im so-
zialen und kirchlichen Bereich, in Kultur-
und Freizeitvereinen, in der politischen
und beruflichen Interessenvertretung, um
nur einige Bereiche zu nennen. Nur eini-
ge wenige Daten sollen an dieser Stelle
herausgegriffen werden: Die Altersgrup-
pe der 40-49-Jährigen ist mit 42 Prozent
am häufigsten freiwillig engagiert, ge-
folgt von der Gruppe der 50-59-Jährigen.
Mit 37 Prozent gleichauf folgt die Grup-
pe der 60-69-Jährigen, der 30-39-Jähri-
gen und der 14-29-Jährigen. Frauen en-

gagieren sich zu 32 Prozent, Männer mit
39 Prozent. 
Freiwilliges Engagement bleibt an Vo-
raussetzungen gebunden, die eine be-
reits bestehende gesellschaftliche Inte-
gration als Voraussetzung für Engage-
ment benennen, wie hohes Bildungsni-
veau, hohes Einkommen, gute persönli-
che wirtschaftliche Lage und ein großer
Freundes- und Bekanntenkreis.
Grundsätzlich ist von Bedeutung, dass
Bildung und eine entsprechende Wert-
haltung wichtiger sind für ein freiwilliges
Engagement als materielle Größen wie
Einkommen (Gensicke/Picot/Geiss 2006,
S. 77). Dies spiegelt sich auch in den Mo-
tiven wider, die das Engagement bestim-
men: 66 Prozent der Befragten stimmen
„voll und ganz“ der Aussage zu, dass sie
durch ihr Engagement die Gesellschaft
zumindest im Kleinen mitgestalten wollen,
und für 21 Prozent ist ihr Engagement „voll
und ganz“ eine Form politischen Engage-
ments. An zweiter und dritter Stelle stehen
mit 60 Prozent die Motive „mit anderen
Menschen zusammenkommen“ und mit
44 Prozent das Motiv, sich zu engagieren,
weil es sich um „eine Aufgabe handelt,
die gemacht werden muss“ (Gensicke/Pi-
cot/Geiss 2006, S. 82). Interessant ist hier,
dass die Zunahme der „Selbstentfal-
tungswerte“ zu einer Zunahme des Enga-
gements und der Engagementbereit-
schaft geführt hat und nicht etwa zu ei-
nem Rückgang (Klages 2001). 
An den verschiedenen Orten des freiwil-
ligen Engagements werden, so Heiner
Keupp, „wichtige Basiskompetenzen für
die Lebensbewältigung in einer wider-
sprüchlichen Welt des digitalen Kapita-
lismus vermittelt (...). Durch bürgerschaft-
liches Engagement entstehen zivilgesell-
schaftliche Potenziale. Zivilgesellschaft ist
die Idee einer demokratischen Alltagskul-
tur, die von der identifizierten Beteiligung
der Menschen an ihrem Gemeinwesen
lebt und in der Subjekte zugleich die not-
wendigen Bedingungen für gelingende
Lebensbewältigung und Identitätsarbeit
in einer offenen pluralistischen Gesell-
schaft schaffen und nutzen. Um die Vision
einer Zivilgesellschaft realisieren zu kön-
nen, bedarf es – an formellen wie infor-
mellen Lernorten – der Förderung der Bil-
dungschancen für Heranwachsende zum
Erwerb von Schlüsselqualifikationen, die
zur lebendigen Weiterentwicklung zivil-
gesellschaftlicher Lebensformen erfor-
derlich sind“ (Keupp 2006). 
Demokratie ist eine voraussetzungsvolle
Herrschafts-, aber auch Lebensform.
Kompetenzen, wie Keupp sie hier be-
nennt, sind für alle Personen in allen Le-
bensphasen wichtig. Bildungsprozesse
für eine aktive Zivilgesellschaft sind le-
benslanges Lernen. Freiwilliges Engage-
ment trägt zur Pflege von sozialem Kapi-
tal in Form von Vertrauen und Solidarität
bei. Die Teilnahme an freiwilligem Enga-

gement führt ebenso dazu, dass demo-
kratische Kompetenzen ausgebildet wer-
den: die Fähigkeit, eine eigene Meinung
zu bilden und zu formulieren; die Fähig-
keit, Kompromisse auszuhandeln und da-
mit die eigene Meinung der Zumutung
der Veränderung auszusetzen; sich mit
fremden Menschen auseinander zu set-
zen und zu kooperieren – all dies sind
Kompetenzen, die durch Engagement er-
lernbar und in partizipativen Prozessen
einsetzbar sind (Behringer 2002, S. 273f.).
Erlebnisse der Solidarität, des Zusam-
menhalts, von Toleranz und Respekt ge-
genüber anderen: in seriösen und ernst
gemeinten Settings des Engagements
sind diese Erfahrungen für demokratische
Gesellschaften von unschätzbarem Wert,
da sich Bürgerinnen und Bürger in Prozes-
sen des Engagements und der Beteili-
gung als solche erleben. Denn der frei-
heitliche Staat kann die notwendige bür-
gerliche Tugend des Engagements nicht
erzwingen, ohne sich selbst der Freiheit
zu berauben und muss diese gewähren
(Münkler/Noll o. J., S. 8). Engagement
und Engagementbereitschaft sind je-
doch, wie bereits festgestellt, fragile und
keine stabilen Verhaltensmuster. Albert
O. Hirschmann hat den Wechsel der Bür-
gerinnen und Bürger zwischen Gemein-
wohlorientierung und Privatleben in
Wohlstandsgesellschaften in „Engage-
ment und Enttäuschung“ eindrücklich be-
schrieben.7

Politische Bildung und
Zivilgesellschaft

Herfried Münkler und Anna Noll weisen
auf die aktivierende politische Bildung
hin, die die sozio-moralischen Vorausset-
zungen ohne äußere Konflikte oder inne-
ren Zwang schaffen könnte (Münkler/
Noll o. J., S. 4). Dabei hat die politische
Bildung selbst mit der Frage zu kämpfen,
mit welchen Ansprüchen sie Bürgerinnen
und Bürgern begegnet und wie sie ihre
Bildungsangebote entsprechend gestal-
tet. Dabei ist das Bild des „mündigen“
oder „demokratiekompetenten“ Bürgers
und der Bürgerin freilich noch unbestrit-
ten. Joachim Detjen fasst bürgerschaft-
liche Kompetenz in drei Bereiche wün-
schenswerter Kenntnisse und Fähigkeiten:
kognitive Kompetenz, prozedurale Kom-
petenz und habituelle Kompetenz (vgl.
Deetjen 2002).
Kognitive Kompetenz meint ein „gewisses
Niveau“ an Wissen über die institutionel-
le Ordnung des politischen Systems, über
funktionelle Zusammenhänge bis hin zu
globalen Abhängigkeiten. Hierzu gehört
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beispielsweise das Wissen über Idee und
Entstehung der Europäischen Union so-
wie die Gremien und Funktionsweisen der
Europäischen Union. Prozedurale Kom-
petenzen beinhalten Wissen, vor allem
aber Fähigkeiten, um politische Einfluss-
möglichkeiten und Partizipationsmöglich-
keiten wahrnehmen zu können. Dazu
zählt Detjen rechtliches Wissen, aber
auch strategisches Wissen, wann zum
Beispiel der richtige Zeitpunkt gekommen
ist, um eine Bürgerinitiative zu gründen
oder wie man in eine Partei eintritt. Habi-
tuelle Kompetenzen sind fest verankerte
Einstellungen, die die Bürgerschaft dem
demokratischen Gemeinwesen entge-
genbringen muss. Dazu gehören Tugen-
den wie Rechtsgehorsam, Fairness und
Toleranz oder sozialer Gerechtigkeits-
sinn. 
Der Anspruch, den die politische Bildung
an ihre Adressaten richtet, ist auch ab-
hängig davon, welches Bürgerbild sie in
ihren Angeboten implementiert und wel-
che Rolle sie sich selbst zuweist: Soll sie
zum Beispiel in „emanzipatorischer Ab-
sicht“ die Bürgerinnen und Bürger zu tu-
gendhafter Partizipation „überreden“, ih-
nen Werbekampagnen für Wahlen nahe
legen oder sie zur permanenten Mitarbeit
in Vereinen anregen? Soll sie angesichts
knapper Zeitressourcen der Bürgerinnen
und Bürger Kurzinformationen zur Funkti-
onsweise des deutschen Bundestags er-
stellen und darauf hoffen, dass sie auch
gelesen werden? Und in welcher Form
soll sie die Bürgerinnen und Bürger an-
sprechen: In Veranstaltungen, mit Formen
des E-Learnings oder mit zeit- und orts-
unabhängigen Printprodukten? Ob nach
Detjen der Bürger – und nicht das politi-
sche Personal oder Institutionen – die
Schwachstellen des Gemeinwesens sind,
sei einmal dahingestellt. Der politische
Aktivbürger und die Aktivbürgerin, die
sich jederzeit um öffentliche Angelegen-

heiten kümmern und partizipieren, ist
nicht die Regel. Hingegen scheint das
Modell der interventionsfähigen Person,
die sich von Zeit zu Zeit dann einmischt,
wenn es notwendig ist, eine akzeptable
Orientierung zu sein. Dieser Bürgertypus
kann auch unterscheiden, wann ein Ein-
greifen notwendig ist und wann nicht. Er
oder sie ist mäßig informiert und interes-
siert sich für das politische Geschehen.
Nun ermöglicht Bürgerengagement poli-
tische Lernprozesse: „Es trägt zur Ausbil-
dung einer bürgerschaftlichen Identität
bei, die zwischen den jeweils partikula-
ren Anforderungen ethischer Gemein-
schaften und einer auf moralische Grün-
de gestützten politischen Legitimation zu
vermitteln vermag und damit politisch in-
tegrierend wirkt. Erst die Praxis des Bür-
gerengagements bringt jenen Zusam-
menhang von Einstellungen, Werthaltun-
gen und Handlungsdispositionen hervor,
auf den demokratische politische Institu-
tionen so dringend angewiesen sind. In
den Assoziationsformen der Zivilgesell-
schaft können Toleranz, Respekt und der
Verzicht auf Gewalt praktiziert und damit
Voraussetzungen für eine Rationalisie-
rung ethischer Fragen geschaffen wer-
den“ (Klein/Speth 2004, S. 280). 
Die konkrete Lernerfahrung in und durch
Engagement ist sicher sehr hoch einzu-
schätzen; sie sollte jedoch durch eine
Plattform ergänzt werden, die auf neutra-
lem Boden das Reflektieren eines Ereig-
nisses, eines Themenfeldes möglich
macht. Eine neutrale, überparteiliche po-
litische Bildung bietet eine unschätzbare
Möglichkeit der objektiven Meinungsbil-
dung. Im Sinne eines dynamischen Ver-
ständnisses von Zivilgesellschaft bietet
sie allen Akteuren einen Vertrauensraum
der geschützten konkreten Begegnung
und fairen Auseinandersetzung: Akteuren
der Wirtschaft, des Staates und bürger-
schaftlicher Initiativen. Im Sinn der ge-

nannten Kompetenzen sind insbesondere
die Vermittlung von Wissen über die „an-
deren Akteure“ sowie Prozesse und Zu-
sammenhänge zu nennen – laut Detjen
kognitives und prozedurales Wissen. Be-
gegnung und Austausch jenseits des All-
tags bietet immer auch die Chance, dass
vorhandene Urteile und Einstellungen an-
geregt und auch in Frage gestellt werden.
Überparteiliche politische Bildung sollte
Transmissionsriemen sein und als Mittle-
rin zwischen den Welten der Akteure als
Botschafterin und Brückenbauerin fungie-
ren. Ein zentrales Themenfeld der politi-
schen Bildung ist dabei die gemeinsame
Diskussion und die Ausgestaltung von Ko-
operationsprozessen zwischen den ver-
schiedenen Bereichen Zivilgesellschaft,
Staat, Wirtschaft und Privatraum im Sin-
ne sozialer Innovation.
Dabei sind aktivierende Formate der Bil-
dungsarbeit durchaus gewünscht und
sinnvoll: Ulrich Klemm schlägt für eine
bürgerschaftliche Erwachsenenbildung
das Konzept der aufsuchenden Bildungs-
arbeit mit ihren Ansätzen einer alltags-
orientierten Erwachsenenbildung, der de-
zentralen Stadtteilarbeit, des Lernens vor
Ort und der regionalorientierten Erwach-
senenbildung vor. Dabei ist die partizi-
patorische Planung der Bildungsarbeit 
ein wesentliches Merkmal (Klemm 2001, 
S. 43f.). Erwachsenenbildung wird so zur
intermediären Vermittlerin professioneller
Standards in Lernsituationen. Interessant
ist der Ansatz des „lern-netzwerks Bürger-
kompetenz“: Erwachsenenbildung wird
zur Begleiterin gesellschaftlicher Prozes-
se. Sie begibt sich damit allerdings auf ei-
ne Gratwanderung zwischen neutraler
Beobachterin und Arrangeurin sachlicher
Diskurse jenseits des politischen Alltags.
Auch ist die Frage zu stellen, inwiefern Bil-
dung in die Gefahr gerät, unzulässiger-
weise politische Prozesse und damit Mei-
nungsbildung zu beeinflussen. Anderer-
seits ist die Ermöglichung zivilgesell-
schaftlicher Lernprozesse in diesen Set-
tings um ein Vielfaches größer. Ihre Neu-
tralität darf sie allerdings niemals aufs
Spiel setzen – es geht um die Glaub-
würdigkeit der politischen Bildung als ei-
ne der wenigen neutralen gesellschaftli-
chen Plattformen des demokratischen
Gemeinwesens. Verstanden als solche
wäre sie auf jeden Fall Teil einer „Engage-
mentpolitik“, wie Ansgar Klein sie skiz-
ziert, die sich um eine aktivierende De-
mokratie und um ihre Akteurinnen und Ak-
teure bemüht.

Freiwilligen-Zentren haben für jeden einen
passenden Job. Eine Ehrenamtliche betreut
Erst- und Zweitklässler bei der Erledigung
ihrer Hausaufgaben. picture alliance/dpa
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ches Engagement“. Ihre Arbeits- und For-
schungsschwerpunkte sind: Freiwilliges
Engagement; Zivilgesellschaft und De-
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BEGRIFF, LE ITIDEE UND GESELLSCHAFTSPOLITISCHE FOLGEN

Bürgerschaftliches Engagement und 
zivilgesellschaftliche Reformpolitik
Ansgar Klein

Der Begriff des „bürgerschaftlichen Enga-
gements“ ist mit den Arbeiten der En-
quete-Kommission zur „Zukunft des Bür-
gerschaftlichen Engagements“ durchaus
folgenreich entfaltet worden. Der Beitrag
von Ansgar Klein erläutert zunächst das
grundlegende Begriffsverständnis (1.) und
skizziert im Anschluss daran Leitidee (2.)
und Agenda (3.) einer auf die Förderung
des bürgerschaftlichen Engagements aus-
gerichteten zivilgesellschaftlichen Reform-
politik, wie sie durch die Enquete-Kommis-
sion entfaltet worden sind. Abschließend
werden Anhaltspunkte dafür aufgeführt,
dass sich „Engagementpolitik“ als ein neu-
es Politikfeld konstituiert hat (4.). Wenn –
so eine der Thesen des Beitrags – bürger-
schaftlichem Engagement in unserer Ge-
sellschaft ein zentraler Stellenwert zukom-
men soll, bedarf es der politischen Aner-
kennung und einer intensiven Förderung
sowie Unterstützung. Maßnahmen einer
Reformpolitik wären die Stärkung der or-
ganisierten Zivilgesellschaft und derjeni-
gen Strukturen, die Engagement fördern,
sowie der Ausbau von Kooperationen und
Netzwerken. Es geht aber nicht nur um
neue Wege der Anerkennung, Motivation
und Unterstützung. Der Umbau des So-
zialsystems wird zukünftig auf eine Auf-
gabenteilung zwischen Staat, Markt und
Zivilgesellschaft angewiesen sein. Genau
hier konstatiert Ansgar Klein noch einen
blinden Fleck und rät dringend zur Ver-
knüpfung engagementpolitischer Themen
mit den großen Reformthemen (Bildung,
Pflege und Gesundheit, demographischer
Wandel usw.). �

Zum Begriffsverständnis von
„bürgerschaftlichem Engagement“

Im Begriff des bürgerschaftlichen Enga-
gements bündeln sich unterschiedliche
Formen von freiwilligen, nicht auf mate-
riellen Gewinn ausgerichteten, gemein-
wohlorientierten und im öffentlichen
Raum angesiedelte Tätigkeiten (siehe zum
Folgenden Hartnuß/Klein 2007). Dazu
zählen traditionelle und neue Formen eh-
renamtlicher Tätigkeiten in Vereinen, Ver-
bänden und Kirchen, Freiwilligendienste,
unterschiedliche Varianten der Selbsthil-
fe, der Wahrnehmung öffentlicher Funk-
tionen sowie Formen der politischen Be-
teiligung und Mitbestimmung. Bürger-
schaftliches Engagement zeichnet sich

dadurch aus, dass es zwischen den Sphä-
ren Staat, Markt und Privatleben stattfin-
det, Öffentlichkeit einschließt, also trans-
parent und anschlussfähig für andere Bür-
ger und Partner ist und in seinen Wirkun-
gen nicht nur auf die unmittelbar Beteilig-
ten zielt, sondern einen Beitrag zur För-
derung des Gemeinwohls leistet. Damit
schlägt der Begriff Brücken zwischen bis-
lang eher unabhängig voneinander be-
trachteten Aktivitätsfeldern, indem er ihre
Gemeinsamkeiten unterstreicht und auf
diese Weise sowohl einen analytischen
als auch normativ-konzeptionellen Zu-
sammenhang herstellt. 
Gegenüber älteren Diskussionen um das
Ehrenamt zeichnet sich die aktuelle De-
batte um das bürgerschaftliche Engage-
ment durch den Bezug auf die Zivil- bzw.
Bürgergesellschaft als Rahmenkonzept
aus. Gemeint ist damit ein Gemeinwesen,
in dem sich die Bürgerinnen und Bürger
nach demokratischen Regeln selbst orga-
nisieren und auf die Geschicke des Ge-
meinwesens einwirken können. Zivilge-
sellschaft versteht sich als Raum zwischen
Markt, Staat und Familie, in dem sich frei-
willige Zusammenschlüsse bilden, wo
Teilhabe- und Mitgestaltungsmöglichkei-
ten genutzt werden und Bürgerinnen und
Bürger Gemeinwohlverantwortung über-
nehmen (Klein 2001). Durch bürgerschaft-
liches Engagement wird soziales Kapital
gebildet, das für den Zusammenhalt und
die Zukunftsfähigkeit der Gesellschaft zu-
nehmend an Bedeutung gewinnt (Putnam
1995; Evers 2002).
Der Freiwilligensurvey von 1999 und 2004
(eine repräsentative Bevölkerungsbefra-
gung zum freiwilligen Engagement in
Deutschland) ist die wichtigste empirische
Quelle für das bürgerschaftliche Engage-
ment (Bundesministerium für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend 2000 und 2006).
Demnach liegt die Engagementquote in
Deutschland bei 34 Prozent (der über 14-
Jährigen). Das sind in absoluten Zahlen 
23 Millionen Menschen, die sich freiwillig
engagieren. Ein weiteres Drittel der Deut-
schen wäre darüber hinaus bereit, sich un-
ter bestimmten Voraussetzungen zu enga-
gieren (Engagementpotential). Der Survey
macht auf einen leichten Anstieg der En-
gagementquote von 34 Prozent in 1999 auf
36 Prozent in 2004 aufmerksam, die damit
als relativ stabil gelten kann.
Die größten Bereiche des freiwilligen En-
gagements sind der Sport, Schule und

Kindergarten, Kirche und Religion, Frei-
zeit und Geselligkeit, Kultur und Musik so-
wie der soziale Bereich. Am häufigsten
engagieren sich die Menschen im Verein
und in Einrichtungen in öffentlicher, freier
oder kirchlicher Trägerschaft. Männer
sind insgesamt etwas häufiger engagiert
als Frauen, wobei Männer häufiger als
die Frauen in Vorstands- und anderen
Wahlpositionen zu finden sind. Jugendli-
che sind besonders häufig engagiert. Die
Gruppe der über 60-Jährigen ist in den
vergangenen Jahren in ihrem Engage-
ment stark angestiegen; dies gilt beson-
ders für die so genannten jungen Alten
der 60- bis 69-Jährigen. Das freiwillige
Engagement ist in den neuen Ländern ge-
ringer ausgeprägt als in den alten, aber
die Unterschiede zwischen Ost und West
haben sich in den letzten Jahren verrin-
gert.
Menschen engagieren sich aus unter-
schiedlichen Motiven. Eine wesentliche
Rolle spielt dabei, durch das Engagement
die Gesellschaft im Kleinen zu verändern
und zu verbessern. Wichtig ist auch das
Bedürfnis, mit anderen Menschen zusam-
men zu kommen und etwas für andere zu
tun, zu helfen. Aber auch Pflichtgefühl be-
wegt zum Handeln. Deutlich seltener sind
es dagegen politische Gründe, die hinter
dem Engagement stehen. Allerdings sind
21 Prozent der Befragten der Meinung, ihr
Engagement sei eine Form des politischen
Engagements (und 27 Prozent stimmten
dieser Zuordnung teilweise zu), doch es
stimmen 66 Prozent der Einschätzung zu,
dass ihr Engagement die Gesellschaft
„zumindest im Kleinen mitgestalte“ – und
29 Prozent stimmten dem teilweise zu (da-
zu Bundesministerium für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend 2006; Gensicke/
Geiss 2006).
Mit bürgerschaftlichem Engagement ver-
bindet sich ein Gemisch aus verschiede-
nen Interessen und Erwartungen, die al-
truistische Motive, Eigensinn und auch Ei-
gennutz miteinander verbinden. Dabei
stehen Spaß und Freude an der Tätigkeit,
das Zusammenkommen mit sympathi-
schen Menschen sowie die Absicht, an-
deren Menschen zu helfen und dem Ge-
meinwohl zu dienen, an vorderster Stelle.
Aber auch das Interesse am Erwerb oder
Erhalt von Qualifikationen, die ggf. auch
für Arbeit und Beruf nützen, die Möglich-
keit, Verantwortung zu übernehmen und
im bürgerschaftlichen Engagement Ent-



scheidungs- und Mitbestimmungsmög-
lichkeiten zu finden, ziehen hohe Erwar-
tungen auf sich. 
Verbunden mit dieser Bedeutungsaufwer-
tung des Engagementthemas sind sehr
unterschiedliche, zum Teil hoch ambiva-
lente Intentionen und Erwartungen. Sie
reichen von Vorstellungen einer aktiven
Zivil- bzw. Bürgergesellschaft über sozial-
staatliche Reformbestrebungen, Strate-
gien zur Weiterentwicklung der Demo-
kratie, Konzepte zur Bearbeitung destruk-
tiver Folgen von Individualisierung und
Pluralisierung bis hin zu Überlegungen
zur Zukunft der Arbeitsgesellschaft. Trotz
bestehender Kontroversen und Wider-
sprüchlichkeiten wird allgemein aner-
kannt, dass bürgerschaftlichem Engage-
ment in unserer Gesellschaft ein zentraler
Stellenwert zukommt. Es bedarf daher
nicht nur einer verstärkten Aufmerksam-
keit, sondern vor allem öffentlicher und
politischer Anerkennung und einer in-
tensiven Förderung und Unterstützung.
Die Praxis des Engagements ist vielfältig;
seine Bedingungen und Voraussetzungen
jedoch häufig noch unzureichend und
hemmend als denn motivierend und för-
derlich. Über Wege und Strategien der
Engagementförderung wird daher auf al-
len föderalen Ebenen sowie in den Orga-
nisationen des Dritten Sektors, aber auch
in Wirtschaftsunternehmen (Corporate
Citizenship) gerungen.

Ein Leitbild zivilgesellschaftlicher
Reformpolitik

Zu den Leistungen der Enquete-Kommis-
sion (2002) gehören insbesondere 
� die Konturierung der Organisations-

formen und Strukturen der Zivilgesell-
schaft und ihrer Entwicklungsbedarfe
sowie die daraus resultierende orga-
nisations- und institutionenpolitische
Reformperspektive. Diese akzentuiert
die Modernisierung und Demokratisie-
rung der zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationsformen und Strukturen, aber
auch der gesellschaftlichen Einrich-
tungen; 

� die Ausleuchtung der Bezüge von Zivil-
gesellschaft zu Staat und Wirtschaft
sowohl mit Blick auf die möglichen
Leistungen der Zivilgesellschaft als
auch auf die Möglichkeiten der Stär-
kung der Zivilgesellschaft durch Staat
und Markt; 

� schließlich kann in Anknüpfung an die
Ergebnisse der Enquete-Kommission
die Randstellung, die früher der Ehren-
amtsförderung zugekommen ist, deut-
lich korrigiert werden. Das reformpoli-
tische Feld einer „Engagementpolitik“
mit ihren demokratiepolitischen Bezü-
gen reicht weit in die großen Themen
der Reformpolitik und kann so deutlich
aufgewertet werden.

Formenvielfalt zivilgesellschaftlicher
Aktivitäten und Reformperspektiven

Für die Engagementförderung war lange
Zeit eine „Rekrutierungsperspektive“ lei-
tend, die aus der Perspektive der Träger-
organisationen des Engagements und ei-
ner diese unterstützenden Politik versucht
hat, immer mehr Menschen für ein Enga-
gement zu gewinnen, wenn nötig auch
durch finanzielle Anreize (zum Folgenden
vor allem Evers u. a. 2003). Durch die Zu-
sammenführung der Diskussionen über
politisches Engagement inklusive seiner
unkonventionellen Formen, über Ehren-
amt, Freiwilligenarbeit und Selbsthilfe
wurde zunächst die Formenvielfalt der zi-
vilgesellschaftlichen Aktivitäten deutlich.
Aber es wurde zudem die Perspektive der

Engagierten und ihrer Nachfrage nach
attraktiven Inhalten, Feldern und Formen
des Engagements eingenommen. Über
die Frage nach Motiven des Engage-
ments, aber auch nach den Funktionen
der Zivilgesellschaft gerieten die organi-
satorischen und institutionellen Strukturen
der Zivilgesellschaft und deren Angemes-
senheit und Attraktivität für Engagierte in
den Blick. Die Entwicklung von Strukturen,
Organisationen und Institutionen als Vo-
raussetzung der Stärkung der Zivilgesell-
schaft wurde zu einem Fokus der reform-
politischen Überlegungen.
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BÜRGERSCHAFTLICHES ENGAGEMENT
UND ZIVILGESELLSCHAFTLICHE 

REFORMPOLITIK

Ein Kuratorium in Gründung will mit Hilfe von Spenden und Sponsoren die Magdeburger
Ulrichskirche im Zentrum der Stadt wieder entstehen lassen. Menschen engagieren sich
aus unterschiedlichen Motiven. Eine wesentliche Rolle spielt dabei, durch das Engage-
ment die Gesellschaft im Kleinen zu verbessern. picture alliance/dpa
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in Für die Weckung der Bereitschaft zum En-
gagement – auch jenseits des breiten Be-
reichs der Selbstorganisation in vielfälti-
gen kleinen Vereinen und Initiativen – ist
es von zentraler Bedeutung, ob Institutio-
nen insgesamt beteiligungsorientiert aus-
gestaltet sind. Dies gilt nicht nur für die
Organisationen im „Dritten Sektor“ wie
Vereine, Verbände sowie soziale Dienste
und Einrichtungen der freien Wohlfahrts-
pflege. Auch öffentliche Einrichtungen 
in staatlicher oder kommunaler Träger-
schaft – wie z. B. Schulen, Kindergärten
und Jugendeinrichtungen – sind poten-
tielle Orte für engagierte Mitwirkung und
Beteiligung. Im gesamten öffentlichen Be-
reich ist daher die Öffnung der Strukturen
für Beteiligung und Mitgestaltung der
Bürgerinnen und Bürger ein wichtiges Ziel
der Förderung bürgerschaftlichen Enga-
gements:
„Über die Zukunft des bürgerschaftlichen
Engagements entscheiden weniger Maß-
nahmen der Werbung, Rekrutierung oder
sozialen Vergünstigung einzelner enga-
gierter Bürgerinnen und Bürger, als viel-
mehr die Entwicklung einer Kultur des
Handelns und Entscheidens in konkreten
Politikbereichen und Organisationsfor-
men, die bürgerschaftlich geprägt und
beteiligungsorientiert ist. Der bürger-
schaftliche Charakter sozialer Einrichtun-
gen und Dienste oder öffentlicher Verwal-
tungen bemisst sich keineswegs daran,
wie viele ehrenamtlich Mitarbeitende ge-
wonnen werden konnten. Entscheidend
ist vielmehr, inwieweit es diesen Institutio-
nen gelingt, sich tatsächlich in die Bürger-
gesellschaft und in ihr lokales Umfeld ein-
zubetten – wie z.B. die Schule, die ge-
meinwohlwesenorientiert handelt und
sich auch in ihren Unterrichtsformen für
die Beiträge bürgergesellschaftlicher Ak-
teure öffnet oder die Gesundheitseinrich-
tung, die mit Selbsthilfegruppen zusam-
men arbeitet etc. Es geht also um eine
bürgerschaftlich geprägte und beteili-
gungsorientierte Kultur des Planens und
Entscheidens in gesellschaftlichen Institu-
tionen unterschiedlicher Bereiche – wie
Wohnen, Gesundheit, Kultur, Stadtent-
wicklung, Bildung und Umweltschutz. Der
überfällige Umbau erfordert das Umden-
ken der etablierten Akteure.“ (Evers u. a.
2003, S. 158 f.) 
Eine Kultur des bürgerschaftlichen Enga-
gements verweist keineswegs auf Enga-
gement und Beteiligung in „Randberei-
chen“ und „Nischen“, in die Professionali-
tät, privatwirtschaftliche Lösungsmuster
oder staatliches Handeln nicht hineinrei-
chen, während die zentralen Institutionen
und Bereiche – der große Betrieb, das Ge-
sundheitssystem, die Arbeitsmarktverwal-
tung, die Schule – als Zentren professio-
nalisierter Versorgung und Dienstleistung
und privatwirtschaftlicher Lösungsmuster
verstanden werden, die gesellschaftspo-
litisch angeblich zu wichtig sind, um sie

dem bürgerschaftlichen Engagement zu
überlassen. Diese Zweiteilung ist proble-
matisch. Es muss vielmehr konsequent da-
nach gefragt werden, welchen Beitrag
bürgerschaftliches Engagement zur Lö-
sung der hier anstehenden Aufgaben und
Probleme leisten kann und welche Rah-
menbedingungen hierfür geschaffen wer-
den müssen (Evers 2007).

Eckpunkte der Engagementförderung

Für die Engagementförderung werden
vor diesem Hintergrund zum einen Fragen
einer engagementfreundlichen Organi-
sationsentwicklung (Priller 2004) von Ver-
einen, Verbänden oder Stiftungen (nicht
zuletzt Bürgerstiftungen), aber auch das
Angebot von Freiwilligendiensten (Rau-
schenbach/Liebig 2002) relevant. Sie
sind die Infrastruktur der Zivilgesellschaft.
Zum anderen wird die Stabilisierung und
Fortentwicklung spezieller Engagement
fördernder Infrastruktureinrichtungen als
Thema der Engagementförderung er-
kannt (Born 2005): Sie weisen eine aus-
gesprochene Vielfalt an Gestaltungsfor-
men bezüglich Trägerschaft, Rechtsform,
Aufgabenschwerpunkten und Organisa-
tionsstruktur auf. Dazu gehören neben
den Freiwilligenagenturen und -zentren,
den Seniorenbüros und Selbsthilfekon-
taktstellen beispielsweise Familien-, Müt-
ter- und Nachbarschaftszentren, sozio-
kulturelle Einrichtungen, Bürgerbüros, Lo-
kale Agenda-21-Initiativen und lokale An-
laufstellen für bürgerschaftliches Enga-
gement in Kommunal- und Landkreisver-
waltungen (Landesehrenamtsagenturen
oder -stiftungen). 
Die zahlreichen Empfehlungen der En-
quete-Kommission zu den Themen und
Bereichen Steuerrecht, Gemeinnützig-
keitsrecht, Vereinsrecht, Stiftungsrecht,
Haftungsrecht, Zuwendungsrecht, Sozi-
alrecht, Arbeitsrecht etc. machen die Be-
deutung staatlicher Rahmenbedingun-
gen für die Entwicklung von Zivilgesell-
schaft und bürgerschaftlichem Engage-
ment deutlich. Doch erst eine Akzentuie-
rung des Verständnisses der Zivilgesell-
schaft als organisierter Zivilgesellschaft
macht Potentiale und Erfordernisse einer
Reformpolitik deutlich, die sich nicht nur
auf der Ebene der individuellen Anreize
bewegen. Dies betrifft zum einen den

Ausbau einer zivilgesellschaftlichen Infra-
struktur, zum anderen die Entwicklung zi-
vilgesellschaftlicher Organisationen (Zim-
mer 2003; Zimmer/Priller 2004, S. 215 ff.).
Die starke Staatsabhängigkeit der Finan-
zierung der Organisationen des Dritten
Sektors, die im internationalen Vergleich
in Deutschland augenfällig ist, wird bei-
spielsweise durch das öffentliche Dienst-
recht und die kameralistische Einbin-
dung ebenso festgeschrieben wie durch
die steuerrechtlichen Grenzen des Ge-
meinnützigkeitsrechts, die eine Querfi-
nanzierung zivilgesellschaftlicher Aktivi-
täten durch am Markt erzielte Einnahmen
verhindern. 
Mögliche Ziele einer organisationspoli-
tisch ansetzenden Reformpolitik wären
die Stärkung der organisierten Zivilgesell-
schaft und der Engagement fördernden
Infrastrukturen, die Entwicklung eines ei-
genen Sektorenbewusstseins der Akteure
und der Ausbau von Kooperationen, Alli-
anzen und Netzwerken für ihr stärker ab-
gestimmtes Vorgehen. Unter derart ver-
besserten Voraussetzungen könnten ins-
besondere die Funktionen der Koproduk-
tion sozialer Leistungen in einem Welfare
Mix, aber auch die politischen und kultu-
rellen Funktionen der Zivilgesellschaft ge-
stärkt werden. Es setzt sich erst allmählich

In einem Seniorenzentrum wird eine Heim-
bewohnerin gefüttert. Eine Kultur des bür-
gerschaftlichen Engagements verweist kei-
neswegs auf Engagement und Beteiligung
in „Randbereichen“ und „Nischen“. Ange-
sichts der großen Reformthemen (Pflege
und Gesundheit, demographischer Wandel)
muss vielmehr konsequent danach gefragt
werden, welchen Beitrag bürgerschaftliches
Engagement zur Lösung der anstehenden
Aufgaben leisten kann. picture alliance/dpa
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die Einsicht durch, dass der Staat durch
eine Stärkung der Zivilgesellschaft auch
sich selber zu stärken vermag.

Wechselbezüge zwischen Wirtschaft und
Zivilgesellschaft

Notorisch schwach ausgeleuchtet sind
die Wechselbezüge von Wirtschaft und
Zivilgesellschaft. Die Marktwirtschaft lebt
wie auch der Staat von Voraussetzungen,
die sie nicht selber schaffen kann, d.h. von
Vertrauen und sozialem Kapital. Umge-
kehrt ist eine Dezentralisierung von öko-
nomischer Macht, wie sie Marktgesell-
schaften kennzeichnet, ein für Zivilgesell-
schaft förderlicher Kontext. Doch lassen
sich im modernen Kapitalismus auch 
Akteure und Formen unternehmerischen
Handelns finden, die Zivilgesellschaft aus-
zehren: „Diese Negativbeziehung zwi-
schen Unternehmertum und Zivilgesell-
schaft findet sich wohl vor allem in beson-
ders mobilen, räumlich fluiden, nirgend-
wo sesshaften Formen früheren und heu-
tigen Unternehmertums, in der New Eco-
nomy gestern und im internationalen Fi-
nanzkapitalismus heute. Es gibt Kapitalis-
mus, der sich relativ zur Zivilgesellschaft
parasitär verhält.“ (Kocka 2003, S. 34).
Die soziale Verantwortung von Unterneh-

men hat auch in Deutschland eine lange
Tradition, doch stand sie bislang zu-
meist im Schatten der alles überragen-
den Verantwortungszuschreibungen an
den Staat. Sie ist deshalb bisher auch nicht
– wie etwa in der angelsächsischen Un-
ternehmenskultur – zum Bestandteil eines
strategisch ausgerichteten unternehmeri-
schen Handelns geworden. Durch den
Wandel der Sozialstaatlichkeit in Deutsch-
land und die immer deutlicher werdenden
Notwendigkeiten der kooperativen Erbrin-
gung sozialer Leistungen durch Staat,
Wirtschaft und Bürgergesellschaft (Welfa-
re Mix) sind die angelsächsischen Konzep-
tionen von Corporate Social Responsibili-
ty und Corporate Citizenship in den letz-
ten Jahren verstärkt in den Fokus nicht nur
der öffentlichen Diskussion, sondern auch
der unternehmerischen Wahrnehmung ge-
raten. In den Diskussionen wird hingegen
deutlich, dass neben der Logik des Mark-
tes für Unternehmen auch die Übernahme
einer Rolle als zivilgesellschaftlicher Akteur
möglich ist. Das machen zahlreiche prakti-
sche Aktivitäten von Unternehmen, von Un-
ternehmensstiftungen oder auch Mäzena-
tentum deutlich.
Der Umgang mit einem differenzierten
Rollenverständnis von Unternehmen als
wirtschaftliche Akteure einerseits, als Ak-

teure der Zivilgesellschaft andererseits ist
jedoch weder in der Unternehmenskultur
noch in der Kultur der Zivilgesellschaft
hierzulande stark verankert. Zu anhalten-
dem Misstrauen tragen auch Positionie-
rungen mancher Wirtschaftsführer bei,
die sich auf die Diskussionen um Corpo-
rate Citizenship nur als einen taktisch ver-
standenen Resonanzverstärker ihrer im-
mer schon vorgetragenen Deregulie-
rungsforderungen an den Staat zu bezie-
hen scheinen (Rogowski o. J.).

Die Eigenverantwortung
zivilgesellschaftlicher Akteure

Doch auch die Eigenverantwortung der zi-
vilgesellschaftlichen Akteure für die Lö-
sung des Reformbedarfs bei den Organi-
sationsformen und Strukturen der Zivilge-
sellschaft ist nicht aus den Augen zu ver-
lieren. Insbesondere die großen Verbän-
de haben mittlerweile begriffen, dass sie
ohne eigene Aktivitäten zur Steigerung
der Attraktivität des Engagements in Ver-
bänden und Einrichtungen in Zukunft mit
immer weniger interessierten Freiwilligen
werden rechnen müssen (Bundesnetz-
werk Bürgerschaftliches Engagement u. a.
2005; Sprengel 2007). In vielen Institutio-
nen und Organisationen, in denen Haupt-
und Ehrenamtliche zusammenarbeiten
(sollen), gibt es Probleme und Konflikte
zwischen beiden Seiten. Während die
Hauptamtlichen die vermeintliche Ge-
fährdung ihrer Arbeitsplätze durch das Eh-
renamt befürchten, unzureichende Quali-
fikationen und die Störung eingespielter
Arbeitsabläufe durch Ehrenamtliche be-
klagen, sehen sich Ehrenamtliche oft als
„Handlanger“ und „billige Arbeitskräfte“
oder aber als marginalisierte Randfiguren
missachtet und missbraucht. 
Konflikte und Auseinandersetzungen zwi-
schen Haupt- und Ehrenamtlichen lassen
sich nicht ausschließlich durch bessere
Managementtechniken lösen. An die Stel-
le eines bloßen „Kurierens an den Symp-
tomen“ muss die Behandlung der „Wur-
zeln des Übels“ treten: „Eine Lösung der In-
teressenkonflikte zwischen beiden Seiten
und eine verbesserte Kooperation von en-
gagierten Bürgerinnen und Bürgern und
hauptamtlichen Kräften ist nachhaltig nur
dann zu erwarten, wenn die Modernisie-
rungskonzepte der hiervon betroffenen
Organisationen, Einrichtungen und Diens-
te die Dimension der bürgerschaftlichen
Mitwirkung systematisch mit einbeziehen
und eine Kultur des Entscheidens und Pla-
nens entwickelt wird, die offen ist für die
knappe und begehrte Ressource der frei-
willigen Mitarbeit. Die Entschärfung von
Interessenkonflikten wird außerdem dann
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in besser gelingen, wenn nicht einfach bei ei-
nem im Wesentlichen unveränderten Leis-
tungsprofil professionelle und vergütete
Arbeit durch ehrenamtliche Mitarbeit er-
setzt wird, sondern wenn durch gleichzei-
tige Neubestimmung und ggf. Erweiterung
von Aufgaben und Leistungsspektrum die
Karten neu gemischt werden.“ (Evers u. a.
2003, S. 163). Die Rolle von bürgerschaft-
lichem Engagement und bürgerschaftli-
cher Mitwirkung muss daher bei der Ent-
wicklung organisationsbezogener Leitbil-
der, bei Aufbau- und Ablaufstrukturen und
in strategischen Management- und Ent-
scheidungsprozessen stärker als bisher
berücksichtigt werden. 

Eine engagementpolitische Agenda

Strategien zur Förderung des bürger-
schaftlichen Engagements zielen auf ver-
schiedene Ebenen ab. So geht es darum,
neue Wege und Instrumente für Anerken-
nung, Motivation, Unterstützung und An-
reiz zu entwickeln, die insbesondere die
veränderten Motivlagen der Engagierten
berücksichtigen. Ein frühzeitiges Erlernen
bürgerschaftlicher Kompetenzen (Civic
Education) legt die Basis für eine aktive Zi-
vilgesellschaft; im Rahmen der aktuellen
Bildungsreformbemühungen ergeben sich
daraus Herausforderungen für Kindergär-
ten und Schulen. Ebenso wichtig ist es, bü-
rokratische Regelungen in Verwaltungen
und Organisationen zu vereinfachen bzw.
abzubauen und auf diese Weise Engage-
ment zu ermöglichen. Auch eine angemes-
sene rechtliche Absicherung (insbesonde-
re Haftpflicht- und Unfallversicherungs-
schutz) ist längst nicht in allen Engage-
mentbereichen gegeben. Ebenso notwen-
dig ist es, eine effektive Infrastruktur der lo-
kalen Engagementförderung (Freiwilligen-
agenturen und -zentren, Selbsthilfekon-
taktstellen, Seniorenbüros u. a.) zu etablie-
ren, die sowohl den Engagierten Anlauf-
möglichkeiten, Beratung, Vermittlung, Be-
gleitung und Qualifizierung bietet als auch
die Organisationen und Einrichtungen des
Dritten Sektors bei ihren Bemühungen um
eine effektive Verankerung bürgerschaftli-
chen Engagements unterstützt (Born 2005). 
Die Förderung des bürgerschaftlichen En-
gagements und die Weiterentwicklung
der Zivilgesellschaft erfordern es, staatli-
che und nichtstaatliche Institutionen und
Organisationen für das Engagement der
Bürgerinnen und Bürger zu öffnen. Ge-
fragt sind neue Leitbilder in den öffentli-
chen Verwaltungen sowie in den Einrich-
tungen der Bildung, Kultur, Gesundheit
und sozialen Versorgung, die Mitbestim-
mung und Mitgestaltung ermöglichen.
Auf lokaler Ebene bündeln sich diese Per-
spektiven im Reformmodell der „Bürger-
kommune“. Der Umbau des sozialstaatli-
chen Systems ist künftig auf eine neue Ver-
schränkung und Aufgabenteilung zwi-

schen staatlichen, marktförmigen und zi-
vilgesellschaftlichen Akteuren (Welfare
Mix) angewiesen. In diesen Reformper-
spektiven gilt es, das bürgerschaftliche
Engagement nicht zu übersehen (Bundes-
netzwerk Bürgerschaftliches Engagement
2007a und b). Dabei darf das Engage-
ment der Bürgerinnen und Bürger nicht als
Ausfallbürge für einen sich zurückziehen-
den Sozialstaat instrumentalisiert wer-
den. Eine systematische und bereichs-
übergreifende Engagementpolitik eröff-
net jedoch weit reichende Gestaltungs-
optionen, die in den aktuellen Reformde-
batten zum Umbau des Sozialstaats noch
weithin unterschätzt werden.
Eine Reihe von Projektförderungen (oftmals
als Modellprojekte gestartet, zum Teil auch
schon weiter zurückliegend, aber mit Wir-
kungen bis heute) des Bundes sind in die-
sem Zusammenhang zu erwähnen, da sie
Feldentwicklungen reflektieren, zuweilen
aber auch initiiert haben. An dieser Stelle
kann die umfangreiche Literatur der Be-
gleitforschung nicht ausgewertet werden,
sondern muss ein kurzer Hinweis auf ausge-
wählte Programme genügen, die praktisch
oder diskursiv folgenreich waren: Zu diesen
Programmen gehören u. a. die Jugendfrei-
willigendienste, die in den 1980er-Jahren
aufgelegten Modellprogramme im Bereich
der Selbsthilfe, das Programm Soziale
Stadt mit seinem Akzent auf bürgerschaftli-
chem Engagement als Faktor der Stadtteil-
entwicklung, die Förderung zivilgesell-
schaftlicher Initiativen gegen Rechtsextre-
mismus, Fremdenfeindlichkeit und Gewalt
(dazu Klein 2007), seniorenpolitische Pro-
gramme zur Etablierung aktiver Beteili-
gungsrollen für ältere Menschen und zur
Ausbildung von Freiwilligenmanagern (Er-
fahrungswissen von Initiativen) sowie gene-
rationsübergreifende Freiwilligendienste
und ein neuer entwicklungspolitischer Frei-
willigendienst des Bundesministeriums für
Wirtschaftliche Zusammenarbeit. 
Die konkreten Handlungsansätze und Po-
litikprogramme lassen sich nach ihrem In-
novations- und Verallgemeinerungsgrad
unterscheiden (Olk 2007). So finden wir z.
B. auf der einen Seite Handlungsansätze,
die sich an eng eingegrenzte Zielgruppen
(z. B. Kinder und Jugendliche, Senioren
etc.) richten, sehr konkrete Funktionser-
wartungen an das Engagement formulie-
ren (Schließung von Versorgungslücken),
eine geringe Anzahl von Akteuren adres-
sieren, mit herkömmlichen Instrumenten
arbeiten und sich auf bestimmte Politikres-
sorts (wie Wohlfahrtspflege, Gesundheit
etc.) beschränken. Auf der anderen Seite
finden wir anspruchsvolle Mobilisierungs-
programme, die – wie etwa die Hand-
lungsansätze im Rahmen der Programme
zur Sozialen Stadt – ressortübergreifend
angelegt sind, unterschiedliche Akteurs-
gruppen aktivieren und vernetzen und
komplexe Zielbündel mit zum Teil experi-
mentellen Instrumenten verknüpfen.

Engagementpolitik: 
Ein neues Politikfeld?

Es ist hervorzuheben, dass mit dem Bericht
der Enquete-Kommission zum ersten Mal
in dieser Form eine umfassende Pro-
grammatik für die engagementpolitische
Agenda und die Umrisse der Leitidee bür-
gergesellschaftlicher Reformpolitik formu-
liert worden sind. Die Enquete-Kommissi-
on bricht dabei mit herkömmlichen und
eingeschliffenen Denkkonventionen und
definiert ein engagementpolitisches Leit-
bild, das weit über das bisherige Ver-
ständnis einer Förderung des Ehrenamtes
hinaus weist, vielmehr Engagementpolitik
als reformpolitisches Projekt definiert, des-
sen Realisierung einen weit reichenden
Umbau der Institutionen im Staat und Ge-
sellschaft erfordert (Olk 2007). 
Mit dem Unterausschuss Bürgerschaftli-
ches Engagement und dem Bundesnetz-
werk Bürgerschaftliches Engagement wur-
den politische und gesellschaftliche Institu-
tionen geschaffen, die in der Lage sind, das
Thema Bürgergesellschaft und bürger-
schaftliches Engagement auf Dauer zu stel-
len und als Kern eines politischen Akteurs-
netzwerkes zu wirken, das praktisch wie ei-
ne Koalition der Themenanwälte wirkt und
infolge der Verteilung dieses Personals auf
unterschiedliche Handlungs- und Entschei-
dungsebenen als „Fachbruderschaft“ fun-
giert. Seitens des Bundesfamilienministeri-
ums ist das Thema nach außen aufgewer-
tet worden, indem neben die zuständige
Unterabteilung ein vom Hause im August
2007 ernannter Bundesbeauftragter für
„ZivilEngagement“ getreten ist.
In den letzten Jahren sind eine Reihe wei-
terer neuer und zum Teil innovativer en-
gagementpolitische Institutionen entstan-
den, wie etwa Netzwerke auf Landes- und
regionaler Ebene (wobei auf Landesebene
Baden-Württemberg ohne Zweifel eine
Vorreiterfunktion eingenommen hat), über-
regionale Fortbildungsinstitutionen, Stabs-
stellen bei Ministerpräsidenten, ressort-
übergreifende Arbeitsgruppen, Ausschüs-
se, Netzwerke etc. Es baut sich allmählich
Druck auf die Fachressorts in Bund und Län-
dern auf, ihre engagementspezifischen Zu-
ständigkeiten auch im Querschnittszusam-
menhang einer „Engagementpolitik“ dar-
zustellen und zu konzipieren. 
Auf der Ebene der politischen Institutionen
hat sich insgesamt ein Arrangement zu-
sammenspielender Bezugspunkte aufge-
baut, das als Voraussetzung für die Etab-
lierung eines Politikfeldes „Engagement-
politik“ gelten kann. Die folgende Grafik
gibt hier einen ersten Überblick für die
Bundesebene.
Doch ist diese Entwicklung weiterhin pre-
kär und beruht auf keineswegs abgesi-
cherten Voraussetzungen. Für die Zukunft
der Zivilgesellschaft in Deutschland frei-
lich wäre zu wünschen, dass sich das Po-
litikfeld der „Engagementpolitik“ weiter



entfalten kann. Solange freilich die enga-
gementpolitische Themen nicht mit den
großen Reformthemen (Bildung, Arbeitslo-
sigkeit, Pflege und Gesundheit, demogra-
phischer Wandel, Klimawandel etc.) eng
verknüpft werden und sich auf Fragen ei-
ner weiteren Querschnittspolitik be-
schränken, dürfte auch die mediale Reso-
nanz schwach bleiben und können die An-
liegen der Engagementpolitik nicht hinrei-
chend öffentlich kommuniziert werden.
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Abbildung 1: Engagementpolitik als Politikfeld

PD Dr. Ansgar Klein, Diplom in Sozio-
logie (Universität Frankfurt), Promotion
in Politikwissenschaft (FU Berlin), Habi-
litation an der Universität Bremen im
Fach Politische Wissenschaft; seit Au-
gust 2002 Geschäftsführer des „Bun-
desnetzwerks Bürgerschaftliches En-
gagement“; seit 1988 Mitherausgeber
des Forschungsjournals „Neue Soziale
Bewegungen“; seit 2002 Mitherausge-
ber der Buchreihe „Bürgergesellschaft
und Demokratie“ im VS-Verlag; diverse
Lehraufträge und zahlreiche Veröffentli-
chungen zu den Themen Bürgerschaft-
liches Engagement, Bürger- und Zivil-
gesellschaft.
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Kinder, Jugend, Eltern Das freiwillige Engagement in diesem Handlungsfeld ist hoch
und Familie ausdifferenziert. Das Engagement umfasst gleichermaßen 

Interessenvertretung und Partizipation für und von Kindern, 
Jugendlichen und Eltern und Familien wie Hilfsdienste und 
Informationsangebote für diese Zielgruppen.

Wohnen, Wohnumfeld, Hier werden Aktivitäten zusammengefasst, die den unmittel-
Konsum, Verkehr baren Nahraum betreffen: Mieterorganisationen, Nachbar-

schaftshilfe, Dorf- und Stadtplanung, aber auch Verbraucher-
organisationen. Auch Zusammenschlüsse und Initiativen aus
dem Verkehrsbereich, die in unmittelbarem Kontext zu Planung
und Wohnumfeld stehen, werden hier zugeordnet.

Sport In diesem Handlungsfeld engagieren sich die meisten 
Bürgerinnen und Bürger. Dieser Engagementbereich ist einer
der am besten und überschaubar organisierten.

Geschlechter, Hier finden sich eine Vielzahl hoch spezialisierter Organi-
Sexualität, sationen und Verbände, die sich für die Belange und Inte-
Familienplanung ressen von Frauen engagieren, sowie eine kleinere Zahl von

Projekten zum Bereich „Männerarbeit“. Der Bereich Sexualität
umfasst Verbände im Bereich Homosexualität, Sexualberatung

Tabelle 1: Handlungsfelder des freiwilligen/bürgerschaftlichen Engagements
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DIE PSYCHOLOGIE DES FREIWILLIGEN ENGAGEMENTS

Sich freiwillig engagieren – warum?
Brigitte Boothe

Freiwilliges Engagement gehört zu den
prosozialen Kompetenzen, die auf Erhal-
tung, Schutz, Pflege und Förderung be-
dacht sind. Prosoziale Kompetenzen wer-
den zuvorderst in familiären, freund-
schaftlichen und nachbarschaftlichen Be-
ziehungen erworben. Freiwilliges Enga-
gement – inzwischen zum Sympathiebe-
griff avanciert – wird in psychologischer
Perspektive als „wertbezogene, dienstbe-
reite Initiative“ beschrieben, d.h. eine
vom Geist oder der Mentalität des Erhalts
getragene Handlungsbereitschaft, eine
anthropologische Ressource des Sorgens
um sich und andere. Wertbezogene Initia-
tiven werden deshalb als Genugtuung er-
lebt. Es geht stets auch um das Dazugehö-
ren, sich als Person geltend zu machen
und Wirkung zu haben. Die wichtigste So-
zialisationsinstanz, in der sich die „Ge-
burt“ der freiwilligen und wertbezogenen
Initiative vollzieht, ist die Familie. Elterli-
ches Engagement ist die Urform der wert-
bezogenen, dienstbereiten Initiative und
führt unter günstigen Bedingungen bei
Kindern zu einem grundlegenden (Selbst-)
Sicherheits- und Vertrauensgefühl. Wer
Vertrauen in die eigenen Fähigkeiten er-
worben und eine kreative Sicht der Welt
internalisiert hat, wer Zuversicht an den
Tag legt, lernt, Wirkung auszuüben und ist
eher bereit, sich freiwillig zu engagieren.
Der Beitrag von Brigitte Boothe über die
Psychologie des freiwilligen Engage-
ments zeigt aber auch, dass Ambivalen-
zen dann entstehen, wenn dieses Engage-
ment durch Autorität(en) eingefordert
oder in den Dienst fragwürdiger Motive
gestellt wird. Und schließlich: Freiwilliges
Engagement ist ein Verdienst ohne ein-
klagbare Dankesschuld, d.h. ausbleiben-
de Anerkennung und mangelnde Würdi-
gung freiwillig erbrachter Leistungen ge-
hören zu den Risiken wertbezogener Ini-
tiativen. �

Freiwilliges Engagement: Erhaltung,
Schutz, Pflege und Förderung

Freiwilliges Engagement gehört zu den
prosozialen, auf Erhaltung, Schutz, Pflege
und Förderung bedachten Beziehungen.
Kinder werden auf den Bedarf an freiwil-
ligem Engagement schon in der Familie
aufmerksam, wenn sie Hilfe und Unter-
stützung leisten. Der Schuleintritt erwei-
tert und ermutigt ihren Initiativebereich.
Bindungen entstehen über das Persönli-
che hinaus. Prosoziale, auf Erhaltung,
Schutz, Pflege und Förderung bedach-

te Kompetenzen werden in familiären,
freundschaftlichen, kollegialen und nach-
barschaftlichen Beziehungen erworben
und sind dort lebenslang gefragt. Sie
knüpfen ein haltbares Band von wechsel-
seitigen Erwartungen und Verpflichtun-
gen, die Vertrauen, Verbundenheit und
Zuversicht schaffen.
Freiwilliges Engagement ist die Produkti-
on von Gütern und Dienstleistungen au-
ßerhalb des Marktes. Man unterscheidet
informelles und organisiertes freiwilliges
Engagement. Zum informellen Engage-
ment gehören Familien- und Nachbar-
schaftshilfe, Kinderpflege und Kinderbe-
treuung, persönliche Hilfeleistungen im
sozialen Nahraum. Hier sind gemäß sta-
tistischer Erhebungen in der Schweiz – für
Deutschland bestätigt sich das – insbe-
sondere Familienfrauen und jüngere Rent-
ner tätig, und die Kinderbetreuung steht
an erster Stelle (Duscheleit 2000). Das or-
ganisierte freiwillige Engagement um-
fasst ehrenamtliche und freiwillige Tätig-
keit in Vereinen, Institutionen, Organisa-
tionen. Hier setzen sich – wiederum sind
die Schweiz und Deutschland statistisch
vergleichbar – vor allem hoch qualifiziert
Berufstätige in den mittleren Lebensjah-
ren zwischen 40 und 54 Jahren ein, und
es sind bevorzugt Männer mit hohem be-
ruflichem Status, die Ehrenämter über-
nehmen (Malaguerra 1999). Migros-Kul-
turprozent (2007) sucht derzeit schweiz-
weit im Projekt „ Innovage“ hoch qualifi-
zierte Pensionäre, das heißt, Personen ab
55 mit Führungs-, Management- und Be-
ratungserfahrung, um sie für anspruchs-

volle Mandate in der Freiwilligenarbeit zu
gewinnen. 
Wie die Ergebnisse der zweiten reprä-
sentativen Trenderhebung zu Ehrenamt,
Freiwilligenarbeit und bürgerschaftli-
chem Engagement, durchgeführt im Auf-
trag des Bundesministeriums für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend, zeigen,
engagierten sich zwischen 1999 und 
2004 immer mehr Menschen. Rund ein
Drittel der erwachsenen Bevölkerung leis-
tet freiwilligen Einsatz, 70 Prozent der 
Älteren jenseits der Pensionierungsgren-
ze zeigen ein wachsendes Interesse an 
freiwilliger Aktivität (Bertelsmann-Stiftung
2007).
Die repräsentative Trenderhebung, der
zweite deutsche Freiwilligensurvey, zeigt:
„Die Gruppe der freiwillig Engagierten
umfasst 1999 34% der Bevölkerung und
vergrößerte sich 2004 auf 35% (…). Frei-
willig Engagierte sind z. B. als Jugendtrai-
ner, Feuerwehrleute, engagierte Eltern in
Kindergärten und Schule, als Helfer im so-
zialen und kirchlichen Bereich, in Kultur-
und Freizeitvereinen, in Umwelt und Tier-
schutz, in der politischen und beruflichen
Interessenvertretung, in ihrer Kommune
(…) tätig. (…) Im internationalen Ver-
gleich lässt sich Deutschland (…) in eine
führende Gruppe entwickelter Länder ein-
ordnen (…), allerdings deutlich hinter den
USA, Kanada, Norwegen, Schweden und
den Niederlanden.“ (Gensicke 2005, S. 7-
8; Zusammenfassung). Der „wegweiser-
buergergesellschaft.de“ gruppiert das
freiwillige Engagement in mehrere Hand-
lungsfelder (vgl. Tabelle 1)



und Initiativen gegen sexuellen Missbrauch. Familienplanung
meint die Themen Schwangerschaftskonflikte und Empfängnis-
verhütung.

Leben im Alter Eine immer größere Zahl älterer Menschen engagiert sich 
aktiv in eigenständigen Verbänden und Zusammenschlüssen
oder in besonderen Arbeitsgemeinschaften, Gruppen, 
Abteilungen und anderen Organisationen.

Kultur, Geschichte, Neben den Bereichen, die man im öffentlichen Verständnis 
Medien unmittelbar mit kultureller Betätigung assoziiert, finden sich

Geschichtsvereine, Bürgervereine, Kultur- und Heimatvereine
und Medieninitiativen.

Religion und Welt- Vielfältige Engagementformen in den großen christlichen 
anschauung Religionen und kleineren Religionsgemeinschaften; auch 

Zusammenschlüsse gegen Sekten und Okkultismus. 

Schule und Bildung In diesem Bereich fällt zunächst das Engagement in schuli-
schen Gremien sowie die Mitarbeit in Schüler(innen)- und 
Elternorganisationen sowie anderen Zusammenschlüssen im
Bereich Schule, Pädagogik und Lernhilfe. Diesem Handlungs-
feld werden auch der Hochschulbereich und die Erwachse-
nenbildung zugeordnet.

Wissenschaft, Die Bedeutung neuer Technologien für unseren Alltag und 
Technikgestaltung die zukünftige Entwicklung der Gesellschaft hat in diesem 
und Zukunftsforschung relativ jungen Betätigungsfeld außeruniversitäre Zusammen-

schlüsse entstehen lassen.

Gesundheit, In den Bereichen Gesundheit und Behinderung sind die 
Behinderung, Organisationen und Zusammenschlüsse umfangreich und 
Lebenshilfe ausdifferenziert. Unter die Rubrik Lebenshilfe fallen 

Zusammenschlüsse, die Menschen in besonderen 
(psychischen) Problemlagen helfen.

Ökonomie, Arbeit, Neben Tauschringen, Ansätzen Neuer Arbeit und alternativer 
Beruf Ökonomie, Arbeitslosen- und Beschäftigungsinitiativen finden

sich in diesem Bereich Gewerkschaften, Unternehmens- und
Wirtschaftsverbände sowie wirtschaftswissenschaftliche Fach-
institute.

Soziales, Hilfs- und Dieses Handlungsfeld umfasst die Arbeit der großen Wohl-
Rettungsdienste, fahrtsverbände, der Freiwilligen Feuerwehr und Rettungs-
soziale Problemlagen dienste, die Interessen- und Selbstorganisation zu Problem-

lagen wie Armut und Obdachlosigkeit, die Straffälligenhilfe
und die Hilfe für Opfer von Verbrechen.

Inter- und multikulturelle Hierunter fallen Organisationen und Projekte, die sich in 
Angelegenheiten inter- und multikulturellen Fragestellungen engagieren, 

Migrantenorganisationen, Initiativen gegen Ausländer-
feindlichkeit und Rassismus sowie Asylrechtsorganisationen.

Umwelt, Natur und Das Spektrum reicht von Zusammenschlüssen und Verbänden 
Energie im Umweltschutz, Umweltbildung, -beratung und -stiftungen

über Tierschutzorganisationen, bis zu Initiativen für oder ge-
gen bestimmte Formen der Energiegewinnung.

Demokratie und Hier wird das Engagement in Parteien und parteinahen 
Bürgergesellschaft Organisationen, in Bürgerrechtsorganisationen, Initiativen 

gegen Extremismus, Initiativen zur Bürgerbeteiligung und 
Demokratieentwicklung subsumiert.

Eine Welt und Europa Diesem Bereich werden Organisationen und Initiativen zuge-
rechnet, die sich mit internationalen Themen befassen oder
sich im Bereich der internationalen Solidarität engagieren.
Dies reicht von „Frieden und Abrüstung“ über „Eine-Welt-
Arbeit“ (einschließlich Lokale Agenda), Menschenrechts-
organisationen bis zu Fragen der europäischen Integration.

beeinflusst durch den amerikanischen
Kommunitarismus. Schlüsselbegriffe sind
Bürgersinn, Zivilcourage und Solidarität.
Courage und humanes Engagement in
potentiell einflussreichen Tätigkeitsfeldern
fehlte gerade während des Erstarkens 
des nationalsozialistischen Regimes. Um-
so stärker hofft man auf nachhaltige per-
sönliche Bildungsprozesse, die den de-
mokratischen Geist lebendig halten. Man
erwartet vom bürgerschaftlichen Engage-
ment das, was mit dem zweifelhaften 
Etikett „soziales Kapital“ belegt wird (und
verschleiern könnte, dass staatliche Ver-
antwortung unter der Hand ans Private
abgegeben wird). Man erwartet demo-
kratische Kompetenz, informelle Lern-
prozesse, Persönlichkeitsentwicklung, in-
novative Beziehungsmodelle und sogar
neue Tätigkeitsformen und -strukturen, die
im Sinne beispielsweise des Arbeitszeit-
modells von Hans Ruh (2001) auf eine 
dreiteilige „Tätigkeitsgesellschaft“ zusteu-
ern: (1.) Arbeit mit monetärer Entlohnung,
(2.) freies zivilgesellschaftliches Enga-
gement und (3.) rekreative, regenerative 
Freizeit. 

Destruktive Freiwilligkeit als 
negative Abgrenzung 

Freiwilliges Engagement genießt öffentli-
ches Wohlwollen. Es ist gewöhnlich be-
gründetes und planvolles Handeln, oft
auch von einer Gesinnung getragen. Man
hat die Absicht und den Willen, sich nütz-
lich zu machen oder für eine gute Sache
einzusetzen (Sigerist 2001). Ideologische
Gruppeninitiativen, militaristische Bewe-
gungen oder Engagement im Bereich des
Sektenmilieus mögen auch freiwillig sein
und ein hohes Maß an enthusiastischem
Einsatz zeigen, aber sie können im Dienst
der Destruktion und Missachtung der
Rechte anderer stehen. Von freiwillig En-
gagierten erwartet man personale Ach-
tung und Anerkennung sowie das Interes-
se am Erhalten, Pflegen, Gestalten.
Was ideologisch fragwürdig und was als
Mentalität willkommen ist, bleibt aller-
dings eine Ermessensfrage und ist histo-
risch bunt gemischt. Die mächtige Freiwil-
ligenbewegung der USA – „Volunteers of
America“ – ist aus sozialen Initiativen der
Heilsarmee entstanden. Der Geist der
Nächsten- und Schöpfungsliebe ist als
christliches Traditionsgut für die Freiwilli-
genbewegung bedeutsam. Und das gilt
auch für den Geist der Brüderlichkeit,
Gleichheit, Freiheit aus den revolutionä-
ren Befreiungsbewegungen des späten
18. Jahrhunderts aus Europa und den Ver-
einigten Staaten (Widrig 2001). 
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Freiwilliges Engagement als
Sympathiebegriff

Freiwilliger Einsatz gilt als humane Leis-
tung, da er ernst mache mit Kooperation,
Interesse am Gemeinwohl und partizipa-

tiver Verantwortung (Putnam 1993). Als
„bürgerschaftliches Engagement“ wird
die Idee des freiwilligen Einsatzes zum
Sympathiebegriff (Evers 1999), mächtig
beflügelt durch den Erfolg antidiktatori-
scher Bewegungen in Osteuropa, auch
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Sonderfall

Freiwilliger Einsatz kann mutig sein. Man
denke nur an Rettungsdienste und Kata-
stropheneinsätze. Gefangene der deut-
schen Konzentrationslager haben oft ei-
nander geschützt und bewahrt. Beson-
ders mutig waren Bürger, die verfolgte 
Juden vor den nationalsozialistischen
Schergen versteckten. Hier wird Leben
gerettet, aber nicht als „freiwilliges Enga-
gement“, also weil einer sich dies zur Auf-
gabe gemacht hätte, sondern als Eingrei-
fen in eine Situation, in die man selbst ver-
strickt und involviert ist.
Dazu ein kurzes Beispiel – die mündlich
berichtete Erinnerung einer Überleben-
den des Konzentrationslagers Auschwitz,
die sich eines Nachts das Leben nehmen
wollte: 
„Eines Tages wollte ich zum Elektrozaun ge-
hen, mitten in der Nacht. Ich konnte nicht
mehr. Ich war so hungrig. Da kam ein Mäd-
chen zu mir. Sie war beim Aufseher im Büro
zum Aufräumen gewesen und hatte die Kip-
pen mitgenommen. Sie sagte zu mir: Du
kannst sie anzünden. Ich habe noch ein
Streichholz. Komm unter die Decke zu mir,
dann sieht das niemand. Zieh an den Kip-
pen, dann dreht sich dir der Kopf und du
kannst einschlafen. Sie hat mich gehütet in
der Nacht. Ich sollte nicht zum Zaun gehen.
Ich bin wirklich eingeschlafen.“
(Thoma 2007; Transkription auf der Basis
eines mit Video aufgezeichneten Inter-
views aus der Potsdamer Dokumentation
der Berichte jüdischer Überlebender).
Jemand kann sich in den Dienst eines an-
deren stellen, weil er professioneller Hilfe
misstraut, sie gar als schädlich fürchtet.
John Steinbeck schildert in seinem Roman
„Von Menschen und Mäusen“ (1937) die
Beziehung der mittellosen Landarbeiter
Lennie und George. Lennie, erwachsen,
geistig beeinträchtigt, aber körperlich ar-
beitsfähig, ohne Angehörige, ist auf
George, Nachbar und Kamerad seit Kin-
desbeinen, angewiesen. George ist Len-
nies ständiger Begleiter, ohne sich dies als
Lebensaufgabe je ausgesucht zu haben.
Er bewahrt ihn vor Verelendung auf der
Strasse, die eine Anstaltsunterbringung
zur damaligen Zeit mit sich gebracht hät-
te. Er ist solidarisch, ohne ein Freiwilliger
zu sein. Er handelt schützend, aus nach-
vollziehbarem Misstrauen, das den pro-
fessionellen Betreuungsinstanzen entge-
genzubringen war.

Religiöse Selbstverwirklichung 
als individuelle Erfüllung

George will, dass Lennie ein gutes Leben
hat. Dafür setzt George sich ein. Viele
Freiwillige haben heutzutage persönliche
Visionen eines guten Lebens. Anlässlich
des Besuches des Dalai Lama in Hamburg

(Juli 2007) organisiert eine deutsche Frau,
die sich im Sinne religiöser Selbstbestim-
mung zum Buddhismus bekennt und einen
Lebensentwurf als Nonne wählt, eine öf-
fentliche Konferenz und eine Eingabe
beim Dalai Lama zur Gleichstellung der
buddhistischen Nonnen zum Ordinariat.
Getragen ist die Initiative durch den per-
sönlichen Wert, den die buddhistische
Lehre und der charismatische Lehrer für
die Betroffene und Gleichgesinnte haben.
Öffentlich wird Bekenntnisfreiheit und die
neue Toleranz für nicht-christliche religiö-
se Orientierungen gelebt. Wie weit die
Initiative zusätzliche Außenwirkung for-
dern darf, bleibt einstweilen offen.
Zum Tragen kommt auch die Forderung
nach Gleichstellung der Geschlechter
und biographischer Individualisierung.
Die Initiative bewirkt eine Veränderung
religiöser Legitimierungsregeln im tibeta-
nischen Buddhismus. Die Gratifikation
besteht im Erfolg der Initiative, der Ge-
nugtuung über die eigene Einflussnahme
und dem Bewusstsein, sich in den eigenen
Passionen und Zielen angenommen zu se-
hen. Hier verschafft sich eine persönliche
religiöse Erfüllungshoffnung öffentlichen
Wirkungsraum; das ist möglich auf der
Basis von Vorbildern, die hierarchie- und
genderkritische Initiativen im christlichen
Raum geliefert haben, die ihrerseits von
feministischen sowie autoritarismuskriti-
schen Bewegungen profitierten. 

Verantwortung für Familien-
angehörige und Selbstverwirklichung

Private Lebensgestaltung soll emotional
nachhaltig und intensiv sein, da die zeit-
lichen Ressourcen knapp sind und für die
extensive und anspruchsvolle lebenslan-
ge Bildung und Professionalisierung ge-
nutzt werden sollen. Wie sich dies mit der
Sorge für den Nachwuchs und die Sorge
für die Betagten verbinden lässt, ist eine
enorme persönliche und öffentliche He-
rausforderung. Die Verantwortung für die
Betagten hat große Zukunftsbedeutung
angesichts der Hochaltrigkeit und der
weiter wachsenden Berufstätigkeit er-
wachsener Familienmitglieder. Oft ist die
Heimunterbringung von Pflegebedürfti-
gen die gewählte Lösung, aber sie ist für
die Beteiligten mit Trennungskonflikten,
Kränkungen und Schuldgefühlen verbun-
den. Umso wichtiger ist seitens der Insti-
tution die Zusammenarbeit mit den Ange-
hörigen. Dass die Kooperation von Pro-
fessionellen und Freiwilligen Konfliktpo-
tential birgt, beispielsweise auf der Ebe-
ne der Konkurrenz, ist bekannt (Hodel
2001). Bettina Ugolini (2006) entwickelt
und erprobt ein Modellprojekt der Ko-
operation von Angehörigen, Pflegeper-
sonal und Ärzten in ihrer Studie „Die 
Angehörigen als zentrale Partner in der
institutionellen Altersarbeit“. Angehörige

werden als Freiwillige in die Heimsituati-
on integriert, können aber auch unter
neuen Bedingungen Privatheit leben, und
es ergibt sich eine ertragreiche Kommuni-
kation sowohl mit dem ärztlichen Perso-
nal als auch mit den Angehörigen des
Pflegedienstes, die sich durch die Schu-
lung den Herausforderungen kompeten-
ter Kooperation mit den Angehörigen
entschieden besser gewachsen fühlen. 

Freiwilliges Engagement als
wertbezogene, dienstbereite
Initiative

Freiwilliges Engagement gilt als zivilge-
sellschaftliches Gut, als erstrebenswertes
bürgerschaftliches Handeln. Sehen wir
das freiwillige Engagement psycholo-
gisch an, können wir von „wertbezoge-
ner, dienstbereiter Initiative“ sprechen.

saupe
urheberrecht_grau



Wertbezogene, dienstbereite Initiative ist
eine vom Geist oder der Mentalität des
Erhalts getragene dienstbare Hand-
lungsbereitschaft, die auf anthropologi-
schen Ressourcen des Sorgens aufruht.
Wert-bezogene, dienstbereite Initiative
erlaubt  Geschätztes und hoch Bewerte-
tes – Menschen und Dinge – zu erhalten,
zu bewahren und ihnen Beständigkeit zu
verleihen. Und wertbezogene, dienstbe-
reite Initiative fördert das Selbstgefühl
und den moralischen Frieden: Man erlebt
mit Genugtuung, dass etwas lebt und ge-
deiht durch den eigenen Einsatz und die
eigenen Kompetenzen; und man erlebt
sich als erwünscht, willkommen und ver-
dienstvoll. Man ist im Einsatz für eine Sa-
che, die gesundheitlichen, kulturellen, ge-
selligen, moralischen Wert hat oder aus
sich heraus wertschaffend wirkt. Fried-
helm Hengsbach (2001) diskutiert die 
als bürgergesellschaftliches Engagement

empfohlene soziale Verantwortung im 
Zusammenhang mit dem, was er als „ak-
tuelle Individualisierungsdynamik“ ver-
steht: Freiwilliger Einsatz wird nach indi-
viduellen Optionen gewählt. Die Ent-
scheidung erfolgt nach persönlichen Inte-
ressenlagen, erlebnisorientiert und zu-
gleich gerichtet auf gesellschaftliche Zu-
stimmung und Unterstützung. Was aber
wofür gesellschaftliche Zustimmung ver-
dient, ist durchaus offen. Verbindliche Kri-
terien fehlen. Das heißt auch: Was in wel-
chem Umfang für wen erwünscht, will-
kommen und verdienstvoll ist, ist und
bleibt eine Ermessensfrage. Individuelle
Imperative verschaffen sich in der bürger-
freundlichen Demokratie Gehör und Öf-
fentlichkeit; welche Bedeutung und Ver-
bindlichkeit sie haben sollen, muss der
Diskussion unterliegen. Wertbezogene,
dienstbereite Initiative bedarf stets des
kritischen Korrektivs.

Dazugehören, Position beziehen,
Wirkung haben

Individuelles und soziales Leben ereignet
sich in drei Feldern: (1.) Es geht um das Da-
zugehören; (2.) es geht darum, sich als
Person geltend zu machen; (3.) und es
geht darum, Wirkung zu haben. In wis-
senschaftlicher Sprache geht es um Inte-
gration, Positionierung und Potenz oder
Wirkung. Man kann gut oder schlecht,
stark oder gering integriert, klar oder un-
klar positioniert sein, viel oder wenig Wir-
kung, Einfluss, Macht haben. Man kann in
unterschiedlichen Bereichen stark oder
schwach integriert, positioniert oder wir-
kungsmächtig sein. Und man kann sich
mit viel oder wenig Wirkungsmacht, Posi-
tionierung und Integration gut oder
schlecht fühlen. Die Psychologie des frei-
willigen Engagements ermöglicht Dazu-
gehören, Positionierung und Einfluss. Wer
dem öffentlichen Aufruf folgt, sich als ei-
ner von 5.000 gesuchten Freiwilligen für
die Fußballeuropameisterschaft 2008 zu
melden, gehört dazu, partizipiert an dem
großen Sportereignis. Wer sich für den
Tierschutz engagiert, bezieht Position,
bekennt sich exemplarisch für artgerech-
te Tierhaltung, Schonung von Revieren
oder den Verzicht auf Tierversuche. Wer
bei amnesty international mitmacht,
nimmt Einfluss auf die internationale Hu-
manisierung der Justiz und verbesserte
Haftbedingungen. 

Elterliches Engagement und das
Werden der Person

Die elterliche Bereitschaft, das Kind als
„his majesty the baby“ (Freud 1914) zu be-
handeln, sich mit Feinfühligkeit und Acht-
samkeit in den Dienst seiner Pflege zu stel-
len, verschafft dem Kind ein basales Si-
cherheits- und Vertrauensgefühl, wie die
inzwischen breit etablierte Bindungsfor-
schung seit John Bowlby zeigt (Dornes
1997; Fonagy 2006; Grossmann/Gross-
mann 2003). So lernt das Kind, in Situatio-
nen der Spannung und Not mit Zuversicht
auf Hilfe und Auswege zu reagieren, sich
wichtig genommen zu fühlen, nicht ausge-
liefert an Gleichgültigkeit und Vernach-
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Die wichtigste Sozialisationsinstanz, in der
sich die „Geburt“ der freiwilligen und wert-
bezogenen Initiative vollzieht, ist die Fami-
lie. Elterliches Engagement ist die Urform
dieser Initiative und führt unter günstigen
Bedingungen bei Kindern zu einem grund-
legenden Selbstsicherheits- und Vertrauens-
gefühl. picture alliance/dpa
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gen des Kindes liebevoll auf und geben
ihnen Kontur und Bedeutung (Fogel 1993).
Sie tun das sozusagen auf Kredit (Boot-
he/Heigl-Evers 1996). Das Kind ist für sie
der verheißungsvolle Anfang einer fühlen-
den und denkenden Person. Der Säugling
gilt ihnen als ihresgleichen, er ist für sie
voll von Gefühl und Gemüt. Sie nehmen
ihn nach seinen späteren Möglichkeiten,
sind ihm gewissermaßen immer Schritte
voraus und bleiben im Verkehr mit dem
Kind zugleich in direktem Kontakt, bereit,
auf Zuwendung und Abwendung, Verlan-
gen und Überdruss, Vergnügen und Miss-
behagen wohl abgestimmt zu antworten.
Die Fähigkeit, Kredit zu geben und Kredit
in Beziehungen einzusetzen, ist für wert-
bezogene, dienstbereite Initiativen ent-
scheidend. Es ist die emotionale Intelli-
genz des Anerkennung Gebens und des
Zutrauens (Grimmer 2006). So werden po-
sitive Erwartungen lebendig, zum Beispiel
bei interkultureller Arbeit oder im Umgang
mit Menschen, deren Sprach- und Denk-
vermögen beeinträchtigt ist. Kredit geben
können jene gut, die selbst von Kreditie-
rung profitiert haben, und das sind oft
auch jene, die passionierte Elterlichkeit
taktvoll, dezent und wirksam auch außer-
halb der Beziehungen zum engen Kreis
der Angehörigen geltend machen.
Dazugehören, Position beziehen, Wir-
kung haben: Das sind Beziehungsfiguren,
die im öffentlichen und im privaten Raum
spielen zwischen Erwachsenen, zwischen
Erwachsenen und Kindern und zwischen
Heranwachsenden. Elterliches Engage-
ment ist die Ur- oder Anfangsform der
wertbezogenen, dienstbereiten Initiative.
Es ist ein Handeln aus Selbstverpflichtung
und Liebe, es ist passioniertes Engage-
ment zum Wohl des Kindes, zum Wohl der

Familie: (1.) Das Kind wird als Familienmit-
glied willkommen geheißen. So entsteht
primäre Zugehörigkeit. (2.) Die Eltern po-
sitionieren sich dem Kind gegenüber als
Vater und Mutter und behandeln das
neugeborene Individuum von Beginn an
als Person, als denkende und fühlende
unverwechselbare Persönlichkeit, sozu-
sagen auf Kredit (Boothe 2005; von Klit-
zing 1994). So entsteht primärer Positions-
bezug. (3.) Elterliches Engagement ist le-
benserhaltende Wirkungsmacht. Eltern
und/oder jene, die als Eltern-Substitute,
als Elternersatz handeln, pflegen, schüt-
zen und lenken das Kind, aber sie sind
auch selbst von der Wirkung des Kindes
betroffen, affiziert durch seinen Liebreiz
und seine vitale Ausdruckswelt und rea-
gieren darauf. Die Eltern üben Wirkungs-
macht aus, das Kind hat Wirkung.

Erste Schritte

Wertbezogene, dienstbereite Initiative
steht am Anfang des Lebens. In Vincent
van Goghs Gemälde „Erste Schritte“
(1890; Metzger/Walther 1998) ist eine
junge Familie im Frühling zu sehen. Das
Kind lernt laufen, es unternimmt seine ers-
ten Schritte und wird dabei von der Mut-
ter behutsam gehalten. Sie bietet dem
Kind eine Auffangstütze, und zwar von
hinten. So hat das Kind freien Blick und
freie Beweglichkeit nach vorn. Es geht mit
vorgestreckten Armen auf den Vater zu,
der sich in Augenhöhe des Kindes bege-
ben hat und die Arme zum Willkommen
öffnet. Das Kind ist mit den Eltern im Ge-
müsegarten. Der Vater ist eben gekom-
men, man sieht seinen Karren und die nie-
dergelegte Schaufel. Das Engagement
der drei und die Verteilung ihrer Aufga-

ben im Rahmen der dargestellten Situati-
on, in der ein Kleinkind vor den Augen sei-
ner Eltern die ersten Schritte tut, sind wohl
abgestimmt. Am Anfang des Lebens ist
Freiwilligkeit, will heißen: Elterlichkeit ist
passioniertes Engagement für das Wer-
den des Kindes. Passioniertes elterliches
Engagement steuert, entfaltet Wirkungs-
macht, hier als Sicherheit schaffende Auf-
fangstütze. Passioniertes elterliches En-
gagement gibt dem Kind Kredit für seine
Projekte, hier die aufrechte Fortbewe-
gung; und was könnte sprichwörtlicher
sein für Positionsbezug oder Positionie-
rung als der „aufrechte Gang“, das Kind
darf sich heiter ermutigt sehen, den Kopf
hoch zu tragen, seinen Stand zu behaup-
ten. Passioniertes elterliches Engagement
heißt das Kind willkommen. Seine „ersten
Schritte“ werden gewürdigt, zugehörig
darf es sich fühlen. Passioniertes elterli-
ches Engagement ist die Geburt der Frei-
willigeninitiative im Geist der Familiarität.
Das Kind gedeiht, wenn Eltern ihm ihre
Stärke leihen, ihre Begeisterung schen-
ken, ihm Teilhabe gestatten und es gelten
lassen (Schon 1995). 

Die Vermittlung einer 
interessanten Welt

Kinder brauchen sowohl ein Milieu der
Geborgenheit als auch die Öffnung nach
außen. Sie brauchen eine Heimatbasis
und die Tür nach draußen, das Vertraute
und das Fremde. Das Heimatmilieu ist das
primäre Weltmodell des Kindes. Es
schafft ein Milieu der Geborgenheit,
wenn das passionierte Engagement der
Eltern dem Kind ausreichend Sicherheit
und Akzeptanz vermittelt und dem Poten-
tial des Kindes Kredit gibt. Das erlaubt
die couragierte und interessierte Öffnung
nach außen, die interessierte Zuwendung
zum Unvertrauten und Fremden, umso
mehr, wenn die Eltern nicht nur liebevolle
Beschützer, sondern auch Vermittler einer
interessanten Welt draußen sind. Die El-
tern machen sich von Beginn an zu vermit-
telnden Begleitern, um das Kind in verste-
henden und kontrollierenden Kontakt zur
Welt zu lassen. Das verdeutlicht sich be-
sonders sinnfällig am Beziehungsmuster
des Zeigens. Ein Erwachsener sagt „Da!“
im Gesichtsfeld des Babys, bewegt das
auf dem Schoß sitzende Kind leicht in
Richtung des Gegenstands der Aufmerk-
samkeit, das Kind schaut mit Interesse,
und der Erwachsene preist das Objekt
gewöhnlich entzückt im baby talk. Elterli-
ches Zeigen und kindliches Folgen gestal-
ten sich als zwangloses Zusammenspiel,
indem der Erwachsene sich zunächst so

Vincent van Gogh: Erste Schritte 
(nach Jean-Francois Millet). 1890. 
New York: The Metropolitan Museum 
of Modern Art. picture alliance/dpa
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dicht als möglich an die gegebene „wa-
che Aufmerksamkeit“ (Lichtenberg 1983)
des Säuglings anschließt und bemüht ist,
diese für eine kurze Zeitspanne durch die
kommunikative Handlung des Zeigens zu
fokussieren. Das Kind seinerseits über-
nimmt das „Da!“-Spiel rasch in sein kom-
munikatives Repertoire, zieht also den Er-
wachsenen in seine Aufmerksamkeits-
sphäre hinein, hält ihn dort fest und ver-
anlasst ihn, den Gegenstand des Interes-
ses zu begrüßen, zu benennen, zu be-
schreiben. So entsteht zwanglos eine in-
teressante, attraktive, geheimnisvolle
Welt, bei sich ständig erweiterndem Re-
pertoire des Vermittelns (Boothe/Heigl-
Evers 1996). Bald wird das Zeigen durch
das Erzählen ergänzt und ersetzt. Welt-
vermittlung wird zur Erzählvermittlung. Er-
zähler sind mächtig und haben es in der
Hand, Dinge, Menschen, Verhältnisse als
positiv oder negativ zu präsentieren. 
Für freiwilliges Engagement ist Vermitt-
lung ein zentraler Vorgang. Bild und Text
sind die Vermittlungsinstanzen, die Hilfs-
bereitschaft und Tätigkeitslust auf mas-
senmedialer Ebene mobilisieren. Die Fä-
higkeit des Vermittelns ist von hoher Be-
deutung, wenn es in öffentlicher und pri-
vater Kommunikation darum geht, für die
Bedeutung eines Einsatzes zu werben. Er-
folgreich ist vermittelnde Initiative dann,
wenn sowohl der Wert der Sache, um die
es geht, zur anschaulichen und glaub-
würdigen Darstellung kommt, als auch,
wenn die Ressourcen und Kompetenzen
des Angesprochenen als wertvoll und
nützlich qualifiziert werden, und schließ-
lich, wenn der Vermittelnde das kritische
und reflexive Potential des Angesproche-
nen herausfordert und ihn nicht moralisch
unter Druck setzt. 

Stärken zusammenlegen, respekt-
volle Verbundenheit, gelten lassen

Freiwillige Helfer kamen 1997 ins überflu-
tete Breslau; man gedachte ihrer noch
zehn Jahre später, denn man hatte sich
undirigistisch unterstützt gesehen und
kompetente Zusammenarbeit erlebt, man
sah, dass die Schönheit und Bedeutung
der Stadt erhalten werden sollte und
wusste das zu schätzen, und man wusste
noch nach zehn Jahren die Erfahrung der
Verbundenheit zu würdigen. Also: pro-
duktive Tatkraft (Wirkungen – Stärken zu-
sammenlegen), Respekt und Anerken-
nung für das zu erhaltende Gut (Positions-
bezug – gelten lassen) sowie Zugehörig-
keit (hier als respektvolle Verbundenheit).
Dass dies nicht selbstverständlich ist, wird
am Beispiel der Stadt New Orleans klar,
jener Stadt, die 2005 von der Sturmflut
Katrina heimgesucht wurde und so spät,
unprofessionell und zögernd Katastro-
phenhilfe bekam, dass Zweifel über die
Wertschätzung der Stadt, ihrer ge-

schichtlichen und kulturellen Bedeutung
und ihrer Bewohner durch die Regierung
entstanden. 

Die humane Familiarisierung 
von Lebensprozessen

Moritz Leuenberger, Schweizer Bundes-
präsident, sagt anlässlich des UNO-
Jahrs der Freiwilligen 2006: „Freiwilligen-
arbeit ist (…) aus freiem Willen geleistet.
Einen freien Willen hat nur, wer nicht un-
terdrückt ist und den nötigen wirtschaftli-
chen und seelischen Freiraum hat. (…) Es
ist ein Privileg, freiwillige Arbeit zu leisten.
Es ist ein Privileg, Verantwortung über-
nehmen zu können. Völlig zu Unrecht wird
hin und wieder geklagt, Verantwortung
zu tragen, sei eine Last. Es bringt uns auch
etwas, für andre da sein zu können. Da-
rum nehmen ja auch schon Kinder gerne
Verantwortung wahr. (…) Hilfe gibt uns
selber auch eine soziale Bedeutung. Und
eigentlich möchten wir uns ja für eine
Welt einsetzen, in der alle, die es möch-
ten, diese Freiheit der Verantwortung
auch leben können.“ (Leuenberger 2006).
Zu Recht verweist Leuenberger auf den
„seelischen Freiraum“. Wer ein basales Si-
cherheitsgefühl und ein kreatives Welt-
modell hat, wer dem eigenen Potential
Kredit gibt und neuen Beziehungen mit
Zuversicht begegnet, lernt, Wirkung aus-
zuüben und hinzunehmen, andere gelten
zu lassen und Geltung zu verlangen, Zu-
gehörigkeit anzubieten und auf Willkom-
men zu hoffen. Das heißt, er hat die Frei-
heit zur Vita activa im Sinne von Hannah
Arendt. Tätigkeitslust als Spiel von Selbst-
verpflichtungen und reflektierten Erwar-
tungen. Es entsteht humane Familiarisie-
rung von Lebensprozessen durch freiwil-
lige Initiative als passioniertem Engage-
ment.

Freiwilligkeit und Tätigkeitslust

Freiwilliges Engagement, gemeinnütziges
Handeln ist soziale Tüchtigkeit, soziale
und emotionale Intelligenz, soziale Un-
terstützung und praktizierte mitmenschli-
che Solidarität, die jemand im primären
und sekundären Sozialisationsprozess
erwirbt. 
Entwicklungspsychologische Grundlage
ist die schon zwischen dem zweiten und
dem dritten Lebensjahr zu beobachtende
Befähigung des Kindes, sich aus Freude
und Lust an der Verselbständigung mit der
so genannten aktiven Mutter zu identifi-
zieren, das heißt, jene Pflege-, Bemutte-
rungs- und Versorgungshandlungen zu
imitieren und initiativ auszugestalten, die
es selbst bisher von der Mutter empfan-
gen hat. Im weiteren frühkindlichen vor-
schulischen Entwicklungsverlauf wie auch
besonders in den ersten Jahren der Schul-

zeit werden die Gleichaltrigen, Ge-
schwister und Schulkameraden zu Soli-
dargenossen, die helfen können, die ei-
gene Position zu stärken, Schutz, Verteidi-
gung und Unterstützung zu sichern. Wer
hilft, erfährt selbst Hilfe; wer andere
schont, erfährt selbst Schonung; wer mit
anderen zusammenhält, wird selbst nicht
verraten usw. Ein wichtiger Entwicklungs-
schritt auf dem Weg zum „gemeinnützi-
gen Handeln“ ist die Herausforderung,
jüngere Geschwister, die geboren wer-
den und die ja die eigene Position bei den
Eltern infrage stellen und bedrohen, den-
noch zu begrüßen, willkommen zu heißen
und ihnen gegenüber Verantwortung zu
übernehmen, auch wenn man die Rolle
des Pfleglings eintauschen soll gegen je-
ne des klugen selbstständigen Kindes,
das Anerkennung für prosoziale Tugen-
den erhält. Die Übernahme mütterlicher
oder elterlicher Kompetenzen befähigt zu
fürsorglichen, pflegenden, aber auch
Kredit gebenden, Mut machenden Ver-
haltensweisen und Erlebensformen und
hat daher große Bedeutung für gelingen-
de menschliche Beziehungen. Wer sozia-
le und emotionale Intelligenz im Dienst
des anderen entfaltet, verfügt zugleich
über die Kunst der Selbst-Dezentrierung,
der Selbstzurücknahme. 

Der produktive Rückzug

Da es unmöglich ist, aus vollem Herzen
kontinuierlich ein kluges braves Kind, ein
kluger braver Erwachsener zu sein, geht
die Fähigkeit zum Dienst an der guten 
Sache auch mit der Fähigkeit zur „splen-
did isolation“ einher (Boothe/Heigl-Evers
1996), dem produktiven Rückzug auf sich
selbst, allein sein und eigene freie Zeit ge-
stalten zu können. Soziales Leben in der
Schule, beim Lernen, in der Familie, im öf-
fentlichen Raum würde nicht funktionie-
ren, wenn man diese Kunst zum Rückzug
nicht nutzen und auch bei anderen nicht
respektieren kann.
Das Individuum bleibt in strukturellen Ab-
hängigkeiten physischer, psychischer und
sozialer Natur gebunden. Aber es kann
sehr wohl lernen, unangemessene Passi-
vierung und Eskapismus zu überwinden.
Es kann Gründe geben und Gründe ver-
langen; es kann und soll für sein Handeln
einstehen. Es erwirbt Beziehungsintelli-
genz und das Gewahrsein der Begrenzt-
heit der eigenen Selbst- und Weltkennt-
nis. Sigmund Freud (1928) empfiehlt den
Humor als die Geisteshaltung, die der
Fragilität der menschlichen Daseinsver-
fassung, die dennoch auf Vollendung und
Erweiterung drängt, am besten gerecht
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e wird. Freiwilliges Engagement als syste-
matische Herstellung von Gemeinschaft
kommt der Förderung einer Kultur des
Geltenlassens im Ethos wechselseitiger
Unterstützungsbereitschaft entgegen. 

„Wir sind auf der Welt, 
um Gutes zu tun“ 

Wir sind auf der Welt, um Gutes zu tun, sagt
der Lehrer. Fritz fragt: Und wozu sind die an-
dern da?

Der alte Witz passt zur Psychologie des
freiwilligen Engagements. Er pointiert
scherzhaft die Ambivalenz des Dienstes
am Lebendigen, die dann entsteht, wenn
die Autorität sie einfordert. Fritz soll den
Weg der Tugend wandeln, die andern
haben es lustig. Freiwilliges Engagement
stellt Anerkennung durch – pädagogi-
sche oder staatliche – Autoritäten in Aus-
sicht, aber sie sind nicht immer glaubwür-
dig. Der Lehrer fordert, das Gute zu tun,
und versäumt, den Appell auf die Grund-
lage von Welt- und Lebenskenntnis zu
stellen. Seine Botschaft hängt in der Luft.
Auch ist Anerkennung durch – pädagogi-
sche oder staatliche – Autoritäten nicht
immer ein Gewinn. Wer Lob von höchster
Stelle will, riskiert die Verachtung der
Peers, und das nicht grundlos. Er setzt sich
seitens der Peers dem Verdacht der Vor-
teilsnahme durch Beflissenheit aus oder
dem Verdacht der Schwäche, die den
Schutz der Autorität sucht, weil sie im Re-
vier der Gleichen keine Behauptungs-
chance sieht. Selbst der Appell an eine
Gesinnung, die sich in den Dienst der gu-
ten Werke stellt, überzeugt nicht immer.
Hier kommt die notorische Differenz zwi-
schen Lippenbekenntnis und Lebenspra-
xis ins Spiel. Der Appell an das Gute ist
cheap talk, schönes Reden, das nichts
kostet; es kommt auf das wirksame Han-
deln an, und dieses bedarf dann der Re-
de nicht.
Wertbezogene, dienstbereite Initiative
kann fragwürdig werden durch fragwür-
dige Gründe. Sie wird fragwürdig, wenn
die formulierten Gründe nicht die hand-
lungsleitenden sind. Bekannte Beispiele:
freiwillige Altenpflege entpuppt sich als
Machtausübung, das Ehrenamt dient nur
dem persönlichen Ruhm, der Jugendhel-
fer geht seinen erotischen Neigungen
nach, der militante Tierschützer verkennt
die eigene Bereitschaft zu hassen und zu
zerstören. 
Wertbezogene, dienstbereite Initiative
kann fragwürdig werden durch manipu-
lative Indienstnahme – bekanntes Bei-
spiel sind Arbeitseinsätze in diktatori-
schen Regimes oder im sektiererischen
Milieu oder dort, wo ein reguläres ent-
lohntes Beschäftigungsverhältnis ange-
zeigt wäre, aber der Nutznießer die Nai-
vität, Hilflosigkeit oder Notlage eines

Dienstwilligen ausbeutet. Wertbezoge-
ne, dienstbereite Initiative kann fragwür-
dig werden durch mangelnde Ressourcen
und Kompetenzen seitens des Initiative-
willigen, auf der Ebene des Handelns, der
Beziehungen, der Urteilsbildung. Es kön-
nen finanzielle Ressourcen fehlen. Bei
Bürgerinitiativen, die etwas fördern oder
verhindern wollen, kann die Informations-
basis ungenügend sein. Man vermag sich
nicht öffentlichkeitswirksam zu präsentie-
ren oder trotz anfänglicher Begeisterung
ausreichend innere Verbindlichkeit herzu-
stellen. Dann geht man enttäuscht und
demoralisiert auseinander.
Andererseits bedeutet die Offerte eige-
ner Ressourcen im Dienst der Pflege, Er-
haltung, Förderung, Innovation Erfüllung
und Lebensqualität. Die Offerte heißt ja:
Die Person, die freiwillig eigene Ressour-
cen für Mensch und Sache investiert, ist
reich, wirksam, nützlich, freundlich. Hier
spielen zusammen: das Anliegen, wirk-
sam zu sein, und zwar als produktive Ein-
flussmacht; das Anliegen, verfügbare Zeit
so einzusetzen, dass eigenes Potential
(an Geld, Kontakt, Mitarbeit, Initiative) im
sozialen Raum fruchtbar wird; Freude am
eigenen Gestaltungsfreiraum; an Kontakt
und Begegnung und einem abwechs-
lungsreichen Alltag; ein Vermächtnis zu
schaffen, Erfahrungen weiterzugeben.

Risiken wertbezogener Initiative 

Wertbezogene Initiative ist ein Verdienst
ohne einklagbare Dankesschuld. Das
schafft das Risiko, dass Anerkennung aus-
bleibt und die Leistung nicht gewürdigt
wird. Der Engagierte muss Enttäuschung
verkraften. Wertbezogene Initiative kann
durch Selbstrekrutierung zustande kom-
men. Das schafft das Risiko mangelnder
Bedarfsgerechtigkeit. Die freiwillige Ini-
tiative kann als Nicht-Desiderat missfal-
len. Der Engagierte muss Desinteresse
und Ablehnung verkraften.
Wertbezogene, dienstbereite Initiative
kann durch Fremdrekrutierung zustande
kommen. Das schafft das Risiko der Aus-
beutung. Der Engagierte muss kritische
Wachsamkeit mobilisieren und sich we-
der moralisch erpressen noch durch
Schmeichelei einwickeln lassen. Die Be-
ziehung der wertbezogenen und dienst-
bereiten Initiative kann sich als Geber-
Empfänger-Gefälle mit asymmetrischer
Schuldigkeit etablieren, aber auch sym-
metrisch als wechselseitige Initiative. Die
asymmetrische Beziehung hat ein Bevor-
mundungs- und ein Passivierungsrisiko.
Die symmetrische wechselseitige Initiative
kann sich kreativ entwickeln, aber auch
an misstrauischer Konkurrenz kranken.
Die zentralen Risiken von wertbezoge-
nen, dienstbereiten Initiativen bestehen in 
� der Fehleinschätzung des Erhaltungs-,

Pflege- Betreuungs-, Förderungsbe-
darfs. Sowohl Gebende als auch Emp-
fangende können hier falsch urteilen. 

� der Fehleinschätzung der eigenen äu-
ßeren und inneren Kapazitäten. So-
wohl Gebende als auch Empfangende
können hier falsch urteilen, sich selbst
unter- oder überfordern. 

� der Fehleinschätzung der Eigenmoti-
vationen des Engagierten. Er glaubt z.
B. prosozial zu sein und ist nur profilie-
rungssüchtig. Er will andere verpflich-
ten oder kann auf Macht und Einfluss-
nahme nicht verzichten oder glaubt,
büßen zu müssen usw.

� problematischen Vermittlermotivatio-
nen wie z. B. Gesinnungstreue herstel-
len, ideologisch infiltrieren wollen, un-
ter moralischen Druck setzen.

Freiwilliges Engagement und 
das Spielerische

Freiwilliges Engagement ist eine gute Sa-
che, wenn sie überwiegend getragen ist
durch Vitalität, Lebensfreude, Optimis-
mus, Humor, hohe Kommunikationskom-
petenz, gute Zeitorganisation, Fähigkeit,
sich eher nicht unter Druck setzen zu las-
sen, eher nicht gestresst zu sein, Bereit-
schaft, sich selbst und anderen Kredit zu
geben sowie geringe Ängstlichkeit.
Freiwilliges Engagement steht im Verhält-
nis zum Staat. Es sollte zum Staat in einem
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freien Verhältnis stehen. Mit Peter von
Matt (2007) formuliert: „Auf lachendem
Gehorsam beruht die Republik“ (S. 123).
Lachender Gehorsam – das ist das Inno-
vationspotential der Freiwilligkeit in de-
mokratischen Gesellschaften.
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FREIWILLIG – GEMEINNÜTZIG

Im Dienste der Res publica, in 
der Schweiz – und anderswo
Herbert Ammann

Bürgerengagement wird in der Schweiz
mit dem Begriff Freiwilligenarbeit bzw.
bénevolat in der Romandie oder volonta-
riato in der italienischsprachigen Schweiz
bezeichnet. In der schweizerischen Tradi-
tion meint Freiwilligkeit im Gegensatz zu
verpflichtenden Aufgaben (z.B. den Miliz-
dienst) das Engagement für die Angele-
genheiten des Gemeinwesens und dessen
Gemeinwohl. Bei der Freiwilligkeit han-
delt es sich daher stets um ein Angebot
des Einzelnen an die Res publica. Der fö-
deralistische Staatsaufbau, das liberale
Staatsverständnis und die starke Beto-
nung der Gemeindeautonomie sind aus-
schlaggebende Gründe für ein reich-
haltiges Bild freiwilligen und gemeinnüt-
zigen Engagements. Neben kantonalen
Freiwilligenagenturen entwickeln Kommu-
nen verschiedene Konzepte zur Förde-
rung der Freiwilligenarbeit. Herbert Am-
mann vermittelt zunächst einen differen-
zierten Überblick über Ausmaß und Aus-
prägung der formellen und informellen
Freiwilligenarbeit und zeigt an vielfälti-
gen Beispielen, dass sich Freiwilligkeit
und Zivilgesellschaft in der Schweiz nicht
als Alternative oder gar Gegensatz zum
Staat verstehen, sondern als Ergänzung,
allenfalls als Korrektur. In dieser deutli-
chen Ausprägung ist dieser Faktor ein
Spezifikum der Schweiz und damit Teil der
gewachsenen politischen Kultur. �

Freiwilligenarbeit – ein
traditionsreicher Begriff

In Deutschland hat man sich im Rahmen
der begrifflichen Diskussion auf den Be-
griff „Bürgerschaftliches Engagement“
geeinigt. Von zentraler Bedeutung in die-
ser begrifflichen Debatte waren sicher-
lich die Arbeit der Enquete-Kommission
des Deutschen Bundestages und die Wir-
kung(en) des umfassenden Berichts. Die
Zusammensetzung der vom Bundestag
berufenen Kommission, je zur Hälfte Ver-
treter der Fraktionen und von durch die
Politik vorgeschlagenen Experten, d.h.
Vertretern der Wissenschaft, macht zwei-
erlei deutlich: Der Begriff „bürgerschaftli-
ches Engagement“ muss sowohl als eine
sozialwissenschaftliche Kategorie wie
auch als ein politisch-normativer Begriff
verstanden werden. Das gesellschaftli-
che Potential, welches durch den Begriff
des bürgerschaftlichen Engagements er-

fasst werden soll, ist der Politik offenbar
bewusst. Die begriffliche Verortung kann
auch als erster Schritt zur gesteuerten
Nutzung dieses Potentials verstanden
werden.1
Der zentrale Begriff in der Schweiz hinge-
gen ist nach wie vor Freiwilligenarbeit
bzw. bénevolat in der Romandie oder vo-
lontariato in der italienischsprachigen
Schweiz. Im Hinblick auf das Jahr 2001
hat man intensiv um diese Begriffe und
die adäquaten Übersetzungen gerun-
gen.2 Neben den originär schweizeri-
schen Traditionen galt es auch, die durch
die jeweiligen Sprachen vermittelten eu-
ropäischen Traditionen einzubeziehen.

Freiwilligenarbeit – Freiwilligkeit –
Gemeinnutzen – Res publica

Die gesellschaftliche und kulturelle Be-
deutung der Freiwilligenarbeit kann nur
dann vollständig und umfassend verstan-
den werden, wenn sie im Gesamtkonzept
der Freiwilligkeit verstanden wird. Freiwil-
ligkeit verstehe ich als das Engagement
von Individuen für Angelegenheiten des
Gemeinwesens; unabhängig davon, ob
dieses Gemeinwesen mit seinem Gemein-
wohl lokal, regional, national oder gar
weltweit begriffen wird. Freiwilligkeit be-
inhaltet daher alle möglichen Handlun-
gen, mit denen Güter und Dienstleistun-
gen dem Gemeinwesen und dessen Ge-
meinwohl unentgeltlich zur Verfügung ge-
stellt werden. Die wichtigsten, so zu
Gunsten des Allgemeinwohls zur Verfü-
gung gestellten Güter sind: Arbeit in ihrer
Form von Freiwilligenarbeit, Geld – im
Sinne von Spenden und Geschenken –,
Naturalien, Infrastruktur und das Image,
der gute Ruf von Menschen, welche sich
für eine Sache einsetzen. Letzteres dient
vor allem dazu, andere Menschen zu ver-
anlassen, ein Gleiches zu tun und führt
letztlich wiederum zu einer Mehrung der
materiellen Basis. 
Miliztätigkeiten schließe ich explizit aus,
obwohl gerade in der Schweiz mit ihrer
direkten Demokratie und dem tief veran-
kerten Verständnis von kommunaler Selb-
ständigkeit, bis hin zur Selbstbestimmung
des kommunalen Steuerfußes3, der Miliz-
gedanke nach wie vor große Bedeutung
hat. Im Gegensatz zur Freiwilligkeit be-
ruht Miliz immer auf verpflichtenden Ver-
ordnungen oder gar Gesetzen einer der

drei Staatsebenen. Das heißt, dass das
Individuum grundsätzlich zur Miliz ver-
pflichtet ist. Auch wenn es sich im Einzel-
fall unter Umständen ohne großen Auf-
wand von dieser Verpflichtung befreien
lassen kann, so ändert das nichts an der
grundsätzlichen Verpflichtung. Der not-
wendig zu leistende Schritt ist derjenige
zur Befreiung von der Pflicht zur Miliz; es
muss eine Bitte, ein Begehren an die zu-
ständige Instanz des Gemeinwesens ge-
richtet werden. Bei der Freiwilligkeit han-
delt es sich hingegen um ein Angebot des
Individuums an die Res publica, an das
Gemeinwesen. Der Schritt ist also genau
umgekehrt, auch wenn das in der Praxis
kaum wahrgenommen wird. Nur in außer-
gewöhnlichen Fällen, wie z.B. einer grö-
ßeren Schenkung mit einem Schenkungs-
vertrag oder gar Schenkungsbedingun-
gen des Schenkenden an die beschenkte
öffentliche Hand, kann dieses Verhältnis
Gegenstand der öffentlichen Aufmerk-
samkeit sowie der politischen Diskussion
werden.4
Über die gesellschaftliche Wertung und
die moralische Beurteilung der verschie-
denen freiwilligen Handlungen an die
verschiedensten Akteure des Gemeinwe-
sens lasse ich mich an dieser Stelle nicht
weiter aus. Nur soviel: sie unterliegen in
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jeder Gesellschaft einem politischen Dis-
kurs. Die Bewertungen spiegeln den herr-
schenden Wertekonsens bzw. die ent-
sprechende Variabilität des Werteplura-
lismus wider. Selbstverständlich werden
auch in der Schweiz solche normativen
Aspekte immer wieder aufgeworfen, und
es werden Fragen gestellt, ob denn nicht
zwischen verschiedenen Formen der Frei-
willigkeit Unterschiede gemacht werden
müssten, z. B. aufgrund der gesellschaft-
lichen Nützlichkeit (Wer definiert sie?),
des Grades der Uneigennützigkeit (Nach
welchem Maßstab?), der demokratischen
Legitimität und Integrität des Gemeinwe-
sens oder der Glaubwürdigkeit der Non-
Profit-Organisationen (NPOs) (Wer defi-
niert aus welcher Perspektive?).5

Das Zusammenwirken von
Zivilgesellschaft und Staat

Wenn in der föderalistischen Schweiz von
einer Partnerschaft mit dem Staat gespro-
chen wird, dann stellt sich immer gleich
die Frage, mit welcher staatlichen Ebene
diese Partnerschaft gesucht werden soll.
So ist die steuerliche Definition der Ge-
meinnützigkeit weitestgehend Sache der
Kantone und bestimmt, in welchem Um-

fang und nach welchen Kriterien Spen-
den bei der Steuererklärung abgezogen
werden können, bzw. in welcher Weise
der Staat Organisationen der Zivilgesell-
schaft fördern will.
Das kantonale Steuerrecht ist so gesehen
praktisch das einzige gesetzliche Instru-
ment mit welchem der Staat auf Geset-
zesebene explizit Gemeinnützigkeit und
damit einen Aspekt der Freiwilligkeit re-
gelt. Alle anderen Aspekte, wie Haftungs-
fragen, Versicherungsfragen, Fragen des
Arbeitsverhältnisses usw. sind für die Frei-
willigkeit nicht explizit geregelt, sondern
werden über Bestimmungen der generel-
len Gesetzgebung und bereits bestehen-
de Urteile des Bundesgerichts geregelt.
Trotz des Wunsches eines Teils der Orga-
nisationen der Zivilgesellschaft, über eine
eigentliche Gesetzgebung der Freiwillig-
keit vermehrt in die Aufmerksamkeit der
Politik und damit der Öffentlichkeit zu ge-
langen (z. B. mit der Zulassung eines Steu-
erabzugs neben den Spenden auch für
Freiwilligenarbeit, oder dass Freiwilligen-
arbeit Ansprüche an die Sozialversiche-
rungen auslösen sollte), ist kaum damit zu
rechnen, dass sich an dieser Situation
bald einmal etwas ändern würde.6
Diese zentrale Bedeutung der Kantone,
der eigentlichen Teilstaaten des Bundes-
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Im Gegensatz zur Miliztätigkeit in der
Schweiz, die auf verpflichtenden Verordnun-
gen einer der drei Staatsebenen beruht,
handelt es sich bei der Freiwilligkeit um ein
Angebot des Individuums an die Res publica,
an das Gemeinwesen. picture alliance/dpa

staates, spiegelt sich auch in der Tat-
sache, dass Benevolstellen, in ihrer Auf-
gabe vergleichbar mit Freiwilligenagen-
turen in Deutschland, jeweils vor allem
auf kantonaler Ebene eingerichtet wur-
den, auch in Kantonen mit einer kleine-
ren Bevölkerungszahl und einem klei-
neren Einzugsgebiet. Heute sind bei Be-
nevol Schweiz7 18 regionale Stellen 
Mitglieder. Nur wenige bekommen in ei-
nem nennenswerten Umfang staatliche
Gelder.8
Im Lichte der Ergebnisse des Freiwilligen-
Monitors allerdings ist zu fragen, ob alle
diese Benevolstellen mittelfristig weiter
bestehen werden können, bzw. ob ihre
bisherige zentrale Aufgabe der Rekru-
tierung und Vermittlung von Freiwilligen
wird Bestand haben können. Immerhin
rangiert das Internet, wenn denn nicht di-
rekte Kontakte über Freunde, Verwandte
und Bekannte zu einem Engagement führ-
ten, bereits heute weit vor den Benevol-
stellen.
Besonders interessant stellt sich die Situa-
tion in den Gemeinden dar. Nicht zuletzt
aufgrund der hohen Legitimität der Frei-
willigkeit, bzw. der großen traditionellen
Bedeutung und der Lobbyarbeit der ver-
schiedenen Freiwilligenorganisationen,
allen voran dem Forum Freiwilligenarbeit,
haben die ersten Gemeinden begonnen,
Konzepte zur Förderung der Freiwilligen-
arbeit zu entwerfen und umzusetzen. Be-
merkenswert und erklärungsbedürftig ist,
dass diese Aufgabe fast immer dem 
Sozialvorstand zugeordnet wird. Ich be-
fürchte, dass sich in dieser Tatsache der 
anwachsende Kostendruck im Sozialbe-
reich spiegelt und dass, trotz gegenteili-
ger Beteuerungen der verantwortlichen
Politiker, die Hoffnung zum Ausdruck
kommt, über Freiwilligenarbeit wenigs-
tens den Versorgungsstatus aufrechter-
halten zu können. Freiwilligkeit und Frei-
willigenarbeit betrifft aber alle Lebensbe-
reiche einer Kommune, von der Kultur
über die Politik, das Soziale, den Sport,
die Schule bis hin zur Ökologie. Die rich-
tige strukturelle Zuordnung müsste daher
immer im Gemeinde- bzw. Stadtpräsidi-
um liegen. Inhaltlich sollten solche Kon-
zepte auf Gemeindeebene vor allem drei
Dinge im Auge behalten: Erstens soll Frei-
willigkeit überall dort, wo sie sich zeigt,
anerkannt und ihr Charakter erhalten
werden. Es muss darauf geachtet wer-
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den, dass der soziale Druck, sich zu en-
gagieren, nicht über die Maßen wächst.
Zweitens verfügt jede Gemeinde über
bauliche und logistische Infrastruktur,
welche in geeigneter Weise zur Verfü-
gung gestellt werden kann und die Arbeit
von Vereinen und Initiativgruppen er-
leichtert. Drittens ist Freiwilligkeit als ein
Phänomen zu verstehen, dass sich Men-
schen innerhalb der Gemeinde für eine
ihnen wichtige Sache zusammenschlie-
ßen. Gerade im Falle von marginalisier-
ten Gruppen ist dies eine hervorragende
Möglichkeit der Sichtbarmachung und
ein Schritt zur Integration. 

Eine politische akzeptierte
Arbeitsteilung

Auf der Ebene der Schweiz bestehen we-
nig Möglichkeiten der direkten Förderung
der Freiwilligkeit, außer den bereits oben
erwähnten Leistungsaufträgen zwischen
dem Bund und großen Organisationen
der Zivilgesellschaft, sei es im Bereich der
Entwicklungshilfe oder den Nebenaufträ-
gen der großen Werke der Sozialversi-
cherungen im Inland. Historisch gesehen
handelt es sich dabei aber weniger um
die Förderung der Freiwilligkeit, als um ei-
ne politisch akzeptierte Arbeitsteilung
zwischen dem Staat und diesen großen
Non-Profit-Organisationen (NPOs). Oh-
ne dafür direkte empirische Belege zu ha-
ben, wage ich die Hypothese, dass diese
Leistungsaufträge eher dazu führen, dass
die Non-Profit-Organisationen (NPOs)
zu deren Erfüllung vermehrt auf bezahl-
te Arbeit zurückgreifen. Dennoch haben
sich in der Nachfolge des iyv-forums9, der
Trägerschaft für das Internationale Jahr
der Freiwilligenarbeit, 86 nationale und
regionale Organisationen zusammenge-
funden. Sie bilden das Forum Freiwilligen-
arbeit. Die wichtigsten beiden Aktivitäten
dieses nationalen Dachverbandes sind
die Herausgabe und die Sicherstellung
des Sozialzeitausweises und die Ergrei-
fung von landesweiten Initiativen zur För-
derung der Freiwilligenarbeit. Das letzte
derartige Beispiel war die gemeinsame
Lancierung einer Ausschreibung für die
Freiwilligengemeinde 2007 der Schweiz,
zusammen mit dem Schweizerischen Ge-
meindeverband. 

Volkswirtschaftlicher Nachweis
unbezahlter Arbeit

Eine interessante Ausnahme zeigte sich in
der Frage der Sichtbarmachung der un-
bezahlten Arbeit. Ende der 1980er-, An-
fang der 1990er-Jahre stieg vor allem von
Seiten der Frauen der Druck, in der volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung auch
die unbezahlte Hausarbeit auszuweisen.
Aufgrund politischer Vorgaben erhielt

das Bundesamt für Statistik (BFS) den Auf-
trag, die unbezahlte Arbeit volkswirt-
schaftlich auszuweisen. Die regelmäßig
durchgeführte Schweizerische Arbeits-
kräfteerhebung (SAKE)10 wurde mit einem
Modul „unbezahlte Arbeit“ – unterteilt in
„Haus- und Familienarbeit“ und „Freiwilli-
genarbeit“ – ergänzt. Diese Daten wur-
den 1996 erstmals erhoben und 1997 pu-
bliziert. 2001 und 2004 erfolgte je eine
weitere Erhebung.
Die Resultate, ich beschränke mich im Fol-
genden auf den Aspekt der Freiwilligen-
arbeit, führten in der Schweiz zu einigen
äußerst interessanten Diskussionen:
� Die Tatsache, dass die informelle Frei-

willigenarbeit quantitativ mindestens
den gleichen gesellschaftlichen Um-
fang hat, wie die im Rahmen von Or-
ganisationen geleistete formelle Frei-
willigenarbeit, war zweifellos eine
große Überraschung und führte zu
weiteren Fragen (darauf will ich später
zurückkommen). 

� Die Annahme, dass Freiwilligenarbeit
in erster Linie eine Sache der Frauen
sei, wurde widerlegt. Aber die Daten
machten ebenfalls deutlich, dass die
Freiwilligenarbeit, vergleichbar der Er-
werbsarbeit zwischen den Geschlech-
tern, ungleich verteilt ist. Das gilt so-
wohl für die Verteilung der Geschlech-
ter in der Hierarchie: Frauen sind auch
in Non-Profit-Organisationen (NPOs)
deutlich weniger häufig in Führungs-
positionen, Ehrenämtern und Vorstän-
den anzutreffen. Auch die Verteilung
auf die verschiedenen Sektoren ist
deutlich ungleich, mit einem Überhang
der Frauen in sozial-karitativen und
kirchlichen Organisationen und einer
klaren Untervertretung im Sport und in 
Interessenvereinigungen. „Nur-Haus-
frauen“ weisen, entgegen den Erwar-
tungen, ein leicht unterdurchschnittli-
ches Engagement aus. 

� Ausgerechnet die in der Erwerbsarbeit
am meisten belastete Altersgruppe der
40- bis 60-Jährigen zeigt auch das
höchste Engagement in der Freiwilli-
genarbeit. Ebenso interessant ist, dass
mit dem Austritt aus dem Erwerbsleben
die formelle Freiwilligenarbeit ab-
nimmt, dafür steigt das Engagement in
der informellen Freiwilligenarbeit. 

� Quantitativ zeigte sich, dass das Ge-
samtengagement in den sieben Jahren
der Beobachtung weitgehend stabil
blieb.

Diese Ergebnisse, die damit verbundenen
Diskussionen und dann vor allem der Blick
über die Grenzen auf die Erhebung des
deutschen Freiwilligensurveys weckten
das Bedürfnis, auch für die Schweiz de-
taillierte Daten zu bekommen. Dass eine
Verselbständigung des Moduls „Freiwilli-
genarbeit“ außerhalb der Schweizeri-
schen Arbeitskräfteerhebung (SAKE) in-
nerhalb des Bundesamtes für Statistik

(BFS) in den nächsten Jahren aus finan-
ziellen Gründen und wegen der fehlen-
den Rechtsgrundlage kaum eine Chance
haben würde, war schon nach wenigen
Gesprächen klar. 

Die Schweizerische Gemeinnützige
Gesellschaft als „Motor“

So beschloss die Schweizerische Ge-
meinnützige Gesellschaft (SGG)11, dass
sie im Rahmen ihrer Kommission „For-
schung Freiwilligkeit“ ein solches Monito-
ring aufbauen und vorerst für die nächs-
ten 20 Jahre auch sichern will. Mit diesem
Beschluss machte sie die Erhebung regel-
mäßiger Daten zur Freiwilligkeit zu ei-
ner Angelegenheit der Zivilgesellschaft
selbst. Die Partnerschaft mit dem Bundes-
amt für Statistik sichert zweierlei: einer-
seits eine enge Verbindung des Freiwilli-
gen-Monitors mit dem Modul “Freiwilli-
genarbeit“ der Schweizerischen Arbeits-
kräfteerhebung (SAKE) und andererseits
mittelfristig die Möglichkeit einer eigent-
lichen Mitträgerschaft. Eine solche Mit-
trägerschaft ergab sich aufgrund jahre-
langer enger Zusammenarbeit mit dem
Migros-Kulturprozent.12 Um die Wahr-
nehmung und Verwendung der Daten des
Freiwilligen-Monitors über die Wissen-
schaft hinaus in der Zivilgesellschaft und
den Kantonen zu sichern, hat die Schwei-
zerische Gemeinnützige Gesellschaft für
einen, gemessen an den Gesamtkosten
geringen Jahresbeitrag, Partnerschaften
angeboten. Zum jetzigen Zeitpunkt hat
der Freiwilligen-Monitor 30 Partner, da-
von sieben von Kantonen oder Städten.
Ich führe dieses Beispiel deswegen an,
weil es exemplarisch das Zusammenspiel
von Non-Profit-Organisationen (NPOs)
und den verschiedenen Ebenen des Staa-
tes (Bund – verkörpert durch das Bundes-
amt für Statistik –, Kantone, Städte) zeigt.
Diese Partnerschaften können mit einer
einfachen Erklärung eingegangen und
ebenso unbürokratisch wieder aufgelöst
werden. 
Die erste Befragung des Freiwilligen-Mo-
nitors fand im Spätherbst 2006 statt.13 Der
Freiwilligen-Monitor ist sowohl in seiner
Entstehungsgeschichte, wie auch in seiner
Struktur der Trägerschaft und der Partner-
schaften für die Schweiz mit ihrer födera-
len Struktur und dem Zusammenwirken
von Non-Profit-Organisationen (NPOs)
und Staat in der Schweiz typisch.
Auch die Forschung zur Frage der Freiwil-
ligkeit ist in der Schweiz nicht über staatli-
che Träger garantiert. Es war wiederum
die Schweizerische Gemeinnützige Ge-
sellschaft (SGG), welche im Jahr 2002 die
Initiative ergriffen und ein Forschungsför-
derungsprogramm beschlossen hat.14 Sie
setzte eine interdisziplinäre Forschungs-
kommission ein und lud einschlägige uni-
versitäre und nicht-universitäre Institute



zur Einreichung von Forschungsgesuchen
ein. Neben der notwendigen wissen-
schaftlichen Qualifikation der Forschungs-
projekte, welche vorausgesetzt wird, for-
dert die Kommission „Forschung“ der
Schweizerischen Gemeinnützigen Gesell-
schaft (SGG) in der Regel eine Kofinanzie-
rung der Anträge von 50 Prozent durch
Dritte. Diese Regelung bezweckt vor al-
lem, dass auch weitere interessierte Orga-
nisationen sich an den entsprechenden
Forschungsvorhaben beteiligen und auf
diesem Weg die Forschung mittelfristig
breiter abgestützt wird. In den letzten fünf
Jahren wurden insgesamt 32 Forschungs-
projekte eingereicht, neun wurden bewil-
ligt, sechs sind bereits abgeschlossen und
drei sind gegenwärtig in Arbeit. 

Die Bedeutung der informellen
Freiwilligenarbeit

Bereits weiter oben habe ich auf die gro-
ße quantitative Bedeutung der informel-
len Freiwilligenarbeit hingewiesen. Die
Frage, weshalb eine nationale Erhebung,
wie die Schweizerische Arbeitskräfteer-
hebung (SAKE) dazu kommt, auch infor-
melle Freiwilligenarbeit zu erheben, hat
mehrere Gründe.
Ich habe bereits darauf hingewiesen,
dass der politische Auftrag zur Errichtung
eines volkswirtschaftlichen Satellitenkon-
tos „Unbezahlte Arbeit“ eine Reaktion auf
Forderungen von Frauenseite war. Gera-
de Frauen haben oft vielfache Erfahrun-
gen mit Dienstleistungen, Handreichun-
gen, länger dauernden und intensiven
Verpflichtungen außerhalb von Organi-
sationen gemacht. Aufgrund dieser Aus-
gangslage lag die Idee nahe, auch die bis
anhin faktisch unbekannte informelle Frei-
willigenarbeit mit zu erfragen. 
In der Schweiz ist, gerade aufgrund ihrer
kleinräumigen Strukturen und der bereits
oben beschriebenen hohen Selbständig-
keit von selbst Kleinstgemeinden, die Idee
der nicht organisierten und unbezahlten
Hilfe immer noch stark verankert. Man
kennt sich und man hilft sich. Gerade die
heute staatstragende Generation der 50-
bis 60-Jährigen kennt diese Tradition aus
eigenem Erleben und eigener Erfahrung.
Schließlich wurde unter dem wachsenden
Druck der Gesundheits- und Pflegekosten
die Möglichkeit der nachbarschaftlichen
Hilfe schon früh auch von der Wissen-
schaft als eine mögliche Ressource zur
Wahrung der Lebensqualität erkannt.15

Informelle Freiwilligenarbeit findet außer-
halb von Organisationen, deren Zielset-
zungen und Strukturen statt. Sie versteht
sich als direkte Hilfe innerhalb der rele-
vanten Lebenszusammenhänge der be-
treffenden Person, also innerhalb von
Netzen der Verwandtschaft, von Nach-
barschaft, von Bekannten- und Kollegen-
kreisen. Sie ist überall dort von großer Be-

deutung, wo die staatlichen und zivilge-
sellschaftlichen Netze nicht in dem Um-
fang vorhanden sind, wie es wünschens-
wert wäre oder diese nicht die gewünsch-
ten Bedürfnisse abdecken können oder
wollen. Wenn ich die Resultate unseres
Freiwilligen-Monitors ansehe, dann be-
komme ich den Eindruck, dass die infor-
melle Freiwilligenarbeit auch in Kontex-
ten stärker gepflegt wird, in denen, aus
welchen Gründen auch immer, eine ge-
wisse Zurückhaltung gegenüber dem
Staat oder anderen Großorganisationen
Tradition hat.16

Lassen Sie mich diesen Gedanken auf
Deutschland übertragen. Die Hypothese,
dass in den neuen Bundesländern die in-
formelle Freiwilligenarbeit stärker ausge-
prägt sein müsste als in der alten Bundes-
republik ist nahe liegend. Demokratische
Eliten innerhalb der ehemaligen DDR hat-
ten zumindest ein gespanntes Verhältnis
zum Staat und zu den von ihm dominier-
ten gesellschaftlichen Organisationen.
Die Orientierung an informellen Netzen
außerhalb von eigentlichen Organisatio-
nen ist nahe liegend. Dieser Trend wurde
durch die Bedingungen der Mangelwirt-
schaft noch verstärkt, war doch der ent-
sprechende Austausch von wichtigen und
erwünschten Gütern nur informell mög-
lich. Die so erzeugten Orientierungen von
Menschen werden durch die Verände-
rung der Staatsform nicht gleichzeitig und
in der gleichen Radikalität verändert, son-
dern sie werden das Verhalten noch über
Generationen wenigstens mitprägen.17

Vergleichbare Differenzen lassen sich
wahrscheinlich auch in anderen Ländern
finden. Es würde mich keineswegs überra-
schen, wenn sowohl im eher marginalisier-
ten ländlichen Raum, wie auch in ver-
gleichbaren städtischen Randgebieten
mit unterdurchschnittlicher Lebensqualität
sich ähnliche Ergebnisse zeigen würden. 

Soziodemographische Merkmale
freiwilligen Engagements

Dieses Bild wird noch verstärkt, wenn ich
die Differenzen in den soziodemographi-
schen Merkmalen der formell und der in-
formell freiwillig Tätigen genauer be-
trachte. Die Resultate aus der Schweiz
sind, beschränkt auf die zehn Jahre, seit
verlässliche Daten zur Verfügung stehen,
beeindruckend stabil. 
Im Total sind jeweils 26 Prozent (Freiwilli-
gen-Monitor) formell freiwillig tätig (26
Prozent lt. Schweizerische Arbeitskräf-
teerhebung 1997; 25 Prozent lt. der Erhe-
bung 2004) und 37 Prozent (Freiwilligen-
Monitor) (30 Prozent lt. Schweizerische
Arbeitskräfteerhebung 1997 und 23 Pro-
zent lt. der Erhebung 2004) sind informell
freiwillig tätig. Der Freiwilligen-Monitor
weist nach, dass immerhin 12 Prozent der
Bevölkerung zwischen 15 und 75 Jahren

sowohl informell wie auch formelle Frei-
willigenarbeit leisten. 52 Prozent der Be-
völkerung in der Schweiz sind oder waren
freiwillig tätig. Die leicht tieferen Zahlen
der Schweizerischen Arbeitskräfteerhe-
bung (SAKE) erklären sich dadurch, dass
der Freiwilligen-Monitor auch nach frühe-
ren Engagements fragte.
Dennoch stellen wir fest, dass es struktu-
rell beträchtliche Differenzen zwischen
den Informellen und formellen Freiwilligen
gibt. Im Vergleich zu den formellen sind
die informell Freiwilligen eher weniger gut
ausgebildet, verdienen weniger und sind
daher eher Angehörige der Unterschicht
bzw. der unteren Mittelschicht, während
die formell freiwillig Tätigen vorwiegend
der Mittelschicht angehören. So sind die
formell freiwillig Tätigen bei Menschen
mit einem Schulabschluss auf Sekundar-
stufe 1, bei Ausländern, im Falle von Teil-
zeitarbeit bzw. Nicht-Erwerbsarbeit zum
Teil deutlich tiefer, als es dem jeweiligen
Anteil an der Bevölkerung entsprechen
würde. Im Falle der informell Tätigen sind
die Zahlen im Falle des schlechteren Er-
werbsstatus, der Nationalität und der Bil-
dung höher, als es aufgrund des Anteils an
der Bevölkerung zu vermuten wäre.
Wenn wir die ausländische Wohnbevöl-
kerung gesondert betrachten, ist festzu-
stellen, dass diese in der informellen frei-
willigen Tätigkeit und in ihrem Spenden-
verhalten einen höheren Anteil ausweist
als erwartet, dass sie aber in der formel-
len freiwilligen Arbeit deutlich unterver-
treten ist. 
Diese Zahlen legen nahe, dass freiwillige
Tätigkeit auch einen Gradmesser für die
gesellschaftliche Integration darzustellen
scheint. Formelle freiwillige Tätigkeit stellt
in dieser Perspektive einen höheren Grad
der Integration dar. Informelle Freiwilli-
genarbeit kann als vorgelagerter Integra-
tionsmechanismus verstanden werden. 
Für weniger integrierte gesellschaftliche
Gruppen (Migrantinnen und Migranten,
von Behinderung oder Armut Betroffene),
unabhängig von der Art und Weise des In-
tegrationsgrades, ist zu überlegen, ob es
nicht sinnvoll ist, sie aktiv zu ermuntern, ei-
gene zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen zu gründen. So erhalten die Men-
schen die Möglichkeit der formellen frei-
willigen Arbeit in ihren entsprechenden
Lebenszusammenhängen. In ihrer Ge-
schichte zeichnete sich die Schweiz immer
wieder dadurch aus, dass sie ihren, wie
auch immer gearteten Minderheiten
wohlwollend oder gar aktiv die Möglich-
keiten eröffnete, eigene Organisationen
zu gründen.18 Die weitgehende kommuna-
le Demokratie in der Schweiz erlaubt den
Gemeinden, wenig integrierten Gruppen
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Raum und Infrastruktur zur Verfügung zu
stellen, und formal ist ein Verein schweize-
rischen Rechts eine demokratische Struk-
tur und erlaubt die Erlernung und Hand-
habung demokratischer Regeln und Vor-
gehensweisen.

Motivationen der Freiwilligenarbeit

Im Freiwilligen-Monitor haben wir uns
auch gefragt, welche Motivationen Men-
schen bewegen, sich freiwillig und unbe-
zahlt für andere einzusetzen. Im Vorder-
grund stehen subjektive Aspekte, wie die
mit der Freiwilligenarbeit verbundene An-
erkennung, die Wahrnehmung von Ver-
antwortung und damit verbundene Ent-
scheidungsmöglichkeiten, die Erweite-
rung des eigenen Horizonts und allenfalls
auch ein Nutzen für die eigene Weiter-
entwicklung, sowohl beruflich wie per-
sönlich. Ein zweiter Motivationskomplex
beinhaltet Elemente des Erlebens, wie
Spaß und Freude an der Arbeit, die Zu-
sammenarbeit mit sympathischen Men-
schen und die Möglichkeit, etwas errei-
chen zu können. Schließlich ist die Moti-
vation auch wertebasiert und gründet im
eigenen Weltbild und dem Wunsch, an-
deren zu helfen.
Eine monetäre Gegenleistung (Sitzungs-
gelder, geringfügige Bezahlung) wird 
lediglich von einer kleinen Minderheit,
nämlich 15 Prozent, erwartet. Gegen 40
Prozent erwarten keinerlei Entschädigun-
gen. Etwas mehr als 50 Prozent freuen
sich über Formen der immateriellen An-
erkennung, wie Jahresessen, Weiterbil-
dungsmöglichkeiten, eine pauschale Auf-
wandentschädigung oder Ähnliches. Ge-
gen 60 Prozent sind durch ihnen bekann-
te oder nahe stehende Personen gewor-
ben worden und ein weiteres Drittel hat
sich aus eigenem Antrieb, aufgrund von
eigenen Erfahrungen oder dem Bedürf-
nis, aktiv zu werden, um ein Engagement
bemüht. Auch diese Zahl zeigt die Be-
deutung der Vernetzung, sowohl der In-
dividuen, wie auch von gesellschaftlichen
Minderheiten. 

Schweizerische Spezifika der
Freiwilligenarbeit 

Wenn von der Schweiz die Rede ist, dann
will ich auch daran erinnern, dass die
Schweiz innerhalb ihrer Grenzen Anteil
an drei großen europäischen Kulturräu-
men hat. Es muss daher gefragt werden,
ob die Gemeinsamkeiten der Ausprä-
gung der verschiedenen Landesteile im
zu untersuchenden Gegenstand genü-
gend groß im Hinblick auch auf die fest-
zustellenden Unterschiede sind, um wie-
derum genügend deutliche Unterschiede
zu unseren Nachbarländern postulieren
zu können.

Die formelle freiwillige Arbeit ist in der
deutschsprachigen Schweiz mit 29 Pro-
zent deutlich ausgeprägter als in der Ro-
mandie mit 20,4 Prozent oder in der ita-
lienischsprachigen Schweiz (12,8 Pro-
zent). Das Gleiche gilt auch für das Ehren-
amt als einer spezifischen Form der for-
mellen Freiwilligenarbeit. Eine Ausnahme
bildet lediglich der Kanton Jura. Er liegt
mit knapp 32 Prozent sogar über dem
schweizerischen Mittel. Es ist zu vermu-
ten, dass der jahrzehntelange Kampf um
einen eigenen, vom Kanton Bern unab-
hängigen Kanton, die Bevölkerung nach-
haltig geprägt hat und sie veranlasste,
sich in den verschiedensten Vereinen zu
organisieren. Ich gehe davon aus, dass
auch in diesem Fall die identitätsstiftende
Funktion von Organisationen der Zivilge-
sellschaft wesentlich zu diesem Befund
beiträgt. Zudem ist der Jura stark ländlich
geprägt. Auch in der Schweiz zeigt der
Freiwilligen-Monitor, dass eher ländlich
geprägte Gebiete in der deutschen
Schweiz wie auch in der lateinischen
Schweiz je einen höheren Anteil auswei-
sen, als die urbanen Zentren.
Es ist durchaus denkbar, dass die Werte
des organisierten freiwilligen Engage-
ments in der deutschen Schweiz den Ver-
hältnissen der angrenzenden Gebiete
Deutschlands und dem Vorarlberg ähnli-
cher sind, als denjenigen der lateinischen
Schweiz. Leider fehlen hier verlässliche
Vergleichsdaten. Eine tendenzielle Bestä-
tigung dieser These zeigt sich aber darin,
dass Deutsche in der Schweiz sich zu 25,9
Prozent formell engagieren. Hingegen
tun das Italiener und Franzosen in der
Schweiz nur je mit knapp 10 Prozent.
Für die informelle freiwillige Arbeit zeigt
sich ein ähnliches Bild, allerdings mit ten-
denziell geringeren Differenzen: Deut-
sche Schweiz 39,5 Prozent, Romandie
32,5 Prozent und italienische Schweiz
26,4 Prozent. Die vorherige Ausnahme
des Kantons Jura gilt in der informellen
Freiwilligenarbeit nicht, er findet sich als
erster rein französischsprachiger Kan-
ton erst an 19. Stelle. An 13. Stelle findet
sich der gemischtsprachige Kanton Frei-
burg.19 Auch hier zeigt sich, dass informel-
le Freiwilligenarbeit im ländlichen Raum,
wiederum unabhängig von der Sprache,
stärker ausgeprägt ist als in den Städten
und Agglomerationen.
Dasselbe Bild zeigt sich auch im Spen-
denverhalten, allerdings auf einem sehr
hohen Niveau. So gaben knapp 80 Pro-
zent der Befragten an, im Verlaufe des
letzten Jahres Geld und oder Naturalien
gespendet zu haben – zwischen 89,2 Pro-
zent im Kanton Thurgau und 52,8 Prozent
im Kanton Genf. In diesem Bereich der
Freiwilligkeit befindet sich der italienisch-
sprachige Kanton Tessin im hinteren Mit-
telfeld und noch vor den vier rein franzö-
sischsprachigen Kantonen und zwei Kan-
tonen aus der deutschen Schweiz. Poli-

tisch interessant ist, dass bei Menschen,
welche sich politisch links verstehen, das
Spendenverhalten leicht höher ist, als bei
solchen der politischen Mitte und diese
wiederum etwas häufiger spenden als
Bürgerinnen, welche sich rechts einord-
nen. Dass sich die politische Orientierung
vor allem auch in der Zweckbestimmung
der Spenden zeigt (z. B. sind die Spen-
denzwecke im linken Spektrum eher glo-
bal und ökologisch orientiert), ist plausi-
bel. Diese Befunde weisen meines Erach-
tens über Fragen der Freiwilligkeit hinaus
und stellen Fragen nach einem umfassen-
deren Verständnis der Gesellschaft und
des Zusammenwirkens von Staat und Zi-
vilgesellschaft. Die etwas platte politi-
sche These, dass die politische Linke alles
Heil vom Staat erwarte und die politische
Rechte auf Freiwilligkeit und Selbstverant-
wortung bauen würde, lässt sich auf-
grund dieser Resultate, wenigstens für die
Schweiz, nicht bestätigen.
Bei der Frage der Verteilung der formel-
len freiwilligen Arbeit auf die verschiede-
nen Bereiche der Gesellschaft zeigt sich
ein Bild, das sich nicht entscheidend von
anderen europäischen Gesellschaften
unterscheiden dürfte. An erster Stelle ste-
hen mit 13,3 Prozent Sportvereine vor
Hobby- und Freizeitvereinen, 10,2 Prozent
gefolgt von kulturellen Vereinen, der Kir-
che, öffentlichen Diensten und gemein-
nützigen Organisationen mit 4,3 Prozent.
Politische Parteien (1,9 Prozent), Men-
schenrechte und Umweltverbände bilden
mit 1,6 Prozent den Schluss. Letztere aller-
dings zeichnen sich durch ein beträchtli-
ches Spendenaufkommen aus. 

Ist die Res publica in der Schweiz
wirklich anders als anderswo?

Unzweifelhaft können Faktoren festge-
macht werden, welche mit dem Staats-
und Gesellschaftsverständnis der Schweiz
eng verbunden sind und auch die Freiwil-
ligkeit und ihre Erscheinungsformen prä-
gen. Ich erlaube mir für diese abschließen-
de Frage, die verschiedenen Einflussgrö-
ßen für Freiwilligkeit in Form von Hypothe-
sen zu benennen und für die Schweiz im
Verhältnis zu anderen Gesellschaften zu
beleuchten.

Die soziale Natur des Menschen und die
Angewiesenheit auf andere, um leben 
und überleben zu können, führt zu unter-
schiedlichen Formen der aktiven Zuwen-
dung. Gerade in der Schweiz ist dieses
existentielle Wissen noch bei vielen vor-
handen und spiegelt sich zum Beispiel in
der Bergrettung wider. picture alliance/dpa



� Freiwilligkeit hat eine anthropologi-
sche Komponente als Basis. Die sozia-
le Natur des Menschen, das Wissen
und die Angewiesenheit auf andere
Menschen, um leben und überleben zu
können, führt zu unterschiedlichsten
Formen der aktiven Zuwendung ge-
genüber anderen, auch außerhalb der
unmittelbaren eigenen Lebenszusam-
menhänge. Gerade in den noch stark
ausgeprägten kleinen gewachsenen
kommunalen Einheiten der Schweiz mit
ihren weit zurückreichenden Traditio-
nen, ist dieses existentielle Wissen
noch bei vielen Menschen in beträcht-
lichem Ausmaß vorhanden und spie-
gelt sich in verschiedensten Notwen-
digkeiten (z. B. Bergrettung) und Bräu-
chen (z. B. Totenwache). Das Vorhan-
densein dieses Bewusstseins ist keines-
wegs schweizerisch, aber es scheint
mir in der Schweiz in beträchtlichem
Ausmaß vorhanden und wirksam zu
sein.

� Der föderalistische Staatsaufbau mit
der starken Betonung der Gemeinde-
autonomie betont die Notwendigkeit
des Engagements der Einwohnerinnen
und Einwohner auf der staatlichen
Ebene. Freiwilligkeit wird auf diesem
Hintergrund eine Art Fortführung des
Engagements von Bürgerinnen und

Bürgern auch auf der Ebene von zivil-
gesellschaftlichen Organisationen.
Dieser Effekt wird durch die direktde-
mokratischen Möglichkeiten noch ver-
stärkt. Freiwilligkeit und Zivilgesell-
schaft verstehen sich in der Schweiz
nicht als Alternative oder gar Gegen-
satz zum Staat, sondern eher als Er-
gänzung, allenfalls als Korrektur. In
dieser deutlichen Ausprägung ist die-
ser Faktor sicherlich ein Spezifikum für
die Schweiz.

� Das liberale Staatsverständnis erlaubt
eine breite inhaltliche Ausprägung der
verschiedensten möglichen Interessen
der Einwohnerinnen und Einwohner, so
dass für fast alle Anliegen Organisatio-
nen vorhanden sind. Das heißt, dass
auch minoritäre und oppositionelle
Kräfte, sofern sie sich engagieren wol-
len, Möglichkeiten finden, dies ent-
sprechend ihren Vorstellungen tun zu
können. Diese Liberalität ist für die mul-
tikulturelle und mehrkonfessionelle
Schweiz eine Notwendigkeit. Diese Di-
mension findet sich freilich auch in an-
deren Ländern, aber in der Schweiz ist
diese Liberalität – auch wenn es immer
wieder Phasen gab und gibt, welche
sie in Frage stellen – ausgeprägt, in der
Bevölkerung stark verankert und Teil
der gewachsenen politischen Kultur.

Zusammenfassend halte ich fest, dass die
Res publica in der Schweiz tatsächlich
leicht anders ist als anderswo, dass aber
auch die Schweiz von den großen globa-
len Entwicklungen beeinflusst ist und be-
einflusst wird und dass in der Schweiz wie
auch anderswo Menschen leben, die sich
als soziale Wesen fühlen und denken.

1 Die sich daraus ergebenden möglichen Dis-
kurse über die Legitimation der Politik, lenkend in
den halböffentlichen Freiheitsraum der Individu-
en einzugreifen, will ich ebenso wenig führen, wie
die Frage der Ausdehnung von Herrschaftsan-
sprüchen bzw. Eingrenzung von Freiheiten oder
die Auslagerung sozialstaatlicher Aufgaben an
die Akteure der Zivilgesellschaft. All das sind
wichtige politische Fragen und Definitionen von
Begriffen und haben selbstverständlich auch dis-
kussionsleitende Aspekte. Es kann an dieser Stel-
le lediglich meine Aufgabe sein, mich in diesem
Sinne nach den Konsequenzen der gewählten
Begriffe zu fragen. In diesem Sinne will ich im Fol-
genden auch die in der Schweiz gewählten Be-
griffe nicht nur wissenschaftlich, sondern auch
politisch zur Diskussion stellen.

ANMERKUNGEN
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n 2 In ihrer 52. Generalversammlung erklärten
die Vereinten Nationen das Jahr 2001 zum Inter-
nationalen Jahr der Freiwilligen. Die UNO trug
damit dem Umstand Rechnung, dass Freiwillige
weltweit wesentliche Beiträge zur Sicherung der
sozialen Versorgung sowie zur ökonomischen
und sozialen Befindlichkeit der Bevölkerungen
leisten.
3 Die Gemeinden in der Schweiz haben das
Recht, die Steuerbelastung für die Bürgerschaft in
demokratischer Art und Weise und im Rahmen
der jeweiligen kantonal festgelegten Gesetz-
gebung selbst festzulegen. Um allzu gravieren-
de Unterschiede zu vermeiden, besteht jeweils,
ebenfalls auf der Ebene der Kantone, ein Fonds
für einen Finanzausgleich. Ein ähnliches Instru-
ment des Ausgleichs besteht auf der schweizeri-
schen Ebene für die Kantone. 
4 Gerade in den schweizerischen Gemeinden
wird der Zusammenhang zwischen Steuern, Ab-
gaben und Gebühren auf der einen Seite und der
Idee der Miliz, in welcher unbezahlte Arbeit zu
Gunsten der Gemeinde geleistet wird, immer wie-
der deutlich. So steht es den Gemeinden frei, ob
sie im Rahmen ihrer demokratischen Entscheide
bestimmte Aufgaben von ihren Bürgerinnen und
Bürgern über verpflichtende Arbeitsleistungen,
Miliz, über erwartete Arbeitsleistungen, Freiwilli-
genarbeit oder über durch Steuern und Abgaben
finanzierte bezahlte Arbeit organisieren wollen.
Die Vielfältigkeit solcher Lösungen will ich an
zwei Beispielen verdeutlichen. In einer kleinen
Gemeinde mit nicht einmal 200 Einwohnern am
Jurasüdfuß hat sich der Verein der Gallier etab-
liert. Mitglieder können alle Männer ab 15 Jah-
ren werden. Zwei bis dreimal im Monat treffen
sich die Gallier an einem Samstag, um im Auftrag
des Tiefbauamtes Reinigungs- und Instandstel-
lungsarbeiten zu leisten. Nach der Arbeit, so ge-
gen vier Uhr nachmittags, beginnt das große
Gallierfest bis zu den frühen Morgenstunden. In
Wittenbach, einer Agglomerationsgemeinde von
St. Gallen, hat eine außerordentlich vielfältige
Bürgerinnenbewegung mit kulturellen Veranstal-
tungen, eigenem Weinbau, einem Museum, Gas-
tronomie, Renovationsaufgaben von der Ge-
meinde ein Schloss aus dem 16. Jahrhundert
übernommen. Die Gemeinde bezahlt den Unter-
halt des Gebäudes und große Aufwendungen
der Instandhaltung und hat auf diesem Weg ein
kulturelles Zentrum erhalten, welches weit über
die Gemeindegrenzen ausstrahlt. 
5 Genau in dieser Frage müssen sich der wis-
senschaftliche und der politische Diskurs treffen
und ergänzen. Am Beispiel der Gallier in Fußno-
te 4 würde ich unter wissenschaftlichen Gesichts-
punkten davon sprechen, dass in dieser kleinen
Gemeinde Freiwilligenarbeit zu Gunsten der Ge-
meinde generiert wird. Politisch würde ich aber
auch darauf hinweisen, dass mittels des sozialen
Drucks auf die männliche Bevölkerung, der so
aufgebaut wird, im Sinne einer demokratischen
Reflexion immer wieder diskutiert werden muss,
ob der Charakter der Freiwilligkeit noch in genü-
gendem Umfang gewährleistet ist. Wesentlich
dramatischer wird diese Diskussion, wenn die
Frage aufgeworfen wird, ob legale Organisatio-
nen im Sinne des Gesetzes, welche aber demo-
kratiefeindliche Aspekte beinhalten oder gar ei-
ner totalitären Zielsetzung verpflichtet sind, poli-
tische und religiöse, ideologisch-psychologische
Gruppierungen aller Art, Freiwilligkeit bei ihren
Mitgliedern oder Sympathisanten erzeugen kön-
nen. Gerade auch in allen diesen Fragen ist es mir
ein zentrales Anliegen, einen entsprechenden
Diskurs primär politisch zu führen und keinesfalls
zu versuchen, die politische Brisanz der Frage mit
einer wissenschaftlichen Stellungnahme irgend-
welcher Art zu verschleiern, bzw. die Politik von
einer notwendigen Stellungnahme zu entlasten.
Inwiefern der Begriff des bürgerschaftlichen En-
gagements, welchen ich sowohl als wissenschaft-
lichen wie auch als politischen Begriff verstehe,
diese politisch normative Diskussion zu prägen

vermag, erscheint mir eine äußerst interessante
Frage zu sein. 
6 Persönlich bin ich überzeugt, dass die Gesell-
schaft gut beraten ist, wenn der zweifellos emi-
nent wichtige Bereich der Freiwilligkeit, wichtig
sowohl in Bezug auf die damit verbundene un-
schätzbare Integrationsleistung, sowohl auf der
Ebene der Individuen, wie auch von marginali-
sierten gesellschaftlichen Gruppen, wie auch in
Bezug auf den unmittelbaren volkswirtschaftli-
chen Nutzen, in seiner Handlungs- und Entwick-
lungsfreiheit möglichst wenig durch spezifische
staatliche Regelungen eingeschränkt wird. Selbst
dann, wenn der Zweck solcher Regelungen auf
die Optimierung dieser Handlungs- und Entwick-
lungsfreiheit zielt, ist damit zu rechnen, dass ein
stärkeres Engagement des Staates mindestens
mittel- und langfristig zu vermehrter interner und
externer Kontrolle führt. Ein Hinweis auf diesen
Sachverhalt sind die ersten empirischen Belege,
dass NPOs, welche in einem leistungsvertragli-
chen Verhältnis zum Staat stehen, der Gefahr ei-
ner zunehmenden Bürokratisierung unterliegen
und damit einen Effizienzverlust erleiden. Referat
von Prof. Dr. Michael Meyer, Wirtschaftsuniversi-
tät Wien, gehalten an der ZEWO Tagung am 2.
November 2005 in Freiburg CH. 
7 Benevol Schweiz ist die Dachorganisation
der Deutschschweizer Fach- und Vermittlungsstel-
le für Freiwilligenarbeit und hat folgende Ziele:
regelmäßiger Informations- und Erfahrungsaus-
tausch, gegenseitige Vernetzung der Mitglieder,
Interessenvertretung und Zusammenarbeit mit
anderen Organisationen im Freiwilligenbereich.
8 Unterstützung erhalten die Benevolstellen in
der Regel unter dem Titel „Soziales“. Auch eine
kleinere oder größere direkte Unterstützung
durch die öffentlich-rechtlichen Landeskirchen,
die in den meisten Fällen über das Steuerprivileg
verfügen, ist häufig vorhanden. 
9 Mit der Idee, das UNO-Jahr der Freiwilligen
(2001) auch in der Schweiz aktiv anzugehen, wur-
de 1999 in Bern unter dem Namen iyv-forum ein
Verein konstituiert („iyv“ steht dabei für „Interna-
tional Year of Volunteers“).
10 Die Schweizerische Arbeitskräfteerhebung
ist eine vom Bundesamt für Statistik (BFS) seit 1991
jährlich vorgenommene Befragung bei rund
17.000 Haushalten (ab 2002 rund 40.000 Haus-
halte). Sie basiert auf einer dem Telefonbuch ent-

nommenen Zufallsstichprobe von Schweizerin-
nen und Schweizern sowie von niedergelassenen
Ausländerinnen und Ausländern. Zusätzlich zu
den Merkmalen des Arbeitsmarkts werden sozio-
demographische Indikatoren sowie periodisch in
Form eines Zusatzmoduls Informationen zu einem
weiteren Thema erhoben (Freiwilligenarbeit,
Weiterbildung, Soziale Sicherheit).
11 Die Schweizerische Gemeinnützige Gesell-
schaft (SGG) wurde 1810 mit dem Ziel gegründet,
gemeinnützige Aktivitäten und Wohltätigkeit in
der Schweiz zu fördern. Die SGG war eine trei-
bende Kraft bei der Gründung von sozialen Or-
ganisationen. Heute zählt die SGG mehr als
3.500 Mitglieder, unter ihnen 2.500 individuelle
Mitglieder. Die SGG vernetzt und verbindet Per-
sonen und Organisationen, die sich für die sozia-
le Entwicklung im Dienst der Allgemeinheit, für ein
soziales Gleichgewicht und für eine angemesse-
ne Unterstützung der Bedürftigen einsetzt.
12 Das Migros-Kulturprozent ist eine gemein-
nützige Einrichtung des Migros-Genossen-
schaftsbundes des größten schweizerischen De-
taillisten. Der Gründer, Gottlieb Duttweiler, ver-
fügte, dass ein halbes Prozent des Umsatzes für
kulturelle und soziale Zwecke zur Verfügung ge-
stellt werden muss. 
13 Die ersten Resultate sind im Band 6 der Rei-
he „Freiwilligkeit“ im Seismo Verlag (Zähringerstr.
26, CH-8001 Zürich) soeben erschienen.
14 Die bis dahin gemachten Forschungen wa-
ren entweder das Ergebnis von spezifischen Inte-
ressen von Forscherinnen und Forschern, oder,
wie die verschiedenen Sozialbilanzen (z.B. der
Kirchen), entstanden sie auf spezifischen und par-
tikulären Teilinteressen der Auftraggeber. 
15 So wurden z. B. von Peter C. Meyer und Mo-
nica Budowski (Bezahlte Laienhelfer und freiwilli-
ge Nachbarschaftshilfe. Zürich 1993) entspre-
chende Studien in den Quartieren Höngg, Alt-
stetten und Wiedikon der Stadt Zürich unternom-
men und publiziert. 
16 Wenn ich die Kantone mit dem höchsten An-
teil an informeller Freiwilligenarbeit ansehe – im-
merhin über 40 Prozent –, dann fällt auf, dass es
sich ausschließlich um Kantone handelt, welche,
trotz dem einen oder anderen Zentrum, stark
durch Klein- und Kleinstgemeinden geprägt sind. 
17 Wer auch immer international vergleichen-
de Studien zur Frage des bürgerschaftlichen En-
gagements, zur Ausprägung der Freiwilligkeit
oder zum Dritten Sektor unternimmt, tut gut da-
ran, diese Differenzen gebührend zu berücksich-
tigen. 
18 Eine Textilfabrik in der Ostschweiz konnte
nur dank türkischer Arbeiterinnen und Arbeitern
überleben. 30 Jahre früher war die Arbeiterschaft
von Italienern dominiert. Das Unternehmen stell-
te die Villa des ehemaligen Besitzers samt Park
der Arbeiterschaft, deren Familien und Bekannten
als Kultur- und Bethaus zur Verfügung. 
19 Die Schweiz hat 26 Kantone.

Dr. Herbert Ammann studierte Soziolo-
gie, Publizistik und Sozialpädagogik.
Seine Dissertation befasste sich mit Fra-
gen des innovativen Lernens in sozialen
Systemen. Neben Aufbau und Leitung
der Höheren Fachschule für soziokultu-
relle Animation (1977–1989) nahm und
nimmt Herbert Ammann verschiedene
Lehraufträge, Beratungsaufträge sowie
Projektberatungen wahr. Seit 1997 ist
er Geschäftsführer der Schweizerischen
Gemeinnützigen Gesellschaft (SGG)
und initiierte das Forschungsprogramm
„Freiwilligkeit“ der SGG. 
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Für Österreich kann ein zeitlicher Zu-
sammenhang zwischen Parteienver-
drossenheit, sinkender Wahlbeteili-
gung und der wachsenden Inanspruch-
nahme direkt-demokratischer Instru-
mente konstatiert werden. Seit den
1980er-Jahren steigt die Zahl der mit
Erfolg durchgeführten Volksbegehren in
Österreich stetig an. Sieglinde Rosen-
berger und Gilg Seeber erörtern in ih-
rem Beitrag die Frage, ob mit der wach-
senden Zahl der Volksbegehren tat-
sächlich ein höheres Maß an direkter
Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger
in politischen Entscheidungsprozessen
sowie eine Stärkung der Zivilgesell-
schaft einhergehen. Nach der Skizzie-
rung des politischen Rahmens, dem
rechtlichen Aspekt und der tatsächli-
chen Nutzung von Volksbegehren durch
Parteien einerseits und zivilgesellschaft-
lichen Organisationen bzw. Initiativen
andererseits werden am Beispiel von
drei Volksbegehren die politischen Kon-
texte, Organisationsstrukturen, Netz-
werke und Kooperationsformen ge-
schildert. Wenngleich politische Partei-
en oder parteinahe Organisationen das
Instrument des Volksbegehrens eben-
falls für sich entdeckt haben, stellen
Sieglinde Rosenberger und Gilg Seeber
eine Zunahme politischer Beteiligungs-
möglichkeiten von Bürgerinnen und Bür-
gern fest, weil eine erhebliche Anzahl
von Volksbegehren auf Initiativen der
Zivilgesellschaft zurückgehen, somit auf
ein vermehrtes politisches Engagement
sowie auf die Entstehung zivilgesell-
schaftlicher Strukturen und sozialer
Netzwerke schließen lassen. �

Parallel zu diesen Phänomenen und Ein-
schätzungen nimmt aber in einigen Län-
dern das Interesse für unkonventionelle,
nicht staatlich gelenkte Beteiligungsfor-
men ebenso wie für direkt-demokratische
Praxen zu (Inglehart/Catterberg 2003).
Soziale Bewegungen und Zivilgesell-
schaft gelten in sozialwissenschaftlichen
Debatten als jene potentiellen Akteure,
die die Macht und den Einfluss der politi-
schen Parteien (des Staates) und des
Marktes ausbalancieren und unter be-
stimmten Bedingungen ein Mehr an direk-
tem politischen Handeln der Bürger und
Bürgerinnen realisieren könnten (Keane
1998; della Porta/Diani 1999).
In Österreich ist der zeitliche Zusammen-
hang zwischen sinkender Wahlbeteili-
gung und wachsender Inanspruchnahme
direkt-demokratischer Instrumente deut-
lich zu beobachten. Seit den 1980er-Jah-
ren, zu einer Zeit also als die beiden gro-
ßen „Lagerparteien“ SPÖ (Sozialdemo-
kratische Partei Österreichs) und ÖVP
(Österreichische Volkspartei) erstmals so-
wohl an elektoraler Unterstützung als
auch an Mitgliedern verloren, stieg die
Zahl der erfolgreich durchgeführten
Volksbegehren signifikant an. Ob und
wie mit der wachsenden Zahl der Volks-
begehren tatsächlich eine Konsolidie-
rung und Stärkung der Zivilgesellschaft
und ein höheres Maß an direkter Beteili-
gung und Einbindung der Bürger und Bür-
gerinnen in den politischen Entschei-
dungsprozess einhergeht – dies ist die
zentrale Frage dieses Beitrages.

„Parteienvolksbegehren“ und
zivilgesellschaftlich initiierte
Volksbegehren

Für die Schweiz wird betont, dass plebis-
zitäre Instrumente die inhaltliche Dimen-
sion von Demokratie stärkten, indem sie
den (organisierten) Bürgerinnen und Bür-
gern ein Mitbestimmungsrecht bei politi-
schen Sachentscheidungen einräumen
(The Initiative & Referendum Institute
Europe 2007). Für Österreich trifft dieser
Befund nicht uneingeschränkt zu. Konsti-
tutionell gesehen sind Volksbegehren ein
politisches Instrument der Bürgerinnen
und Bürger zur Einbringung eines Geset-
zesvorschlages. Tatsächlich haben sozia-
le Bewegungen sowie Personen und
Gruppen, die als Zivilgesellschaft be-
zeichnet werden, Volksbegehren initiiert,
um öffentlich auf Probleme aufmerksam
zu machen, Politisierung eines Themas
herzustellen und Protest zu bündeln. Die

Umwelt retten, den Sozialstaat behalten,
die Geschlechtergleichheit herstellen, all
dies waren Themen, für die die Zivilge-
sellschaft mittels Volksbegehren agierte.
Gleichzeitig aber stellt sich das Instru-
ment Volksbegehren mindestens so sehr
als ein Instrument der politischen Parteien
bzw. parteinaher Organisationen und
Verbände dar. Unter Einbindung von
Wählerinnen und Wählern versuchen po-
litische Parteien, insbesondere Oppositi-
onsparteien, mit der plebiszitären Strate-
gie der Mobilisierung auf die jeweilige
Regierung zusätzlichen Druck auszu-
üben. Statistisch gesehen liegt ein Über-
hang von „Parteienvolksbegehren“ bzw.
von Volksbegehren mit Parteinähe ge-
genüber den zivilgesellschaftlich initiier-
ten vor. In der wissenschaftlichen Literatur
zu Volksbegehren in Österreich wird vor
allem auf diesen Strang von Volksbegeh-
ren fokussiert und die Rolle und die stra-
tegischen Interessen der politischen Par-
teien im Wettbewerb untersucht (Plas-
ser/Ulram 1982; Müller 1998). Der zweite
Typus von Volksbegehren, der zivilgesell-
schaftliche, bleibt tendenziell unberück-
sichtigt (Rosenberger/Seeber 2003). Es
existiert folglich eine mehr als lückenhaf-
te Reflexion der zivilgesellschaftlichen Di-
mensionen von direkt-demokratischen In-
strumenten wie den Volksbegehren.

Zivilgesellschaft und Volksbegehren

An dieser Stelle ist der Begriff Zivilgesell-
schaft definitorisch zu klären, denn Zivil-
gesellschaft ist ein sowohl in der wissen-
schaftlichen als auch in der politischen
Debatte vielfach verwendetes und gera-
de deshalb oft diffuses Konzept. Wenn
der Staat wohlfahrtsstaatliche Aufgaben
nicht mehr erfüllen will oder kann, wird
die Zivilgesellschaft angerufen, die Lücke
doch zu schließen. Wenn der Einfluss von
Parteien, von etablierten Interessens- und
Wirtschaftsverbänden reduziert werden
soll, dann werden ebenfalls Hoffnungen
und Erwartungen an die Zivilgesellschaft
als Gegengewicht zu den existierenden
Machtblöcken gelegt. In diesem Beitrag
beziehen wir uns auf eine Verwendungs-
weise von „Zivilgesellschaft“, bei der so-
ziale Netze die Einflusszonen von Staat
und Markt verschieben. Bürgerinnen und
Bürger handeln politisch gemeinsam in
Bezug auf Themenfelder, von denen sie
betroffen sind. Dieses Handeln bzw. poli-
tische Engagement ist nicht staatlich or-
ganisiert bzw. kanalisiert und erfolgt
nicht als Teil von staatlich agierenden Ak-

Ist Direkte Demokratie eine Antwort
auf Parteienverdrossenheit?

Krisensymptome plagen liberal-repräsen-
tative Demokratien. Die politische Kohä-
sion der Gesellschaften zeigt Risse, die
durch kompetitive Wahlen vermittelte Le-
gitimation von repräsentativ-demokrati-
schen Organen wird dünner. Europaweit
sinkt die wichtigste – im Sinne von am häu-
figsten praktizierte – Partizipationsform,
nämlich die Beteiligung an Wahlen. Von
Politikmüdigkeit, Parteienverdrossenheit
und einem Unbehagen im Parteienstaat ist
wiederholt die Rede. Colin Crouch (2004)
zeichnet ein eher dramatisches Bild einer
„postdemokratischen“ Politik, bei der poli-
tische Eliten die „Maximalisierung der mi-
nimalen Beteiligung“ anvisierten.

VOLKSBEGEHREN IN ÖSTERREICH

Zivilgesellschaft durch Direkte Demokratie?
Sieglinde Rosenberger / Gilg Seeber
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teuren (wie politischen Parteien, die in
Parlamenten und Regierungen vertreten
sind). Zivilgesellschaft basiert auf Struktu-
ren und Institutionen, die die politische
Beteiligung durch Einzelne und Gruppen,
sei es dass diese lose vernetzt oder in Ver-
einen und Nicht-Regierungs-Organisa-
tionen (NGOs) organisiert sind, ermögli-
chen, begünstigen, verhindern. Zivilge-
sellschaft wird als soziales Netz interpre-
tiert, in und mit denen Menschen außer-
halb des Marktes und außerhalb der re-
präsentativen Politik (Staat) mit dem Ziel
agieren, politische Aufmerksamkeit für
Themen zu erlangen, diese auf die Agen-
da zu bringen und in der Folge dadurch
Entscheidungen herbeizuführen bzw. zu
verhindern (Giddens 1999).
Unsere These lautet, dass das direkt-de-
mokratische Instrument Volksbegehren
nicht per se ein zivilgesellschaftliches In-
strument darstellt, sondern dass vielmehr
die jeweiligen politischen Kontexte, die
Regierungskonstellationen und Formen
des Parteienwettbewerbs, aber auch Tra-
ditionen des zivilgesellschaftlichen Enga-
gements dafür relevant sind, ob die direk-
te Demokratie das politische Engage-
ment sowie die Einflussnahme der Bürger
und Bürgerinnen zu stärken vermag. Ne-
ben den spezifischen politischen Rah-
menbedingungen spielen auch die Ver-
fügbarkeit von Ressourcen – Geld, Orga-

nisation, Medienzugang – eine nicht un-
wesentliche Rolle.
In diesem Beitrag analysieren wir das in
Österreich etablierte direkt-demokrati-
sche Instrument des Volksbegehrens aus
dem Blickwinkel der Zivilgesellschaft. Wir
stellen die Frage, ob Volksbegehren sich
als ein Instrument zur Bildung bzw. Stär-
kung der Zivilgesellschaft erweisen, ob
sie die Dominanz politischer Parteien in
der politischen Willensbildung und Ent-
scheidungsfindung brechen und neu aus-
balancieren können – oder ob sie, wie die
Literatur es nahe legt, ohnehin nur ein
weiteres Spielzeug in den Händen der
politischen Parteien sind. Wir fragen des
Weiteren exemplarisch nach den institu-
tionellen Möglichkeiten, organisatori-
schen Voraussetzungen und Ressourcen
der Zivilgesellschaft, um sich mittels di-
rekt-demokratischer Mittel in der Öffent-
lichkeit zu artikulieren, die Agenda zu be-
einflussen und sich an der Problemdeu-
tung zu beteiligen (Harauer 2000; Rosen-
berger/Seeber 2003).

Volksbegehren: Parteienstaatlicher
Hintergrund und rechtliche
Grundlagen

Das österreichische politische System ist
repräsentativ-demokratisch, parlamen-

tarisch ausgerichtet. Die direkte Demo-
kratie wird grundsätzlich lediglich als Er-
gänzung, als Kontrolle bzw. Korrektur re-
präsentativ-demokratischer Institutionen
verstanden (Pelinka 1994). Die beiden
großen politischen Parteien waren nach
1945 – teils in enger personeller und insti-
tutioneller Verflechtung mit Interessens-
verbänden – als Milieuparteien, die zu-
sätzlich auch die „Schleusenwärterfunkti-
on“ zu gesellschaftlichen und wirtschaft-
lichen Funktionen ausübten, tief in der
Gesellschaft verankert. Sie dominierten
gesellschaftliche Subbereiche, in denen
ein Netz von Vorfeldorganisationen, Teil-
organisationen, Vereinen und Verbänden
gesponnen war. Die Wählerinnen und
Wähler fühlten sich als Mitglieder affek-
tiv an die Parteien gebunden, ihr politi-
sches Engagement erfolgte in erster Linie
über die Beteiligung an Wahlen und im
Rahmen der Mitarbeit in den Parteien und
Verbänden (Plasser/Ulram 2003). 
Die nachhaltige Dominanz von politi-
schen Milieuparteien und Interessensver-
bänden habe, so Emil Brix (1998), die Bil-
dung einer starken Zivil- bzw. Bürgerge-
sellschaft, die neben oder außerhalb der
Kanäle der politischen Parteien und des
Staates aktiv ist, verhindert bzw. ge-
bremst. 
Nach der knappen Skizzierung des poli-
tischen Rahmens, in dem direkt-demokra-

Ein Plakat für das von der FPÖ initiierte Volksbegehren „Österreich bleibt frei“ mit dem Bild des FPÖ Chefs H. C. Strache. Volksbegeh-
ren in Österreich werden von Parteien nicht selten instrumentalisiert, indem sie diese einleiten und die Kampagne tragen. Die FPÖ be-
herrscht die Praxis rechtspopulistischer Mobilisierung mittels direkt-demokratischer Instrumente seit Mitte der 1980er-Jahre.

picture alliance/dpa
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tische Instrumente verankert sind und zi-
vilgesellschaftliche Bewegungen agie-
ren, wenden wir uns dem Aspekt der Ent-
wicklung der rechtlichen Regelung von
Volksbegehren zu, um dann im nächsten
Schritt einen Blick auf die tatsächliche
Nutzung von Volksbegehren durch Partei-
en und parteinahe Organisationen einer-
seits und soziale Bewegungen bzw. der
Zivilgesellschaft andererseits zu werfen.
Obwohl das politische System eindeutig
als parlamentarisch zu charakterisieren
ist, sind im internationalen Vergleich die
direkt-demokratischen Mitbestimmungs-
möglichkeiten in Österreich konstitutio-
nell gut ausgebaut. Allerdings gilt das
Prinzip, dass die Entscheidungshoheit
über die Beschlussfassung von Gesetzen
(nach einem Volksbegehren oder einer
Volksbefragung) bzw. das Initiativrecht
(für eine Volksabstimmung1) beim Parla-
ment liegt.
Das Volksbegehren ist ein verfassungs-
rechtlich geregeltes Instrument, mit dem
ein Gesetzesvorschlag auf Initiative von
Bürgerinnen und Bürgern in den parla-
mentarischen Prozess eingebracht wer-
den kann. Gesetzlich geregelt ist sowohl
das Verfahren der Einleitung einer Initia-
tive als auch die Behandlung im parla-
mentarischen Prozess. Wolfgang Ismayr
(2003) nennt Österreich, Spanien und Ita-
lien als jene westeuropäischen Länder, in
den Bürgerinnen und Bürger Gesetzes-
entwürfe auf zentralstaatlicher Ebene
zwar initiieren, aber nicht darüber ab-
stimmen können. In Liechtenstein liegt ei-
ne formelle Entscheidung auch in der
Kompetenz der Bürgerinnen und Bürger,
in den anderen Ländern entscheiden die
Parlamente über die Gesetzesinitiative. In
der Schweiz oder in Kalifornien besteht
die Möglichkeit, dass die Durchführung
einer Volksabstimmung von einer qualifi-
zierten Minderheit erkämpft werden kann
(Möckli 1994).
Volksbegehren haben eine lange Verfas-
sungstradition. Schon die erste demokra-
tische Bundes-Verfassung von 1920, die
grundsätzlich radikal parlamentarisch
ausgerichtet war, regelte dieses Instru-
ment.2 Der Verfassungsartikel (Artikel 41,
Abs. 2, B-VG) wurde in der Zweiten Repu-
blik mehrfach novelliert, wie Wolfgang
Müller (1999) im Detail ausführt. Müller
vermerkt, dass 1963 der Zugang zum
Volksbegehren für Bürgerinnen und Bür-
ger erschwert, für Parteien hingegen er-
leichtert wurde (konkret wurde die Zahl
der zu leistenden Unterstützungserklärun-
gen zur Einleitung angehoben, die not-
wendige Zahl der Abgeordneten ge-
senkt). Während der Alleinregierung der
Sozialdemokratischen Partei Österreichs
(SPÖ) zwischen 1970 bis 1983 wurden 
im Zuge eines Demokratisierungspro-
gramms einige rechtliche Reformen (1973,
1981 und 1982) verabschiedet, die die
Hürden für die Einleitung eines Volksbe-

gehren sowohl für Bürgerinnen und Bür-
ger als auch für Parteien reduzierte (der
Antrag zur Einleitung konnte ab nun von
10.000 Stimmberechtigten oder von acht
Abgeordneten des Nationalrates oder je
vier Abgeordneten von drei Landtagen
gestellt werden). 
Die bisher letzte relevante Reform erfolg-
te 1998 vor dem Hintergrund der Tatsa-
che, dass Volksbegehren verstärkt von
Parteien genutzt worden waren. Der An-
trag zur Einleitung eines Volksbegehrens
kann nun von Einzelpersonen, von Perso-
nengruppen oder von einer politischen
Partei zwar gestellt werden, dieser muss
aber von im Inland ansässigen Wahlbe-
rechtigten durch Unterschrift unterstützt
werden, und zwar von mindestens einem
Promille der Wohnbevölkerung (nicht nur
Wahlberechtigten). Der Passus, wonach
ein Einleitungsantrag auch dann als gül-
tig eingebracht erachtet wird, wenn er le-
diglich von Mitgliedern des National-
rates oder dreier Landtage unterfertigt ist,
wurde durch diese Novellierung ersatzlos
gestrichen. Die Konsequenz dieser Re-
gelung ist, dass politische Parteien zwar
weiterhin ein Volksbegehren initiieren
können, sie dafür vorher aber Unterstüt-
zungserklärungen in der Bevölkerung zu
sammeln haben.
Der Inhalt eines Volksbegehrens muss ei-
ne durch ein Bundesgesetz zu regelnde
Angelegenheit3 betreffen und ist in Form
eines Gesetzesantrags oder -anregung
zu stellen. Für die Vorlage im Nationalrat
sind im „Eintragungsverfahren“ mindes-
tens 100.000 Unterschriften von Stimmbe-
rechtigten nötig. In diesem Falle ist der
Nationalrat verpflichtet, eine parlamen-
tarische Debatte durchzuführen, ein Ge-
setz im Sinne des Begehrens zu beschlie-
ßen ist er jedoch nicht gezwungen.

Volksbegehren: Wann, Was, Wer? 

Das erste Volksbegehren wurde 1964 von
44 parteiunabhängigen Zeitungen mit
dem Ziel der Beseitigung des Parteien-
einflusses auf den öffentlichen Österrei-
chischen Rundfunk (ORF) initiiert. Dieses
Volksbegehren zählt bis heute in mehrfa-
cher Hinsicht zu den erfolgreichsten. Ge-
messen an den Unterschriften (17,27 Pro-
zent der Wahlberechtigten unterzeichne-
ten den Gesetzesentwurf) rangiert es an
fünfter Stelle aller 32 Volksbegehren
(Stand Oktober 2007). Daneben war es
aber auch politisch erfolgreich, der ORF
wurde durch den Druck, den das Volksbe-
gehren erzeugte, schließlich reformiert
(Pelinka 2003). In den 1960er-Jahren wur-
den zwei weitere Volksbegehren, bei de-
nen allerdings politische Parteien recht
aktiv waren, durchgeführt: im Jahr 1969
das Volksbegehren zur schrittweisen Ein-
führung der 40-Stunden-Woche (SPÖ
und Gewerkschaftsbund) sowie jenes zur

Abschaffung des 13. Schuljahres (Teile
der ÖVP).
Das Instrument Volksbegehren wurde in
den 1980er-Jahren zu einem quantitativ
relevanten Mittel der Mobilisierung und
Politisierung. Alleine in den 1980er- und
1990er-Jahren wurden jeweils zehn Volks-
begehren durchgeführt und die Attraktivi-
tät scheint im 21. Jahrhundert ungebro-
chen zu sein. Ein Aspekt dieser Entwick-
lung ist, dass die politische Beteiligung
jenseits des Wählens gestiegen ist, dass
also mit diesem direkt-demokratischen
Mittel durchaus die politische Partizipati-
on und Partizipationsbereitschaft einen
Schub erfuhr.
Die Stimmbeteiligung lässt sich mit der
Wahlbeteiligung bei nationalen Wahlen
nicht vergleichen. Schließlich steht nur ei-
ne Option „zur Wahl“, nämlich die Unter-
stützung der Gesetzesinitiative. Diese
muss zudem durch persönliche Leistung
einer Unterschrift vor den zuständigen
Behörden zum Ausdruck gebracht wer-
den, sie verlangt also hohe öffentliche
Deklarationsbereitschaft. Dieses Erfor-
dernis wird im parteienstaatlichen Kon-
text als Erklärung dafür genannt, dass im
Vorfeld der Eintragung bei Meinungsum-
fragen die Absicht zu unterschreiben
meist viel ausgeprägter ist als später die
tatsächliche Unterschriftsleistung (Plas-
ser/Ulram 2002a). Aus diesem Blickwin-
kel betrachtet haben etliche der Volksbe-
gehren erstaunlich hohe Beteiligungsra-
ten erreicht. So lag diese beim bisher
stimmenstärksten Volksbegehren bei 25,7
Prozent (Konferenzzentrum 1982; lanciert
von der ÖVP), beim zweitstärksten bei et-
was über 21 Prozent (Gentechnik 1997;
lanciert von den GRÜNEN). Der Großteil
der Volksbegehren erzielte jedoch Betei-
ligungswerte unter zehn Prozent der
Stimmberechtigten.
Die Beteiligungsraten sind durchaus als
Indiz für das in diesem direkt-demokrati-
schen Instrument vorhandene politische
Mobilisierungs- und Sensibilisierungspo-
tential zu interpretieren. Allerdings ist
festzuhalten, dass die höchsten Beteili-
gungsraten bei jenen Volksbegehren er-
zielt wurden, die entweder von politi-
schen Parteien oder von Großorganisa-
tionen (wie der Katholischen Kirche) initi-
iert und beworben wurden. Die jeweils
bereits vorhandenen Organisationsstruk-
turen ebenso wie die Zugangsmöglich-
keiten von etablierten Institutionen zu den
Medien erweisen sich (nicht überra-
schend) als Bestimmungsfaktoren für eine
breite Unterstützung. Gleichzeitig sind
auch die Volksbegehren mit den niedrigs-
ten Beteiligungsraten meist im Umfeld von
politischen Parteien oder parteinahen
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schaftlichen Initiativen liegen durchwegs
im Mittelfeld. 
Die durch Volksbegehren politisierten
Themenfelder sind äußerst breit gestreut.
Sie reichen von Anliegen, die eher eine
kleine Gruppe betreffen (z. B. Motorrad-
fahrer), bis zu Themen, die für einen Groß-
teil der Bevölkerung relevant sind (z. B.
sozialstaatliche Sicherheit). Ein Versuch,

die Themen zu klassifizieren, ergibt fol-
gende Gruppen von Politikfeldern:

� Umwelt: Insgesamt sind acht der Volks-
begehren in diesem Themenfeld zu
verorten. Als Akteure sind Gruppierun-
gen der Ökologie- und Alternativbe-
wegung zu identifizieren ebenso wie
die GRÜNEN und die FPÖ (Freiheitli-
che Partei Österreichs) als Parlaments-

parteien, aber auch Sozialpartner (In-
teressenvertretungen). 

� Gegen Privilegien, gegen die Europäi-
sche Union, für „uns Österreicher“: Sie-
ben Volksbegehren beschäftigten sich
mit Themen, die sich „für“ Österreich
und/oder gegen die Mitgliedschaft
oder die weitere Integration Öster-
reichs in die EU richteten bzw. mit The-
men, die sich gegen eine Erweiterung

Jahr Regierung Formelle Initiierung Unterstützung Typ Betreff Beteiligung

1964 ÖVP-SPÖ Unterstützungserklärungen Printmedien Rundfunk 17,3 %

1969 ÖVP SPÖ-Abg. Nationalrat SPÖ/ÖGB P Einführung 40-Stunden Woche 17,8 %

1969 ÖVP ÖVP-Abg. Landtage FPÖ/Teile der ÖVP P Abschaffung 13. Schulstufe 6,8 %

1975 SPÖ Unterstützungserklärungen Katholische Kirche, Teile Schutz des menschlichen 
der ÖVP Lebens 17,9 %

1980 SPÖ Unterstützungserklärungen ÖGB/Industriellenvereinigung IV Pro-AKW Zwentendorf 8,0 %

1980 SPÖ Unterstützungserklärungen Anti-AKW-Bewegung NSB Anti-AKW Zwentendorf 2,8 %

1982 SPÖ ÖVP-Abg. Landtage ÖVP P Einsparung Konferenzzentrum 
Wien 25,7 %

1985 SPÖ-FPÖ Unterstützungserklärungen Ökologiebewegung NSB Erhaltung der Hainburger Au 6,6 %

1985 SPÖ-FPÖ Unterstützungserklärungen ÖVP Salzburg P Verlängerung Zivildienst 3,6 %

1985 SPÖ-FPÖ Unterstützungserklärungen Alternative Bewegung NSB Gegen Abfangjäger, 
für Volksabstimmung 2,2 %

1986 SPÖ-FPÖ Unterstützungserklärungen ÖVP Steiermark P Gegen Abfangjäger 
in der Steiermark 4,5 %

1987 SPÖ-ÖVP FPÖ-Abg. Nationalrat FPÖ P Anti-Privilegien 4,6 %

1989 SPÖ-ÖVP Unterstützungserklärungen Bürger/Bürgerinnen Z Senkung der Klassenschülerzahl 3,9 %

1989 SPÖ-ÖVP FPÖ-Abg. Nationalrat FPÖ P Sicherung der Rundfunkfreiheit 2,0 %

1991 SPÖ-ÖVP GRÜNE-Abg. Nationalrat GRÜNE P Für Volksabstimmung 
zu EWR-Beitritt 2,3 %

1993 SPÖ-ÖVP FPÖ-Abg. Nationalrat FPÖ P „Österreich zuerst“ 7,4 %

1995 SPÖ-ÖVP Unterstützungserklärungen Bürger/Bürgerinnen Z „Pro Motorrad“ 1,3 %

1996 SPÖ-ÖVP FPÖ/GRÜNE GRÜNE P Tierschutz
Abg. Nationalrat 8,0 %

1996 SPÖ-ÖVP Unterstützungserklärungen Bürger/Bürgerinnen Z Für Erhalt der Neutralität 6,2 %

1997 SPÖ-ÖVP GRÜNE-Abg. Nationalrat GRÜNE/FPÖ P Gegen Gentechnik 21,2 %

1997 SPÖ-ÖVP SPÖ/GRÜNE- Frauenbewegung/GRÜNE/ NSB Frauen
Abg. Nationalrat Teile der SPÖ 11,2 %

1997 SPÖ-ÖVP FPÖ-Abg. Nationalrat FPÖ P Für Volksabstimmung zur 
Euro-Einführung 4,4 %

1997 SPÖ-ÖVP FPÖ-Abg. Nationalrat FPÖ P Für atomfreies Österreich 4,3 %

1999 SPÖ-ÖVP Unterstützungserklärungen Österr. Familienbund, ÖVP, FPÖ IV Familien 3,2 %

2000 ÖVP-FPÖ Unterstützungserklärungen FPÖ P Für neue Abstimmung zum 
EU-Beitritt 3,4 %

2001 ÖVP-FPÖ Unterstützungserklärungen Österr. Hochschülerschaft IV Bildungsoffensive und 
Studiengebühren 3,0 %

2002 ÖVP-BZÖ Unterstützungserklärungen FPÖ P Veto gegen AKW Temelín 15,5 %

2002 ÖVP-BZÖ Unterstützungserklärungen Bürger/Bürgerinnen Z Sozialstaat Österreich 12,2 %

2002 ÖVP-BZÖ Unterstützungserklärungen Bürger/Bürgerinnen Z Gegen Abfangjäger 10,7 %

2003 ÖVP-BZÖ Unterstützungserklärungen Greenpeace/GRÜNE Z Für atomfreies Europa 2,2 %

2004 ÖVP-BZÖ Unterstützungserklärungen ÖGB IV Pensionen 10,5 %

2006 ÖVP-BZÖ Unterstützungserklärungen FPÖ P „Österreich bleib frei“ 4,3 %

Tabelle 1: Volksbegehren bis 2007 mit Typologie und Beteiligungsraten

Typ des Volksbegehrens: P: von politischen Parteien getragen; IV: von Interessensverbänden getragen; NSB: in Neuer Sozialer Bewegung entstanden; Z: durch
zivilgesellschaftliche Aktivität initiiert. Quelle: Bundesministerium für Inneres; eigene Einschätzungen.



der EU richteten (Beitritt Tschechiens,
Beitritt der Türkei). Hinter diesen Initia-
tiven stand ausschließlich die FPÖ.

� Sozial- und Bildungspolitik: Die
1960er- und 2000er-Jahre brachten,
jeweils zu Oppositionszeiten der SPÖ,
fünf Volksbegehren zu Themen in die-
sem Politikfeld. Ein weiteres wurde
1989 durchgeführt, damals führte die
SPÖ eine Koalitionsregierung mit der
ÖVP. Je zwei Vorhaben wurden von
Parteien bzw. Interessensvertretungen
initiiert, zwei hatten ihren Ursprung in
der Zivilgesellschaft.

� Landesverteidigung und Neutralität:
Fünf Volksbegehren thematisierten As-
pekte der Landesverteidigung (z.B. Ab-
fangjägerkauf) und der Neutralität Ös-
terreichs. Abermals engagierten sich
hier sowohl politische Parteien (ÖVP)
als auch bürgergesellschaftliche Netz-
werke. 

� Frauen- und familienpolitische Themen:
Drei Volksbegehren beschäftigten sich
mit der Situation von Frauen bzw. Fa-
milien. Ein zivilgesellschaftliches Netz-
werk, die Katholische Kirche sowie ei-
ne Vorfeldorganisation der ÖVP waren
die Betreiberorganisationen.

Diese Liste von Politikfeldern macht deut-
lich, dass es ganz bestimmte Themen sind,
die sich für eine Kampagne im Rahmen ei-
nes Volksbegehrens eignen. Die meisten
von diesen zeichnet aus, dass sie in der
Gesellschaft polarisieren, weil sie ideo-
logische, emotionale und identitätspoliti-
sche Aspekte berühren. Auffällig ist, dass
all diese Themenfelder sowohl von par-
teipolitischen Organisationen als auch 
von zivilgesellschaftlichen Gruppierungen
und Netzwerken aufgegriffen wurden.
Im Folgenden beschreiben wir exempla-
risch zwei aus der Zivilgesellschaft kom-
mende und ein von der national-populisti-
schen FPÖ inszeniertes Volksbegehren, um
Einblicke in politische Kontexte, in Organi-
sationsstrukturen, soziale Netzwerke und
Kooperationsformen zu bekommen. Alle
drei Volksbegehren zeigen aber, dass im
Hinblick auf die Beteiligung der Stimmbür-
gerinnen und -bürger die Parteiengrenzen
überschritten wurden und mit der Unter-
schrift das individuelle Engagement für 
ein politisches Anliegen zum Ausdruck ge-
bracht wurde. Mit anderen Worten: die
Volksbegehren ermöglichen prinzipiell ei-
ne direkte inhaltliche Einmischung der Bür-
gerinnen und Bürger in einem grundsätz-
lich von politischen Partien dominierten
parlamentarischen Setting. 

Das Frauen-Volksbegehren 1997 –
Transparteiliche Initiative

Während der Großen Koalition zwischen
SPÖ und ÖVP in den 1990er-Jahren sah
sich die emanzipatorische Frauenpolitik

mit einem sozial- und gleichstellungs-
politischen Backlash konfrontiert. Selbst
die Frauenministerin wünschte sich mehr
Druck von der Frauenbewegung, um in-
nerparteilich wieder größeren Spielraum
zu bekommen. In dieser Situation gelang
es einer Gruppe frauenpolitisch und femi-
nistisch aktiver Frauen, die sich im „Unab-
hängigenFrauenForum (UFF)“ zusammen-
schlossen, Unterstützung von Mandats-
trägerinnen der Regierungspartei SPÖ
und der Oppositionspartei GRÜNE für
die Einleitung eines Volksbegehrens zu
bekommen. Neben zahlreichen Organi-
sationen, Vereinen und Bewegungen be-
grüßte die Frauenministerin das Volksbe-
gehren nicht nur öffentlich, sondern sie
unterstützte dieses auch finanziell. Spit-
zenfunktionärinnen und -funktionäre aller
politischen Parteien äußerten sich in der
einen oder anderen Form zu den insge-
samt elf frauenpolitischen Forderungen
des Volksbegehrens. Mit dem Volksbe-
gehren gelang es für eine bestimmte Zeit,
neue Kooperationsformen zwischen der
Bewegungsseite und der staatlich-institu-
tionellen Politik herzustellen (Kogoj 1998).
Die Anwendung eines verfassungsrecht-
lich geregelten Volksbegehrens wurde
als adäquate Strategie erachtet, da die-
ses Instrument für die Auslösung einer
breiten öffentlichen Debatte von Ge-
schlechterfragen neu und unverbraucht
war. Mit Hilfe des Volksbegehrens sollte
eine Sensibilisierung der breiten Öffent-
lichkeit für die Rechte der Frauen erreicht
werden. Der Verein der Initiatorinnen ver-
band mit dem Volksbegehren die Mög-
lichkeit, eine attraktive Organisations-
form für die Frauenpolitik auf die Füße zu
stellen. Daneben sollten mit dem Volks-
begehren zusätzliche Partizipationsmög-
lichkeiten eröffnet werden. 
Insgesamt haben 11,2 Prozent der Wahl-
berechtigten das Anliegen mit ihrer Un-
terschrift beim Gemeindeamt unterstützt
– für viele Kommentatorinnen und Kom-
mentatoren ein deutliches Zeichen für die
Notwendigkeit einer engagierten Frau-
enpolitik. Im Parlament blieben die Initia-
tive bzw. die einzelnen Gesetzesentwürfe
letztlich aber ohne gesetzlichen Erfolg.

Sozialstaat Österreich 2002 – 
Lernen für die Zivilgesellschaft

Die Mitte-Rechts Regierung der ÖVP und
der FPÖ kündigte im Regierungsüberein-
kommen (2000) einen tief greifenden Um-
bau der Grundausrichtung des österrei-
chischen Sozialstaats an. Sozialpolitik
wurde den angebotsorientierten wirt-
schaftspolitischen Zielsetzungen wie Bud-
getsanierung und Standortsicherung un-
tergeordnet (Tálos/Obinger 2006). Da-
mit lag das Regierungsprogramm im neo-
liberalen Mainstream. Vor diesem Hinter-
grund und um diesen Entwicklungen des

sozialstaatlichen Umbaus durch politi-
sche Mobilisierung gegenzusteuern, er-
arbeitete eine Gruppe von elf Personen –
aus den Bereichen Wissenschaft, Medi-
zin, Journalismus, Kirchen, aber auch ei-
ne ehemalige Ministerin – das Projekt für
ein überparteiliches Volksbegehren. Des-
sen vier zentrale Punkte waren die verfas-
sungsmäßige Deklarierung Österreichs
als Sozialstaat, die Vorschreibung von
Sozialverträglichkeitsprüfungen für Ge-
setzesvorhaben, die Festlegung auf eine
solidarische, öffentlich-rechtliche Risiko-
absicherung und die Betonung einer ge-
rechten Finanzierung des Sozialstaats
(siehe dazu und weiter Tálos/Fluch/
Stradner 2003).
Ohne vorhandene Infrastruktur wurde ei-
ne Organisationsform mit einer „Zentra-
le“ in Wien und mit Regionalstellen in den
Bundesländern, die in ein Netzwerk zu-
sammengefügt wurden, gewählt. Das Bü-
ro in Wien koordinierte die Aktivitäten,
übernahm insbesondere die Medienar-
beit, gestaltete den Webauftritt und hielt
die Kontakte zu einer großen Zahl von
Unterstützerinnen und Unterstützern. Die-
se waren sowohl „Privatpersonen“, die
mit ihrem Namen für das Anliegen in der
Öffentlichkeit standen, als auch in Orga-
nisationen der Zivilgesellschaft engagier-
te Menschen. Die zivilgesellschaftliche
Organisationsfähigkeit war, wie Sieglin-
de Rosenberger und Gilg Seeber (2003)
anhand der Analyse regionaler Ergebnis-
se argumentieren, ein wesentlicher Faktor
für das erfolgreiche Abschneiden.
Von den in der Politik etablierten Organi-
sationen steuerte der Österreichische Ge-
werkschaftsbund (ÖGB) personelle und
administrative Unterstützung bei. SPÖ und
GRÜNE thematisierten das Volksbegeh-
ren in der medialen Öffentlichkeit. Von ei-
ner überparteilichen Initiative wird zwar
Distanz zu politischen Parteien verlangt.
Ohne Eindringen in den stark parteipo-
litisch geprägten Diskurs in den Medien
wäre ein Erfolg aber kaum möglich. Par-
teipräferenzen spiegeln sich dann auch 
im Ergebnis dieses zivilgesellschaftlichen
Volksbegehrens wider: SPÖ-Wählerinnen
und -wähler hatten eine größere Neigung
als ÖVP-Wählerinnen und -wähler, die 
Initiative zu unterschreiben, auch wenn die
Beteiligung bei weitem nicht entlang von
Parteilinien erfolgte (Plasser/Ulram 2002b,
Rosenberger/Seeber 2003). 
717.102 Stimmberechtigte (12,2 Prozent der
Wahlberechtigten) unterschrieben 2002
das Volksbegehren, dessen parlamenta-
rische Behandlung dem vorzeitigen Ende
der Legislaturperiode zum Opfer fiel.
Nach dem stimmenmäßig recht erfolgrei-
chen Abschluss des Volksbegehrens war
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er es darüber hinaus schwierig, das gebil-

dete Netzwerk nachhaltig zu etablieren.

Veto gegen Temelín 2002 –
Zwischenwahlkampf

Das Volksbegehren Veto gegen Temelín
wurde im Jahre 2002 formell durch Unter-
schriften von Wählern und Wählerinnen
eingeleitet, die Kampagne wurde aber
von der FPÖ konzipiert, personell und fi-
nanziell getragen. Das Novum dieses
Volksbegehrens ist, dass erstmals eine Re-
gierungspartei das Instrument des politi-
schen Protests gegen die Regierung nutz-
te. Die FPÖ setzte ihren Regierungspart-
ner ÖVP unter Druck, gegen den Beitritt
Tschechiens zur EU ein Veto einzulegen
(vgl. Pelinka/Rosenberger 2007). Thema-
tisch richtete sich die Initiative gegen den
Betrieb des tschechischen Atomkraftwer-
kes Temelín und verband dieses Anliegen
mit einem Nein Österreichs zum Beitritt
Tschechiens zur EU. Die Verquickung von
zwei Themen brachte die GRÜNEN in ei-
ne schwierige Situation – die Kritik am
Kernkraftwerk zählt zu den Kernberei-
chen der GRÜNEN, gleichzeitig wollten
sie sich aber nicht gegen die EU-Oster-
weiterung positionieren.
Die hohe Stimmenunterstützung (15,5 Pro-
zent der Wahlberechtigten) des Volksbe-
gehrens war nicht nur auf die FPÖ zurück-
zuführen, sondern auch auf die Unterstüt-
zung durch die größte Tageszeitung Ös-
terreichs. Die Wirkung dieser Unterstüt-
zung zeigt sich darin, dass die Unterzeich-
nerinnen und Unterzeichner in hohem Ma-
ße Leserinnen und Leser der Kronen Zei-
tung waren (Plasser/Ulram 2002a). Stär-
kere Unterschiede bei der Teilnahme wa-
ren auch nach dem Bildungsstand fest-
zustellen: unterstützten weniger als ein
Zehntel der Stimmberechtigten mit höhe-
rem Bildungsabschluss dieses Volksbe-
gehren, unterzeichneten fast ein Fünftel al-
ler Stimmberechtigten mit Pflichtschulab-

schluss. Dies ist bemerkenswert, weil poli-
tisches Engagement außerhalb der Teil-
nahme an Wahlen als abhängig von der
Verfügbarkeit sozialer und wirtschaftli-
cher Ressourcen, also auch Bildung gese-
hen wird (Verba/Schlozman/Brady 1995).
Zu erwähnen ist, dass das in der Öffent-
lichkeit klar mit der FPÖ identifizierte
Volksbegehren eine wesentlich höhere Be-
teiligungsrate brachte, als die FPÖ als
wahlwerbende Partei in der einige Mona-
te später durchgeführten Nationalrats-
wahl Stimmenanteile erringen konnte.

Parteien oder doch (auch) die
Zivilgesellschaft?

Die faktische Entwicklung der Volksbe-
gehren in Österreich (vgl. Tabelle 1) zeigt
bezüglich der betreibenden bzw. promi-
nent involvierten Organisationen, sozia-
len Netzwerke und Gruppierungen fol-
gendes Bild: 
� Volksbegehren sind mehrheitlich ein

Instrument in den Händen etablierter
Organisationen. Politische Parteien
und andere im österreichischen politi-
schen System etablierte Organisatio-
nen (Interessensverbände und -vertre-
tungen, der Katholischen Kirche nahe
stehende oder angehörende Organi-
sationen) nutzten erfolgreich das In-
strument des Volksbegehrens. Es sind
die politischen Parteien und die partei-
nahen Organisationen bzw. Verbän-
de, die die Bürgerinnen und Bürger in
den politischen Prozess plebiszitär ein-
binden. Die Beteiligung findet über ein
„Angebot“ dieser Kräfte statt (Plas-
ser/Ulram 1983, Müller 1999, Pelinka
2003). 

� Die sich organisierende oder bereits or-
ganisierte Zivilgesellschaft findet im
Volksbegehren ein konstitutionelles In-
strument der Mitsprache vor – und nützt
dieses auch. Das Resultat ist eine ver-
stärkte Inanspruchnahme unkonven-

tioneller Beteiligungsformen und eine
breitere Involvierung der Bevölkerung.

In Zahlen ausgedrückt: Von insgesamt 32
Volksbegehren können 16 als „Parteien-
volksbegehren“ klassifiziert werden (da-
von neun der FPÖ, vier der GRÜNEN und
ebenfalls vier der ÖVP), vier kommen von
Interessensvertretungen, aus dem Bereich
Zivilgesellschaft und Neue Soziale Bewe-
gungen insgesamt zehn. 
Welche Parteien zeigten sich an Volksbe-
gehren interessiert? Im Hinblick auf poli-
tische Parteien fällt auf, dass prinzipiell
alle im Nationalrat vertretenen Parteien
das Instrument nutzten, allerdings als Op-
positionspartei, um Protest und Kritik an
der Regierung zu üben. Regierungspar-
teien nehmen üblicherweise davon Ab-
stand – mit einer Ausnahme, der FPÖ
(2002). GRÜNE und FPÖ haben das In-
strument häufiger genutzt, was selbstver-
ständlich mit ihrem Status als langjährige
Oppositionsparteien zusammenhängt.
Die zunehmende zivilgesellschaftliche
Nutzung von Volksinitiativen war instru-
mentell für den Beginn der erfolgreichen
Entwicklung der GRÜNEN von einer öko-
logischen Bewegung zu einer konsoli-
dierten Partei wichtig, aber auch den Weg
der FPÖ von der Oppositions- zur Re-
gierungspartei säumen populistisch ein-
gesetzte Volksbegehren. Schließlich wuss-
ten auch ÖVP und SPÖ sich dieses Instru-
ments zu bedienen.
In der ersten Hälfte der 1980er-Jahre wur-
den drei Volksbegehren durch jene er-
starkenden soziale Bewegungen initiiert,
aus der sich später grüne Parteien entwi-
ckeln und etablieren sollten. Alle drei Ini-
tiativen erreichten die für eine parlamen-
tarische Behandlung notwendigen Mehr-
heiten, blieben im Nationalrat aber inso-
fern erfolglos, als Gesetze nicht be-
schlossen wurden. Auch als Partei etab-
liert zählen die GRÜNEN in den 1990er-
Jahren zu jenen Akteuren, die Volksbe-
gehren als Instrument der direkt- bzw. ba-
sisdemokratischen Arbeit praktizierten.
Die zweite Partei mit einer besonderen
Vorliebe für Volksbegehren ist die rechts-
populistische FPÖ. Weniger einer basis-
demokratischen Haltung verpflichtet als
einem plebiszitär orientierten Oppositi-
onsstil folgend, initiierte bzw. unterstützte
die FPÖ im Zeitraum von 1987 bis 2006
insgesamt neun (eines gemeinsam mit
den GRÜNEN) Volksbegehren. Dies ist
als Beleg für die Praxis der rechtspopulis-
tischen Mobilisierung mittels direkt-de-
mokratischer Instrumente zu sehen. Jörg
Haiders Modell der „Dritten Republik“ be-
stand aus dem Rückbau parlamentari-
scher Einrichtungen, begleitet von einem
Ausbau der direkten Demokratie anderer-
seits. Politikerinnen und Politiker sollten
mit Berufung auf das „Volk“ gestärkt wer-
den. Volksbegehren sind also im Kon-
text einer stimmenmäßigen Stärkung des
Rechtspopulismus seit Mitte der 1980er-Quelle: Bundesministerium für Inneres; eigene Zusammenstellung.

Abbildung 1: Volksbegehren und Regierungszusammensetzung seit 1960



Jahre zu sehen (vgl. Reisigl/Wodak 2001).
Politische Parteien nutzten das Instrument
Volksbegehren indem sie diese einleite-
ten und/oder die Kampagne trugen. Al-
leine acht von zehn Volksbegehren, die
bis 1999 (Reform des Volksbegehrensge-
setzes) durchgeführt wurden, gehen auf
die Unterschriftsleistung von Abgeordne-
ten zurück (FPÖ, GRÜNE, SPÖ). Diese
Volksbegehren wurden nicht durch die
Initiative von Einzelpersonen oder zivilge-
sellschaftlichen Organisationen einge-
leitet, sondern von Abgeordneten poli-
tischer Parteien. Dieses Faktum unter-
streicht, dass diese Volksbegehren letzt-
lich weniger wegen der Einleitung eines
Gesetzgebungsverfahrens durchgeführt
wurden, sondern eher wegen der damit
einhergehenden zusätzlichen Medien-
aufmerksamkeit und der Mobilisierung
der Wähler und Wählerinnen.
Die Instrumentalisierung von Volksbegeh-
ren durch Parteiorganisationen sollte
durch die Reform des Volksbegehrenge-
setzes (in Kraft seit 1. Januar 1999) ge-
stoppt werden (siehe oben). Seither sind
politische Parteien bzw. Teil- und Vorfeld-
organisationen von politischen Parteien
aber weiterhin für die Kampagnendyna-
mik ebenso wie für die Finanzierung zu-
ständig. Mit dieser Reform wurde also ei-
ne juristische, nicht auch eine realpoliti-
sche Zäsur erreicht. Politische Parteien
nutzen das Instrument weiterhin. 
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BADEN-WÜRTTEMBERG HAT EINE BREITE ENGAGEMENTLANDSCHAFT

Rahmenbedingungen für bürgerschaftliches
Engagement in Baden-Württemberg
Robert Hahn

Im Hinblick auf bürgerschaftliches Enga-
gement hat Baden-Württemberg im Län-
dervergleich seit Jahren eine unangefoch-
tene Spitzenstellung inne. Diese „Erfolgs-
bilanz“ gilt ebenfalls für die in Baden-
Württemberg stark verbreiteten Gemein-
schaftsaktivitäten. Obwohl sich diese Ak-
tivitäten noch immer auf das Hauptfeld
„Sport und Bewegung“ konzentrieren,
steigt die Übernahme von Aufgaben in so-
zialen und kulturellen Bereichen stetig an.
Ein Blick auf die Altersstruktur ist insofern
interessant, als sich vor allem in jüngeren
Altersgruppen (14 bis 30 Jahre) eine deut-
liche Erhöhung der Engagementquote ab-
zeichnet. Ein solches Engagement bedarf
Maßnahmen der aufeinander abgestimm-
ten Unterstützung und Förderung. Robert
Hahn, Referatsleiter der Stabsstelle Bür-
gerengagement und Freiwilligendienste
im Ministerium für Arbeit und Soziales Ba-
den-Württemberg, erörtert unter den
Stichworten „ermöglichender Staat“ und
„Netzwerkbildung“ die drei wesentlichen
Säulen, von denen die Engagementland-
schaft in Baden-Württemberg getragen
wird. Das Landesnetzwerk Bürgerschaftli-
ches Engagement, ein breites Qualifizie-
rungsangebot für engagierte Bürgerinnen
und Bürger, eine ausgesprochene Aner-
kennungskultur und schließlich die Struk-
turförderung im Bereich des bürgerschaft-
lichen Engagements schaffen Vorbilder,
Anregungen und Räume, in denen Verant-
wortungsübernahme für andere und eige-
ne freiwillige Aktivitäten geprobt und ein-
geübt werden können. �

Bürgerschaftliches Engagement ist
mehr als Ehrenamt

In der Öffentlichkeit wird bürgerschaftli-
ches Engagement oftmals immer noch auf
das klassische Ehrenamt reduziert, also
auf die freiwillige und unbezahlte Über-
nahme fest umrissener Aufgaben in Gre-
mien, Vereinen, Initiativen und Projekten,
wie dies zum Beispiel in der kirchlichen
Gemeindearbeit oder im Gemeinderat
einer Stadt der Fall ist.
Bürgerschaftliches Engagement ist aber
weit mehr als diese bekannte Art von Eh-
renamt: Aktivitätsformen wie das Stiften
und Spenden von Geld, die Mitwirkung in
Selbsthilfegruppen sowie die Beteiligung
an bekannten, aber auch neuen Formen

politischer Teilhabe und Teilnahme gehö-
ren dazu. Deshalb ist das freiwillige En-
gagement an Lokalen Agenda-21-Pro-
zessen ebenso Teil auf dem Weg in die
Bürgergesellschaft wie die Mitwirkung in
Stadtmarketing und Stadtentwicklungs-
planung oder bei der kommunalen Krimi-
nalprävention.
Die Aufmerksamkeit und Aufwertung, die
bürgerschaftliches Engagement seit eini-
ger Zeit in der öffentlichen Diskussion in
Deutschland und in Baden-Württemberg
verstärkt erfährt, ist Ausdruck neuer Er-
wartungen an die Bürgerinnen und Bür-
ger als aktive Mitgestalter eines lebendi-
gen und demokratischen Gemeinwesens.
Es setzt sich die Erkenntnis durch, dass wir
zur erfolgreichen Aufgabenbewältigung
in Zukunft mehr Menschen brauchen, die
sich einbringen und einmischen, die mit-
bestimmen und mitgestalten. Deshalb zu
Beginn einige Zahlen zum bürgerschaftli-
chen Engagement im Land.

Zahlen zum bürgerschaftlichen
Engagement in Baden-Württemberg

In Baden-Württemberg sind Tag für Tag
fast 4,5 Millionen Menschen in ihrer Frei-
zeit freiwillig und unentgeltlich für ande-
re Menschen oder in gemeinschaftlichen
Projekten aktiv. Das sind 42 Prozent der
Bevölkerung. 
Damit ist Baden-Württemberg beim En-
gagement seiner Bürgerinnen und Bür-
ger bundesweit Spitzenreiter – und das

Tabelle 1: Engagementquote im
Ländervergleich

Bundesland 1999 2004

Baden-Württemberg 40 42

Hessen 39 39

Rheinland-Pfalz 33 39

Bayern 37 37

Niedersachsen 31 37

Nordrhein-Westfalen 35 35

Schleswig-Holstein 34 34

Brandenburg 28 33

Thüringen 29 32

Mecklenburg-Vorp. 29 31

Sachsen 30 30

Sachsen-Anhalt 28 30

Berlin 24 29

Berlin West 26 32

Berlin Ost 19 24

Hamburg 31 26

schon seit Jahren. Diese beeindrucken-
den Zahlen für Baden-Württemberg
stammen aus der Landesauswertung des
2. Freiwilligensurveys, einer repräsen-
tativen Erhebung zu bürgerschaftlichem
Engagement, Ehrenamt und Freiwilligen-
arbeit der Bundesregierung. Die Bereit-
schaft zum freiwilligen Engagement, das
heißt der Übernahme von ehrenamtli-
chen bzw. freiwillig gewählten Aufgaben
in Initiativen, Gruppen, Vereinen und

Tabelle 2: Das Engagementpotential
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„Sport und Bewegung“ hat einen hohen Anteil an der vielfältigen Engagementkultur
(Mehrfachnennungen; gerundet; Angaben in Prozent)

Sehr große Bereiche 1999 2004

Sport und Bewegung 15 15

Große Bereiche 1999 2004

Kultur/Musik 6 9

Schule/Kindergarten 5 8

Kirche/Religion 8 9

Sozialer Bereich 4 7

Freizeit/Geselligkeit 6 5

Umwelt/Tier- u. Naturschutz 2 4

Mittlere Bereiche 1999 2004

Politik 2 3

Berufl. Interessenvertretung 2 2

Jugendarbeit/Erwachsenenbildung 1 3

Rettungsdienst/Feuerwehr 2 3

Sonstiges 2 2

Kleinere Bereiche 1999 2004

Gesundheitsbereich 1 1

Justiz/Kriminalität 0 1

In den kleineren und mittleren Engagementfeldern gibt es kaum Abweichungen zum 
Bundesdurchschnitt (Mehrfachnennungen; gerundet; Angaben in Prozent)

Sehr große Bereiche D B-W

Sport und Bewegung 11 15

Große Bereiche D B-W

Kultur/Musik 6 9

Schule/Kindergarten 7 8

Kirche/Religion 6 9

Sozialer Bereich 5 7

Freizeit/Geselligkeit 5 5

Umwelt/Tier- u. Naturschutz 3 4

Mittlere Bereiche D B-W

Politik 3 3

Berufl. Interessenvertretung 3 2

Jugendarbeit/Erwachsenenbildung 3 3

Rettungsdienst/Feuerwehr 3 3

Sonstiges 2 2

Kleinere Bereiche D B-W

Gesundheitsbereich 1 1

Justiz/Kriminalität 1 1

Tabelle 3: Engagementbereiche und Engagementfelder

Baden-Württemberger (50 Prozent) frei-
willig engagiert ist. Eine leichte Steige-
rung von 29 Prozent auf 30 Prozent zeigt
sich auch für die Altersgruppe der über
66-Jährigen.
Die Landesauswertung belegt insoweit
eindrucksvoll, dass die Unterstützung und
Förderung des ehrenamtlichen und bür-
gerschaftlichen Engagements durch die
Landesregierung greift. So beginnen die
Menschen in Baden-Württemberg schon
früh mit einem freiwilligen Engagement.
Deutlich mehr als die Hälfte der Engagier-
ten üben schon im Alter von 6 bis 20 Jah-

ren, also in sehr jungen Jahren, eine frei-
willige Tätigkeit aus, während hier auf
Bundesebene „nur“ eine Quote von 50 Pro-
zent erreicht wird. In keinem anderen Bun-
desland sind mehr junge Menschen in die-
ser Altersgruppe aktiv und engagieren
sich. Das immer noch weit verbreitete Vor-
urteil von der „ichbezogenen“ Einstellung
junger Menschen wird damit deutlich wi-

RAHMENBEDINGUNGEN FÜR 
BÜRGERSCHAFTLICHES ENGAGEMENT 

IN BADEN-WÜRTTEMBERG

sonstigen Vereinigungen, ist im Zeitraum
von 1999 bis 2004 in Baden-Württem-
berg nochmals von 40 Prozent auf 42 Pro-
zent angestiegen. Dies liegt deutlich über
dem Bundesdurchschnitt von 36 Prozent.
Baden-Württemberg weist damit unter 
allen Bundesländern die höchste En-
gagementquote auf, gefolgt von Hessen
(39 Prozent) und Rheinland-Pfalz (39 
Prozent). 
Die Landesstudie zeigt zudem, dass im
Land 73 Prozent der Bevölkerung seit ih-
rem 14. Lebensjahr in mindestens einer
Gruppe, Organisation, öffentlichen Ein-
richtung oder einem Verein aktiv sind. „Ge-
meinschaftsaktivitäten“ sind in Baden-
Württemberg demnach stark verbreitet.
Das heißt auch, dass im Land nur relativ
wenige Bürgerinnen und Bürger nicht in
Gemeinschaftsaktivitäten oder ein freiwil-
liges Engagement einbezogen sind.
Darüber hinaus zeigt sich für Baden-
Württemberg weiter, dass trotz einer be-
reits hoch entwickelten Engagementquo-
te die Zahl derjenigen Baden-Württem-
bergerinnen und Baden-Württemberger,
die prinzipiell zum freiwilligen Engage-
ment „bestimmt bereit“ wären, von 1999
auf 2004 nochmals von 9 Prozent auf 12
Prozent angestiegen ist. Die Zahl derjeni-
gen, die „eventuell“ zum freiwilligen En-
gagement bereit wären, stieg im entspre-
chenden Zeitraum von 19 Prozent auf 20
Prozent an. Und noch 19 Prozent der be-
reits Engagierten erklären, dass sie sich
eine Erweiterung ihres Engagements vor-
stellen könnten. Damit offenbart sich,
dass bei bereits hoher Engagementquote
weiteres Potential für zusätzliches Enga-
gement vorhanden ist und genutzt wer-
den könnte.
Bürgerschaftliches Engagement findet in
verschiedensten gesellschaftlichen Berei-
chen statt und ist beeindruckend vielfäl-
tig. Dabei ist und bleibt der Bereich „Sport
und Bewegung“ mit 15 Prozent das Haupt-
feld ehrenamtlicher und freiwilliger Tätig-
keit. Allerdings wurden seit 1999 auch in
anderen Engagementfeldern zunehmend
freiwillige Aufgaben und Arbeiten über-
nommen. So stieg die Beteiligung in den
Bereichen Schule und Kindergarten (von
5 Prozent auf 8 Prozent), im sozialen Be-
reich (von 4 Prozent auf 7 Prozent), sowie
bei Kultur und Musik (von 6 Prozent auf 
9 Prozent) (siehe Tabelle 3).
Interessant ist auch ein Blick auf die Al-
tersstruktur der Menschen, die sich enga-
gieren. Bei Betrachtung der Entwicklung
des Engagements nach Altersgruppen
zeigt sich vor allem in der jüngsten Alters-
gruppe von 14 bis 30 Jahren, dass sich in
den Jahren von 1999 bis 2004 eine deut-
liche Erhöhung der Engagementquote
von 39 Prozent auf 46 Prozent ergeben
hat. Diese Entwicklung wird noch durch
die Altersgruppe der 46-bis 65-Jährigen
übertroffen, in der 2004 jede zweite Ba-
den-Württembergerin oder jeder zweite
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derlegt. Dies lässt sich auch am durch-
schnittlichen Alter für den Engagementbe-
ginn ablesen. Während dieses für Enga-
gierte in Baden-Württemberg bei 30,3
Jahren liegt, beträgt es auf Bundesebene
37,5 Jahre. Lediglich für Mecklenburg-Vor-
pommern (31,3 Jahre) und Rheinland-Pfalz
(31,5 Jahre) ist ein ähnlich junges Durch-
schnittsalter für den Einstieg in ehrenamt-
liches Engagement zu verzeichnen.

Förderung und Unterstützung des
bürgerschaftlichen Engagements

Die Förderung und Unterstützung bürger-
schaftlichen Engagements hat in Baden-
Württemberg eine lange Tradition. Bür-
gerschaftliches Engagement ist über die
Jahre hinweg bei uns im Land zu einer
themen- und generationenübergreifen-
den „Bewegung“ geworden. Dabei wer-
den alte und neue Aktivitäten freiwilligen
Engagements sowie verfasste und neue
Formen der Demokratie zusammenge-
führt und im Sinne einer Weiterentwick-
lung unserer sozialen Demokratie beför-
dert. Die kommunalen Spitzenverbände
Baden-Württembergs – also Landkreis-
tag, Städtetag und Gemeindetag – ha-
ben zusammen mit dem Ministerium für Ar-
beit und Soziales diesen Weg zur Entwick-
lung neuer Ideen eingeschlagen. Damit
nimmt Baden-Württemberg in Deutsch-
land eine Pionierrolle ein und hat sich an
die Spitze der „Bewegung“ auf dem Weg
in die Bürgergesellschaft gesetzt.
Das Landesnetzwerk Bürgerschaftliches
Engagement in Baden-Württemberg hat
schon vor über zehn Jahren erkannt, dass
drängende Antworten und Lösungen zu
wichtigen gesellschaftspolitischen Frage-
stellungen zum Beispiel in den Bereichen
Pflege, Selbsthilfe, Jugend und Familie
nur in einer funktionierenden Bürgerge-

sellschaft zu finden sind. Der baden-würt-
tembergische Weg der Förderung und
Unterstützung hat sich damit als äußerst
erfolgreich erwiesen und dem Land bun-
desweit Respekt und Anerkennung einge-
bracht. 
Es ist deshalb begrüßenswert, wenn zu-
nehmend bei neuen Lösungsansätzen wie
zum Beispiel dem Projekt „Jugendbeglei-
ter“ (vgl. S. 244) die Einbeziehung von
bürgerschaftlichem Engagement vorge-
sehen ist. Damit wird anerkannt, dass die
Herausforderungen, die sich aus dem de-
mographischen Wandel ergeben, nur mit
einer Stärkung des Engagements bewäl-
tigt werden können. 
Der baden-württembergische Weg
zeichnet sich insbesondere durch aufei-
nander abgestimmte Unterstützungsin-
strumente und Maßnahmen aus. Dazu
gehören vor allem kommunale örtliche
Anlaufstellen für Bürgerengagement,
Fachkräfte in Kreisen, Städten und Ge-
meinden, Bürgermentorinnen und Bürger-
mentoren, Fachberatung in enger Koope-
ration mit den kommunalen Spitzenver-
bänden, kommunale Vernetzung sowie
die von der Stabsstelle Bürgerengage-
ment und Freiwilligendienste im Ministeri-
um für Arbeit und Soziales moderierte
landesweite Abstimmung. Dieses Inei-
nandergreifen von Akteuren, Instrumen-
ten und Netzwerken gibt landesweit Ori-
entierung in zentralen Fragen der Unter-
stützung bürgerschaftlichen Engage-
ments, schafft Qualitätsstandards und
sorgt dafür, dass Maßnahmen prinzipiell
auf Nachhaltigkeit ausgerichtet sind.
Im Mittelpunkt des bürgerschaftlichen En-
gagements in Baden-Württemberg steht
aber selbstverständlich das Handeln der
Bürgerinnen und Bürger, die sich für die
Menschen in ihrer Umgebung, den sozia-
len Zusammenhalt, für die Erhaltung der
Natur und das kulturelle Leben einsetzen

– freiwillig, oft spontan und ohne eigenes
finanzielles Interesse. Unverzichtbar ist
aber auch der Beitrag derjenigen, die
dieses Bürgerengagement auf unter-
schiedlichste und äußerst vielfältige Art
und Weise unterstützen: Land, Kommu-
nen, Verbände, Fachleute und Unterneh-
men.

Der „ermöglichende“ Staat

Engagement zu fördern und dazu zu ermu-
tigen sowie Engagementmöglichkeiten zu
eröffnen, ist Aufgabe von Politik und Ver-
waltung: Der „ermöglichende Staat“ will
Hindernisse, die bürgerschaftliches Enga-
gement erschweren, beseitigen, bürokra-
tische Überregulierungen abbauen und
vor staatlicher Gängelung schützen.
Gleichzeitig soll der Staat förderliche Rah-
menbedingungen im Dialog schaffen.
Engagementförderung ist aber keines-
wegs nur eine staatliche Aufgabe, son-
dern bedarf vielmehr der Initiative beider
Seiten – des Staates und der Bürgerinnen
und Bürger selbst. Da die Akteure der Bür-
gergesellschaft – also Vereine, Initiativen
und Projekte unterschiedlichster Art – die
Partner von Staat und Verwaltung sind und
ihnen „auf Augenhöhe“ begegnen, ist das
Engagement der Bürgerinnen und Bürger
auch kein Engagement „von Staats we-
gen“. Die selbstbewusste Bürgergesell-
schaft übernimmt gesellschaftliche Aufga-
ben eigenverantwortlich. Sie greift bis-
lang vernachlässigte Themen und Anlie-
gen auf und bringt sie zur Sprache.
Bei der Unterstützung von bürgerschaftli-
chem Engagement müssen Politik und Ver-
waltung deshalb zwar mitwirken und
steuern. Bürgerschaftliches Engagement
bedeutet jedoch keine Bevormundung
und keine Instrumentalisierung, sondern
selbstbestimmtes Engagement. Die enga-
gierten Bürgerinnen und Bürger können
und sollen selbst entscheiden, wie sie die
sich selbst gestellte Aufgabe erledigen
wollen.
Das bürgerschaftliches Engagement in
Baden-Württemberg lebt ganz wesent-
lich von und in Netzwerken. Engagement-
fördernde Landes- und Kommunalpolitik
musste daher lernen, stärker in den Kate-
gorien der Netzwerkförderung zu denken
und zu handeln. Partnerschaften, Bünd-
nisse und Kooperationsstrukturen sind
deshalb sehr gut geeignet, freiwilliges,
engagiertes Handeln zu unterstützen. 

Die Engagementlandschaft wird 
von drei Säulen getragen

Die Engagementlandschaft in Baden-
Württemberg wird ganz wesentlich von
drei Säulen getragen: Die erste Säule be-
steht aus dem „Landesnetzwerk Bürger-
schaftliches Engagement“.

Abbildung 1: Altersstruktur 

Die komplette Landesauswertung kann unter www.buergerengagement.de gelesen und kostenlos herun-
ter geladen werden.



Die zweite Säule wird von einem breiten
Qualifizierungsangebot für engagierte
Menschen getragen. Und die dritte Säu-
le schließlich fördert die Anerkennungs-
kultur und sieht eine besondere Form der
Strukturförderung im Bereich des bürger-
schaftlichen Engagements vor.
Dabei stehen diese Säulen nicht als Soli-
tär, sondern haben Querverbindungen
zueinander und tragen bzw. stützen das
bürgerschaftliche Engagement in Baden-
Württemberg gemeinsam.

1. Säule: Das Landesnetzwerk
Bürgerschaftliches Engagement

Innerhalb des Landesnetzwerkes Bürger-
schaftliches Engagement lebt das bür-
gerschaftliche Engagement in Baden-Würt-
temberg. Dieses Landesnetzwerk ist in
Deutschland beispielhaft. Dort können Kon-
takte geknüpft, Erfahrungen ausgetauscht
und Wissen vermittelt werden sowie neue
Netzwerke sich entwickeln und wachsen.
Der Vorteil von Netzwerken ist, dass sie
Nachhaltigkeit schaffen. Sie sind stabiler
als lineare Strukturen, weil sie ausdiffe-
renzierter und vielfältiger sind, weil sie
nicht von einem oder zwei Faktoren ab-
hängig sind, sondern leben und sich wei-
ter entfalten. Die Lösungen für Probleme
und Fragestellungen werden in Netzwer-
ken nicht nebeneinander, sondern mitei-
nander erarbeitet und umgesetzt. Dies
gewährleistet einen effizienten Einsatz
der vorhandenen finanziellen und perso-
nellen Ressourcen.
Darauf gründet auch der Mehrwert von
bürgerschaftlichem Engagement. Zwar
gibt es wenig „belastbare“ Zahlen. Viele
Beispiele zeigen aber, dass es für Kommu-
nen genauso wie für Einrichtungen und
Verbände von Nutzen ist, zum Beispiel 
� in die Arbeit eines Seniorenzentrums

engagierte Bürgerinnen und Bürger
einzubeziehen, weil so erweiterte An-
gebote möglich werden, eine neue
Qualität eingebracht wird und Brü-
cken in den umgebenden Lebensraum
der Einrichtung geschlagen werden;

� oder einen Schulhof gemeinsam mit
Schülerinnen und Schülern, Eltern und
Bürgerinnen und Bürgern aus der
Nachbarschaft umzugestalten, weil
nicht nur kreativere und angemessene
Lösungen entstehen, sondern auch ei-
ne Identifikation mit dem gemeinsam
gestalteten Platz entsteht (Was bewie-
senermaßen zu einem erkennbaren
Rückgang von Vandalismus führt.);

� bei Planungsvorhaben (Umgestaltung
einer Straße, Bau eines Spielplatzes
usw.) die Bürgerschaft frühzeitig aktiv
zu beteiligen, weil so (letztlich teure)
Einsprüche oder Fehlplanungen ver-
mieden werden können bzw. umge-
kehrt die Akzeptanz kommunaler Ent-
scheidungen steigt.

Das Landesnetzwerk Bürgerschaftliches
Engagement will Städten, Gemeinden,
Landkreisen und Verbänden des Dritten
Sektors sowie der Wirtschaft eine Plattform
bieten, gemeinsam mit engagierten Bürge-
rinnen und Bürgern Rahmenbedingungen
zur Förderung des Bürgerengagements zu
schaffen und weiter zu entwickeln. Die
Stabsstelle Bürgerengagement und Frei-
willigendienste im Ministerium für Arbeit
und Soziales Baden-Württemberg berät
und unterstützt dabei die im Netzwerk mit-
wirkenden Kommunen, Verbände und Or-
ganisationen auf dem Weg zu mehr Bür-
gerengagement und Bürgerbeteiligung. 
Organisatorisch gesehen ist das Landes-
netzwerk Bürgerschaftliches Engagement
ein „Netz von Netzen“. Im Mittelpunkt ste-
hen die drei kommunalen Netzwerke, die
eng zusammenarbeiten und sich gegen-
seitig austauschen: Es handelt sich hierbei
um das „Städtenetzwerk“ (Stand 2007: 60
Städte), das „Landkreisnetzwerk“ (Stand
2007: 23 Landkreise) und das „Gemein-
denetzwerk“ (Stand 2007: 90 Gemein-
den). Dazu zählen als weitere Netzwerke
aber auch die Arbeitsgemeinschaft Bür-
gerschaftliches Engagement/Senioren-
genossenschaften e.V., ein Dachverband
von 90 bürgerschaftlich organisierten Ini-
tiativen, und ein Zusammenschluss von
Fachkräften für bürgerschaftliches Enga-
gement im Landesnetzwerk. Diese fünf
Netzwerke veranstalten mehrmals jähr-
lich thematisch ausgerichtete Treffen und
ermöglichen so einen intensiven Erfah-
rungsaustausch und Wissenstransfer un-
ter den Mitgliedern des Netzwerkes und
deren lokaler Akteure.
Die großen Wohlfahrtsverbände sowie
landesweite Interessenverbände (zum
Beispiel Landesseniorenrat, Landesju-
gendring, Landesfrauenrat, aber auch
Bildungsträger wie die Landeszentrale für
politische Bildung in Baden-Württem-
berg) treffen sich zwei Mal jährlich im Fo-
rum Landesnetzwerk. Mit diesem Forum
wurde eine Plattform geschaffen, in der
ein verbands- und institutionenübergrei-
fender Dialog stattfindet. So veranstalte-
te das Forum unter dem Titel „Demogra-
phischer Wandel und Bürgergesellschaft:
Zukunft gemeinsam gestalten“ im Novem-
ber 2006 eine große Fachveranstaltung.
Als Angebote und Leistungen bietet das
Ministerium für Arbeit und Soziales den
Mitgliedern des Landesnetzwerkes prak-
tisch kostenlos folgende Qualifizierungs-
und Fortbildungsinstrumente an:
� die Gewähr eines ständigen Informa-

tions- und Erfahrungsaustauschs;
� die Fachberatung für neue Mitglieder

und Hilfestellung bei der (Weiter-)Ent-
wicklung von Konzepten zur Förderung
und Stärkung lokaler Aktivitäten auf
dem Gebiet des bürgerschaftlichen
Engagements;

� Schulungen und Ausbildung von Bür-
germentorinnen und -mentoren;

� Fachtage für Landräte, (Ober-)Bürger-
meister, Gemeinde- und Kreisräte sowie
engagierte Bürgerinnen und Bürger;

� die Durchführung von Zukunftswerk-
stätten, die individuell auf die Situati-
on vor Ort zugeschnitten sind;

� und Fortbildungen für Verwaltungsmit-
arbeiter, wissenschaftliche Berichte,
Studien und Praxisleitfäden.

2. Säule: Qualifizierungsangebote

Qualifizierung befähigt zu demokrati-
schem und wirkungsvollem Handeln in
der Bürgergesellschaft. Daher bietet das
Land „seinen“ Bürgerinnen und Bürgern
eine breite Palette von Weiterbildungs-
möglichkeiten zur Entwicklung bürger-
schaftlicher Prozesse an. Dazu fünf Bei-
spiele aus dem Bereich des Ministeriums
für Arbeit und Soziales und des Ministeri-
ums für Kultus, Jugend und Sport.
In Bürgermentorenkursen (Bereich des Mi-
nisteriums für Arbeit und Soziales) lernen
engagierte Bürgerinnen und Bürger über
Einzelinteressen und Spartendenken hi-
naus in Netzwerken zu denken und zu ar-
beiten, Kooperationen zu vereinbaren
und im Sinne des Gemeinwohls an der be-
wussten Gestaltung einer bürgerschaft-
lich geprägten sozialen Kultur mitzuwir-
ken. Bürgermentorinnen und Bürgermen-
toren können mit ihren persönlichen Kom-
petenzen und Erfahrungen im Engage-
ment Dialogstifter und Brückerbauer sein
und mit ihren Möglichkeiten zum guten
Zusammenwirken unterschiedlicher Ak-
teure im Gemeinwesen beitragen.
Die Sozialmanagementkurse (Bereich des
Ministeriums für Arbeit und Soziales) sind
für Menschen gedacht, die als enga-
gierte Bürgerinnen und Bürger in Projek-
ten durch ihr Engagement die Idee und
Vernetzungsstrukturen des bürgerschaft-
lichen Engagements nachhaltig weiter-
entwickeln wollen. Für die Arbeit werden
Schlüsselqualifikationen vermittelt (zum
Beispiel Öffentlichkeitsarbeit, Erfahrun-
gen über Selbstwahrnehmung, Verständ-
nis für Organisationsstrukturen etc.).
Der Landesseniorenrat hat zusammen mit
dem Paritätischen Bildungswerk und dem
Ministerium für Arbeit und Soziales unter
dem Motto „Langlebigkeit verpflichtet“
ein Qualifizierungskonzept erarbeitet.
Zielgruppe sind Menschen ab dem 60.
Lebensjahr. Mit dem Projekt sollen Multi-
plikatorinnen und Multiplikatoren in den
Kreis- und Stadtseniorenräten gewonnen
und qualifiziert werden. Das Qualifizie-
rungsprojekt ist im Frühjahr 2007 gestar-
tet worden und richtet sich vorrangig an
die Seniorenräte in Baden-Württemberg.
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Kommunale Entwicklungsbausteine (Be-
reich des Ministeriums für Arbeit und So-
ziales) werden in den drei kommunalen
Netzwerken bei besonderem Bedarf ein-
gesetzt, um die lokale und kommunale
Entwicklung von Engagement unterstüt-
zenden Strukturen und Prozessen mit ge-
zielten Impulsen zu initiieren oder zu be-
reichern. Dabei geht es insbesondere da-
rum, die lokale oder kommunale Weiter-
entwicklung des bürgerschaftlichen En-
gagements vor Ort durch Expertise aus
dem Landesnetzwerk zu unterstützen.
Gefördert werden zum Beispiel lokale
Dialoge, Seminare, Fachtreffen zur Klä-
rung von Fachfragen und spezifischen
Problemstellungen, Workshops, Zukunfts-
werkstätten usw.
Die Tätigkeit als Jugendbegleiter (Bereich
des Ministeriums für Kultus, Jugend und
Sport) erfordert eine Grundqualifikation,
die neben pädagogischen Grundkennt-
nissen auch organisatorische und admi-
nistrative Kompetenz umfasst. Ferner sind
Kooperationsbereitschaft und Konfliktfä-
higkeit erforderlich. Vorhandene Qualifi-
kationen – etwa als Übungsleiter oder als
Gruppenleiter, als Schüler- oder Bürger-
mentor oder als Musikschullehrkraft –
werden genutzt und gegebenenfalls bei
Bedarf modulartig ergänzt. Die Qualifi-
zierung kann von den Vereinen, Verbän-
den oder von den Kirchen verantwortet
werden. Die Fortbildungsangebote im
Auftrag des Landes werden vom Land fi-
nanziert. 
Schülermentorenprogramme (im Bereich
des Ministeriums für Kultus, Jugend und
Sport) werden für Schülerinnen und Schü-
ler, die eigenverantwortlich und ehren-
amtlich initiativ werden wollen, in den
Schulen angeboten. Was vor Jahren im
Bereich des Sports begann, hat sich auf
die Musik, die Verkehrserziehung, die
kirchliche Jugendarbeit, den Natur- und
Umweltschutz sowie auf den sozial-tech-
nischen Bereich erfolgreich ausgedehnt.
Über 12.000 Schülerinnen und Schüler
haben in den letzten 13 Jahren die Schü-
lermentorenausbildung in den einzelnen
Fachbereichen absolviert und sind ehren-
amtlich in Schule und Jugendarbeit tätig. 

3. Säule: Anerkennungskultur und
Strukturförderung

Anerkennung und Würdigung sind we-
sentliche Bausteine der Förderung bür-
gerschaftlichen Engagements in Baden-
Württemberg. In öffentlicher Anerken-
nung kommt zum Ausdruck, welchen Stel-
lenwert die Gesellschaft bürgerschaftli-
chem Engagement beimisst und den En-
gagierten vermittelt. Für das Landesnetz-
werk Bürgerschaftlichen Engagements in
Baden-Württemberg ist die Anerken-
nungs- und Würdigungskultur ein The-
men- und Arbeitsschwerpunkt.

Anerkennung ist ein Prozess und kein ein-
maliges Ereignis und stellt in erster Linie
die Engagierten und ihr Engagement in
den Mittelpunkt. Sie ermöglicht wechsel-
seitige Informationen und Einblicke aller
Beteiligten in die verschiedenen Enga-
gementfelder und trägt so zum gegensei-
tigen Verstehen bei. 

Formen der Anerkennung 
durch das Land

Zur Anerkennung gehört auch, sicherzu-
stellen, dass die vielen freiwillig Aktiven
bei ihrem Einsatz für die Gemeinschaft
ausreichend abgesichert sind. Dies wurde
mit dem Abschluss von Rahmenverträgen
über einen angemessenen Haftpflicht-
und Unfallversicherungsschutz für die Zeit,
in der ehrenamtlich und bürgerschaftlich
Engagierte sich betätigen, erreicht. Seit
Januar 2006 sind Menschen, die sich bür-
gerschaftlich und ehrenamtlich einbrin-
gen, damit über das Land versichert.
Zur Anerkennung zählen ebenso Veran-
staltungen und Fachtage, die Baden-
Württemberg für das gesamte Landes-
netzwerk organisiert und durchführt. Bei
der Förderung des bürgerschaftlichen En-
gagements nehmen Qualifizierungsan-
gebote für engagierte Bürgerinnen und
Bürger in Baden-Württemberg eine zen-
trale Rolle ein. Die Möglichkeit sich fort-
zubilden, ist ein wesentlicher Teil der An-
erkennungskultur im Land; daher auch
das breite Qualifizierungsangebot des
Landes (s. o.).
Ein weiterer wichtiger Aspekt in Baden-
Württemberg ist die Anerkennung und
Würdigung des Engagements Jugendli-
cher und junger Erwachsener, zum Bei-
spiel durch ein Beiblatt zum Zeugnis, die
so genannte Jugendleitergruppencard
und die Aushändigung von Zertifikaten.
Auf Landesebene anerkennt und würdigt
die Landesregierung engagierte Men-
schen und gute Projekte auch in Wettwer-
ben. So findet jährlich der Wettbewerb
„Echt Gut! – Ehrenamt in Baden-Württem-
berg“ statt. Daneben führt das Innenmi-
nisterium den Wettbewerb „Kommunale
Bürgeraktion“ durch. In beiden Fällen er-
halten die Preisträger persönlich aus den
Händen des Ministerpräsidenten ihre
Preise und Urkunden. Daneben laufen im-
mer wieder Ordensaktionen wie z. B. die
Verleihung der Landesehrennadel oder
der Verdienstmedaille des Landes.

Örtliche Anlaufstellen für
Bürgerengagement

Ein wirkungsvolles Instrument zur Förde-
rung freiwilligen Engagements in der
Kommune bzw. in einem Landkreis sind
örtliche Anlaufstellen für Bürgerengage-
ment. Mittlerweile arbeiten in Baden-
Württemberg mehr als 130 solcher An-
laufstellen. 

Gemeinsames Kennzeichen dieser An-
laufstellen ist, dass sie sich in der Regel um
die Förderung bürgerschaftlichen Enga-
gements in seiner ganzen Bandbreite
kümmern, sich also nicht auf ein bestimm-
tes Thema beschränken oder nur einem
einzelnen Träger (Wohlfahrtsverband,
Kommune, Sportverband usw.) zuarbei-
ten. An diesem Punkt unterscheidet sich
Baden-Württemberg von den meisten an-
deren Bundesländern, in denen zunächst
Einrichtungstypen favorisiert wurden, die
sich an bestimmte Zielgruppen richten
(Seniorenbüros, Selbsthilfekontaktstellen,
Freiwilligenagenturen). In Baden-Würt-
temberg wurden solche „Infrastrukturein-
richtungen“ schon sehr früh nicht neben-
einander als „Spartenprogramme“ entwi-
ckelt und gefördert, sondern vernetzt und
orientiert an den Belangen vor Ort.
Die Anlaufstellen tragen dazu bei, noch
nicht aktiven Bürgerinnen und Bürgern
Möglichkeiten eines Engagements zu er-
öffnen bzw. bereits bürgerschaftlich akti-
ve Menschen in ihrem Engagement zu un-
terstützen. Verbänden und Vereinen ver-
mitteln sie interessierte Bürgerinnen und
Bürger, unterstützen sie mit ihrem Fach-
wissen, aber auch dabei, selbst neue We-
ge der Gewinnung und Begleitung Enga-
gierter zu entwickeln. 
Für den Aufbau einer solchen Anlaufstel-
le gibt es kein einheitliches Rezept: Jeder
Landkreis, jede Stadt oder Gemeinde
muss einen eigenen Weg entwickeln, der
der örtlichen Situation angemessen ist.
Dennoch lassen sich ausgehend von den
Erfahrungen der zahlreichen bereits be-
stehenden Stellen Eckpunkte formulieren,
die die Arbeit einer Anlaufstelle erfolg-
reich machen:
� Die Anlaufstelle ist Teil einer politisch

gewollten, d. h. durch den Gemein-
derat oder Kreistag beschlossenen
kommunalen Gesamtstrategie zur För-
derung bürgerschaftlichen Engage-
ments. 

� Das Konzept der Anlaufstelle wird in
einem Prozess unter Beteiligung der
potentiellen Kooperationspartner ent-
wickelt und ist an die konkreten örtli-
chen Gegebenheiten angepasst –
wird also nicht losgelöst von der Situa-
tion vor Ort und den hier bereits vor-
handenen Strukturen aufgebaut.

� Die Anlaufstelle erfüllt ein breites
Spektrum von Aufgaben zum Beispiel:
– neue Formen der Würdigung und

Anerkennung entwickeln;
– Qualifizierung für engagierte Bürge-

rinnen und Bürger anbieten;
– bürgerschaftliche Projekte unterstüt-

zen, neue Projekte initiieren und be-
gleiten;

– Räume und Infrastruktur zur Verfü-
gung stellen;

– die örtliche Vernetzung zwischen Ini-
tiativen, Vereinen, Verbänden und
Einrichtungen fördern;



– die überregionale Vernetzung för-
dern;

– Öffentlichkeitsarbeit für freiwilliges
Engagement betreiben;

– Schnittstellen zwischen Verwaltung,
Politik, Bürgerschaft und Wirtschaft
bilden;

– Jugendfreiwilligendienste und -pro-
jekte vermitteln.

� Die Anlaufstelle ist mit Personal- und
Sachressourcen ausgestattet, die ei-
ne professionelle Aufgabenwahrneh-
mung möglich machen. 

� Die Anlaufstelle verfügt über eine neu-
trale und breit akzeptierte Träger-
schaft. 

� Die Anlaufstelle ist in breiter Weise mit
der örtlichen Engagementlandschaft
vernetzt.

Perspektiven und Aussichten

Bürgerschaftliches Engagement und Eh-
renamt sind die Pfeiler unserer Bürgerge-
sellschaft. Einer Gesellschaft also, in der
Tag für Tag Menschen bereit sind, die
Dinge selbst in die Hand zu nehmen, Ver-
antwortung zu übernehmen und damit für
unseren demokratischen und sozialen
Rechtsstaat aktiv eintreten. 
Bürgerschaftliches Engagement „lebt“. Es
muss deshalb immer wieder gelernt wer-
den, ansonsten wird es verlernt. Engage-
ment kann aber nicht „gelehrt“ werden,
sondern braucht Vorbilder, Anregungen
und Räume, in denen Verantwortungs-
übernahme für andere und eigene freiwil-
lige Aktivitäten geprobt und eingeübt
werden können. Die in Baden-Württem-
berg aktiven Schüler- und Bürgermento-
rinnen und -mentoren sind ein gelunge-

nes Beispiel für „gelebtes“ bürgerschaftli-
ches Engagement in der Kommune.
Die Ausprägung eines beteiligungs-
freundlichen Politikstils, also einer Kultur
des kooperativen Handelns und Entschei-
dens, sollte in alle Politikbereiche hinein-
wirken, im Großen wie im Kleinen. Für die
Weckung der Bereitschaft zum freiwilli-
gen Engagement ist es daher von zentra-
ler Bedeutung, ob Institutionen insgesamt
beteiligungsorientiert ausgerichtet sind.
Im gesamten öffentlichen Bereich, aber
auch im Dritten Sektor und in der Privat-
wirtschaft ist deshalb die Öffnung der
Strukturen für Beteiligung und Mitgestal-
tung der Bürgerinnen und Bürger ein wich-
tiges Ziel der Förderung bürgerschaftli-
chen Engagements.
Bürgerschaftliches Engagement braucht
daher einen langen Atem und immer wie-
der neue Impulse und Anstöße. Wer heute
zu bürgerschaftlichem Engagement er-
muntern und aufrufen möchte, muss wissen,
dass dies weder voraussetzungslos noch
kostenlos ist. Engagierte Bürgerinnen und
Bürger sind nicht die Ausfallbürgen für den
sich zurückziehenden Staat. Der unentgelt-
liche Einsatz der Engagierten ist nicht selbst-
verständlich und schon gar nicht ein Selbst-
läufer. Bürgerengagement ist deshalb kei-
ne abrufbare Ressource. Daher kann nur
der sparen, der zuvor investiert hat. 
Der Aufbau von Vertrauen und förderli-
chen Beziehungen erfordert Zeit und Pfle-
ge, die sich aber in der Folge auszahlen.
Es ist deshalb Aufgabe aller Verantwort-
lichen vor Ort, sich für eine Kultur der dau-
erhaften Anerkennung, Wertschätzung,
Förderung und Unterstützung von bürger-
schaftlichem Engagement in der Bürger-
kommune einzusetzen. Daher gilt: Bürger-
schaftliches Engagement muss Chefsa-

che sein! Wenn sich die (Ober-)Bürger-
meisterinnen und Bürgermeister sowie die
Landräte an die Spitze der „BE-Bewe-
gung“ stellen, dann ist die Chance groß,
dass sich noch mehr Bürgerinnen und Bür-
ger freiwillig für eine gute Sache enga-
gieren und einsetzen. 
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DAS THEODOR-HEUSS-KOLLEG DER ROBERT BOSCH STIFTUNG

Bürgerschaftliches Engagement 
in Transformationsgesellschaften
Carsten Lenk / Carolin Rölle

Carsten Lenk und Carolin Rölle erörtern in
ihrem Beitrag die Voraussetzungen und
Bedingungen für bürgerschaftliches Enga-
gement vor dem Hintergrund anderer ge-
sellschaftlicher, politischer und ökonomi-
scher Gegebenheiten, indem sie die rus-
sische Transformationsgesellschaft in den
Blick nehmen. Am Fallbeispiel des Theo-
dor-Heuss-Kollegs der Robert Bosch Stif-
tung wird nach den wesentlichen Varia-
blen für Bürgerengagement gefragt. Das
Theodor-Heuss-Kolleg ist ein Stipendien-
programm, an dem russische Kollegiaten
gemeinsam mit anderen jungen Menschen
bürgerschaftliches Engagement im Rah-
men konkreter Projekte erproben und um-
setzen. Das Kolleg will damit einen Mehr-
wert für die Entwicklung der Zivilgesell-
schaft in den jeweiligen Herkunftsländern
schaffen. Ausgewählte empirische Ergeb-
nisse einer Forschungsarbeit zeigen die
Wertgrundlagen, Motive und Einstellun-
gen der russischen Teilnehmerinnen und
Teilnehmer, die auf den ersten Blick ähnli-
che Ziele wie Engagierte in Deutschland
und anderen Ländern verfolgen. Inter-
viewauszüge verdeutlichen jedoch die
widrigen Bedingungen und Schwierigkei-
ten, unter denen sich in Putins „gelenkter
Demokratie“ zivilgesellschaftliches En-
gagement vollzieht. Obwohl im Falle
Russlands nicht von einer funktionieren-
den Zivilgesellschaft gesprochen werden
kann, unterstreicht das Engagement der
russischen Kollegiaten erste Ansätze ge-
meinwohlorientierter und bürgerschaftli-
cher Initiativen. �

Einleitung

Die Frage, ob und auf welche Weise sich
bürgerschaftliches Engagement vermit-
teln und initiieren lässt, ist so alt wie die
politische Bildung selbst. Sie steht im Kon-
text eines politisch-ethischen Diskurses um
das Thema Bürgerengagement und zielt
auf die zivilethischen Grundlagen ge-
meinwohlorientierter Handlungen (Zim-
mer 2007, S. 269f.). Sie hat Wertgrundla-
gen sowie Einstellungs- und Verhaltens-
muster zu berücksichtigen, ohne die ein
demokratisches Gemeinwesen nicht funk-
tionieren kann. Und sie ist eng verbunden
mit der Frage, welche Kompetenzen denn
eigentlich maßgeblich sind für bürger-
schaftliches Engagement (vgl. Zimmer
2007).

Wurden diese Fragen zumeist im Kontext
der Bundesrepublik Deutschland disku-
tiert, so ist es Anliegen dieses Beitrags,
nach den Voraussetzungen und Bedin-
gungen für Bürgerengagement vor dem
Hintergrund völlig anderer gesellschaftli-
cher und politischer Voraussetzungen zu
fragen, indem Russland als eine osteuro-
päische Transformationsgesellschaft in
den Blick genommen wird.
In diesem Beitrag soll am Beispiel des
heutigen Russland nach den oben ge-
nannten Variablen für Bürgerengage-
ment, also Wertgrundlagen, Einstellun-
gen, Handlungsmustern und Kompeten-
zen gefragt werden. Dies geschieht an-
hand eines konkreten Fallbeispiels: Mit
dem Theodor-Heuss-Kolleg der Robert
Bosch Stiftung steht ein Stipendienpro-
gramm im Mittelpunkt, an dem jedes Jahr
ca. 20 junge Russen teilnehmen, um ge-
meinsam mit jungen Menschen aus über
25 anderen Ländern Bürgerengagement
im Rahmen konkreter Projekte zu erpro-
ben und umzusetzen. Das Kolleg wurde
im Jahr 2006 zum Gegenstand einer wis-
senschaftlichen Forschungsarbeit, die auf
der Basis von Befragungen unter den Kol-
legiaten Einstellungen, Motivation und
mögliche Konsequenzen der Kollegar-
beit im Hinblick auf das bürgerschaftliche
Engagement der Geförderten erhoben
hat (vgl. Rölle 2006).

Engagement als (Förder-)Programm:
das Theodor-Heuss-Kolleg 

Seit 2001 fördert die Robert Bosch Stif-
tung jährlich 100 junge Menschen aus
über 25 Ländern, die bereit sind, sich an
ihren Heimatorten gesellschaftlich zu en-
gagieren und dazu ein eigenes Projekt
durchzuführen. 
Profil und Struktur dieses Förderpro-
gramms1 sind im Folgenden kurz be-
schrieben: Das Programm ist offen für jun-
ge Menschen zwischen 18 und 25 Jahren
aus Mittel- und Osteuropa, Südosteuro-
pa, den deutschsprachigen Ländern so-
wie den Ländern der GUS. Interessenten
können sich online mit ihrem Lebenslauf
und einem Essay zu einem der fünf Som-
merseminare bewerben, die jedes Jahr in
Deutschland und an verschiedenen Or-
ten Mittel- und Osteuropas stattfinden.
Sie widmen sich gesellschaftlichen The-
men – einige Seminartitel aus den ver-

gangenen Jahren mögen als Beispiele für
inhaltliche Schwerpunkte dienen: Frem-
d(e) im eigenen Land; Mitgestaltung an
Hochschulen; Medien MACHT Meinung;
Männer und Frauen – Rollen im Alltag; Ein
Strich in der Landschaft – Grenzen im
Kopf; Sicherheit – Feind der Freiheit? Ar-
beits- und Kommunikationssprache ist
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Deutsch. In den zweiwöchigen Sommer-
seminaren werden nicht nur die Seminar-
themen mit interaktiven Methoden inhalt-
lich diskutiert und beleuchtet, sondern die
Kollegiaten werden durch Seminarleiter
und zusätzliche Mentoren auch darin be-
treut, eine eigene Projektidee zu entwi-
ckeln. Die Projekte werden durch eine in-
ternationale Jury ausgewählt, ca. drei
Viertel der Kollegiaten erhalten eine Pro-
jektförderung für die Realisierung.
Die Projekte können unterschiedlichste
Themenfelder betreffen: Häufig bespielte
Themen sind beispielsweise: Partizipati-
on an Hochschulen und Schulen, Toleranz-
erziehung und interkulturelle Verständi-
gung, Einsatz für die Umwelt oder sozial
Benachteiligte, das Zusammenleben mit
Minderheiten und andere mehr. Die The-

men werden auf vielfältige Weise, mit den
unterschiedlichsten Formaten und Metho-
den umgesetzt, klassische Seminare und
Workshops sind ebenso vertreten wie
künstlerische oder mediale Bearbeitun-
gen der entwickelten Projektthemen.
Häufig werden die Projekte in kleinen
Teams von zwei oder drei Kollegiaten um-
gesetzt, was Inhalte und Umsetzung um
einen zusätzlichen interkulturellen Aspekt
bereichert. Somit entstehen interessan-
te grenzüberschreitende Kombinationen 
z. B. zwischen serbischen und kroatischen
Kollegiaten oder baltisch-russische Ko-
operationen.2
Während des Kollegjahrs arbeiten und
leben die Kollegiaten weiter in ihren Hei-
matländern, werden aber zu Projekttref-
fen und verschiedenen Fortbildungen ein-
geladen, die sich Themen wie Projektma-
nagement, Fundraising, Methoden der
politischen Bildungsarbeit und anderem
widmen. Ein Bilanzseminar in Berlin bildet
den Abschluss des Kollegjahrs – es dient
der gemeinsamen Evaluierung der Pro-
jektergebnisse sowie dem persönlichen
Lernerfolg der Kollegiaten. Zudem prä-
sentieren sie die Projekte und ihre Ergeb-
nisse im Rahmen eines Studienforums, das
auch für externe Gäste geöffnet wird.
Das gesamte Kollegjahr wird durch eine
Kollegkoordination mit Sitz in Berlin orga-
nisiert, die Trägerschaft des Programms
liegt bei MitOst e.V., einem Verein, der in
seinen Anfängen als Alumniorganisation
von Stipendiaten der Robert Bosch Stif-
tung gegründet wurde und mittlerweile
selbst zahlreiche Projekte und Program-
me in der Austausch- und Bildungsarbeit
mit Mittel-, Ost- und Südosteuropa durch-
führt.
Bei seiner Gründung im Jahr 2001 erhielt
das Theodor-Heuss-Kolleg den pro-
grammatischen Untertitel „Für demokrati-
sche Verantwortung und öffentliches En-
gagement bei jungen Menschen in Mit-
tel- und Osteuropa“. Zentrale Werte des
Kollegs sind das Prinzip der Beteiligung,
das Bekenntnis zu kultureller Vielfalt und
gesellschaftlicher Pluralität, das Prinzip
der Anerkennung und Akzeptanz sowie
die Vermittlung von persönlicher und ge-
sellschaftlicher Verantwortung. Diese
Werte werden nicht abstrakt vermittelt,
sondern von der Kollegkoordination und
den Seminarleitern in den Seminaren und
Veranstaltungen aktiv vorgelebt. Eine
zentrale Rolle bei der Umsetzung spielen

die Seminarleiter des Theodor-Heuss-
Kollegs. Ehemalige Kollegiaten mit aus-
geprägtem Interesse an gesellschaftspo-
litischer Bildungsarbeit und mit entspre-
chender persönlicher Eignung können
sich im Rahmen eines mittlerweile dreijäh-
rigen Curriculums zu Seminarleitern qua-
lifizieren. Sie haben bereits während ih-
rer Ausbildung die Möglichkeit, Praxis-
erfahrungen unter kompetenter Anlei-
tung auf den Sommerseminaren zu sam-
meln. So entsteht eine wachsende, sich
immer wieder erneuernde Ressource 
von jungen, qualifizierten Seminarleitern
und Teamern unterschiedlichster regio-
naler Herkunft: Vom Baltikum bis nach
Georgien und von den Ländern des
Westbalkan bis nach Russland.3 Bis heu-
te wurden knapp 30 junge Multiplika-
toren für die gesellschaftspolitische Bil-
dungsarbeit in den Herkunftsländern der
Kollegiaten ausgebildet. Da jährlich rund
20 Prozent der Kollegiaten aus der Russi-
schen Föderation kommen, ist auch der
Anteil der russischsprachigen Seminarlei-
ter besonders hoch.
Dieser Zugang mag zeigen, dass es der
Robert Bosch Stiftung neben der individu-
ellen Qualifizierung der Kollegiaten, die
zweifelsohne ganz entscheidend zur per-
sönlichen Profilbildung und beruflichen
Qualifizierung beiträgt, auch um einen
weiteren Aspekt geht: Das Kolleg will
auch einen Mehrwert für die Entwicklung
der Zivilgesellschaft in den jeweiligen Her-
kunftsländern schaffen.4 Dass dies ge-
lingt, zeigt eine Umfrage unter den ehe-
maligen Kollegiaten: Sie engagieren sich
überdurchschnittlich häufig weiter in Nicht-
Regierungs-Organisationen (NGOs) und
Initiativen, häufig auch in aktiver Funk-
tion oder gar als Vorstand (MitOst e.V.
2007, S. 8). Einige Seminarleiter des Theo-
dor-Heuss-Kollegs aus den ersten Jahr-
gängen haben sich nach Beendigung 
ihres Studiums auch dafür entschieden,
freiberuflich, bei Bildungseinrichtungen 
oder Nicht-Regierungs-Organisationen
gesellschaftspolitische Bildung5 zu ihrem
beruflichen Schwerpunkt zu machen. Sie
nehmen damit aktiv Einfluss auf die Stär-
kung zivilgesellschaftlicher Strukturen in
ihren Herkunftsländern. 

Zivilgesellschaft und
Demokratieverständnis in Russland

„Und sie bewegt sich doch“, so lautet das
Fazit von Susanne Lang in ihrem Beitrag
„Zivilgesellschaft und bürgerschaftliches
Engagement in Russland“, wobei die Au-
torin einschränkend ergänzt „die Rah-
menbedingungen sind schwierig, tradi-
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Eine obdachlose Rentnerin bettelt in Moskau
vor einer Reklametafel mit der Aufschrift
„Test the West“. Die wirtschaftliche Transfor-
mation brachte für die östlichen Volkswirt-
schaften erhebliche strukturelle Probleme
und soziale Härten für große Teile der 
Bevölkerung mit sich. Diese negativen Er-
fahrungen prägten die Wertvorstellungen
vieler nachhaltig. picture alliance/dpa
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ebenso wie soziostrukturell“ (Lang 2004,
S. 1). Im Jahr 2002 waren rund 300.000 
zivilgesellschaftliche Organisationen in
Russland registriert, wobei Schätzungen
von Experten übereinstimmend davon
ausgehen, dass rund 70.000 von ihnen
tatsächlich aktiv waren.
Als wichtige Charakteristika des russischen
Begriffsverständnisses von Zivilgesellschaft
nennt Susanne Lang drei zentrale Punkte:
„eine strenge Entgegensetzung von Staat
und (Zivil-)Gesellschaft, eine spezifische
Akzentuierung von politischer Öffentlich-
keit und eine ausgeprägte Institutionenlas-
tigkeit“ (a. a. O., S. 1f). Vor allem der letzte
Punkt ist hier von Interesse, denn – so Lang
– die Bürger als Subjekte von Zivilgesell-
schaft tauchen in der russischen Diskussion
eigentümlicherweise nur sehr selten auf, im
Mittelpunkt stehen Organisationen. In die-
sem Sinne wird Zivilgesellschaft häufig mit
einer professionalisierten NGO-Commu-
nity gleichgesetzt, eine „wesentliche Res-
source zivilgesellschaftlicher Entwicklung
überhaupt“ (a. a. O.) gerät aus dem Blick:
„die BürgerInnen und ihre freiwilligen,
selbstorganisierten Leistungen für das Ge-
meinwohl“ (a. a. O.). Dies kommt nicht von
ungefähr: Zu Recht betont die Autorin die
Distanz vieler russischer Nicht-Regierungs-
Organisationen (NGOs) zur Mehrheit der
russischen Bevölkerung. Häufig seien rus-
sische Nicht-Regierungs-Organisationen
nicht „mitglieder-gestützt, sondern beste-
hen aus einigen wenigen AktivistInnen“
(a. a. O.). Eine russische Studie stellt in die-
sem Zusammenhang fest: „Normale RussIn-
nen befassen sich kaum je mit diesen Struk-
turen und wissen nicht einmal um ihre Exis-
tenz“ (a. a. O.).
Entsprechend wenig ist auch über die Ein-
stellungen russischer Bürger zu bürger-
schaftlichem Engagement bekannt, über
ihre tatsächlichen Aktivitäten und ihre po-
tentielle Bereitschaft. Eine Umfrage des
Instituts für komplexe Gesellschaftsstudi-
en kam zu dem Schluss, dass knapp 
50 Prozent der russischen Bevölkerung
schlicht keine Zeit für bürgerschaftliches
Engagement hätten (vgl. Lang 2004, S. 1).
Dieser Befund deckt sich mit Untersu-
chungsergebnissen aus verschiedenen
Erhebungen, die Mitte der 1990er-Jahre in
Mittel- und Osteuropa durchgeführt wur-
den. Allerdings hat man dort mittlerweile
eine ganze Reihe anderer Faktoren iden-
tifiziert, die dafür verantwortlich sind,
dass in den postkommunistischen Trans-
formationsgesellschaften nach einer frü-
hen Phase der Euphorie bürgerschaftli-
ches Engagement nach wie vor gesamt-
gesellschaftlich gesehen ein Schattenda-
sein führt (vgl. Zimmer/Priller 2004). In An-
lehnung an Marc Howard formulierte
Matthias Freise drei zentrale Argumente: 
� Die extreme Abneigung postsozialisti-

scher Bevölkerungen gegen jedwede
Form von Bindung an Assoziationen:

Wenige Menschen sehen Nicht-Re-
gierungs-Organisationen (NGOs) als
Vereinigungen an, von denen sie pro-
fitieren können. 

� Als Ersatz für zivilgesellschaftliche As-
soziationen dienen stattdessen priva-
te Freundschaftsnetzwerke, die in den
Zeiten des Sozialismus entstanden
sind und nach wie vor funktionieren. 

� Viele Menschen haben hohe Erwar-
tungen an ein demokratisches System
gerichtet und sind nun enttäuscht, was
sich auf die Mitgliedszahlen in freiwil-
ligen Organisationen, aber auch auf
die Spendenbereitschaft auswirkt (vgl.
Freise 2006, S. 13).

Gerade die Frage nach dem Demokratie-
verständnis führt zu interessanten Einsich-
ten im Hinblick auf Russland: Eine im Jahr
2004 veröffentlichte Studie resümierte ei-
ne durchaus ambivalente Einstellung der
Mehrheit der russischen Bevölkerung ge-
genüber der Regierungsform Demokratie.
Für die meisten Russen stehe Demokratie
in erster Linie für Werte wie Gleichheit,
soziale Gerechtigkeit und ein Mehrpar-
teiensystem, als weniger wichtig wurden
Presse- und Meinungsfreiheit sowie Tole-
ranz gegenüber Minderheiten und ande-
ren Meinungen und Einstellungen bewer-
tet.6 Die derzeitige Regierung unter Wla-
dimir Putin definiert Russland gerne als
„gelenkte Demokratie“ im Sinne eines „ei-
genen russischen Weges“. Es wurde in
den vergangenen Jahren auch von russi-
schen Politologen wiederholt festgestellt,
dass mit diesem Selbstverständnis von
„gelenkter Demokratie“ Beschränkungen
und Eingriffe in die Entwicklung der russi-
schen Zivilgesellschaft einhergehen, be-
sonders deutlich wird dies an der Ein-
schränkung der Presse- und Medienfrei-
heit oder aber an den gesetzlichen Vo-
raussetzungen für den Aufbau unabhän-
giger Nicht-Regierungs-Organisationen.
So wurde die Gründung und Registrie-
rung von Nicht-Regierungs-Organisatio-
nen (NGOs) durch ein 2006 verabschie-
detes Gesetz erheblich erschwert und ei-
ne Tätigkeit dieser Organisationen unter
den Vorbehalt einer permanenten be-
hördlichen Kontrolle gestellt.7
Bürgerschaftliche Bildung wird in russi-
schen Schulen im Rahmen der Unter-
richtsfächer „Bürgerkunde“ oder „Gesell-
schaftskunde“ unterrichtet. Interessant im
Hinblick auf die gewünschte Umsetzung
in den Schulen ist ein methodischer Brief
des russischen Bildungsministeriums. Dort
werden als demokratische Werte zur Ver-
mittlung genannt: „Entwicklung eines Ge-
fühls von Liebe zur Heimat“, Patriotismus,
Dienst für das Vaterland, Humanismus, in-
dividuelle Freiheit, Menschenrechte (vgl.
Wulff 2007, S. 108f.). Annegret Wulff sieht
im Rahmen ihrer Bestandsaufnahme zum
Demokratielernen in Russland eine für die
russische Gesellschaft typische Spielart
von bürgerschaftlicher Bildung, nämlich

als Verbindung von der Einübung demo-
kratischer Prinzipien mit Heimatliebe und
Wehrerziehung. Gelegentlich geht diese
Verbindung so weit, dass bürgerschaftli-
che Bildung mit Patriotismuserziehung
gleichgesetzt werde. Wulff sieht eine
Wurzel dieser Entwicklung in der Orien-
tierungslosigkeit der russischen Gesell-
schaft Anfang der 1990er-Jahre, als De-
mokratie mit Chaos und Bereicherung
einzelner Weniger gleichgesetzt wurde,
die seit dem Machtantritt Putins durch
starke patriotische Tendenzen in Gesell-
schaft und Bildung kompensiert wurde
(vgl. Wulff 2007, S. 110f.). Der russische
Soziologe Daniil Dondurej bezeichnet
diese staatliche Deutungshoheit von Pa-
triotismus als tendenziell antidemokra-
tisch und rückwärtsgewandt.
Ihre extremste Ausformung erreicht dieses
Verständnis momentan wohl in dem politi-
schen Bildungsauftrag, den sich die putin-
nahe Jugendorganisation „Naschi“ (Die
Unsrigen) gegeben hat. Im Programm der
„Naschi“ spielt die Abgrenzung vom An-
deren, vom „Fremden“, den „Feinden Russ-
lands“ eine zentrale Rolle. Im Mittelpunkt
der Bewegung steht die Figur des charis-
matischen „Führers“, nicht zufällig hat der
Begriff „Leader“ in die russische Sprache
längst Eingang gefunden, zunächst im
Wirtschaftskontext, aber mittlerweile auch
weit darüber hinaus, in die Sprache von
Jugend- und anderen gesellschaftlichen
Organisationen. Im Informationstext zum
russlandweiten Treffen der Organisation
„Naschi“ heißt es: „Eine neue Generation
von Führern vollbringt eine Revolution in
der Denkweise der Bürger und im Stil der
Verwaltung des Landes, die aus den Prin-
zipien des Patriotismus, des historischen
Optimismus, der sozialen Verantwortung
und der Professionalität beruht.“8

Das Prinzip „Leadership“ ist auch in der
Diskussion mit russischen Kollegiaten im-
mer wieder ein kritischer Punkt: Das par-
tizipatorische Grundverständnis des Kol-
legs und der damit verbundene Werteho-
rizont werden dabei durch die beteiligten
russischen Jugendlichen immer wieder
herausgefordert. Insofern sieht sich das
Theodor-Heuss-Kolleg in Russland, aber
nicht nur dort, sondern auch in anderen
autoritär strukturierten Gesellschaften
Osteuropas und Zentralasiens, einem
konträr ausgerichteten Wertekanon ge-
genüber. Gerade vor diesem Hintergrund
ist es interessant, einen Einblick in Werte
und Einstellungen der russischen Kolle-
giaten zu bekommen. 

Motive des bürgerschaftlichen
Engagements der russischen
Kollegiaten

Im Jahr 2006 wurden das Theodor-Heuss-
Kolleg und die Einstellungen der Kollegia-
ten im Rahmen einer Magisterarbeit un-



tersucht (Rölle 2006). Anhand von Inter-
views und einer Online-Umfrage wur-
den die Kollegiaten zu Motiven und Hin-
tergründen ihres bürgerschaftlichen En-
gagements, zum Einfluss des Theodor-
Heuss-Kollegs, zu ihren Erfahrungen im
Bezug auf ihr Engagement und zu ihren
Wertvorstellungen befragt.9
Die Erkenntnisse der Umfrage sind die-
sem Kapitel zugrunde gelegt. Obwohl
die Fallzahlen relativ gering sind, ermög-
licht die Darstellung der Ergebnisse einen
Einblick in die Motive und Hintergründe
der russischen Jugendlichen im Bezug auf
ihr bürgerschaftliches Engagement. Au-
ßerdem lassen sich durch die Erzählun-
gen und Erfahrungen der Jugendlichen
Rückschlüsse auf die Situation der Bürger-
gesellschaft in Russland ziehen. 

Motive der Teilnahme

Die meisten befragten Kollegiaten aus
Russland haben sich für ehrenamtliches En-
gagement im Theodor-Heuss-Kolleg ent-
schieden, da sie mit Menschen aus ande-
ren Ländern zusammenarbeiten und selbst
ein Projekt organisieren wollten.10 Eine Kol-
legiatin aus Kasan beschreibt ihre Situati-
on folgendermaßen: „Ich habe schon vor-
her an Kulturprojekten, wie beispielsweise
einem Theaterworkshop, teilgenommen,
aber noch nie ein Projekt selber gemacht.
Bei uns in Russland ist so etwas nicht so üb-
lich. Außerdem hat mich die Möglichkeit in-
teressiert, andere Menschen aus anderen
Ländern kennen zu lernen.“11

Sehr wichtig war den Kollegiaten auch
die Tatsache, dass sie sich durch die Teil-
nahme am Heuss-Kolleg weiterqualifizie-
ren und durch die Organisation eines
Projektes Verantwortung übernehmen
konnten.12 Ein Kollegiat aus Tjumen sagt:
„Ich wollte etwas live machen, Verantwor-
tung tragen und auch neue Methoden
lernen. Ich habe dies als Einstieg in Pro-
jektarbeit gesehen, bei der man immer je-
manden im Rücken hat, der einen unter-
stützt.“13

Bei vielen Kollegiaten spielen auch eigen-
nützige Gründe eine große Rolle. Über
die Hälfte der Kollegiaten gab als Moti-
vationsgrund ihres Engagements an,
Spaß haben zu wollen.14 Die Möglichkeit,
Selbstbestätigung und Anerkennung zu
gewinnen, wurde von ungefähr 56 Pro-
zent der Befragten als Grund ihres Enga-
gements gesehen.

Ziele der durchgeführten Projekte

Sehr wichtig war es für die Kollegiaten,
mit ihrem Projekt andere Menschen zum
Nachdenken zu bringen.15 Jeweils unge-
fähr 80 Prozent der russischen Kollegia-
ten wollten andere Menschen für be-
stimmte Themen sensibilisieren und Mei-
nungen und Einstellungen verändern. Ein
Kollegiat aus Omsk erzählt Folgendes
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Abbildung 1: Einschätzung der Aussagen zu bestimmten Wertvorstellungen 

Quelle: Eigene Berechnungen. N=33. 
Fragestellung: Wie sehr stimmst Du folgenden Aussagen zu oder wie sehr lehnst Du sie ab? Die Antwort-
kategorien „stimme eher zu“ und „stimme zu“ wurden in dieser Abbildung zusammengefasst. 
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über sein Projekt „Ich regiere selbst mein
Land“: „Es ging mir um demokratisches En-
gagement in Russland, ich wollte die Ju-
gendlichen mit meinem Projekt aufrütteln
und ihnen erklären, warum Demokratie
wichtig ist.“16

Weitere Ziele, die die Kollegiaten verfolgt
haben, waren, Menschen zu Engage-
ment bewegen, Menschen Freude ma-
chen und Menschen weiterqualifizieren17

– man kann hier von altruistischen Zielen
sprechen, die auf Pflichterfüllung und Ge-
meinwohlorientierung gerichtet sind.
Einige Kollegiaten wollten mit ihrem En-
gagement Erfolgserlebnisse für sich
selbst erzielen, ihr Engagement für beruf-
liche Möglichkeiten nutzen und ihre eige-
nen Interessen vertreten.18

Vergleicht man die hier gewonnenen Er-
kenntnisse mit den Befunden der Enquete-
Kommission, die bürgerschaftliches En-
gagement in Deutschland untersucht hat,
so wird eine große Übereinstimmung von
Motiven und Zielen der russischen Kolle-
giaten mit den Befragten in Deutschland
deutlich (vgl. Enquete-Kommission 2002,
S. 115ff.). 

Wertvorstellungen

Die Wertvorstellungen der Kollegiaten
wurden ermittelt durch ihre Einschätzung
verschiedener Aussagen zu Demokratie,
Toleranz und Solidarität. 
Die russischen Kollegiaten stimmten der
Aussage, dass Demokratie die beste Re-
gierungsform darstellt, sehr deutlich zu
(siehe Abbildung 1). Es ist sehr schwierig,
aus dieser Zustimmung zur Regierungs-
form der Demokratie auf die tatsächliche
demokratische Einstellung zu schließen.
Das Demokratieverständnis in Russland
wurde schon im vorherigen Kapitel ange-
sprochen. Der Wert der Demokratie ist in
Russland teilweise anders besetzt als in
Deutschland. Eine weiterführende Analy-
se zu Werten in einer Demokratie würde
hier mehr Aufschluss über die tatsächliche
demokratische Einstellung ermöglichen.

Dem Statement „Schwule und Lesben soll-
ten ihr Leben so führen können, wie sie
wollen“ wurde mit 78 Prozent zugestimmt.
Dies ist angesichts der offenen Diskrimi-
nierung von Homosexuellen in der russi-
schen Gesellschaft (siehe folgendes Zi-
tat) ein erstaunlich hoher Wert. „Homose-
xualität ist ein aktuelles Thema in Russ-
land, aber es wird nicht gerne darüber
geredet. Keiner traut sich richtig, sich für
Homosexuelle einzusetzen. Sie werden
meist als krank und unnormal bezeichnet.
In der Schülerzeitung haben wir einen Ar-
tikel über dieses Thema geschrieben, da-
raufhin wurden wir von der Uni und der
Kirche sehr stark kritisiert. Unsere Fakultät
hat gedroht, die Zeitung zu schließen“19,
erzählt eine Kollegiatin, die das Projekt
„Die Vielfalt des Regenbogens“ zum The-
ma Homosexualität durchführte.
Eine relative geringe Zustimmung erfuhr
die Aussage „je weniger der Staat in die
Wirtschaft eingreift, desto besser“. Ledig-
lich 32 Prozent der Befragten halten dies
für richtig. Diese Einstellung kann mit den
negativen Erfahrungen der osteuropäi-
schen Länder im Zuge der Liberalisierung
während der Transformationsprozesse
der Staaten zusammenhängen. Die wirt-
schaftliche Transformation brachte für
die östlichen Volkswirtschaften erhebli-
che strukturelle Probleme und soziale
Härten für große Teile der Bevölkerung
mit sich (vgl. Link Nr. 2). Die neue Markt-
wirtschaft fand in den meisten Ländern
kaum oder nur wenig Zustimmung. Viele
wünschten sich die Zustände der Plan-
wirtschaft zurück (vgl. Dauderstädt 2004,
S. 3).
Die einzelnen Wertvorstellungen der Kol-
legiaten sind sehr unterschiedlich. Dies
wurde auch in den Leitfadeninterviews
deutlich. Zusammenfassend betrachtet,
ergibt sich jedoch ein im Vergleich mit
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den anderen Kollegiaten sehr überein-
stimmendes Bild von den russischen Kol-
legiaten als Jugendliche, die liberale
Werte unterstützen. Wichtig ist hierbei zu
erwähnen, dass schon in der Bewer-
bungsphase sehr stark im Hinblick auf die
Wertvorstellungen des Kollegs „gefiltert“
wird. Die Gruppe derjenigen Jugendli-
chen, die zum Sommerseminar des Theo-
dor-Heuss-Kollegs eingeladen werden,
sind zuvor meist durch deutsche Lektoren
oder andere Mittler empfohlen worden.
Es kann also davon ausgegangen wer-
den, dass die russischen Kollegiaten zu
denjenigen russischen Jugendlichen ge-
hören, die liberale Werte teilweise verin-
nerlicht haben und diese zu großen Tei-
len begrüßen.

Erfahrungen mit bürgerschaftlichem
Engagement

Die positiven Erfahrungen der Kollegiaten
im Theodor-Heuss-Kolleg überwiegen
deutlich. Den Kategorien „neue Länder
kennen gelernt“, „Kenntnisse im Projekt-
management erworben“ und „neue Per-
spektiven wahrgenommen“ haben über
90 Prozent der Befragten zugestimmt. Fast
84 Prozent der Befragten gaben an, dass
sie durch das Heuss-Kolleg Motivation für
neue Projekte bekommen haben. Diese
Tatsache wurde auch in den Leitfadenin-
terviews deutlich – so sagte ein Kollegiat:
„Das Heuss-Kolleg hatte einen sehr gro-
ßen Einfluss auf mich, es hat mir sehr viel
gebracht. Vor dem Jahr im Heuss-Kolleg
hatte ich zwar Lust, mich zu engagieren,
aber ich wusste nicht in welchem Bereich.
Durch das Kollegjahr habe ich mich ori-
entiert und ich möchte mich weiter mit die-
ser Problematik (Tschetschenienpolitik
Russlands, Anm. d. Verf.) beschäftigen“.20

Eine Kollegiatin aus Samara erzählt: „Ich
habe sehr viel gelernt über Finanzen,
Teamarbeit, Arbeitsteilung und auch die
Probleme, die damit zusammenhängen
können. Durch diese Erfahrungen kann
ich jetzt ein Projekt alleine bewältigen.“21

Fast 33 Prozent der Befragten gaben an,
negative Seiten der Teamarbeit im Theo-
dor-Heuss-Kolleg kennen gelernt zu ha-
ben. Auch dies wurde schon in den Erzäh-
lungen der Kollegiaten deutlich. Oftmals
wurden Kommunikationsprobleme ange-
sprochen, auch die Aufteilung der Aufga-
ben wurde nicht als gleichmäßig einge-
schätzt und nicht jeder fühlte sich für al-
les gleich stark verantwortlich. 
13 Prozent der Befragten hatten das Ge-
fühl, dass sie während des Kollegjahrs
keine Zeit mehr für andere Dinge hatten.
So berichtete ein Kollegiat, dass er prak-
tisch ein Semester seines Studiums „verlo-
ren“ hat, da das Projekt im Heuss-Kolleg
Priorität bei ihm hatte und seine ganze
Zeit in Anspruch genommen hat (vgl. Leit-
fadeninterview Nr. 7). Diese Aussage un-
terstreicht die Ergebnisse der im vorigen
Kapitel erwähnten Studie, dass die Hälf-
te der russischen Bevölkerung angibt, kei-
ne Zeit für bürgerschaftliches Engage-
ment zu haben. 
84 Prozent der russischen Befragten stim-
men der Aussage zu, dass sie mit ande-
ren Leuten etwas bewegen können (siehe
Abbildung 2). Dieses Ergebnis, und auch
die Tatsache, dass über 60 Prozent der
Kollegiaten gerade ein neues Projekt or-
ganisieren, sind sehr positive Signale. Bei
der Befragung aller Kollegiaten ergab
sich, dass ungefähr 50 Prozent gerade
ein neues Projekt organisieren. Die russi-
schen Kollegiaten liegen mit ihrem weite-
ren Engagement also deutlich über dem
Durchschnitt.
Fast 17 Prozent der Befragten stimmen je-
doch auch der Aussage zu, dass sie sich
bürgerschaftliches Engagement nicht
leisten können. Folgendes Zitat verdeut-
licht diesen Sachverhalt: „(…) von Ehren-
amt kann ich nicht leben, ich bin sonst
enorm benachteiligt und ich muss in ers-
ter Linie Geld verdienen.“22 Dieses Dilem-
ma wird bei vielen Kollegiaten deutlich:
„Ich bin mir bewusst geworden, dass sich
nur kleine Gruppen in der Gesellschaft
ehrenamtlich engagieren können, dieje-

nigen die sich das leisten können – das
war das Ergebnis dieses Jahres für
mich.“23

Eine Kollegiatin hat dafür jedoch eine Lö-
sung parat: „(…) ich möchte mich auf al-
le Fälle weiterengagieren, das macht mir
Spaß; aber ich muss nebenher arbeiten,
denn von irgendetwas muss ich leben; ich
engagiere mich, das mache ich kosten-
los, es sind bisher noch zwei Wege, aber
wenn ich es schaffen würde, mit diesem
Engagement Geld zu verdienen, dann
wäre es genau das, was ich möchte.“24

Ein Problem in dieser Hinsicht stellen al-
lerdings die begrenzten Stellen im NGO-
Bereich und die oftmals geringe Bezah-
lung dar. 
Fast 11 Prozent der Befragten haben für
sich entschieden, dass Projektarbeit, wie
sie sie beim Heuss-Kolleg gemacht ha-
ben, nicht mehr in Frage kommt. So erklärt
ein Kollegiat im Gespräch, dass er sich
zwar weiterengagieren möchte, aber
„(…) ich will es ein bisschen anders auf-
ziehen als im Heuss-Kolleg, irgendwo ar-
beiten und Themen aufgreifen, mit denen
ich mich dann intensiv beschäftigen
kann.“25

Drei Prozent der Befragten sind nach dem
Jahr im Heuss-Kolleg zu dem Schluss ge-
kommen, dass sich Engagement nicht
lohnt. Dies kann wahrscheinlich einerseits
mit den zuvor angesprochenen Proble-
men der Teamarbeit zusammenhängen,
aber auch mit der oft empfundenen zu ge-
ringen Anerkennung von bürgerschaftli-
chem Engagement. Ein Kollegiat berich-
tet folgendes: „Die Menschen aus mei-
nem persönlichem Umfeld haben nicht
viel Verständnis für ehrenamtliches Enga-
gement, ich fühle mich als Außenseiter.
Meine Eltern verlangen, dass ich Geld
verdiene und mein Studium fertig mache.
Außerdem habe ich das Problem in mei-
nem Alter als Projektleiter anerkannt zu
werden und mich gegenüber anderen
durchzusetzen. (…) ich habe viele Illusio-
nen über das Ehrenamt verloren durch
mein Engagement, man braucht Zeit, eine
Finanzquelle, keine Bindungen und keine
Hobbys, das ist sehr schwierig.“26

Die Kollegiaten wurden neben ihren Er-
fahrungen mit bürgerschaftlichem Enga-
gement auch nach Reaktionen in ihrem
direkten Umfeld auf ihr Engagement be-
fragt. Oft wurde in diesem Zusammen-
hang der russische Geheimdienst er-
wähnt. Ein Kollegiat aus Saransk schildert
seine Erfahrung folgendermaßen: „Ich
wurde beim Geheimdienst vorgeladen
als bekannt wurde, dass ich am Theodor-
Heuss-Kolleg teilnehme. Ich musste dort
eine Erklärung abgeben, was es für ein
Projekt ist, das ich mache. Der Geheim-
dienst hat Angst vor Terrorismus, deshalb
überprüft er uns.“27 Einige Kollegiaten be-
richten von Problemen durch die NGO-
Reform28 und von Skepsis gegenüber der
finanziellen Unterstützung aus Deutsch-

Abbildung 2: Erfahrungen mit bürgerschaftlichem Engagement

Quelle: Eigene Berechnungen. N=33.
Fragestellung: Welche Auswirkungen haben die Erfahrungen beim Theodor-Heuss-Kolleg für Deine Zu-
kunft? Mehrfachnennungen waren möglich.
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land: „Einige Schulen waren skeptisch ge-
genüber unserem Projekt ‚Debattierclub’
wegen der NGO-Reform. Die Skepsis
kommt durch die Unterstützung aus
Deutschland. Manche glauben, dass die
Deutschen eine Revolution in Tjumen ma-
chen wollen.“29

Neben den Einschränkungen und der
Skepsis gab es aber auch positive Signa-
le im Sinne von Unterstützung des Enga-
gements. So erzählt eine Kollegiatin: „Wir
haben eine Theateraufführung über Russ-
landdeutsche organisiert und dabei gro-
ße Unterstützung bekommen. Es gab vie-
le Helfer vor Ort, die Leute aus der Uni-
versität waren eingebunden und alle hat-
ten großes Interesse.“30

Die russischen Kollegiaten wurden auch
nach einer Einschätzung zur zivilgesell-
schaftlichen Entwicklung in ihrem Land
befragt. Keiner der befragten russischen
Kollegiaten schätzt die Zivilgesellschaft
in Russland als sehr gut entwickelt ein. Auf
einer Skala von 1 „nicht entwickelt“ bis 10
„sehr gut entwickelt“ haben sich die meis-
ten Kollegiaten für die Kategorien 3 bis 5
entschieden. Diese Einschätzung der rus-
sischen Kollegiaten stimmt mit der Sicht
vieler Experten überein. Hierdurch wird
deutlich, dass das Theodor-Heuss-Kolleg
den Kollegiaten durch die Seminare in
verschiedenen Ländern und den Kontakt
zu den anderen Kollegiaten aus den ver-
schiedensten Ländern die Möglichkeit
gibt, die Situation in ihrem eigenen Land
zu reflektieren und sich mit unterschiedli-
chen Werten wie Demokratie und Tole-
ranz auseinander zu setzen. 

Schlussbemerkungen

Eingangs wurde die Frage aufgeworfen,
wie sich bürgerschaftliches Engagement
vor dem Hintergrund völlig anderer ge-
sellschaftlicher und politischer Vorausset-
zungen wie sie in Russland vorzufinden
sind, gestalten kann. Diese Frage sollte
unter anderem durch die Erfahrungen der
russischen Stipendiaten des Förderpro-
gramms Theodor-Heuss-Kolleg der Ro-
bert Bosch Stiftung beantwortet werden.
Der Beitrag zeigte zunächst auf, welche
Voraussetzungen in Russland vorgefun-
den werden: Russland als „gelenkte De-
mokratie“, in der die Meinungs- und Pres-

sefreiheit eingeschränkt wird und in der
gesellschaftspolitische Bildung teilweise
gleichgesetzt wird mit Erziehung zur Hei-
matliebe. Die Arbeit von Nicht-Regie-
rungs-Organisationen (NGOs), vor al-
lem von denjenigen, die ausländische
Unterstützung erhalten, wird skeptisch
betrachtet.
Anhand des Theodor-Heuss-Kollegs der
Robert Bosch Stiftung wurde anschlie-
ßend erläutert, wie ein Förderprogramm
Jugendlichen in Russland durch die Un-
terstützung bei der Durchführung ihrer
Projekte ermöglicht, sich bürgerschaftlich
zu engagieren. Bei der Betrachtung der

Einstellungen der russischen Kollegiaten
wurde deutlich, dass diejenigen, die sich
engagieren, ähnliche Ziele wie Ehren-
amtliche in Deutschland und anderen
Ländern verfolgen und teilweise mit den-
selben Problemen, wie beispielsweise der
geringen Anerkennung ihres Engage-
ments konfrontiert sind. Neben den Un-
terschieden kristallisierten sich also auch
Ähnlichkeiten der Bedingungen des bür-
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BÜRGERSCHAFTLICHES ENGAGEMENT 
IN TRANSFORMATIONSGESELLSCHAFTEN

Junge Russen, die an der Lomonossow-
Universität in Moskau Physik studieren wol-
len, warten auf die Bekanntgabe der Auf-
nahmeprüfungen, die über eine Aufnahme
oder Ablehnung entscheiden. Russische 
Kollegiaten können sich bürgerschaftliches
Engagement oftmals nicht leisten. Ehrenamt
braucht Zeit, Energie und letztlich eine 
finanziell gesicherte Existenz.
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Wie die Studie zeigte, engagieren sich
über die Hälfte der Kollegiaten auch
nach ihrem Projektjahr weiter. Bürger-
schaftliches Engagement ist also – trotz
teilweise widriger Bedingungen – auch in
Russland möglich und wird praktiziert. Es
wäre übertrieben, im Bezug auf Russland
von einer funktionierenden Zivilgesell-
schaft zu sprechen, Ansätze dazu können
jedoch – dies unterstreicht beispielhaft
das Engagement der russischen Kollegia-
ten – durchaus gesehen werden.
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WIE VIEL BÜRGER DARF ES SEIN?

Bürgerschaftliches Engagement und die 
Zukunftsfähigkeit der Städte und Gemeinden
Thomas Klie

Auf bundes- und landespolitischer Ebene
wird auf die Karte des bürgerschaftlichen
Engagements gesetzt. Vorreiter war und
ist das Land Baden-Württemberg. Das
1999 gegründete Landesnetzwerk Bür-
gerschaftliches Engagement unterstützt,
fördert und begleitet die vielfältigen For-
men bürgerschaftlichen Engagements in
Baden-Württemberg und will nicht zuletzt
die kommunale Gemeinschaft im Sinne ei-
ner gemeinsam wahrgenommenen Ver-
antwortung stärken. Thomas Klie präzi-
siert in seinem Beitrag zunächst den un-
scharfen Begriff des bürgerschaftlichen
Engagements. Er plädiert für ein Verständ-
nis von Bürgerengagement, das nur im zi-
vilgesellschaftlichen Kontext angemessen
zu verstehen ist. Nimmt man den Begriff
der Zivilgesellschaft, der im Übrigen meh-
rere Bedeutungsebenen umfasst, als Be-
zugsrahmen für unterschiedliche Engage-
mentformen, wird ein verändertes Staats-
und Rollenverständnis für verschiedenste
Akteure (Politik, Verbände, Unternehmen
und Verwaltung) einsichtig. Auch die Zu-
kunftsfähigkeit von Städten und Gemein-
den wird von einer neuen Qualität der Mit-
gestaltung und Mitverantwortung der Bür-
gerinnen und Bürger abhängen. Das Leit-
bild der Bürgerkommune bietet hierzu ein
tragfähiges Modell, das kommunale
Handlungsfelder und Akteure dialogisch
verbinden, das Gemeinwohl mehren, Bür-
gerinnen und Bürger beteiligen und deren
Mitverantwortung fördern kann. �

Ohne bürgerschaftliches Engagement
geht es nicht

Es gibt kaum ein aktuelles gesellschafts-
und sozialpolitisches Thema, in dem nicht
– auch – auf die Bedeutung bürgerschaft-
lichen Engagements gesetzt wird. Ob es
um die Bekämpfung des Rechtsextremis-
mus, die Kriminalprävention, den Um-
weltschutz, die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf, das weite Feld der sozialen In-
tegration und Teilhabe oder die Gestal-
tung des demographischen Wandels
geht: Ohne die aktive Mitwirkung und
Mitgestaltung der Bürgerinnen und Bür-
ger lassen sich die angestrebten Ziele
nicht erreichen. Die Reform des Gemein-
nützigkeitsrechts reflektiert dies ebenso
wie die vielfältigen Programme der Bun-
desministerien von den generationsüber-

greifenden Freiwilligendiensten über die
Mehrgenerationenhäuser bis hin zu den
Aktivitäten der anderen Bundesministe-
rien in der Engagementförderung.
Auch auf landespolitischer Ebene wird
von vielen Bundesländern auf die Karte
des bürgerschaftlichen Engagements ge-
setzt. Vorreiter war und ist das Land Ba-
den-Württemberg, aus dem auch der Be-
griff des bürgerschaftlichen Engage-
ments seine Ausbreitung erfahren hat.1
Auf Landesebene sind die Aktivitäten viel-
fältig, fast alle Ministerien sind in der För-

derung des bürgerschaftlichen Engage-
ments oder des Ehrenamtes engagiert
und seit 1999 ist das Landesnetzwerk Bür-
gerschaftliches Engagement im Aufbau
(siehe Übersicht 1). Alle Programme, so-
wohl die Bundes- als auch Landespro-
gramme zielen auf die Kommunen, haben
sie als Partner im Blick, wenn es darum
geht, landes- und bundespolitische Ziele
zu erreichen.
Die Hintergründe sind bekannt: Die Eng-
pässe in den öffentlichen Haushalten
zwingen dazu, öffentliche Aufgaben neu

Ministerium Politikbereich Programme / Maßnahmen

BM für Arbeit und Soziales Arbeitsmarkt Erfahrung ist Zukunft

BM für Bildung und Forschung Bildung BE als Bildungsziel

BM für Ernährung, Landwirt-
schaft, Verbraucherschutz Landwirtschaft „Regionen aktiv“

BM für Gesundheit Prävention Brücken bauen – Junge Sucht-
kranke und Selbsthilfe

BM für Inneres Extremismus Jugendwettbewerbe gegen 
Extremismus

BM für Justiz Rechtspflege Rechtsdienstleistungsgesetz

BM für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung Stadtentwicklung Soziale Stadt

BM für wirtschaftliche Entwicklungspolitischer Frei-
Zusammenarbeit willigendienst für Jugendliche

BM für Wirtschaft und CC: junge Unternehmen 
Technologie Mittelstand Partner der Jugend (UPJ)

BM für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend Familie Mehrgenerationenhäuser

Das Landesnetzwerk Bürgerschaftliches
Engagement Baden-Württemberg ver-
steht sich als „Netz von Netzwerken“,
gebildet aus den drei Teilnetzwerken
des StädteNetzWerks, Gemeindenetz-
werks und Landkreisnetzwerks. Es stellt
seit 1999 eine Basisstruktur für die För-
derung des bürgerschaftlichen Engage-
ments in Baden-Württemberg dar und
gründet auf der Übereinkunft der kom-
munalen Landesverbände und des Mi-
nisteriums für Arbeit und Soziales, sich
gemeinsam um die Förderung des bür-
gerschaftlichen Engagements im Land
zu bemühen. 

Aufgaben des Landesnetzwerks sind:
� das bürgerschaftliche Engagement in

Baden-Württemberg durch systema-
tische und kontinuierliche Arbeit an
den Rahmenbedingungen und Struk-
turen zu begleiten und zu unterstüt-
zen;

� die bürgerschaftliche Beteiligung in
ihrer Vielfalt zu fördern und zur Aner-
kennung und Qualifizierung des En-
gagements beizutragen und 

� dadurch die kommunale Gemein-
schaft und Demokratie im Sinne ge-
meinsam wahrgenommener Verant-
wortung zu stärken. 

Tabelle 1: Programme der Bundesministerien

Übersicht 1
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zu gewichten und auf eine neue Form der
Vergesellschaftung öffentlicher Aufgaben
hinzuwirken. Die knappen Kassen haben
viele, die vom Bürgerengagement in der
Vergangenheit nicht viel hielten, für diese
neue Ressource geöffnet, wenn auch nicht
alle. Die großen Herausforderungen aus
den Effekten der Globalisierung, des de-
mographischen und sozialen Wandels,
auch sie fordern neue Antworten und las-
sen etatistische Formen der Beantwortung
nicht mehr ausreichen. Die Bedeutung
bürgerschaftlichen Engagements wächst
aber auch mit dem Wandel der demokra-
tischen Beteiligungsformen, die sich auch
und gerade auf der kommunalen Ebene
niederschlägt: Es sind nicht mehr allein
die Parteien, die die Mitverantwortungs-
und Gestaltungsbereitschaft der Bürge-
rinnen und Bürger (alleine) binden, es sind
auch nicht mehr die gesellschaftlichen
Großorganisationen wie Gewerkschaf-
ten und Kirchen, die in einem überschau-
baren korporatistischen Staat öffentliche
Angelegenheiten zur Zufriedenheit aller
regeln. Forderungen nach direkter Demo-
kratie gesellen sich zu vielfältigen Formen
bürgerschaftlicher Aktivitäten, die ganz
unterschiedliche Gesichter kennen. Hier
Protest, dort koproduktives und synergeti-
sches Zusammenwirken von Bürgern, mit
Unternehmen, Staat und Verbänden, wie
dies im Modell der zukunftsfähigen Bür-
gerkommune (s. Übersicht 3) konzipiert ist.
Neue Beteiligungsformen sind durch die
Agenda 21 ebenso verbreitet worden wie
in partizipativ angelegten Planungspro-
zessen (für die im Kontext politischer
Steuerungstheorien neuerdings der Be-
griff von Good Governance exponiert
wird) unter Aufnahme von Impulsen aus
Lateinamerika bis hin in die Diskussion um
die Haushalte der Kommunen, Stichwort:
Beteilungshaushalt. Was für die einen nur
Sahnehäubchen auf wohlfahrtstaatliche
Leistungen setzt, ist für die anderen eine
neue Qualität eines demokratischen Ge-
meinwesens mit Beteiligungsoptionen
und Spielregeln der Mitgestaltung und
Mitverantwortung. Zwischen dem Be-
suchsdienst in Pflegeheimen und dem Be-
teiligungshaushalt sowie der Aalborg
Charta spannt sich ein weites Feld des-
sen, was wir bürgerschaftliches Engage-
ment nennen und auf die Pluralität der En-
gagementbereiche, Engagementformen
und -ebenen verweist.

Der Freiwilligensurvey 2004 zeigt, dass es
für über zwei Drittel der Engagierten
wichtig ist, „Gesellschaft im Kleinen mit-
zugestalten“ sowie in den unterschiedli-
chen Engagementbereichen „mit ande-
ren zusammenzukommen“. Bei rund der
Hälfte der Engagierten ist auch das Be-
wusstsein ausgeprägt, dass man sich für
Aufgaben engagiert, „die gemacht wer-
den müssen“. Dies verweist auf eine rela-
tiv ausgeprägte und stabile Kultur bürger-
schaftlichen Engagements.

Bürgerschaftliches Engagement und
Zivilgesellschaft

Der Begriff des bürgerschaftlichen Enga-
gements ist unscharf. Während für die
norddeutschen Stadtstaaten die Bür-
gerschaft das Parlament und damit den
Ort der parlamentarischen Mitgestal-
tung darstellt, ist für die meisten der Be-
griff des bürgerschaftlichen Engage-
ments eine moderne Überschrift unter-
schiedlicher Formen ehrenamtlichen und
freiwilligen Engagements. So hat es auch
die Enquete-Kommission des Deutschen
Bundestages in ihrem Abschlussbericht
getan2.
Wir können in einer pluralen Gesellschaft
all das, was sich an Bürgerengagement
zeigt, nicht mehr unter einen Begriff fas-
sen. Zu unterschiedlich sind die Traditio-
nen, zu unterschiedlich das Selbstver-
ständnis. So zeigt sich eine lebendige Bür-
gergesellschaft auch in der semantischen
Vielfalt der Begriffe, unter denen ihre Bür-
gerinnen und Bürger in ihrem Engage-
ment firmieren. Dabei scheint es uns aber 
zu kurz gegriffen, das bürgerschaftliche 
Engagement lediglich als unbestimmten
Oberbegriff zu verwenden, wenn man es
verstärkt als Arbeitsprinzip in den Kontext
der Zukunftsfähigkeit unserer Gesellschaft
und insbesondere auch der Gemeinden
und Städte stellt. Vor dem Erfahrungshin-
tergrund der Aktivitäten des Landes Ba-
den-Württembergs, in enger Kooperation
mit den Kommunen im Landesnetzwerk
Bürgerschaftliches Engagement und den
anderen dort beteiligten Akteuren hat sich
ein Verständnis von bürgerschaftlichem
Engagement herauskristallisiert, das zi-
vilgesellschaftlich ausgerichtet ist. Das 
Bürgerschaftliche am Ehrenamt, an der
Selbsthilfe, an der Bürgerinitiative, aber

auch an den privaten Aktivitäten mit Ge-
meinwohlorientierung ist ihre zivilgesell-
schaftliche Qualität: Stellt eine Initiative
den Eigennutz in einen Gemeinwohlbe-
zug – beides schließt sich nicht aus! Reflek-
tiert sie die Funktionsweise eines demokra-
tischen Staates, der auf Mitverantwortung
und -gestaltung der Bürgerinnen und Bür-
ger setzt? Ist es auch Ausdruck des Subsi-
diaritätsprinzips, welches davon ausgeht,
dass Bürgerinnen und Bürger das, was sie
selbst regeln können, in ihren eigenen
Netzwerken und Organisationen regeln?
Reflektiert sie die normativen Grundlagen
der Zivilgesellschaft (Übersicht 2): Tole-
ranz, Menschenrechte, Pluralität, das Ge-
waltmonopol des Staates, und setzt sie
das eigene Anliegen in Beziehung zu an-
deren, löst sie auch nach innen demokra-
tische Spielregeln, formal und identitär,
ein? Wenn etwas davon in dem Engage-
ment sichtbar wird, dann weist es eine zi-
vilgesellschaftliche Qualität aus und wäre
bürgerschaftlich zu nennen.

Übersicht 2:

Die Mitglieder der Netzwerke sind in 
die Förderungsaktivitäten und den Kreis-
lauf der Informationen sowie Aktivitäten 
im Landesnetzwerk aufgenommen und
bringen sich selbst in die Netzwerke ein.
Bei allen drei kommunalen Netzwerken
handelt es sich um offene Netzwerke,
die weiteren interessierten Gemeinden,

Städten und Landkreisen im Wege der
Mitgliedschaft zur Verfügung stehen. Je-
des Netzwerk besitzt eine Fachbera-
tung, deren wesentliche Aufgabe in der
Konzeptentwicklung zur Förderung des
bürgerschaftlichen Engagements sowie
der Pflege und Entwicklung der kommu-
nalen Netzwerke besteht.

1. Dimensionen der Zivilgesellschaft als
ein Sektor von Gesellschaft, nämlich
als jener Bereich, der zwischen Markt,
Staat und primären Netzen liegt und
gleichzeitig in Wechselwirkungen zu
diesen steht; also der so genannte
„Dritte Sektor“ in seiner Formvielfalt
freier Assoziationen und zunehmenden
Ausdifferenzierung, aber auch als Ge-
genstand von Versuchen, ihn zu för-
dern. Nun herrscht ohne Frage zwi-
schen „Zivilgesellschaft“ und „Drittem
Sektor“ eine hohe Affinität: „Zivilgesell-
schaft“ ist ohne einen vitalen „Dritten
Sektor“, der von gering normalisierten
bürgerschaftlichen Gruppen bis zu
komplexen verbandlichen Organisa-
tionen reicht, nicht zu denken. Aller-
dings greift die immer wieder anzutref-
fende Gleichsetzung von „Zivilgesell-
schaft“ und „Drittem Sektor“ zu kurz.
Was mit Zivilgesellschaft gemeint ist,
reicht zum einen über einen abge-
grenzten gesellschaftliche Teilbereich
hinaus und beschränkt sich zum ande-
ren nicht darauf, analytische Katego-
rien zur Beschreibung von Gesellschaft
bereit zu stellen. Insofern kommen zwei
weitere Dimensionen hinzu.
2. „Zivilgesellschaft“ als (formales)
Ordnungsprinzip von Gesellschaft ins-
gesamt, das über einen abgrenzbaren
Bereich gesellschaftlicher Selbstorga-
nisation hinaus weist. In der Theorie
des Wohlfahrtspluralismus wird die
Erkenntnis der begrenzten Leistungs-
fähigkeit der einzelnen Sektoren in die
These gewendet, heute seien „wohl-
fahrtssteigernde Effekte nur von neuen
Kombinationsformen, Verknüpfungen



Man kennt Zivilgesellschaft in je unter-
schiedlichen historischen Kontexten, un-
terschiedlichen Ausprägungen und Ge-
sichtern und es werden normative Prinzi-
pien unterschiedlich akzentuiert. So ge-
sehen sieht eine zivilgesellschaftliche
Qualifizierung keine nach den ISO ab-
prüfbare, sondern eine letztlich diskursiv
zu validierende und weiter zu entwickeln-
de Qualität vor. Auf diese Weise kann es
gelingen, unterschiedliche Engagement-
kulturen aufeinander zu beziehen, sowie
mit dem Konzept der Zivilgesellschaft ei-
nen Referenzpunkt zu setzen, der über
den eigenen Aktions- und Interessenradi-
us hinaus weist. Die Bemächtigung der

Freiwilligen Feuerwehr durch die NPD in
zahlreichen Kommunen der neuen Bun-
desländer, die Nadelstreifeninitiativen
rechtsextremer Gruppierungen auf sublo-
kaler Ebene auch in westdeutschen Kom-
munen unterstreicht, wie bedeutsam es
ist, ehrenamtliches und freiwilliges Enga-
gement in einen zivilgesellschaftlichen
Bezugsrahmen zu setzen (siehe dazu Ab-
bildung 1). Unabhängig davon muss es
auch Bürgerengagement und Initiativen
geben, die nicht immer das Ganze im
Blick haben: Die Durchsetzung von Parti-
kularinteressen ist in einer Demokratie
ebenso gefragt und notwendig wie die
Gemeinwohlorientierung. Eine Bürgerini-
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tung lokaler Lebensräume, in sozialer,
kultureller, ökologischer und ökonomi-
scher Hinsicht; Gerechtigkeit als ein
Prinzip, das Orientierung bietet; offe-
ne Gesellschaft in dem Sinne, Plurali-
tät zu akzeptieren, Toleranz gegen-
über anderen Lebensstilen, Werthal-
tungen und Glaubensrichtungen zu
üben sowie gesellschaftlichen Wan-
del zu akzeptieren; Herstellung von
Wohlfahrt als gemeinsame gesell-
schaftliche Aufgabe; Nachhaltigkeit
im Sinne einer sozial gerechten, öko-
nomisch erfolgreichen und ökologisch
verträglichen Entwicklung von Gesell-
schaft. Damit sind „zivile Regeln des
Umgangs“ benannt, an denen sich
der Staat genauso orientieren soll wie
der Markt oder wie die einzelne Per-
son in ihrer Lebensführung.

Insofern mit solchen Formulierungen
die Ebene der Beschreibung von Ge-
sellschaft verlassen wird, scheint eine
dritte Dimension von Zivilgesellschaft
auf.
3. „Zivilgesellschaft“ als normatives
Konzept für die Interaktion sowohl in-
nerhalb der gesellschaftlichen Sekto-
ren als auch zwischen ihnen. Es geht
um eine Zivilisiertheit der Interaktion,
deren inhaltliche Eckpunkte sich in ei-
nem Kulturalisierungsprozess diskursiv
entwickeln und weiter formen: Ge-
genseitige Rücksichtnahme und Bemü-
hen um Gewaltfreiheit; Rechtstaat-
lichkeit auf Grundlage einer unab-
hängigen Justiz als Teil funktionieren-
der Gewaltenteilung; Demokratische
Partizipation als dauerhaftes Bemü-
hen um die Sicherung von Teilhabe
und Mitgestaltung in unterschiedli-
chen Spielarten; bürgerschaftliches
Engagement als aktive, freiwillige und
ebenso eigennutz- wie gemeinwohl-
orientierte Mitwirkung an der Gestal-

und ‚Mixes’ zwischen diesen Institutio-
nen zu erwarten“3. Hier schneiden sich
denn auch der zivilgesellschaftliche
Diskurs und der Ansatz des Wohl-
fahrtspluralismus. Innerhalb des Zu-
sammenspiels der gesellschaftlichen
Sektoren wird, wie bereits angedeu-
tet, einem vitalen Bereich freiwilliger
bürgerschaftlicher Assoziationen ho-
he Bedeutung beigemessen. Zugleich
wird deutlich mitreflektiert, dass diese
Vitalität des Dritten Sektors Vorausset-
zungen kennt, die seitens der anderen
gesellschaftlichen Sektoren zu leisten
sind: „Zivilgesellschaft ist das Projekt,
Prinzipien wie Demokratie und Selbst-
organisation gesamtgesellschaftlich
aufzuwerten und nicht allein das der
Mehrung der Zahl von Vereinen und
Assoziationen“4. Als Ordnungsprinzip
intendiert Zivilgesellschaft die „Zivili-
sierung einer Gesellschaft insgesamt“.
Adalbert Evers (2004) formuliert also
Handlungs- und Rollenerwartungen
an alle Sektoren.
� An die einzelne Person die Erwar-

tung, seinen Handlungsradius nicht
auf die eigenen primären Netze zu
beschränken, sondern immer wie-
der aus dem informellen Bereich he-
raus zu treten und sich gemeinsam
mit anderen für die eigenen Belan-
ge und die Belange anderer einzu-
setzen – sprich: sich bürgerschaft-
lich zu engagieren.

� An den Staat die Erwartung, solches
sich in freien Assoziationen kristalli-
sierendes bürgerschaftliches Enga-
gement aktiv zu ermöglichen („enab-
ling state“5): durch das Einräumen
von Spielräumen für Mitgestaltung
und demokratische Mitbestimmung,
aber auch durch eine aktive Förder-
politik freiwilligen Engagements.

� An die bestehenden Assoziationen
des Dritten Sektors die Erwartung,
sich nicht in para-staatliches Han-
deln hier oder marktförmiges Agie-
ren dort auszulösen, nicht allein auf
die Verberuflichung der Wohlfahrts-
produktion zu setzen und sich nicht
abzuschotten, sondern einerseits in
ihre Wohlfahrtsproduktion freiwilli-
ges Engagement systematisch zu in-
tegrieren, anderseits „Andockstel-
len“ für neu entstehende selbstorga-
nisierte bürgerschaftliche Gruppie-
rungen zu bieten.

� An die Wirtschaft die Erwartung,
sich nicht auf kurzfristige betriebs-
wirtschaftliche Gewinnmaximierung
zu beschränken, sondern sich im Sin-
ne von „corporate social responsibi-
lity“ für eine sozial stabile Gesell-
schaft zu engagieren, die wiederum
(langfristige) Voraussetzung erfolg-
reichen Wirtschaftens ist.

Abbildung 1: Bedeutungsebenen der Zivilgesellschaft



256

Th
o

m
as

 K
lie tiative, die nur darauf schaut, dass die

Müllverbrennungsanlage nicht vor der ei-
genen Haustür errichtet wird, hat ihren
Platz in unserer Demokratie, aber ist da-
mit noch lange nicht zivilgesellschaft-
lich orientiert. Das Sankt-Florians-Prinzip
weist diese Qualität nicht aus. Durch die
zivilgesellschaftliche Bezugnahme in der
Qualifizierung von bürgerschaftlichem
Engagement wird mehr als nur eine nor-
mative Ausrichtung geleistet. Es wird ein
verändertes Staats- und Rollenverständ-
nis gefordert, das alle Felder bürger-
schaftlicher Entwicklung, von der Politik
bis zu den Verbänden, von den Unterneh-
men bis zur Verwaltung einlädt, ihren Bei-
trag und ihre Policy zu reflektieren (siehe
Abbildung 2).
Die Politik ist eingeladen, sich auf ihre mo-
derierende Rolle und die Richtlinienkom-
petenz zu konzentrieren und sich von
manchen, in bürgerschaftlicher Mitver-
antwortung besser und angemessener zu
entscheidenden Detailfragen zu lösen.
Verwaltungswissenschaftlich steht sie da-
mit nahe an Good Governance-Ansät-
zen. Die Verwaltung ist ihrerseits eingela-
den, sich an einer neuen Vergesellschaf-
tung öffentlicher Aufgaben auch durch 
ihren Verwaltungsvollzug zu beteiligen.7
Aus dem Umweltrecht kennen wir den
Übergang von klassischer Hoheitsver-
waltung zu einer kontraktorientierten Ver-
waltungsstrategie. Ähnliches lässt sich in
den Feldern, in denen bürgerschaftliches
Engagement essentiell ist, zur Mitgestal-
tung öffentlicher Aufgaben als angemes-
sene Handlungsform entwickeln. Etwas
salopp heißt es in Baden-Württemberg
zur Skizzierung einer Neuausrichtung von

Verwaltungshandeln: „Von der Erledi-
gungs- zur Ermöglichungsverwaltung“.
Für die Verbände steht im Kontext bürger-
schaftlichen Engagements und seiner För-
derung nicht die Rekrutierung für den ei-
genen Verband oder Verein im Vorder-
grund, sondern die Unterstützung von
mitverantwortungsbereiten Bürgerinnen
und Bürgern mit den Ressourcen und
Strukturen, die in den Verbänden aufge-
baut wurden. Die Fachkräfte sind gefragt,
nicht ihre Domänen zu verteidigen, son-
dern sich in Partnerschaft mit den Bürge-
rinnen und Bürgern zu bewähren und ihr
Fachwissen und ihre Expertise auch dort
zur Entfaltung zu bringen, wo nicht (nur)
Fachkräfte Hand anlegen: Seien es die
Gärtnerinnen und Gärtner des Garten-
amtes oder die Professionellen in der Pfle-
ge. Jeweils können sie ihre Fachkenntnis-
se für verantwortungsbereite Bürgerinnen
und Bürger qualifizierend zur Verfügung
stellen. Die Bürgerinnen und Bürger sind
gefragt, nicht als Privatmenschen und
selbstlos Helfende ihre Identität im Ge-
meinwesen zu pflegen, sondern sich auch
als engagierte Mitbürgerinnen und Mit-
bürger in einem größeren Zusammen-
hang, der der Gemeinde und der Stadt,
zu verstehen. Unternehmen schließlich
sind eingeladen, nicht allein ihre be-
triebswirtschaftliche Logik und die be-
triebs- und erwerbswirtschaftlichen Ziele
zu verfolgen, sondern – auch im eigenen
Interesse – volkswirtschaftliches Denken
zu integrieren und in den Zusammenhang
mit der Sicherung ihres Standortes und
der Standortbedingungen zu stellen.8 In
diesen Bezugsrahmen gestellt, tönt man-
cher Appell, das bürgerschaftliche Enga-

gement zu fördern, oberflächlich. Sind
mit ihm doch mannigfache Implikationen
verbunden, die sich mit einem breit ange-
legten kommunalen Entwicklungsprozess
in Beziehung setzen lassen.

Zukunftsfähige Gemeinde und Städte

Ob es der demographische Wandel ist,
ob Migrationsfolgen im Zusammenhang
mit Entwicklungen der Globalisierung:
Städte und Kommunen stehen vor großen
Herausforderungen, wenn sie die nächs-
ten Jahrzehnte produktiv gestalten wol-
len. Dabei handelt es sich um je örtliche
Spezifika: der demographische Wandel
zeigt beispielsweise in Baden-Württem-
berg schon sehr unterschiedliche Gesich-
ter, auch innerhalb eines Kreises finden
sich Diskrepanzen zwischen den Ge-
meinden in den Prognosen für die nächs-
ten Jahrzehnte. Ein Blick in die neuen Bun-
desländer und strukturschwache Gebiete
in den alten lassen Herausforderungen
sichtbar werden, die zum Teil von ganz
anderer Qualität sind, sei es hinsichtlich
der medizinischen Versorgung der Bevöl-
kerung, der Versorgung mit Schulen, in
der Alltagsversorgung mit Konsumgütern
oder im Öffentlichen Nahverkehr. Die Zei-
ten, in denen allein über die Wirtschafts-

Abbildung 2: Perspektiven Bürgerschaftlichen Engagements6
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förderung nachhaltige Entwicklungen in
Städten und Kommunen gesichert wer-
den konnten, sind vorbei. Die Lokale
Agenda 21, mit ihrem sehr unterschiedli-
chen Schicksal und ihrem Abklingen hin-
sichtlich ihrer Attraktivität, macht deut-
lich, dass Nachhaltigkeit ökologische,
ökonomische und soziale Dimensionen
kennt. Diese drei Dimensionen sind in viel-
fältiger Weise miteinander verbunden.
Will eine Region weiterhin attraktiv für ih-
re Bevölkerung sein, will sie Fachkräfte an
sich binden, muss sie in ökologischer und
sozialer Hinsicht Qualitäten bieten. Die
Frage der Vereinbarkeit von Familie, aber
auch anderen Care-Aufgaben gegen-
über älteren Menschen werden zu einer
zentralen Frage nachhaltiger Bevölke-
rungs-, aber auch Beschäftigungspolitik.
Die Erreichung ökologischer Ziele ist mit-
nichten allein dadurch zu erreichen, dass
man Firmen Auflagen macht und zulässi-
ge Emissionswerte herabsetzt. Es muss
gelingen, ein ökologisch verträgliches
Verhalten zum Lebensstil werden zu las-
sen. Das aber hat viel mit Werten, mit Hal-
tungen, mit Lebensweisen zu tun, die sich
nicht allein individuell, sondern gesell-
schaftlich vermitteln und verwirklichen
lassen. Die Sicherung der Pflege, etwa in
Pflegeheimen, aber auch in Familien, ist
mitnichten nur eine Aufgabe, die durch

mehr Leistungen der Pflegeversicherung
und bessere öffentliche Kontrollen der
Pflegeheime bewerkstelligt werden kann:
Sicherung von guter Pflege und Teilhabe
für Menschen mit Behinderung und Pfle-
gebedarf ist eine gesellschaftliche Auf-
gabe, im Kern auch eine familienpoliti-
sche. Will man aber moderne Orientie-
rungen, die eine faire Verteilung von Sor-
geaufnahmen zwischen den Geschlech-
tern und Generationen anstreben, ver-
wirklichen, verlangt dies auch nach neu-
en Formen der Vergesellschaftung von
Sorge, von Pflegeaufgaben. Nicht um-
sonst fragt der 7. Familienbericht „Who
cares?“.9 Gepflegt wird am Ort. Wie ge-
lingt es, in modernen, wohlfahrtspluralis-
tischen Ansätzen das, was der Staat an
Leistungen seiner sozialen Sicherungssys-
teme zur Verfügung stellt, zu verbinden
mit der Pflegebereitschaft der Familien,
von Freunden und Nachbarn, mit den An-
geboten des Marktes und den vielfälti-
gen Formen ehrenamtlicher Unterstüt-
zung, nicht zuletzt in der Hospizarbeit für
Sterbende? Hierin liegen Aufgaben, die
nur unter Einbeziehung bürgerschaftli-
chen Engagements gelingen können, das
zunehmend auch generationenübergrei-
fend gestaltet wird. Bürgerschaftliches
Engagement ist da nicht der Lückenbüßer
für die Professionellen, sondern Ausweis

einer teilhabeorientierten Pflegepolitik.10
Die Kompensation von Benachteiligun-
gen Jugendlicher, die immer mehr in
Schulen offenbar wird, lässt sich nicht al-
lein durch Förderunterricht, sondern – 
wie etwa die Lesepaten demonstrieren –
auch und gerade durch Bürgerinnen und
Bürger auffangen. Jede an Zukunftsfähig-
keit orientierte Stadt und Gemeinde hat
ein Interesse daran, dass junge Men-
schen eine berufliche und private Zukunft
haben, dass ihnen Bildung zugänglich
gemacht wird. Für ältere Menschen ist
das bürgerschaftliche Engagement eine
Form der Aktivität, die dem lebenslangen
Lernen Raum gibt und soziale Integration
und damit Gesundheit fördert. Die Poten-
tiale älterer Menschen für die Produktivi-
tät und Zukunftsfähigkeit der Städte und
Kommunen zu nutzen, könnte man als ein
gerontologisches Gebot verstehen.11

In der Rückbesinnung auf die bürger-
schaftlichen Tugenden der Städte und
Gemeinden in moderner Form mag eine
Voraussetzung für ihre Zukunftsfähigkeit
liegen. Die Erfahrungen im Landesnetz-
werk Bürgerschaftliches Engagement,
das eine besondere Stabilität durch die
strukturell und strategisch angelegte Ko-
operation zwischen Landesministerien
und kommunalen Spitzenverbänden ge-
funden hat, zeigen auf, dass viele Kom-
munen, die systematisch das bürger-
schaftliche Engagement fördern, auch mit
ihren kommunalen Finanzen gut da ste-
hen. Dies gilt nicht nur für das Musterbei-
spiel Eichstetten: Eine traditionelle Kaiser-
stuhlgemeinde, die sich mit einer frühzei-
tigen Integration ökologischer Ziele in die
örtliche Landwirtschaft und in einer Vor-
reiterrolle der Vergesellschaftung sozia-
ler Aufgaben durch die Bürgergemein-
schaft sowohl im Bereich der Pflege, als
auch der Schülerbetreuung auszeich-
net.12 In vielen bürgerschaftlichen Ent-
wicklungen aktiv beteiligter Kommunen
wird in dem synergetischen Miteinander
in den verschiedenen Sektoren ein erheb-
licher Mehrwert produziert, der nach fis-
kalischen Grundsätzen so nie hätte ge-
schaffen werden können.

257

BÜRGERSCHAFTLICHES ENGAGEMENT
UND DIE ZUKUNFTSFÄHIGKEIT DER 

STÄDTE UND GEMEINDEN

Kinder bekommen im neu eröffneten Kinder-
restaurant in Hildesheim ihr Essen gereicht.
Das Essen stammt aus gespendeten Lebens-
mitteln der Hildesheimer Tafel. Laut einer ak-
tuellen Studie der UNICEF hat sich die Kin-
derarmut in Deutschland seit 1989 mehr als
verdoppelt. Jede an Zukunftsfähigkeit orien-
tierte Stadt und Gemeinde muss ein Interesse
an der privaten und beruflichen Zukunft jun-
ger Menschen haben. picture alliance/dpa
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lie Perspektive Bürgerkommune und

Good Governance?

Lange Zeit waren Bürgerinnen und Bürger
„König Kunde“ in der Verwaltungsmoder-
nisierungsstrategie von Städten und Kom-
munen. Das neue Steuerungsmodell ver-
wandelte Zuständigkeiten in Produkte.
Die erstrebten Ziele konnten in den Stra-
tegien des „New Public Management“ in
der Öffentlichen Verwaltung in der Regel
nicht erreicht werden. Die Konzentration
von Verwaltungsaufgaben in Bürgeräm-
tern macht daher ebenso Sinn wie bür-
gerfreundliche Öffnungszeiten und Büro-
kratieabbau. Effizientes Verwaltungshan-
deln ist sicherlich Ausweis einer bürger-
freundlichen Kommune. Allerdings wer-
den im Paradigma der Kundenorientie-
rung die Bürgerinnen und Bürger als Ko-
produzenten öffentlicher Wohlfahrt über-
gangen. Angesichts der vielfältigen He-
rausforderungen, denen sich Städte und
Kommunen in der Zukunft ausgesetzt se-
hen, sind sie nicht in allen, aber doch in
zentralen Fragen auf eine neue Qualität
der Mitgestaltung, Mitverantwortungs-
übernahme und der Aushandlung mit Bür-
gerinnen und Bürgern verwiesen. Es geht
unter demokratietheoretischen Gesichts-
punkten, angesichts der latenten Legiti-
mationsdefizite parlamentarischer De-
mokratie und um diese zu stärken, darum,
andere Formen demokratischer Mitwir-
kung zu entwickeln. Dies gilt aber insbe-
sondere vor dem Hintergrund, dass viele
öffentliche Aufgaben und Gemeinwohl-
ziele sich nur in einem – wenn auch strei-
tigen – Koproduktionsverhältnis zwischen
Staat, Markt, Verbänden und den Bürge-
rinnen und Bürgern und ihren Netzwer-
ken erreichen lassen – beim Thema Pfle-
ge ebenso wie beim Thema Umwelt. Es
gilt für die Familienförderung genauso
wie für das Thema ÖPNV. Will man Mo-
bilitätsbedürfnissen älterer Menschen et-
wa auch in ländlichen Regionen Rech-
nung tragen, sind klassische Antworten
aus dem ÖPNV nicht ausreichend: Da
muss dann möglicherweise der Bürgerbus
her, Ergebnis neuer Aushandlungen zwi-
schen Gemeinde, Verwaltung, Wirtschaft
und bürgerschaftlichen Initiativen. Ob
das öffentliche Schwimmbad geschlos-
sen werden muss oder nicht, ist nicht nur
eine Frage des Geldsäckels der Kommu-
ne, sondern auch und gerade einer der
Bereitschaft von Bürgerinnen und Bür-
gern, sich zu Mitträgern dieser öffentli-
chen Einrichtung zu machen. Ob ein Pfle-
geheim für 40 Personen in einer Gemein-
de mit 5.000 Einwohnern wirklich ge-
braucht wird, ist nicht nur eine Frage, die
die Verwaltung, den Investor und die Ver-
bände tangiert, sondern auch eine, die
etwas mit den Mentalitäten und Solidari-
tätsbereitschaften von Bürgerinnen und
Bürgern gegenüber Pflegebedürftigen zu
tun hat. Nicht ausgelastete Pflegeheime

kommen den Kommunen als Sozialhilfe-
trägern teuer zu stehen und: Weiter ent-
fernt lebende Angehörige (ab 15 Minuten
Entfernung) erschweren die soziale Teil-
habe der Pflegebedürftigen: Sie werden
nicht mehr regelmäßig besucht. Ob eine
Grund- und eine Hauptschule geschlos-
sen werden, geht die ganze Gemeinde
an: Hängen doch auch Identitäten an In-
stitutionen. Eine Bürgerkommune13 gibt
sich Regeln für die Entscheidung über öf-
fentliche Aufgaben und ihre (neue) Verge-
sellschaftung und der Beteiligung von
Bürgerinnen und Bürgern und in Würdi-
gung ihrer Mitverantwortungsbereit-
schaft: Nicht in Konkurrenz, sondern in Er-
gänzung zu Formen parlamentarischer
Demokratie auf kommunaler Ebene. Die
Gemeinde Filderstadt hat sich beispiel-
haft entsprechende Spielregeln gege-
ben.14 Die Gemeinde Dürmentingen hat
in der Hauptsatzung jenseits der traditio-
nellen „Spanndienste“ ihren Bürgerinnen
und Bürgern ein Initiativrecht eingeräumt,
wenn es darum geht, Gemeindeaufga-
ben neu zu regeln und neu zu vergesell-
schaften.15 Hier wird mit bürgerschaftli-
chem Engagement viel Mehrwert er-
zeugt, aber gleichzeitig auch eine enga-
gierte und kritische Bürgerschaft unter-
stützt, die ihre Mitsprache in öffentlichen
Angelegenheiten verlangt. Die Bürger-
kommune in diesem Sinne setzt auf das
bürgerschaftliche Engagement, gibt ihm
aber auch in ihren Spielregeln örtlicher
Demokratie Raum.

Prof. Dr. Thomas Klie; Studium der
Theologie, Soziologie und Rechtswis-
senschaft in Hamburg; seit 1988 Profes-
sor für öffentliches Recht und Verwal-
tungswissenschaft an der Evangeli-
schen Hochschule Freiburg (EFH); Leiter
des Zentrums für Zivilgesellschaftliche
Entwicklung an der EFH; langjährige
Mitarbeit in wissenschaftlichen Beirä-
ten sowie Gutachtertätigkeiten u. a. für
die Enquete-Kommissionen des Deut-
schen Bundestages „Zukunft des Bür-
gerschaftlichen Engagements“ sowie
„Demographischer Wandel“.
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Übersicht 3: Das Modell der
Bürgerkommune

Im Blick auf die Erkenntnisse der wissen-
schaftlichen Begleitung des bürger-
schaftlichen Engagements in Baden-
Württemberg lassen sich für die Bürger-
kommune mehrere Merkmale identifi-
zieren, die dem in unserer Arbeit entwi-
ckelten dreidimensionalen Verständnis
von Zivil- oder Bürgergesellschaft16 ent-
sprechen. Demgemäß ist unter „Bürger-
kommune“ eine Stadt oder Gemeinde
zu verstehen, 
� die sich durch vielfältiges bürger-

schaftliches Engagement (i. S. von
bürgerschaftlicher Mitwirkung und
Mitentscheidung) auszeichnet;

� in der die übrigen gesellschaftlichen
Teilbereiche – Staat (Rat und Verwal-
tung), Verbände des Dritten Sektors,
Wirtschaft – einerseits eine solche
Stärke bürgerschaftlichen Engage-
ments zur Geltung kommen lassen
bzw. durch geeignete Maßnahmen
unterstützen und aktiv ermöglichen,
andererseits mit den Bürgerinnen und
Bürgern zur Gestaltung des lokalen
Raums in der Politikformulierung und -
umsetzung gemeinwohlbezogen ko-
produktiv und kooperativ-demokra-
tisch in Netzwerken zusammenwirken;

� in der sowohl für die Interaktion inner-
halb ihrer Teilbereiche als auch für
die Interaktion zwischen den gesell-
schaftlichen Teilbereichen zivile und
demokratische Interaktionsregeln
gelten;

� in der durch die Entfaltung der erst
genannten Kriterien öffentliche Räu-
me entstehen, die der Verarmung des
sozialen Nahraums entgegenwirken
und in denen kommunikative und ko-
operative Öffentlichkeit auf vielen
kommunalen Handlungsfeldern her-
gestellt wird.

Die „Bürgerkommune“ ist damit weder
gleichgesetzt mit dem „Dritten Sektor“
noch ist sie identisch mit dem Begriff der
„Dienstleistungskommune“, der primär
als ein Leitbild für die öffentliche Ver-
waltung verstanden wird, sondern die
„Bürgerkommune“ wird zum Leitbild für
alle Teilbereiche (bzw. Akteursfelder)
und ihr Zusammenwirken in dialogi-
schen Verfahren. Damit kann die Bür-
gerkommune auch als Ausdruck des
Wandels von Staatlichkeit und der po-
litischen Steuerung verstanden wer-
den, die sich in den vielfältigen Beteili-
gungsprozessen der Bürgerinnen und
Bürger widerspiegelt.
Diese Beteiligungsprozesse der Enga-
gierten am kommunalen Geschehen
lassen sich aus analytischer Perspekti-
ve der Politikwissenschaft auch als
Wandel von „Government“ zu „Gover-
nance“ beschreiben.



Das Ganze verlangt nach professionel-
lem Management öffentlicher Aufgaben,
das sich nicht allein an der Meßlatte der
Rechtmäßigkeit zu orientieren hat, son-
dern vor allen Dingen an der Effizienz und
einer Netzwerkkompetenz. Damit aber
sind Good Governance-Strategien an-
gesprochen. Die Voraussetzung dafür ist,
dass bürgerschaftliches Engagement
nicht als Sahnehäubchen, sondern als
fester Bestandteil kommunaler Politik sei-
nen Platz findet. Neuartige Bündnisse
zwischen alten und neuen Formen von
Bürgerengagement, den immer noch
wichtigen und tragenden in den örtlichen
Vereinsstrukturen und Kirchengemeinden,
die auch um Modernisierung ringen, mit
neuen Formen der Verbindung unterneh-
merischer Aktivitäten mit Gemeinwohlan-
liegen, hierin liegt die Kunst der Kommu-
nalpolitik, die auch auf Professionalität in
der Förderung und Begleitung bürger-
schaftlich Engagierter verwiesen ist: Oh-
ne professionelles Freiwilligenmanage-
ment, ohne Würdigungskultur, ohne An-
leitung, ohne Sicherstellung zivilgesell-
schaftlicher Rückbindung und einer Infra-
struktur der Förderung bürgerschaftlichen
Engagements, etwa den Anlaufstellen,
funktioniert es nicht. Zu dem professionel-
len Management des bürgerschaftlichen
Engagements auf örtlicher Ebene gehört
es auch, die höchst unterschiedlichen,
häufig nicht miteinander abgestimmten
und nicht selten segmentierten Impulse
aus der Bundes- und Landesebene zum
Nutzen der Städte und Gemeinden auf-
einander zu beziehen und zu koordinie-
ren: Die Pflegekassen suchen nach Ehren-
amtlichen für ihre neu einzurichtenden
Pflegestützpunkte, die vom Familienminis-
terium geförderten Mehrgenerationen-
häuser bieten sich als Drehscheibe an,
Bürgermentorinnen und -mentoren wer-
den ebenso aus Landesmitteln gefördert
wie die Jugendbegleiter, sind aber doch
nicht zu verwechseln: Die programmati-
sche Verwiesenheit von Bund und Län-
dern auf die Förderung bürgerschaftli-
chen Engagements, und das Interesse,
sich jeweils dort auch zu profilieren, re-
flektiert nicht immer hinreichend die not-
wendige Integration der entsprechenden
Programme auf der örtlichen Ebene und
die begrenzten Ressourcen, sich in all
diesen Programmen und ihrer jeweiligen
Logik als Koproduzent oder sogar Kofi-
nanzier zu zeigen. Noch kommt die För-

derung bürgerschaftlichen Engagements
vielfach zu segmentiert daher, als dass
ein zivilgesellschaftliches Gesamtkon-
zept erkennbar und umsetzbar wäre. An
Impulsen fehlt es nicht, auch nicht an Not-
wendigkeit.
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EIN LEITBILD JENSEITS DER MARKTWIRTSCHAFTLICHEN ROLLE

Corporate Citizenship: Das Unternehmen 
als Träger sozialer Verantwortung
Martina Wegner

Corporate Citizenship bezeichnet ein
Leitbild, das Unternehmen nicht in ihrer
marktwirtschaftlichen Rolle zwischen Ge-
winnstreben und Produktion definiert,
sondern die Frage stellt, wie sich Wirt-
schaftsunternehmen im Verhältnis zu ih-
rem gesellschaftlichen Umfeld definieren
und welche gesellschaftliche Verantwor-
tung sie wahrnehmen sollen. Dabei hat
sich inzwischen ein reichhaltiges Instru-
mentarium für Unternehmen herausgebil-
det, das vor allem die Bereitstellung von
Geldmitteln und den Einsatz von Perso-
nalressourcen sowie Sachmittelspenden
umfasst. Diese Instrumente werden so-
wohl zum Zwecke des Allgemeinwohls,
aber auch strategisch für das eigene Un-
ternehmensimage eingesetzt. Diese un-
ternehmerische Haltung hat in Deutsch-
land einerseits historische Traditionen, er-
klärt sich aber mehr noch aus der interna-
tionalen Debatte über die Zukunftsfähig-
keit unseres Planeten. Spektakuläre Um-
weltkatastrophen, die Wirtschaftsunter-
nehmen anzulasten sind, bringen stets
das fragile ökologische Gleichgewicht ins
öffentliche Bewusstsein, lösen Empörung
auf Seiten der Konsumenten aber auch
Prozesse das Nachdenkens in Wirt-
schaftsunternehmen aus. Nicht zuletzt die
Macht der Verbraucherinnen und Ver-
braucher hat zu einem veränderten Rol-
lenverständnis der Unternehmen geführt,
die sich zunehmend als Träger sozialer
Verantwortung sehen und als zivilgesell-
schaftliche Akteure respektiert werden
wollen. Die von Martina Wegner abschlie-
ßend vorgestellte empirische Studie
zeigt, dass die Engagementbereitschaft
von Wirtschaftsunternehmen, Firmen und
Betrieben in Baden-Württemberg überaus
groß ist. �

Warum sind Unternehmen Träger
sozialer Verantwortung?

Politikwissenschaftliche Diskurse über
mögliche Ausformungen einer modernen
Zivilgesellschaft beschäftigen sich mit ei-
nem veränderten Rollenverständnis zivil-
gesellschaftlicher Akteure. Dies betrifft
die Rolle kommunaler Verwaltungen, die
Bürgerinnen- und Bürgerrolle, aber auch
das Selbstverständnis von Wirtschaftsun-
ternehmen: Alle diese Akteure sind – zum
Beispiel mit Blick auf gesellschaftliche
Veränderungen wie den demographi-

schen Wandel – mit neuen Herausforde-
rungen und Aufgaben konfrontiert. Insbe-
sondere vor dem Hintergrund der sozia-
len Marktwirtschaft und einem Sozial-
staat, der sich mit Blick auf die Wohl-
fahrtsproduktion immer mehr zurück-
nimmt, stellt sich die Frage, ob und wel-
che Verantwortung Unternehmen für die
Gesellschaft und in der Gesellschaft ha-
ben. Dabei ist eine historische Dimension
in Form des tradierten Mäzenatentums
genau so zu berücksichtigen, wie aktuel-
le Entwicklungen.
Seit dem Beginn der Industrialisierung
gibt es in Deutschland Unternehmen, die
sich im sozialen Bereich engagieren.
Nimmt man Nürnberg als Beispiel, so fin-
den sich im 19. Jahrhundert viele Mäzene
und Stifter unter den ortsansässigen Un-
ternehmen. Ein Georg Zacharias Platner

finanzierte der Stadt ein Spital und Grün-
anlagen. Aber auch der Weltmarktführer
der Ultramarinproduktion, Johannes Zelt-
ner, spendete großzügig für soziale Ein-
richtungen. Die Motivation dieser Patriar-
chen findet sich in der Überzeugung,
dass ein großes, wirtschaftlich erworbe-
nes Vermögen auch eine hohe soziale
Verpflichtung mit sich bringt.1 Ähnliche
Beispiele lassen sich an vielen Orten fin-
den. Mit Recht wird darauf hingewiesen,
dass das Engagement der Unternehmen
in Deutschland Tradition hat. 
In den letzten Jahrzehnten gab es jedoch
internationale Entwicklungen und spekta-
kuläre Vorkommnisse, die erhebliche Aus-
wirkungen auf die öffentliche Wahrneh-
mung der gesellschaftlichen Verantwor-
tung von Wirtschaftsunternehmen hatten.
Dazu gehört zum Beispiel der öffentliche
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Skandal um die Ölplattform Brent Spar,
aber auch die Veröffentlichung und Dis-
kussion des Brundtlandberichts, in dessen
Folge Unternehmen verstärkt auf ihren
Beitrag zur Lösung globaler Probleme an-
gesprochen wurden. 

Der Brundtland-Bericht und die
Nachhaltigkeitsdiskussion

Ausschlaggebend für die Entwicklung
des Nachhaltigkeitsbegriffs war die
Wahrnehmung der Umweltverschmut-
zung als globales Problem, als gemeinsa-
mes Problem der Staatengemeinschaft.
Die UN initiierte vor diesem Hintergrund
eine internationale Diskussion: „Die erste
Umweltkonferenz der Vereinten Natio-
nen 1972 in Stockholm hatte deutlich ge-
macht, dass die Erhaltung der natürlichen
Lebensgrundlagen des Menschen große
Anstrengungen und ein noch nie da ge-
wesenes Ausmaß an internationaler Zu-
sammenarbeit erfordern würde.“2 Als ein
Ergebnis der Umweltkonferenz gründe-
ten die Vereinten Nationen 1983 die Inter-
nationale Kommission für Umwelt und
Entwicklung (WCED = World Commissi-
on on Environment and Development).
Diese Kommission veröffentlichte vier Jah-

re später den so genannten Brundtland-
Bericht.3 Dieser Zukunftsbericht stellt fest,
dass die entscheidenden Probleme der
Zukunft, der Schutz der Umwelt und die
Armutsbekämpfung weltweit ohne die
Unterstützung durch Wirtschaftsunter-
nehmen nicht zu bewältigen sind. Mithin
wurde ein nachhaltiges Wirtschaften sei-
tens der Unternehmen angemahnt. 
Nachhaltigkeit wurde im Brundtland-Be-
richt definiert als „a system of develop-
ment that meets the basic needs of all
people without compromising the ability
of future generations to meet their own
needs“ (WCED 1987, S. 43). Nachhaltig-
keit meint somit einerseits soziale Ge-
rechtigkeit unter den jetzt lebenden Ge-
nerationen, aber auch über die Genera-
tionen hinweg. Überträgt man den Ge-
danken der Nachhaltigkeit auf Wirt-
schaftsunternehmen, heißt dies, dass sie
ihr ökonomisches, ökologisches und ge-
sellschaftliches Handeln so ausrichten,
dass die Welt als Lebensraum auch für zu-
künftige Generationen erhalten bleibt. 

Gremien für die Nachhaltigkeit

Auf dieser Grundlage initiierte der dama-
lige Generalsekretär der Vereinten Na-
tionen Kofi Annan 1999 den „Global
Compact“, in dem heute eine große An-
zahl international tätiger Großkonzerne
Mitglieder sind und sich zu nachhaltigen
Zielen – zu Menschenrechten, Arbeits-
standards, zu Umweltschutz und Korrup-
tionsbekämpfung4 – bekannt haben. 
Auch auf nationaler Ebene gibt es Unter-
nehmensverbände, die sich mit Fragen
unternehmerischer Nachhaltigkeit be-
schäftigen. In Deutschland sind in dem
Verband econsense 24 deutsche Groß-
konzerne vertreten. Mit econsense verfü-
gen die Mitglieder über ein „Forum für ei-
nen problemorientierten und offenen
Austausch über zentrale Probleme der
Nachhaltigkeit, gemeinsame Lösungsan-
sätze und Konfliktthemen“5.
Diese Gremien fordern eine ethische
Selbstverpflichtung der Unternehmen.
Mit ihrer Mitgliedschaft dokumentieren
Wirtschaftsunternehmen, dass sie gewillt
sind, nachhaltig zu wirtschaften. Der
Stand der Nachhaltigkeit im Unterneh-
men wird dabei allerdings nicht systema-
tisch berücksichtigt.

Die Messung unternehmerischer
Nachhaltigkeit

Nachhaltigkeit erscheint zunächst als
sehr abstrakter Begriff und der Beitrag,
den Unternehmen leisten, erweist sich auf
den ersten Blick als kaum messbar. Auf
der Basis der drei genannten Kriterien
Ökonomie, Ökologie und Gesellschaft
wurden jedoch Indikatoren entwickelt,
die durchaus Aussagen zum nachhalti-
gen Wirtschaften eines Unternehmens er-
lauben. Dabei geht es sowohl um die fi-
nanzielle Solidität des Unternehmens,
wie auch den sorgsamen Umgang mit
Umweltressourcen (z.B. durch ein Um-
weltmanagementsystem) oder die Förde-
rung von Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern bis hin zum Dialog mit Anspruchs-
gruppen oder die Unterstützung sozialer
Einrichtungen. 
Diese Indikatoren wurden operationali-
siert und in einem Fragebogen verdichtet,
der auf Anfrage von der schweizerischen
Beratungsgesellschaft Sustainability As-
set Management (SAM) an die Unterneh-
men versandt wird. Die Ergebnisse wer-
den für die Erstellung eines Dow Jones
Sustainability Index benutzt, der für jede
Branche die Nachhaltigkeit der in ihr tä-
tigen Unternehmen nachweist. Dieser An-
satz ist deshalb hervorzuheben, weil er
der erste quantifizierbare Weg war, um
ein als „weicher Erfolgsfaktor“ wahrge-
nommenes Thema mit den Aktienkursen –
und damit mit der volkswirtschaftlichen
„Sprache“ des Unternehmens – in Verbin-
dung zu bringen. Unternehmensführun-
gen ist es durchaus wichtig, hier gut ab-
zuschneiden – das zeigte die Betroffen-
heit des Automobilherstellers Daimler-
Benz, der 2004 aus dem Index fiel und
nach diesem Schock die Bemühungen um
die unternehmensinterne Nachhaltigkeit
verstärkt hat. In den letzten Monaten be-
richtet das Unternehmen, zum dritten Mal
in Folge wieder im Index zu sein.6
Auch Regierungen europäischer Länder
formulieren seit der Jahrtausendwende
nationale Nachhaltigkeitsstrategien. Zie-
le und Ergebnisse dieser internationalen
Bemühungen gerade auch mit Blick auf
die Unternehmen lassen sich zum Beispiel
im CSR-Navigator nachlesen, der im No-
vember 2007 für 13 Länder erschien.7

Der Shell-Skandal

Aber es gibt noch ein weitaus gravieren-
des Ereignis, das die Unternehmen für die
Reaktionen von Nichtregierungsorgani-
sationen und Verbrauchern sensibilisiert
hat. Shell hat im Frühjahr 1995 mit der
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Ob Kinder, Tiere oder Umweltschutz – viele
Firmen erkennen, das auch die Wirtschaft
ihren Beitrag für das Gemeinwohl leisten
muss. Gesellschaftliches Engagement ist in
vielen Firmen fester Bestandteil der Unter-
nehmensstrategie. Verantwortliches unter-
nehmerisches Handeln ist in fast allen Bran-
chen Thema. picture alliance/dpa
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Plattform Brent Spar stellvertretend den
größtmöglichen Reputationsschaden er-
litten: attackiert von einer Nichtregie-
rungsorganisation, boykottiert vom Ver-
braucher und mit unsicherem Rückhalt
seitens nationaler Regierungen. Der Fall
der Brent Spar soll hier nicht im Detail dis-
kutiert werden8, nur so viel sei festgestellt:
Es ging letztlich nicht darum, ob die sach-
lich richtige Entscheidung mit der Versen-
kung oder dem Transport und Abbau der
Plattform getroffen wurde. Es ging viel-
mehr darum, dass die Kommunikation mit
Anspruchsgruppen, den so genannten
Stakeholdern, nicht ausreichend geführt
wurde und eine Rufschädigung im Nach-
hinein nicht mehr wirksam zu beheben ist.
Durch dieses Beispiel wurde Unterneh-
men die Notwendigkeit vorbeugender
Kommunikation und Imagepflege mit
Blick auf ihre Verantwortung bewusst.
Und letztlich wurde Wirtschaftsunterneh-
men auch die Macht der Verbraucherin-
nen und Verbraucher bewusst, die durch
eine zunehmend besser vernetzte und in-
ternational arbeitende Anzahl von Nicht-
regierungsorganisationen informiert und
vertreten werden.
Um diesem Kommunikationsdefizit entge-
gen zu wirken, hat Shell eine Aufarbeitung
des Skandals in einem umfassenden Be-
richt vorgenommen und ist in einen inten-
siven Dialog mit seinen Anspruchsgrup-
pen eingetreten. Vorbeugend hat sich
auch British Petroleum als Mitbewerber in
Beyond Petroleum umbenannt und berich-
tet unter diesem Label über positive Aktio-
nen im Umweltbereich – ein Thema, das
für Rohölunternehmen schwierig ist. 
Dies erklärt auch den Umstand, dass
Nachhaltigkeitsberichte, Sozialberichte,
Corporate-Citizenship-Berichte und Cor-
porate-Responsibility-Berichte in den letz-
ten Jahren von fast allen international tä-
tigen Großkonzernen verfasst werden, um
ihr Engagement und ihre Verantwortung
gegenüber der Gesellschaft und ihren
Mitarbeiterinnen sowie Mitarbeitern un-
ter Beweis zu stellen. Die Bezeichnungen
sind so vielfältig, wie die Definitionen, die
bezüglich des Engagements von Unter-
nehmensverantwortung vorgebracht wer-
den. Auch die Nachhaltigkeitsberichte
werden in ihrer Qualität beurteilt und ih-
rerseits in ein Ranking gebracht. Dies ge-
schah in Deutschland erstmals 2005 und
im November 2007 zum zweiten Mal
durch das Institut für ökologische Entwick-
lung (IÖW) in Kooperation mit dem Rat für
Nachhaltige Entwicklung.

Nachhaltigkeit, CC und CSR – alles
das gleiche?

Zusammen mit dem Begriff der Nachhal-
tigkeit sind auch die Begriffe Corporate
Citizenship (CC) und Corporate Social
Responsibility (CSR) im Gespräch. Die

Grafik zeigt, dass die Begriffe zwar mitei-
nander verbunden, nicht jedoch gleich-
bedeutend sind. Häufig werden sie den-
noch synonym und ganz allgemein für die
gesellschaftliche Verantwortung von Un-
ternehmen verwendet.
Der Terminus Nachhaltigkeit bezieht sich
durch die Entstehungsgeschichte des Be-
griffs (s. o.) auf die Lösung globaler Pro-
bleme und erwartet gerade von multina-
tionalen Unternehmen, dass sie in Ent-
wicklungs- und Schwellenländern rück-
sichtsvoll – das heißt zum Beispiel auf der
Grundlage guter Arbeitsbedingungen –
und ökologisch verträglich wirtschaften.
Nachhaltigkeit richtet sich aber auch an
die Regierungen sowie die Bürgerinnen
und Bürger. 
Unter dem Begriff Corporate Social Re-
sponsibility versteht man im weitesten Sin-
ne die Anwendung der drei Säulen der
Nachhaltigkeit auf die Unternehmen.
Auch wenn die meisten von ihnen sich an
den Zielen des Brundtland-Berichts orien-
tieren, spielt hier der soziokulturelle Hin-
tergrund der einzelnen Länder eine große
Rolle.9 Ein Beispiel mag dies verdeutli-
chen: In einem Land wie Dänemark, in
dem der Staat umfangreich soziale
Dienstleistungen und Infrastrukturen be-
reitstellt, ist es nicht notwendig, dass die
Unternehmen für sozialstaatliche Leistun-
gen Verantwortung übernehmen. Däne-
mark hatte jedoch ein Problem mit der zu-
nehmenden Langzeitarbeitslosigkeit. Die
dänische Regierung hat daher unter dem
Begriff Corporate Social Responsibility
(CSR) die Unternehmen zu einem Pakt auf-
gefordert, um der Arbeitslosigkeit durch
bestimmte Maßnahmen und Beschäfti-
gungsprogramme entgegenzutreten. CSR
definiert sich daher in Dänemark als ein
Arbeitsmarktprogramm und weitet sich
erst seit einigen Jahren – unter anderem
durch den Einfluss anderer Länder – auch
auf andere Themen aus.
Auf europäischer Ebene hat man sich
ebenfalls mit dem Thema Unternehmens-
verantwortung beschäftigt und erkannt,
dass die Solidarität der Unternehmen ge-
genüber der Gesellschaft für die Weiter-
entwicklung des Binnenmarktes von gro-
ßer Bedeutung ist. Das 2001 verfasste EU-
Greenpaper versteht unter CSR einerseits
unternehmensinterne Maßnahmen, die in
Richtung nachhaltiger Entwicklung füh-
ren, wobei der Schwerpunkt auf den Ar-
beitsbedingungen für die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter liegt. Als zweiten Be-
reich weist das Greenpaper die Bezie-
hungen zwischen Unternehmen und Ge-
sellschaft aus, wobei zwischen den unter-
nehmensinternen und den externen Maß-
nahmen Wechselwirkungen bestehen.
Dabei soll jedoch immer die Triple-bot-
tom-Line, d.h. die Aspekte Ökologie,
Ökonomie und Gesellschaft berücksich-
tigt werden. Das Folgepapier sieht CSR
als Beitrag der Wirtschaft zur nachhalti-

gen Entwicklung (vgl. Kommission der Eu-
ropäischen Gemeinschaften 2002) und
bezieht sich auf die Green Paper Definiti-
on: „A concept whereby companies inte-
grate social and environmental concerns
in their business operations and in their
interaction with their stakeholders on a
voluntary basis“. Auch diese Definition er-
wähnt die Selbstverpflichtung der Wirt-
schaftsunternehmen, die viele Politiker
und Unternehmensvertreter inzwischen
als Grundlage des Wirtschaftens sehen.

Das renommierte International Centre for
Corporate Social Responsibility im engli-
schen Nottingham schlägt die folgende
Definition vor: Corporate social responsi-
bility (CSR) refers to the attention of busi-
ness to:
� community involvement,
� socially responsible products and pro-

cesses, and
� socially responsible employee relati-

on.10

Dabei ist zu berücksichtigen, dass Com-
munity Involvement ein Synonym für Cor-
porate Citizenship ist und somit auch als
fester Bestandteil von CSR und damit von
Nachhaltigkeit definiert wird. 

Corporate Citizenship: die Strategie
vor Ort

Das globale Ziel der Nachhaltigkeit rich-
tet sich in erster Linie auf die großen und
international tätigen Großunternehmen.
Auch die CSR-Studien richten sich in ers-
ter Linie auf große Unternehmen, da für
diese Studien sowohl internationales
Handeln und Armutsbekämpfung eine
große Rolle spielen können durch die in-
ternationalen Verflechtungen, insbeson-
dere durch die Zuliefererkette. Während
CSR auch auf unternehmensinterne
Nachhaltigkeit, d.h. umweltfreundliche
Produkte und Produktionsweisen bzw.
Systeme zur Korruptionsvermeidung
(Compliance) abhebt, bezieht sich Cor-
porate Citizenship in erster Linie auf die
Beziehungen zwischen dem Unterneh-
men und seinem direkten Umfeld und da-
mit auf die lokale Ebene. 
Eine der bekanntesten Definitionen er-
klärt Corporate Citizenship als „das ge-
samte über die eigentliche Geschäftstä-
tigkeit hinausgehende Engagement des
Unternehmens zur Lösung gesellschaftli-
cher Probleme. (...) Für dieses Engage-
ment sollen alle Arten von Ressourcen des
Unternehmens unter besonderer Berück-
sichtigung seiner spezifischen Kompeten-
zen genutzt werden.“11 Diese Definition
zeigt einige entscheidende Punkte auf:
Zum einen handelt es sich beim Engage-
ment der Unternehmen um einen Beitrag
für den Standort und seiner Lebensquali-
tät, weil es bestehende Nachteile behe-
ben hilft. Zum anderen werden dabei die



Kompetenzen des Unternehmens einge-
setzt – und somit ist es ein Beitrag, den
tatsächlich auch nur das Unternehmen
leisten kann und damit zu einem zivilge-
sellschaftlichen Akteur eigener Prägung
und Bedeutung wird.

Instrumente von Corporate
Citizenship

Mit Corporate Citizenship verbindet man
Projekte, die sehr unterschiedliche For-
men haben können.12 So gibt es zum Bei-
spiel die klassische Unternehmensspen-
de, mit der ein Verein oder eine Initiative
unterstützt wird. Eine besondere Form da-
von ist das Matching, bei dem das Wirt-
schaftsunternehmen den Betrag, der von
Mitarbeitern für einen guten Zweck ge-
sammelt wurde, verdoppelt. Matching
findet sich in Großbritannien sehr häufig
und stellt sicher, dass diese Unterneh-
mensspenden auch für einen Zweck ein-
gesetzt werden, den die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter befürworten.
Auch das Sponsoring zählt man zu Instru-
menten von Corporate Citizenship. Im
Gegensatz zur Spende erwartet sich das
Unternehmen durch seine Sponsoringak-
tivitäten eine Gegenleistung in Form von
Werbung. Gesponsert werden von Un-
ternehmen häufig Sportveranstaltungen,
aber auch Ausstellungen und Veranstal-
tungen im kulturellen Bereich oder inter-
nationale Begegnungen. Sponsoring ist
heute gängig und hat dafür gesorgt, dass
es zunehmend selbstverständlich ist, dass
die Unternehmen auch von ihrem Enga-
gement profitieren.
Neben der finanziellen Unterstützung ge-
ben die Unternehmen auch Zeitspenden
in Form von Secondment und Corporate
Volunteering: Beim Secondment wird ein
Mitarbeiter für eine bestimmte Zeit an ei-
ne gemeinnützige Einrichtung „ausgelie-
hen“ und kann dort seine unternehmens-
spezifischen Kompetenzen einbringen.
Das Unternehmen bringt durch den Mit-
arbeiter in erster Linie Zeit und Kompeten-
zen ein, im Gegenzug kann dies als Per-

sonalentwicklungsmaßnahme seitens des
Unternehmens gesehen werden, wenn
der Mitarbeiter durch seine Erfahrungen
in der anderen Einrichtung soziale Kom-
petenzen erwirbt. Mittlerweile gibt es ei-
ne große Anzahl von “Azubi-Projekten”13

oder auch Projekte für junge Nachwuchs-
kräfte14, bei denen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in soziale Einrichtungen ge-
schickt werden, um dort andere Lebens-
welten kennen zu lernen. Im Idealfall wer-
den diese Projekte durch die Personalab-
teilung des Unternehmens begleitet. Cor-
porate Volunteering ist eine weniger ver-
pflichtende Form, in der Mitarbeiter sich
für eine gute Sache engagieren und zum
Beispiel soziale und/oder karitative Ein-
richtungen tatkräftig renovieren. Oft stel-
len die Unternehmen den Arbeitnehmer
für jede freiwillig geleistete Arbeitsstunde
um eine weitere Arbeitsstunde frei, die er
dann auch für das betreffende Projekt
verwendet. In den letzten Jahren ist in
Deutschland der Trend zu beobachten,
dass Unternehmen ihren klassischen Be-
triebsausflug für ein freiwilliges Engage-
ment nutzen, aus dem auch langfristige
Projekte entstehen. 
In der Praxis gibt es jedoch auch Partner-
schaftsprojekte, in denen die beispielhaft
genannten Formen des Unternehmensen-
gagements kombiniert auftreten. Wenn
ein Unternehmen sich in Schulprojekten
engagiert, zum Beispiel in Bewerbungs-
trainings für Schülerinnen und Schüler der
8. Jahrgangsstufe, dann bringt es hier so-
wohl Zeit also auch Kompetenz ein – und
häufig auch seine Beziehungen in der
Vermittlung von Auszubildenden. 

Was ist ein gutes Corporate-
Citizenship-Projekt?

Vergegenwärtigt man sich das Beispiel
des Bewerbungstrainings durch Unter-
nehmensmitarbeiter in Schulen und ver-
gleicht man es mit einer Unternehmens-
spende für den örtlichen Fußballverein, so
werden Unterschiede der Involviertheit
der Unternehmen in die jeweiligen Projek-

te deutlich. André Habisch (2003) hat für
erfolgreiche Corporate-Citizenship-Pro-
jekte vier Kriterien definiert, die in der Pra-
xis Bestand haben. Zum einen fordert Ha-
bisch, dass die Projekte auf Zusammenar-
beit ausgelegt sein müssen, das heißt,
dass unterschiedliche zivilgesellschaftli-
che Akteure – im genannten Beispiel
Schulen bzw. Schülerinnen und Schüler
und Unternehmensvertreter – sich begeg-
nen, voneinander lernen und damit ein In-
formationsaustausch über ihre jeweilige
lebensweltliche Situation stattfindet. Hier
zeigt sich bereits ein Unterschied zur
Spende, die im Vergleich wesentlich dis-
tanzierter erscheint, grundsätzlich aber
eine Offenheit zum Engagement seitens
der Unternehmen signalisiert. Das zweite
Kriterium eines erfolgreichen Projekts ist
die Langfristigkeit: Projekte sollen nicht
nur punktuell stattfinden, sondern durch
ihre Beständigkeit helfen, Beziehungen
aufzubauen, Kompetenzen auszubauen
und damit Ressourcen zu erhöhen. Im ge-
nannten Beispiel entstehen vertrauens-
volle Beziehungen zu der Schule, d.h. die
Verbindungen müssen nicht neu ange-
bahnt und Erwartungshaltungen nicht
aufs Neue abgeglichen werden. Es kann
auf erworbenen Kompetenzen, bestehen-
den Informationen und Beziehungen auf-
gebaut werden, wodurch eine neue Qua-
lität erreicht wird. Der dritte Aspekt ist
nach Habisch die Kompetenz, das heißt,
dass das Wirtschaftsunternehmen seine
spezifischen Fähigkeiten und Möglichkei-
ten einbringt und sich als Akteur der Zivil-
gesellschaft unersetzlich macht. So zeigt
sich am Beispiel der Bewerbungstrai-
nings, dass die Unternehmensvertreter bei
den Jugendlichen einen besonderen Res-
pekt genießen und Bemerkungen zum Ver-
halten in der Bewerbungssituation oder
auch zur Kleiderordnung wesentlich eher
angenommen werden als von Eltern oder
Lehrern. Der letzte Punkt, den Habisch
nennt, bezieht sich auf die Wirkung der
Projekte, die tatsächlich in die Gesell-
schaft hinein wirken und dort Probleme lö-
sen sollen und sich nicht in Medienwirk-
samkeit erschöpfen sollen. Mit diesen vier
Kriterien sind viele zivilgesellschaftliche
Aspekte abgedeckt, die eine Integration
des Unternehmens in die Gesellschaft för-
dern und den oft wahrgenommenen Ge-
gensatz von Wirtschaft und Gesellschaft
überbrücken helfen.

Die Engagementbereitschaft der
Unternehmen

Das Land Baden-Württemberg fördert
seit 2005 Corporate Citizenship (CC) um-
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Abbildung 1: Begriffseinordnung für unternehmerisches Engagement
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fassend und hat eine Kampagne ins Le-
ben gerufen, die unter dem Begriff „Unter-
nehmen Bürgerschaftliches Engagement“
verschiedene Ansätze unterstützt. Dieser
systematische Förderungsansatz ist in Ba-
den-Württemberg nicht neu: Seit Jahren
wird bürgerschaftliches Engagement
durch ein Landesnetzwerk der kommuna-
len Spitzenverbände intensiv und flä-
chendeckend gefördert.15

Als Teil dieser Förderung hat das Zentrum
für zivilgesellschaftliche Entwicklung
2005 eine repräsentative Studie in Ba-
den-Württemberg durchgeführt. 541 Un-
ternehmen nahmen an 25-minütigen Tele-
foninterviews teil. Die Studie untersuchte
Themen wie Handlungsfelder, Engage-
mentarten, Motivation und Anerkennung
der engagierten Unternehmen mit dem
Ziel, Daten für eine mögliche Förderung
von Corporate Citizenship zu erhalten. 
Nachfolgend sollen einige Ergebnisse
aus dieser Studie vorgestellt werden. Die
Ergebnisse zeigen, dass gerade auch
kleinere und mittelständische Unterneh-
men sich engagieren und ihr Engagement
stark mit dem Umfeld und den Unterneh-
merpersönlichkeiten verbunden sind.
Da die repräsentative Studie die Unter-
nehmensstruktur in Baden-Württemberg
abbildet, waren mit Blick auf die Betriebs-
größe Betriebe mit bis zu drei Beschäftig-
ten mit 41 Prozent am stärksten vertreten,
gefolgt von Betrieben mit zwischen vier
und neun Beschäftigen (31 Prozent).
Knapp jeder fünfte (18 Prozent) in die Be-
fragung einbezogene Betrieb weist eine
Beschäftigtenzahl von zehn bis 49 auf
und jeder zehnte Betrieb (11 Prozent) eine
Beschäftigtenzahl von 50 und mehr. 
Grundsätzlich konnte eine hohe Engage-
mentquote von 85 Prozent bei den unter-
suchten Unternehmen festgestellt wer-
den. Sie sind in mindestens einem Enga-
gementfeld regelmäßig aktiv. Engage-
ment ist für viele Unternehmen also durch-
aus selbstverständlich – und hat Traditi-
on: 57 Prozent der engagierten Unter-
nehmen geben als wichtigsten bzw. wich-
tigen Motivationsgrund für ihre CC-Akti-
vitäten an, dass „sie das schon immer so
gemacht haben“. Sie engagieren sich
breit gestreut, wobei der Schwerpunkt
auf Bildung und Ausbildung, Sport und im
sozialen Bereich liegt.
In der Studie wurde die Frage nach der
Motivation von Unternehmen, sich für die
Gesellschaft zu engagieren, in unter-
schiedlichen Zusammenhängen unter-
sucht. An erster Stelle stand das Selbst-
verständnis der Unternehmen mit Blick
auf ihre Verantwortung als gesellschaftli-
cher Akteur. 49 Prozent der Unternehmen
stimmen der Aussage „voll zu“, dass das
gesellschaftliche Engagement fest zu den
unternehmerischen Aufgaben gehört. In
erster Linie liegt ihrer Meinung nach die
gesellschaftliche Verantwortung jedoch
beim Bürger (58 Prozent), während dem

Staat mit 38 Prozent hier weniger Kompe-
tenz zugestanden wird.
Auch wenn viele Unternehmen das gesell-
schaftliche Engagement als unternehmeri-
sche Aufgabe betrachten und 85 Prozent
tatsächlich engagiert sind, sind die Be-
griffe Corporate Citizenship und Corpo-
rate Social Responsibility bei den Unter-
nehmen kaum bekannt. Die hier vorge-
stellte Studie zeigt, dass nur elf Prozent
der befragten Unternehmen in Baden-
Württemberg den Begriff ganz kennen,
bei dem verwandten Begriff des Corpora-
te Social Responsibility (CSR) sind es im-
merhin 15 Prozent. Die – etwas umständ-
liche – Übersetzung „Bürgerschaftliches
unternehmerisches Engagement“ schnei-
det dagegen wesentlich besser ab: Mit
diesem Begriff wissen immerhin 49 Prozent
der Befragten etwas anzufangen und sa-
gen aus, dass er ihnen „ganz klar“ ist.

Handlungs- und Engagementfelder
sind unternehmensbezogen

Die Unternehmen wurden nach Themen
gefragt, die ihrer Meinung nach im regio-
nalen Umfeld einen wichtigen Hand-
lungsbedarf darstellen. Über alle Grö-
ßenklassen hinweg haben die Unterneh-
men die Bewältigung der Arbeitslosigkeit
an vorrangigen Platz zugewiesen, gefolgt
von Bildung und Ausbildung. Das Hand-
lungsfeld Bildung bzw. Ausbildung wird
dabei von größeren Unternehmen – ab 50
Beschäftigte – in der Tendenz häufiger ge-
nannt. Bemerkenswert ist, dass die Plätze
drei und vier von wertbezogenen Aussa-
gen eingenommen werden, wobei „Fleiß
und Leistungsbereitschaft“ vor „füreinan-
der Verantwortung tragen“ rangiert. Die
Ergebnisse zeigen – insbesondere wenn
man berücksichtigt, dass Handlungsfel-
der wie Armut, Kriminalität und demogra-
phischer Wandel in der Bedeutung als
nachrangig genannt werden –, dass die

Unternehmen die Grundwerte der sozia-
len Marktwirtschaft stark bejahen. Auch
wenn dies in größeren Unternehmen mit
mehr als 50 Beschäftigten in der Tendenz
leicht seltener der Fall ist als in den kleinen
Unternehmen.

CC ist in erster Linie ein 
persönliches Anliegen

Der Blick auf die direkte Abfrage von Mo-
tivation und Anstoß zum Engagement
zeigt, dass die Motivation zum Engage-
ment laut der befragten Unternehmerin-
nen und Unternehmer aus einem „persön-
lichen Anliegen“ resultiert. Typisch für die
klein- und mittelständische Struktur der be-
fragten Unternehmen mag auch sein, dass
in 97 Prozent der Fälle die Chefin oder der
Chef über das Engagement entscheidet.
Vor diesem Hintergrund wird auch klar,
dass das persönliche Anliegen eine be-
sondere Rolle spielt – die Person des Un-
ternehmers ist eng mit dem Engagement
und dem Unternehmen, aber auch mit dem
Standort verbunden. Gestärkt wird dies
noch durch die Tatsache, dass Spenden
mit 86 Prozent zwar nach wie vor auf Platz
1 vor Sachspenden, der Bereitstellung von
betrieblicher Infrastruktur und Sponsoring
liegen, sich der persönliche Einsatz des
Unternehmers und das Mitarbeiterenga-
gement auf 17,5 Stunden pro Monat und
Unternehmen belaufen.
Die Studie zeigt jedoch auch den Unter-
schied zwischen großen und kleinen Un-
ternehmen an. Größere Wirtschaftsunter-
nehmen haben eine weitaus stärkere Nei-
gung, ihre Corporate-Citizenship-Aktivi-
täten für einen betriebswirtschaftlichen
Nutzen (z.B. Kundenbeziehungen, Mar-
keting) einzusetzen. Auf der anderen Sei-
te berichten große Unternehmen auch
häufiger über ihr Engagement in der Pres-
se. Wichtig ist das Thema der Öffentlich-
keitsarbeit über Corporate-Citizenship-

Abbildung 2: Aufgaben von Staat, Unternehmen, Bürgerinnen und Bürgern



Aktivitäten, weil sich gezeigt hat, dass
Unternehmen gerade dann bereit sind,
sich gesellschaftlich zu engagieren, wenn
sie auch andere Unternehmen kennen,
die sich engagieren. Das bedeutet: Je
mehr über Unternehmen und ihr Engage-
ment berichtet wird, desto größer die
Wahrscheinlichkeit, dass sich auch ande-
re Unternehmen sich engagieren.

Gemeinsame Standortentwicklung

Es zeigt sich, dass die Unternehmen durch-
aus bereit sind, sich durch einen Beitrag –
finanziell oder persönlich – in die Gesell-
schaft einzubringen und Verantwortung zu
übernehmen. Gespräche vor Ort haben
gezeigt, dass sie dabei kreativ sind und
gerne ihre spezifischen Kompetenzen ein-
bringen. Wichtig ist daher, dass sie durch
die anderen zivilgesellschaftlichen Akteu-
re, also die Verwaltung, Vereine, Einrich-
tungen und Verbände in Planungs- und Ent-
wicklungsprozesse vor Ort einbezogen
werden, um dort eine Rolle für sich finden
zu können. Da sie ein starkes Interesse für
den Standort auszeichnet, sind sie gute
Partner für die Diskussion und Weiterent-
wicklung einer Vielzahl von Themen. Dabei
kann es um die Entwicklung der Kommune
zur familienfreundlichen Stadt gehen, aber
auch um Vereinsförderung und -unterstüt-
zung und die Verbesserung des Ausbil-
dungsangebots. All das sind gemeinwohl-
orientierte Themen, die für zivilgesell-
schaftliche Akteure wichtig sind und für die
der Beitrag aller – auch der Wirtschaftsun-
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CORPORATE CITIZENSHIP: 
DAS UNTERNEHMEN ALS TRÄGER 

SOZIALER VERANTWORTUNG

Abbildung 3: Motive zum gesellschaftlichen Engagement

Dr. Martina Wegner ist seit 2005 Ge-
schäftsführerin des Zentrums für zivilge-
sellschaftliche Entwicklung (zze) in Frei-
burg. Das Zentrum für zivilgesellschaftli-
che Entwicklung hat eine repräsentative
Studie zum bürgerschaftlichen Engage-
ment der Unternehmen in Baden-Würt-
temberg durchgeführt und betreut die För-
derung von Corporate Citizenship in der
Region Südbaden. In ihrer Dissertation
hat Martina Wegner im Auftrag der Al-
lianz Group eine 6-Länder-Studie zur un-
ternehmerischen Nachhaltigkeit durchge-
führt, in den letzten Jahren zu diesem The-
ma weiter geforscht und veröffentlicht.

U
N

SER
E A

U
TO

R
IN



266

ENGAGEMENT UNTER DEM BLICKWINKEL DER GENDERPERSPEKTIVE

BürgerInnenengagement und das
Engagement von Frauen
Gertraud Diendorfer / Petra Mayrhofer

Die Dichotomisierung in eine öffentlich-
männliche Sphäre und eine Sphäre des
Häuslichen, Privaten und Weiblichen ist
weit mehr als ein bloßes historisches Re-
likt. Sie charakterisiert eine wesentliche
Hürde, die Frauen auf dem Weg in die po-
litische Öffentlichkeit und Teilhabe über-
winden mussten. Der Grad der Frauenbe-
teiligung und das politische Engagement
von Frauen kann nur auf der Folie unter-
schiedlicher Voraussetzungen und „nach-
holender“ Partizipation betrachtet wer-
den. Gertraud Diendorfer und Petra
Mayrhofer erörtern nach einem histori-
schen Überblick, wie die aktuelle Ausprä-
gung gesellschaftlichen Engagements von
Frauen aussieht und inwieweit sich dieses
vom männlichen Bürgerengagement ab-
hebt. Auf der Grundlage empirischer Stu-
dien zur Partizipationsforschung wird das
bürgerschaftliche Engagement von Frau-
en anhand leitender Fragestellungen ana-
lysiert: Welche Motive haben Frauen und
in welchen Bereichen engagieren sie sich,
wo liegen die geschlechtsspezifischen Un-
terschiede? Quantitativ zeigt sich, dass
sich in aller Regel mehr Männer als Frau-
en in der Bürgergesellschaft engagieren.
Es gibt also nach wie vor strukturelle Un-
gleichheiten in der Verteilung von Er-
werbsarbeit und Familien- und Betreu-
ungsarbeit, die sich in politischen und bür-
gerschaftlichen Beteiligungsformen nie-
derschlagen. Das Fazit der Autorinnen ist
ernüchternd: analog zum Erwerbsleben
sind beim bürgerschaftlichen Engagement
geschlechtsspezifische Unterschiede fest-
zustellen. �

„BürgerInnenschaft in einem demokrati-
schen Nationalstaat war und ist das Ziel
zahlreicher historischer und zeitgenössi-
scher sozialer Bewegungen. Zu den in die-
sem Sinne Engagierten zählen auch die
Frauen.“ Barbara Holland-Cunz1

Historische Hypothek: Die Trennung
in öffentlich und privat

Die Geschichte der Frauenbewegung
zeigt allerdings, dass es für Frauen un-
gleich schwerer war, sich ihren Platz als
gleichberechtigte und teilhabende Bür-
gerin zu erkämpfen. Bereits Olympe de

Gouges forderte, dass die in der Fran-
zösischen Revolution verkündeten Men-
schen- und Bürgerrechte genauso für
Frauen zu gelten hätten und postulierte,
dass Frauen freie und gleichberechtigte
Bürgerinnen sind: In Artikel 10 in der von
ihr formulierten „Erklärung der Rechte der
Frau und Bürgerin“ heißt es: „Die Frau hat
das Recht, das Schafott [Anm. Richtstätte
für Hinrichtungen] zu besteigen. Sie muss
gleichermaßen das Recht haben, die
Rednerbühne zu besteigen.“2 Olympe de
Gouges bezahlte diese Forderung noch
mit dem Leben und als Begründung für ih-
re Hinrichtung führten die Richter an: „Ein
Staatsmann wollte sie sein, und das Ge-
setz hat die Verschwörerin dafür bestraft,
dass sie die Tugenden vergaß, die ihrem
Geschlecht geziemen.“3 StaatsMANN
versus weibliche Tugenden – diese Dicho-
tomisierung in öffentlich/männlich und
häuslich/privat/weiblich, die in dem Zitat
anklingt, charakterisiert eine wesentliche
Hürde, die die Frauen auf dem Weg in die
politische Öffentlichkeit und Teilhabe zu
nehmen hatten. 
Auch in den aktuellen Diskussionen um
Bürgergesellschaft und Zivilgesellschaft
wird die Frage gestellt, wieweit diesen
Konzepten nicht auch geschlechtsspezifi-
sche Rollenzuschreibungen bzw. tradier-
te Muster von Arbeitsteilung eingeschrie-
ben sind, die Frauen eher wieder benach-
teiligen. Die formulierte Kritik an der Bür-
gergesellschaft besteht einerseits darin,
dass durch die intendierte Zurücknahme
des Staates zugunsten von mehr Eigen-
verantwortung durch den Einzelnen nicht
unbedingt eine stärkere Sicherung der
Teilhabechancen damit verbunden ist
und andererseits bürgerschaftliches En-
gagement Kriterien wie ausreichend Zeit
und materielle Unabhängigkeit voraus-
setzt, die wiederum ausschließende Wir-
kung haben können. 
Das Konzept „Zivilgesellschaft“ wiederum
erweitert vornehmlich politische Selbst-
bestimmung der Bürgerinnen, doch ist es
deshalb „an sich“ noch kein emanzipato-
risches Konzept, wie die Politologin Birgit
Sauer ausführt, sondern muss erst „zu ei-
nem frauenfreundlichen Konzept ge-
macht werden.“4 In diesem Artikel wollen
wir uns, nach einem kurzen historischen
Überblick, fragen, wie gesellschaftliches
Engagement von Frauen aussieht und in-
wieweit sich dieses von männlichem Bür-
gerengagement überhaupt abhebt.

Das Engagement von Frauen für
bürgerliche Rechte und mehr
Beteiligung

Frauen begannen das, was die Französi-
sche Revolution versprochen hatte, mit un-
terschiedlichen Strategien und Mitteln
sukzessive einzufordern. Mehr Bürger-
rechte auch für Frauen nicht nur formal,
sondern auch faktisch – eine Bürgerge-
sellschaft, die die Bürgerinnen mit ein-
schloss. Frauen gründeten Frauenvereine
und organisierten sich politisch. Die poli-
tisch aktiven Frauen konzentrierten sich in
den folgenden Jahrzehnten des ausge-
henden 19. Jahrhunderts und im 20. Jahr-
hundert im Wesentlichen auf drei große
Bereiche: Zugang zur Bildung5, Zugang
zum Erwerbsleben – insbesondere von
Mittelstandsfrauen (gegen die Frauenar-
beitsverbote) – und das Frauenstimmrecht
für alle, was gleichbedeutend war mit der
gleichberechtigten Teilhabe von Frauen
am politischen Geschehen. Der Allgemei-
ne Österreichische Frauenverein (AÖFV)
deklarierte als vorrangiges Ziel die Mitge-
staltung der Frauen bei der Verbesserung
gesellschaftlicher Verhältnisse (allgemei-
ne Wohlfahrt, Verbesserung des Vorschul-
und Schulwesens, Entmilitarisierung der
Gesellschaft). Auch das Frauenstimmrecht
wurde dabei als Mittel zur Emanzipation
der Frauen und zur Erreichung vordringli-
cher sozialpolitischer Ziele gesehen.6
Legitimiert wurde der Anspruch auf Inklu-
sion und Teilhabe sowohl auf der Basis
von Gleichheitsansprüchen (also politi-
sche Partizipation unabhängig von Ge-
schlechtszugehörigkeit) aber auch mit
„differenzfeministischer Argumentation,
die von einer wesentlichen (sozialen oder
biologischen) Unterschiedlichkeit der
Geschlechter ausgeht und diese für den
Staat positiv einsetzen und politisieren
will.“7

Von der Bürgergesellschaft zur
BürgerInnengesellschaft 

Mit der Erlangung des Wahlrechts war
ein zentrales Ziel im Kampf um das Erlan-
gen der Bürgerrechte erreicht, das Frau-
en den Zugang zu politischen Ämtern er-
öffnete. Doch die „verspätete“ Aufnahme
von Frauen in das repräsentative System
wirkt bis heute nach und ist demzufolge
auch Gegenstand feministischer Kritik



und Analysen. „Je später das Frauen-
wahlrecht in einem Land errungen wurde,
desto unwahrscheinlicher ist eine aktuell
geschlechtergerechte Verteilung in Legis-
lative und Exekutive“8, wie die Politologin
Barbara Holland-Cunz konstatiert (vgl.
Abbildung 1).
Die ungleiche Teilhabe der Geschlechter
in der Politik zeigt sich aber auch in einer
Art von Teilung zwischen einer Sphäre
des vermeintlich unpolitischen Privaten,
Familiären und einer Sphäre der politi-
schen Öffentlichkeit, der Bedeutsamkeit
und Entscheidungsmacht zugeschrieben
werden.9 Die Ressorts der „ersten“ Amts-
inhaberinnen – Sozialagenden, Familien-
oder Frauenministerien – spiegeln diese
gesellschaftlich verortete Zuständigkeit
und Zuordnung von Frauen auf frauenpo-
litische Themen wider, hingegen brauch-
te es meist länger, bis Frauen an die Spit-
ze von Finanz-, Wirtschafts- oder Vertei-
digungsressorts gelangen konnten. Diese
Aufteilung von privater und öffentlicher
Sphäre des Politischen entlang der Rol-
lenzuschreibungen wurde von der Frau-
enbewegung in Frage gestellt. Die Frau-
enbewegung in den 1970er-Jahren des
20. Jahrhunderts hat mit dem Slogan
„Das Private ist politisch“ auf die gesell-
schaftspolitische Bedeutung und Rele-
vanz von individuellen Lebenszusammen-
hängen, dem so genannten „Privaten“,
hingewiesen und die ungleiche Vertei-
lung von bezahlter und unbezahlter Ar-
beit und damit verbunden die Verteilung
der Haus- und Familienarbeit themati-
siert. An diese Politisierung (aller Lebens-
bereiche) knüpfte sich auch die Hoffnung,
dass durch die Veränderung der Lebens-
umstände eine verstärkte Partizipation
von Frauen möglich wird. 
Die angestrebte gesellschaftliche Demo-
kratisierung,10 die mit einer Kritik an den
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Abbildung 1: Anteil von Frauen im Parlament nach Regionen, 1995–2004
(Angaben in Prozent).

Darstellung herausgearbeitet (vgl. Abbil-
dung 2).
Frauenbeteiligung und ihr gesellschaftli-
ches politisches Engagement kann, wie
dieser oben skizzierte kurze historische
Abriss zeigt, nur vor dem Hintergrund die-
ses geschlechterspezifischen nachholen-
den Verfahrens und dem Versuch, (politi-
sche) gesellschaftliche Strukturen durch
Teilhabe mit zu verändern bzw. neu zu kon-
zeptionieren, gesehen werden. Demzufol-
ge beziehen sich auch die Erklärungsan-
sätze für die unterschiedliche (politische)
Beteiligung von Frauen und Männern 
auf geschlechtsspezifisch unterschiedliche
Sozialisation (Rollenbilder) und Lebens-
zusammenhänge (geschlechtsspezifische
Arbeitsteilung, Zeitressourcen, Doppelbe-
lastung, Bildung und ökonomischer Status)
sowie auf die unterschiedlichen strukturel-
len Zugangsbarrieren (politische Kultur,
Politikstile und -verständnis, Rekrutierungs-
muster)12 – beispielsweise die prozentual
nach wie vor niedrigere Beteiligung von
Frauen im institutionalisierten Bereich (sie-
he Abbildung 1). In unkonventionellen Be-
reichen politischer Partizipation wie etwa
bei sozialen Bewegungen, Bürgerinnen-
initiativen etc. ist hingegen die Beteiligung
besser aufgeteilt. „Im Unterschied zu Par-
teien und Parlamenten bieten soziale Be-
wegungen für Frauen sehr viel unmittelba-
rere Teilhabechancen, und entsprechend
lassen sich in diesem Bereich egalitäre(re)
Beteiligungsstrukturen nachweisen.“13 (vgl.
Tabellen 1, 2, 3).
Ein Vergleich der beiden Tabellen zur Be-
reitschaft und tatsächlichen politischen

BÜRGERINNENENGAGEMENT UND 
ENGAGEMENT VON FRAUEN

Mainstream Mögliche Entwicklungen

Partizipation bei Partizipation bei Zusammenhang zwischen
Wahlen und in Wahlen, in Parteien, sozialer und politischer
Parteien Demonstrationen, Partizipation wird neu

Bürgerinitiativen; überdacht (Kaase; Putnam)
politische Intention
der Agierenden

Genderorientiert / feministisch

Frauenbewegung: Fließende Grenzen Ebenso das Verhältnis
„Das Private zwischen politischer zwischen Intention und
ist politisch.“ und sozialer Partizipation Konsequenz

politische Intention der
Agierenden nicht nötig

Quelle: Geißel, Brigitte/Penrose, Virginia (2003): Dynamiken der politischen Partizipation und Partizipa-
tionsforschung. 2003. Unter: http://web.fu-berlin.de/gpo/pdf/geissel_penrose/geissel_penrose.pdf
(4.10.2007), S. 4.

Abbildung 2: Entwicklung des Partizipationsbegriffs in der Mainstream- und
der genderorientierten Partizipationsforschung.

konventionellen politischen Beteiligungs-
formen einherging, erweiterte den Partizi-
pationsbegriff auf soziale und private 
Tätigkeiten, auf „unkonventionelle“, nicht 
institutionalisierte Partizipation. Damit
sollten „ehrenamtliche und soziale Tätig-
keiten von Frauen, z.B. in bürgernahen
selbsthilfeorientierten Initiativen, in kirch-
lichen Gruppen, in Elternräten von Kinder-
gärten wie Schulen und sozialen Verbän-
den als ‚andere, weibliche‘ Form politi-
scher Partizipation“ berücksichtigt wer-
den.11 Brigitte Geißel und Virginia Penro-
se haben auf der Basis dieser Entwick-
lungsgeschichte des Partizipationsbegrif-
fes sowohl im Mainstream der Forschung
als auch in der genderorientierten Partizi-
pationsforschung folgende übersichtliche
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Beteiligung in Österreich zeigt, dass beide
Geschlechter relativ ausgewogen zu En-
gagement bereit sind, aber mehrheitlich
Männer angeben, sich politisch beteiligt
zu haben. Im nachfolgenden zweiten Teil
wird auf der Basis der vorhandenen empiri-
schen Studien zur Partizipationsforschung
das bürgerschaftliche Engagement von
Frauen näher beleuchtet. Welche Motive
haben Frauen und in welchen Bereichen 
engagieren sie sich, wo liegen die ge-
schlechtsspezifischen Unterschiede?

Engagement unter dem Blickwinkel
der Genderperspektive

Soziodemographie des
Bürgerengagements in Europa

Einer Eurobarometer-Umfrage 2007 zu-
folge übt durchschnittlich jeder/jede Drit-
te in der Europäischen Union eine aktive
Mitgliedschaft oder eine ehrenamtliche
Tätigkeit aus. Die Angaben differieren
stark nach Regionen: In Skandinavien,

Frauen Männer

„Habe in Bürgerinitiative mitgearbeitet.“ 19,2 23,0

„Habe an ungenehmigter Demonstration teilgenommen.“ 8,4 9,8

„Habe an genehmigter Demonstration teilgenommen.“ 30,6 40,7

„Habe an Unterschriftensammlung teilgenommen.“ 69,5 71,5

Tabelle 1: Partizipation an nicht institutionalisierten Formen von Politik nach
Geschlecht in Deutschland 2002 (in Prozent).

Quelle: ALLBUS 2002; eigene Berechnungen. In: Gender Datenreport. Unter: http://www.bmfsfj.de/
bmfsfj/generator/Publikationen/genderreport/6-Politische-partizipation-und-buergerschaftliches-
engagement/6-6-Buergerschaftliches-engagement-und-nicht-institutionalisierte-politikformen/6-6-2-
beteiligung-an-nicht-institutionalisierten-politikformen.html (4.10.2007).

In Prozent haben schon oft Österreich Männer Frauen
oder manchmal gemacht: gesamt

– mit anderen Bürgern zusammenarbeiten, 
um Probleme in der Gemeinde zu lösen. 21 26 16

– eine politische Versammlung besuchen. 16 21 13

– Zeit für den Wahlkampf einer Partei 
oder eines Kandidaten aufwenden. 7 10 5

– mit Politikern sprechen oder sonst 
mit ihnen Kontakt aufnehmen, 
um politische Dinge zu erörtern. 15 20 10

– versuchen, Freunde zu veranlassen, 
eine bestimmte Partei zu wählen. 15 18 11

– Leserbrief schreiben, 
um auf bestimmte Dinge in der Politik 
aufmerksam zu machen. 7 8 8

– in einer Bürgerinitiative mitarbeiten. 8 10 7

Tabelle 2: Politische Beteiligung in Österreich 1999.

Quelle: Ulram, Peter (2000): Civic Democracy. Politische Beteiligung und politische Unterstützung. In: Pe-
linka, Anton/Plasser, Fritz/Meixner, Wolfgang (Hrsg.) (2000): Die Zukunft der österreichischen Demokra-
tie. Trends, Prognosen und Szenarien (Schriftenreihe des Zentrums für Angewandte Politikforschung,
Band 22). Wien, S. 108.

In Prozent sind bereit zu tun Österreich 
gesamt Männer Frauen

– Firmen / Konsumartikel boykottieren. 46 49 43

– Unterschriften für eine Bürgerinitiative 
sammeln. 39 34 43

– in einer Bürgerinitiative mitarbeiten. 26 27 26

– bei einem Streik mitmachen. 26 32 21

– an einer Demonstration teilnehmen. 20 20 19

– den Verkehr aufhalten. 8 10 6

– sich weigern, Steuern zu bezahlen. 7 8 7

– der Polizei Widerstand leisten. 3 4 2

– Parolen an Mauern sprayen. 2 2 1

– Mietshäuser besetzen. 1 1 1

Tabelle 3: Bereitschaft zu unkonventioneller politischer Beteiligung in Österreich.

Quelle: Fessel-GfK, Life Style-Politik (1999), N=4500, Angaben in Prozent.

Deutschland und Österreich gaben dies
zwischen 49 und 60 Prozent an, hingegen
liegt das Engagement in südosteuropäi-
schen Staaten und in Lettland und Litauen
nur unter 20 Prozent14 (vgl. Tabelle 4).
Die Fragestellung lautete: Sind Sie derzeit
aktives Mitglied oder ehrenamtlich für 
eine oder mehrere der nachfolgenden
Organisationen tätig? Als Organisatio-
nen zur Auswahl standen den Befragten
die Antwortmöglichkeiten Verbraucher-
verband, Organisation zur Verteidigung
der Rechte älterer Menschen, Organisa-
tionen für Patienteninteressen, Berufsver-
band, Berufsorganisation, Internationa-
le Organisation, Umweltschutzorganisa-
tionen, Tierschutzverein, Politische Partei
oder Organisation, themenzentrierte Or-
ganisationen, Freizeitorganisation für Äl-
tere, Gewerkschaft, Wohlfahrtsverband,
Sozialverband, Hilfswerk, Religiöser Ver-
ein oder Kirchenverband, Musik- oder
Gesangverein, Kulturverein, Verein im Be-
reich der Erziehung.
Überdurchschnittlich gebildete, erwerbs-
tätige Menschen sind stärker engagiert
als nicht erwerbstätige Personen.15 Unter
den zentralen Motiven des Engagements
führt neben dem persönlichen „Ertrag“ –
gleichbedeutend mit Faktoren wie Spaß
und eigenen Interessenslagen – ein auf-
fallend hoher Prozentsatz an, ihr freiwilli-
ges Engagement im Sinne einer politi-
schen Beteiligung zu bewerten (vgl. Ta-
belle 5). 
Für Deutschland gaben beispielsweise 48
Prozent an, dass ihr Engagement zumin-
dest teilweise eine Form von politischem
Engagement darstellen würde. Dem Po-
tential freiwilligen Engagements für das
Zusammenwirken der Gesellschaft sind
sich zwei Drittel voll und ganz bewusst,
die ihr Tun als eine gestalterische Kompo-
nente an der Gesellschaft interpretie-
ren.16 Ähnlich die Lage in Österreich, wo
politische oder soziale Veränderung für
mehr als ein Drittel eine wichtige Motiva-
tion ihrer Beteiligung darstellen.17

Unterschiede im Hinblick auf
bürgerschaftliches Engagement

Im Folgenden wird im Speziellen auf die
Unterschiede des bürgerschaftlichen En-
gagements von Frauen und Männern im
deutschsprachigen Raum eingegangen.
Ein Querschnitt durch rezente europäi-
sche Studien zeigt, dass in der Regel mehr
Männer als Frauen angeben, sich in der
Bürgergesellschaft zu engagieren: Im
deutschen Freiwilligensurvey 2004 wurde
für Männer eine Engagementquote von
39 Prozent ermittelt – jene der Frauen lag
bei 32 Prozent. Im Vergleich zum Freiwilli-
gensurvey 1999 stieg damit die Frauenen-
gagementquote um zwei Prozentpunkte
an. Berufstätige Frauen weisen mit 37 Pro-
zent eine höhere Engagementquote auf.18



die definiert das bürgerschaftliche Enga-
gement als „Arbeitsleistung, der kein mo-
netärer Gegenfluss gegenübersteht und
deren Ergebnis KonsumentInnen außer-
halb des eigenen Haushalts zufließt.“24

Dies inkludiert beispielsweise auch infor-
melle Freiwilligenarbeit wie Altenpflege
und Nachbarschaftshilfe. Dieser weite
Definitionsraum erklärt die relativ hohen
Prozentsätze bürgerschaftlichen Engage-
ments dieser Studie: Demzufolge ist im
Untersuchungszeitraum zwischen 1982
und dem Jahr 2000 zwar ein Rückgang
ehrenamtlicher Arbeit feststellbar. Die ge-
schlechterspezifische Schere hat sich al-
lerdings in diesem Zeitraum etwas verrin-
gert, anno 2000 gaben 55,5 Prozent der
Männer und 47,2 Prozent der Frauen an,
ehrenamtlich tätig zu sein (im Vergleich
1982: Männer: 64,8 Prozent, Frauen: 53,9
Prozent).25

„Weibliche“ Domänen und
„männliche“ Bastionen

Das Engagementprofil von Frauen und
Männern weist allerdings nicht nur Unter-
schiede in Hinsicht auf den prozentualen
Beteiligungsgrad auf. Ebenso differieren
die Form und der thematische Bereich des
Engagements zwischen den Geschlech-
tern:  Analog zum Erwerbsleben ist eine
geschlechterspezifische Segregation der
Arbeitsbereiche beim bürgerschaftlichen
Engagement festzustellen.26 In den Berei-
chen Kultur und Musik, Umwelt- und Tier-
schutz, Jugendarbeit und Bildungsarbeit
für Erwachsene ist das Beteiligungsver-
hältnis zwischen den Geschlechtern in et-
wa ausgeglichen. Männer engagieren
sich stärker in sportlichen, freizeit-, und
berufsbezogenen Tätigkeiten sowie Ka-
tastrophenschutz wie beispielsweise Ret-
tungsdienste oder der Freiwilligen Feuer-
wehr. Viermal soviel Männer wie Frauen
geben an, sich in der Politik oder einer In-
teressenvertretung zu engagieren27 (vgl.
Tabelle 6).
Für Österreich bestätigen Badelt und Hol-
lerweger diese Strukturen geschlechts-
spezifischer Segmentierung, weisen aller-
dings darauf hin, dass die Beteiligung
von Frauen in männerdominierten Berei-
chen im Untersuchungszeitraum gestie-
gen ist. Dies ist auch im Vergleich der Frei-
willigensurveys von 1999 und 2004 für
Deutschland zu konstatieren. Allerdings
dringen vice versa die Männer nicht ver-
stärkt in „Frauendomänen“ im Sektor eh-
renamtlicher Arbeit vor.28 Dennoch bleibt
der Beteiligungsgrad der Frauen bei eh-
renamtlichen Tätigkeiten im Sektor Politi-
sche Arbeit und Interessenvertretung in
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Tabelle 4: Aktive Mitgliedschaft oder ehrenamtliche Tätigkeit in der EU.

Quelle: Eurobarometer (2007): Spezial 273 „Soziale Wirklichkeit in Europa“. Bericht, Februar 2007, S. 35.

voll und überhaupt
ganz teilweise nicht

Ich will durch mein Engagement 
die Gesellschaft zumindest 
im Kleinen mitgestalten. 66 29 5

Ich will durch mein Engagement 
vor allem mit anderen Menschen 
zusammenkommen. 60 35 5

Mein Engagement ist eine Aufgabe, 
die gemacht werden muss und für die 
sich jedoch schwer jemand findet. 44 40 16

Mein Engagement ist auch eine Form 
von politischem Engagement. 21 27 52

Tabelle 5: Motive für das freiwillige Engagement. 
Ergebnisse für Deutschland 2004 (Angaben in Prozent).

Quelle. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2005): Freiwilliges Engagement in
Deutschland 1999 - 2004. Ergebnisse der repräsentativen Trenderhebung zu Ehrenamt, Freiwilligenar-
beit und bürgerschaftlichem Engagement. München, S. 97.

Österreich 60% Tschechien 33%

Niederlande 55% Estland 28%

Deutschland 55% Großbritannien 28%

Schweden 53% Malta 24%

Finnland 50% Zypern 23%

Dänemark 49% Lettland 20%

Luxemburg 45% Griechenland 18%

Irland 40% Spanien 18%

Belgien 37% Ungarn 17%

Frankreich 36% Polen 16%

Slowenien 35% Portugal 12%

EU 25 34% Litauen 11%

Italien 34% Rumänien 18%

Slowakei 33% Bulgarien 10%

Für Österreich zeichnet sich ein ähnliches
Bild. Hier gaben bei einer vom Bundesmi-
nisterium für Soziale Sicherheit, Genera-
tionen und Konsumentenschutz in Auftrag
gegebenen Studie im Jahre 2005 37 Pro-
zent der Männer und 30 Prozent der Frau-
en an, sich freiwillig zu engagieren.19 Der
Familienstand wirkt sich auf den Beteili-
gungsgrad an unbezahltem Engagement
aus: Frauen beteiligen sich stärker, so-
bald das jüngste Kind über drei Jahre alt
ist, bei Männern hingegen steigt die Be-
teiligungsquote ab Geburt des Kindes bis
zum 3. Lebensjahr überproportional.20 Im
Gegensatz dazu weisen Gesellschaften
mit einer egalitären Rollenzuschreibung
zwischen den Geschlechtern eine gleiche
Beteiligung an Engagement auf: Das Eu-
ropean Volunteer Centre charakterisiert
die geschlechterspezifische Beteiligungs-
rate an der Freiwilligenarbeit in Schwe-
den als „mehr oder weniger gleich.“21

Um auf die geschlechtsspezifischen Un-
terschiede näher eingehen zu können, ist
zunächst ein kritischer Blick auf das der

Analyse zugrunde liegende Datenmateri-
al zu werfen: Je nach Forschungsdesign
und Definition des Begriffes bürgerschaft-
liches Engagement differiert in den Studi-
en zum Thema der Prozentsatz der Betei-
ligung. 
Der Freiwilligensurvey des deutschen Mi-
nisteriums für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend definiert „freiwillig Engagier-
te“ als „Bürgerinnen und Bürger, die über
eine teilnehmende Aktivität hinaus ein hö-
heres Maß an Verantwortung überneh-
men und sich freiwillig in Form der Über-
nahme von Aufgaben, Ämtern und Arbei-
ten binden.“22 In diesem Zusammenhang
wird „bürgergesellschaftliches Engage-
ment“ als „freiwillig, nicht auf materiellen
Gewinn gerichtet, gemeinwohlorientiert,
öffentlich und in der Regel als gemein-
schaftlich ausgeübt“ definiert.23

Die Spezifika von ehrenamtlicher Arbeit
für Österreich beschreiben Eva Hollerwe-
ger und Christoph Badelt in ihrer grund-
legenden Studie „Das Volumen ehren-
amtlicher Arbeit in Österreich.“ Diese Stu-
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Österreich konstant niedrig, jener der
Männer ging zwischen 1982 und 2000
zwar zurück, ist aber immer noch doppelt
so hoch wie jener der Frauen.29

Hingegen engagieren sich mehr Frauen
als Männer in den Bereichen Schule und
Kindergarten und im kirchlich-sozial-kari-
tativen Bereich. Der höhere Prozentsatz
von Frauen in diesen Tätigkeitsfeldern ist
nicht nur im deutschsprachigen Raum
festzustellen. Ebenso in Ländern mit ega-
litärer gesellschaftlicher Rollenzuschrei-
bung werden gewisse Bereiche freiwilli-
ger Arbeit wie kirchliche Aktivitäten oder
in sozialen Organisationen stärker von
Frauen ausgeübt. Beispielsweise sind in
Schweden in der nationalen Agentur für
Freiwilligenarbeit (Volontärbyrån), die
vor allem ehrenamtliche Tätigkeiten im
sozialen Bereich koordiniert, nur 17 Pro-
zent Männer als Engagierte vermerkt.30

Doch nicht nur einige Bereiche bürger-
schaftlichen Engagements weisen ob ih-
res höheren Frauen- oder Männeranteils
den Charakter einer „Frauendomäne“
oder einer „Männerbastion“ auf. Auch
der Rahmen des Engagements und damit

verbundene Funktionen werden von Frau-
en und Männern verschieden präferiert:
Der Prozentsatz an Männern in formellen
ehrenamtlichen Tätigkeiten31 übersteigt
jenen der Frauen; das Vereinswesen kann
damit als „typischer Bereich männlichen
Engagements“ bezeichnet werden.32 Bei
formellen Engagementformen kommt es
zu einer inneren Differenzierung und Hie-
rarchisierung von Funktionen und Aufga-
benbereichen. Interessant ist die Tatsa-
che, dass Leitungsfunktionen dabei mehr-
heitlich von Männern übernommen wer-
den. Im Europäischen Wertesurvey nann-
ten 30 Prozent der Männer, aber nur 22
Prozent der Frauen, dass sie Gremien-
und Vorstandarbeit in Sachen bürger-
schaftlichem Engagement ausüben.33

Dieses Merkmal ist auch in Bereichen fest-
zustellen, deren Frauenanteil den der en-
gagierten Männer übersteigt: Im sozial-
karitativen Bereich ist eine solche „gläser-
ne Decke“, ein Mangel an weiblichen
Führungskräften, trotz höherem Anteil
weiblicher Beteiligung festzustellen. 
Dieser Effekt ist nicht nur im deutschspra-
chigen Raum zu beobachten, auch im – in

Sachen Geschlechterverhältnis partner-
schaftlich geprägten – Schweden ist eine
„doppelte Unterrepräsentation“ zu beob-
achten: Damit wird eine geschlechterspe-
zifische Segmentierung in all jenen ehren-
amtlichen Organisationen charakteri-
siert, deren Frauenanteil höher als jener
der Männer ist und zudem diese dort tä-
tigen Frauen durchschnittlich eine höhere
Ausbildung, sozio-ökonomische Position
und Sozialkapital als die Männer aufwei-
sen – und dennoch die Führungsfunktio-
nen von den Männern besetzt sind.34 Als
Erklärung für dieses Phänomen wird das
höhere Sozialprestige von Leitungsfunk-
tionen angeführt, welches eher Männer
motiviert, sich zu engagieren.35

Unterschiedliche Engagementprofile
der Geschlechter

Analog zur genderspezifisch unter-
schiedlichen Situation der Geschlechter
in Erwerbs- und Reproduktionsarbeit
kann eine geschlechterspezifisch unter-
schiedliche Ausgangslage für ehrenamt-

Jahr Alle Geschlecht Geschlecht

Engagementbereiche Mann Frau

Sport und Bewegung 1999 11 15 7,5
2004 11 14 8

Freizeit u. Geselligkeit 1999 5,5 6,5 4,5
2004 5 6,5 4

Kultur und Musik 1999 5 6 33,5
2004 5,5 6,5 4,5

Schule und Kindergarten 1999 6 4,5 7
2004 7 5,5 8

Soziales 1999 4 3 5
2004 5,5 4,5 6

Kirche und Religion 1999 5,5 4 6,5
2004 6 5 7

Berufliche Interessenvertretung 1999 2,5 3,5 1
2004 2,5 4 1

Umwelt- und Tierschutz 1999 2 2 1,5
2004 2,5 3 2

Politik und Interessenvertretung 1999 2,5 4 1,5
2004 2,5 4,5 1

Jugend-/Bildungsarbeit für Erwachsene 1999 1,5 2 1,5
2004 2,5 2,5 2

Lokales bürgerschaftliches Engagement 1999 1,5 1,5 1
2004 2 2,5 1,5

Freiwillige Feuerwehr und Rettungsdienste 1999 2,5 4 1
2004 3 4,5 1

Gesundheit 1999 1 1 1,5
2004 1 0,5 1

Justiz und Kriminalitätsprobleme 1999 0,5 1 0,5
2004 0,5 0,5 0,5

Durchschnittliches Wachstum über alle Bereiche: 1990 = 100 + 11 + 12 + 10

Tabelle 6: Freiwilliges Engagement in 14 Bereichen (Angaben in Prozent).

Quelle: Freiwilliges Engagement in Deutschland 1999–2004, S. 42.



liches Engagement, also verschiedene
Engagementprofile für Frau und Mann
konstatiert werden. Dies gründet zum ei-
nen auf einem unterschiedlichen Zeitbud-
get von Frauen und Männern. Zum ande-
ren kommen in patriarchal strukturierten
Gesellschaften geschlechtsspezifische
Rollenzuschreibungen und Handlungs-
muster auch bei der Arbeitsaufteilung im
ehrenamtlichen Bereich zum Tragen.
Männer bringen im Durchschnitt mehr
Zeit für bürgerliches Engagement auf als
Frauen.36 Diese höhere Engagementquo-
te der Männer spiegelt das unterschied-
liche Zeitbudget der Geschlechter wider
(vgl. Tabelle 7).
Laut Eurostat sind die Arbeitszeiten der
Frauen in der EU-25 durchschnittlich län-
ger als jene der Männer. Vor allem in punk-
to Hausarbeit wenden Frauen mehr Zeit
auf. Nur in Großbritannien und in Schwe-
den sind die Arbeitszeiten von Männern
und Frauen etwa gleich lang. Eine Auftei-
lung „Halbe-Halbe“ zwischen den Ge-
schlechtern bei der unbezahlten Haus-
und Familienarbeit ist keine Selbstver-
ständlichkeit.37 Diese Doppelbelastung
der Frauen durch Berufs- und Familienar-
beit wirkt freiwilligem Engagement in der
Bürgergesellschaft nachteilig entgegen. 
Sibylle Picot und Thomas Gensicke subsu-
mieren die typischen Engagementprofile
für Männer als „organisieren, repräsen-
tieren, führen“ und für Frauen als „helfen,
betreuen, beraten.“38 Tätigkeiten der all-
täglichen Daseinsfürsorge – vor allem im
sozial-karitativen Bereich – werden der
häuslichen, privaten Sphäre zugeschrie-
ben, wobei die Dichotomisierung zwi-
schen privater und öffentlicher Ebene zum
Tragen kommt. Führungsaufgaben, Koor-
dination und Entscheidungsmacht, also
die öffentliche Sphäre, verbleiben hinge-
gen als männliche Domäne.39

Diese Kodierung von Bereichen ehren-
amtlicher Tätigkeiten entlang geschlech-
terspezifischer Verteilungsmuster bedeu-
tet eine verminderte Außenwirkung eh-
renamtlichen Engagements von Frauen in
der Öffentlichkeit. Zu diesem Schluss
kommt Sybille Picot, die der Freiwilligen-
arbeit in stärker männerdominierten Be-
reichen eine gesellschaftsbezogen grö-
ßere Wirkung attestiert, hingegen erhal-
te die mehrheitlich von Frauen ausgeübte
Freiwilligenarbeit im sozial-karitativen
Bereich in der Öffentlichkeit weniger an
Bedeutung.40

Eine solche verminderte Außenwirkung
korrespondiert mit der Strukturierung eh-
renamtlicher Tätigkeiten und deren Or-
ganisationsgrad: Formelle Beteiligungs-
formen, die ein Engagement in organi-
sierten, hierarchisch gegliederten Netz-
werken ermöglichen, könnten nicht zu-
letzt aufgrund ihrer Organisationsform
eine größere Öffentlichkeit tangieren und
damit eine stärkere Repräsentanz errei-
chen. Dieser Umstand korrespondiert mit
der Messbarkeit des bürgerlichen Enga-
gements. Im Gegensatz dazu tendieren
Frauen gerade im informellen Bereich, ih-
re ehrenamtlichen Tätigkeiten als nicht
nennenswerte Selbstverständlichkeit ein-
zustufen und daher diese in Umfragen
tendenziell weniger als zusätzliche Arbeit
anzugeben. Eine solche Charakterisie-
rung ehrenamtlicher Leistungen erfolgt
tendenziell vor allem bei „typisch weibli-
chen Tätigkeiten“ häuslicher Versorgungs-
leistungen.41

Fazit

Männer hatten in der demokratischen
Staatsform kraft ihres Geschlechts einen
Vorsprung, als Bürger aktiv ihre Interessen

zu artikulieren und sich für ihre Belange zu
engagieren. Bürgerinnenrechte hingegen
mussten erst erkämpft werden. Diese „ver-
spätete“ Beteiligung der Frauen – sei es im
formellen Rahmen der repräsentativen De-
mokratie als auch in unkonventionellen
Formen in der Bürgergesellschaft – kann
nicht isoliert von den strukturellen Rahmen-
bedingungen, nämlich der gesamtgesell-
schaftlichen Arbeitsteilung zwischen den
Geschlechtern, reflektiert werden. Es gibt
nach wie vor strukturelle Ungleichheiten in
der Verteilung von Erwerbsarbeit und Fa-
milien- und Betreuungsarbeit, die sich in
den Beteiligungsformen sowohl im politi-
schen wie im bürgerschaftlichen Engage-
ment feststellen lassen. 
Einer vermehrten Beteiligung von Frauen
in der Bürgergesellschaft stehen Faktoren
wie ein geringeres Zeitbudget angesichts
der so genannten Doppelbelastung von
Erwerbs- und Familienarbeit gegenüber.
Ebenso sind strukturelle Gegebenheiten
– Organisationsgrad sowie Rekrutie-
rungsmechanismen – ausschlaggebend
für die Ausgestaltung des Engagement-
profils der Geschlechter.
Mit der Forderung nach Geschlechterde-
mokratie wird auf eine gleichberechtigte
Partizipation und Repräsentation beider
Geschlechter in demokratischen Gesell-
schaften hingewiesen. Das bedeutet,
dass Frauen und Männer mit denselben
Chancen an Politik, Wirtschaft und Ge-
sellschaft teilhaben sollen42 und damit
gesellschaftliche Strukturen dahinge-
hend verändert werden müssen, dass ge-
schlechtsspezifische Barrieren abgebaut
werden.
In diesem Kontext ist es ein wichtiges Ele-
ment von Politischer Bildung, unterschied-
liche Rollenzuschreibungen, die als „ty-
pisch männlich“ und „typisch weiblich“ in
der Gesellschaft gelten, aufzuzeigen und
damit eine Sensibilisierung für die unglei-
chen Geschlechterverhältnisse und die
darauf aufbauenden Strukturen in der
Gesellschaft zu schaffen. Durch das The-
matisieren der Geschlechterverhältnisse
und die Dekonstruktion von „Männlich-
keits- und Weiblichkeitsnormen“ gerade
im Kontext mit Beteiligung in der Demo-
kratie kann damit eine Grundlage ge-
schaffen werden, einen Denkprozess für
verbesserte Möglichkeiten zur Partizipa-
tion bei den kommenden Generationen
einzuleiten.43

Themenmodul „Lebensrealitäten“ unter: 
http://www.demokratiezentrum.org/de/startsei-
te/themen/genderperspektiven/lebensrealitae-
ten/verschiedene_lebensrealitaeten_.html
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Onlinequelle: www.demokratiezentrum.org, Printquelle: Forum Politische Bildung (Hg.), Geschlechterge-
schichte – Gleichstellungspolitik – Gender Mainstreaming (= Informationen zur Politischen Bildung Bd.
26), StudienVerlag, Innsbruck-Bozen-Wien 2006, S 45. Der berechnete Zeitaufwand für die einzelnen Tä-
tigkeiten ist der Mittelwert für alle Personen zwischen 20 und 74 Jahren und für das gesamte Jahr; er-
fasst werden Arbeits- und Wochenendtage sowie Urlaubszeiten, daher fällt der Zeitaufwand für Er-
werbsarbeit erheblich geringer aus.

Tabelle 7: Zeitverwendung von Frauen und Männern.
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Abstürze im Musterländle

Josef Otto-Freudenreich:
Abstürze. Reportagen vom Scheitern und
Aufstehen in einem Musterland.
Klöpfer & Meyer, Tübingen 2006, 196 Seiten,
19,90 Euro.

Baden-Württemberg ist ein Musterland, in
dem man sich mit ungewöhnlichen Men-
schen und schiefen Lebenslagen oft-
mals noch schwer tut. Heißt es doch, in 
diesem Land sei alles vom Besten: die 
Autos, das Pro-Kopf-Einkommen, Sauber-
keit und Ordnung sowieso! Trotzdem hat
sich eine Ahnung in uns erhalten über ei-
nen oft verdrängten Zusammenhang: Es
geht vielen Menschen nur deshalb gut,
weil es noch mehr Leute gibt, denen es
schlecht geht! 
Das Buch „Abstürze“ vereint Reportagen
von außergewöhnlichen Menschen, die
in eben diesem Musterländle leben. Jo-
sef-Otto Freudenreich hat in einem über-
aus spannenden Buch mehrere seiner Re-
portagen vereint, die ursprünglich in der
„Stuttgarter Zeitung“ veröffentlicht wur-
den. Durch schlichtes Zuhören und Auf-
schreiben hat er denen eine Stimme ge-
geben, die sonst keine haben. Die dich-
ten Beschreibungen erzählen Geschich-
ten vom Scheitern und Aufstehen. Sie han-
deln von Menschen, von ihrem Mut und ih-
rer Stärke, von missglückten und von per-
sönlich sinnstiftenden Biographien. Es
geht aber auch – so Edzard Reuter im Vor-
wort zu diesem Buch – um feige Überheb-
lichkeit und angepasste Biederkeit, und es
geht im Kern mancher Einzelstudien um
das unerschütterliche Vertrauen von Men-
schen in ihren eigenen Weg. Ein Vertrau-
en, das gepaart mit Stolz und Selbstbe-
wusstsein dem eigenen Leben eine sub-
jektive Richtigkeit zuschreibt. 
In brillanten Reportagen wird das Leben
derer beleuchtet, die einst Helden waren
und durch unerwartete Brüche in ihrem Le-
ben, durch Schicksalsschläge und bio-
graphische Unwägbarkeiten zu Außen-
seitern und Ausgestoßenen wurden. Da ist
zum Beispiel die Geschichte von Alfons
Walz, dem „Dagobert Duck von Deutsch-
land“. Der einstige Gründer von Europas
größtem Versandhaus für Babyartikel ver-
kaufte Ende der 1980er-Jahre sein Unter-
nehmen, erhielt dafür 100 Millionen Mark
und ist heute pleite. Im beschaulichen Bad
Waldsee träumt er am Arm seiner merk-
lich jüngeren Pflegerin davon, in einer sei-
ner Goldminen in Bolivien – allesamt rui-
nöse Unternehmen, deren Sand in Säcken
in seinem Keller lagert – endlich den gro-
ßen Goldklumpen und damit das lang er-
sehnte Glück zu finden.

Die Domina Arachne und ihr Frauenkol-
lektiv empfangen in einem Stuttgarter
Stadtteil gestriegelte und gut gekleidete
Manager in ihrem Studio. Wohl situierte
Herren, die mit dem Kindersitz im Daimler
vorfahren und den Damen die Stiefel und
gar manch anderes küssen. Manager, die
tagsüber schon von Berufs wegen ande-
re triezen, lassen sich in den Abend- und
Nachtstunden vor der Heimfahrt ins trau-
te Heim selbst triezen und zum Zwecke
des Lustgewinns malträtieren. 
Manche verzweifeln an ihrem Leben, wie
der „Wallander von Böblingen“. Die Re-
portage schildert den schleichenden und
unaufhaltsamen Zusammenbruch eines
Kommissars, der mit Grausamkeiten nicht
mehr leben kann. Trotz intensiver Untersu-
chungen kann er den Mordfall an einem
elfjährigen Jungen nicht aufklären, geht
daran zugrunde und begeht Selbstmord.
Josef-Otto Freudenreich, in Oberschwa-
ben aufgewachsen, wurde nach dem Stu-
dium der Politik und Soziologie Journalist
und hat u. a. für die „Zeit“, die „Süddeut-
sche Zeitung“ und für die „Stuttgarter Zei-
tung“ gearbeitet. In seinen Reportagen,
die in dem kleinen und feinen Buch ver-
sammelt sind, registriert man zwischen
den Zeilen sehr wohl eine unterschwellige
Wut, wenn es um soziale Ungerechtigkei-
ten und charakterliche Abgründe geht.
Trotz aller Sympathie mit den Schwachen
spürt man bei der Lektüre weder Überheb-
lichkeit noch Häme oder gar spießige Ent-
rüstung und Belehrung. Josef-Otto Freu-
denreich beherrscht sein Handwerk und
kennt alle Zutaten, die eine erstklassige
Reportage ausmachen. Gerade des-
halb garantieren seine Reportagen vom
Scheitern und Aufstehen, vom alltägli-
chen Leiden an und in dieser Gesellschaft
eine Lektüre der besonderen Art.

Siegfried Frech

Gedenkstättenlandschaft 
Baden-Württemberg

Konrad Pflug/Ulrike Raab-Nicolai/
Reinhold Weber (Hrsg.):
Orte des Gedenkens und Erinnerns in Ba-
den-Württemberg. Schriften zur politi-
schen Landeskunde Baden-Württem-
bergs, Band 35. 
W. Kohlhammer Verlag, Stuttgart 2007. 
422 Seiten mit zahlreichen Abbildungen, 
30,00 Euro.
(Als Taschenbuchausgabe der LpB 6,50 Euro
zzgl. Versandkosten)

Erinnerungsorte der Geschichte, dies hat
erst kürzlich der publizistische Erfolg der
dreibändigen Edition „Deutsche Erinne-
rungsorte“ gezeigt, haben hierzulande
Konjunktur. Gründe für diese „so ausge-
prägte Neigung zum Gedächtnis als ‚ge-

genwärtige Vergangenheit’“, so die He-
rausgeber Etienne François und Hagen
Schulze, seien in den erinnerungsge-
schichtlichen Konsequenzen des Natio-
nalsozialismus, der deutschen Teilung
und der zeitlichen Koinzidenz von Wie-
dervereinigung und europäischer Inte-
gration zu suchen. Dass die Vergegen-
wärtigung dieser Vergangenheit diskursiv
und keineswegs konfliktfrei verläuft, illus-
trieren die Kontroversen und Debatten bis
jüngst zur Trauerrede für den ehemaligen
baden-württembergischen Ministerpräsi-
denten Filbinger. Sie verdeutlichen den
kollektiven Aspekt von Erinnerung, an de-
ren Konstituierung und Tradierung die his-
torisch-politische Bildungsarbeit einen
wesentlichen Anteil hat. 
Konrad Pflug, Ulrike Raab-Nicolai und
Reinhold Weber haben dazu nun eine
Kartierung der Erinnerungs- und Gedenk-
stätten Baden-Württembergs vorgelegt,
die jeweils am historischen Ort Gescheh-
nisse und Persönlichkeiten der deutschen
„doppelten“, der diktatorischen Vergan-
genheit im 20. Jahrhundert, aber auch der
freiheitlichen Traditionen vergegenwärti-
gen. Die hier zusammengetragenen 70
Kurzportraits regionaler Erinnerungsorte
spiegeln, wie Peter Steinbach in seinem
einleitenden Essay herausstellt, das Spek-
trum von Verfolgung, Widerständigkeit
und Selbstbehauptung, von strafrechtli-
cher Aufarbeitung, aber auch Gewin-
nung und Entwicklung antitotalitärer, frei-
heitlicher Maßstäbe. Die „Orte des Ge-
denkens und Erinnerns“ lassen sich als
Gesamtbild lesen, aber auch als hand-
buchartiges Nachschlagewerk für poli-
tisch Interessierte, für Schul- und universi-
tären Unterricht, insbesondere zur Vorbe-
reitung der konkreten Begehung vor Ort.
Die einzelnen Beiträge verdeutlichen die
Vielgestaltigkeit der Erinnerungsformen
wie des Erinnerten selbst. Mitunter ist gar
der Bewusstseinswandel vom eher ver-
steckten und manchmal nur durch eine
Bürgerinitiative vor dem Abriss bewahrten
Relikt zum Mahnmal dokumentiert. Die
Spuren der Umnutzung ihrer Synagoge als
Kino, Lebensmittelmarkt und Lagerhalle
hat etwa das Ausstellungszentrum „Ehe-
malige Synagoge Haigerloch“ konser-
viert, um die Geschichte des Umgangs mit
der Vergangenheit gleich mit auszustellen.
Anderen Initiativen, die solche Synago-
genbauten restaurierten und zugänglich
machten, ging es primär um die Dokumen-
tation, um die Spurensicherung jüdischer
Vergangenheit am Ort und um die Einrich-
tung einer bildungspolitischen, einer kultu-
rellen Begegnungsstätte. Ausschließlich
um die Geschichte der Aufarbeitung von
NS-Vergangenheit geht es hingegen in
der ständigen Ausstellung der Ludwigs-
burger Zentralen Stelle der Landesjustiz-
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verwaltungen, die fast schon im Arbeits-
prozess zum Erinnerungsort wurde. Vermit-
telt werden Arbeitsweise und Arbeitsbe-
dingungen der 1958 eingerichteten Ermitt-
lungsbehörde, wie sie sich dem Besucher
mit einem Blick durch den Glasboden auf
den rekonstruierten Arbeitsplatz oder
beim Blättern in den Akten eines Vorermitt-
lungsverfahrens erschließen. 
Wie erinnert man an etwas, von dem sich
kaum Spuren erhalten haben? Auch hier
zeigt der Sammelband ein ganzes Spek-
trum von Erinnerungsformen auf. Plaket-
ten, Gedenktafeln und Namenswände,
Stelen, Mahnmale, Gedenkbücher und
Lernpfade vergegenwärtigen die Verfol-
gung, Ausbeutung und Ermordung dort,
wo oft einzig der Ort authentisches Relikt
blieb. So erinnert beispielsweise eine Na-
menswand am alten Leonberger Engel-
bergtunnel an die für ein Luftfahrtunter-
nehmen geleistete Zwangsarbeit. Eine Ta-
fel zeugt an der Kehler Europabrücke
nach Straßburg vom Schicksal der an Or-
ten Badens und des Elsass ermordeten
439 Mitglieder der Widerstandsgruppe
Réseau Alliance. Am Stuttgarter Nord-
bahnhof wurde jener „Ort im Niemands-
land“ als eine – so die Initiatoren – Art so-
ziale Skulptur eingerichtet, von dem aus
Deportationszüge in die Ghettos und Ver-
nichtungslager fuhren. Und im Ostalb-
kreis erinnert eine Stele am Straßenrand
an die Todesmärsche der Häftlinge aus
dem Lagersystem der KZ-Außenlager von
Natzweiler, die „in nächtlichen Fußmär-
schen dem KZ Dachau entgegengetrie-
ben“ wurden.
Präsentiert werden freilich nicht nur Ge-
denkorte nationalsozialistischer Verfol-
gung und Ausbeutung. Aufgenommen
sind Erinnerungsstätten an Protagonisten
des Widerstands wie die Brüder Stauffen-
berg, Georg Elser wie Hans und Sophie
Scholl, aufgenommen sind aber auch Or-
te des Erinnerns an Protagonisten demo-
kratischer Traditionen wie Reichspräsi-
dent Friedrich Ebert und Bundespräsident
Theodor Heuss. Auf den ersten Blick über-
raschen mag die Erinnerung an die zwei-
te deutsche Diktatur in einem privat initi-
ierten DDR-Museum ausgerechnet in
Pforzheim. Dieses ist unabhängig von der
Vielgestaltigkeit der zusammengetrage-
nen Dokumente aber bereits wieder Erin-
nerungsort für die Geschichte des Ge-
denkens.
Die Gedenkstätten werden in alphabeti-
scher Reihenfolge vorgestellt. Jedes Kurz-
porträt vermittelt jeweils den historischen
Hintergrund, die Erinnerungsgeschichte
seit 1945 sowie die Konzeption der Prä-
sentation. Zudem sind die Beiträge, die oft
von Mitinitiatoren der jeweiligen Ge-
denkstätte verfasst wurden, mit weiterfüh-
renden Literatur- und Medien-, mit Hin-

weisen auf Öffnungszeiten, Kontakt-
adressen und Trägerinstitutionen, aber
auch mit Fotomaterial versehen. Die Erin-
nerungslandschaft erschließt sich zudem
mittels zweier Karten, die zugleich die
überregionale Dimension des Erinnerns
deutlich machen, sind doch die Verbin-
dungen ins südfranzösische Gurs einer-
seits, das lettische Riga andererseits gut
ersichtlich. Insgesamt haben die Heraus-
geber ein instruktives, gut lesbares und
hilfreiches Panorama der Gedenkstätten-
landschaft Baden-Württembergs vorge-
legt. Angela Borgstedt

Das „System Putin“

Anna Politkovskaja:
In Putins Russland.
DuMont Literatur und Kunst Verlag, Köln 2005.
314 Seiten, 19,90 Euro.

Die regierungskritische russische Journa-
listin Anna Politkovskaja wurde am 9. Ok-
tober 2006 vor ihrem Wohnblock in Mos-
kau erschossen. Es war offenbar ein Auf-
tragsmord. Als die Journalistin den Fahr-
stuhl betreten wollte, schoss der Täter
dreimal und drückte noch ein viertes Mal
ab – ein gezielter Kontrollschuss. Der 
von Gerhard Schröder als „lupenreiner
Demokrat“ bezeichnete Staatspräsident
Wladimir Putin kommentierte die Ermor-
dung unter anderem mit der zynischen Be-
merkung, dass der Einfluss der Journalis-
tin unbedeutend und ohne Auswirkungen
auf das reale Leben in Russland gewesen
sei (Frankfurter Rundschau vom 11.20.
2006). Diese Bemerkung ist nicht nur des-
wegen zynisch, weil ihr Buch „In Putins
Russland“ nur im Westen erhältlich ist und
in Russland nie erscheinen durfte. Der
selbstgefällige Kommentar Putins ist nur
ein Indikator für den autokratischen „Puti-
nismus“, der im „neo-sowjetischen“ (Anna
Politkovskaja) Russland jegliche Opposi-
tion unterdrückt und unverändert Kurs in
Richtung straffer Staat hält. Die Ermor-
dung der kritischen Journalistin wäre im
Westen wahrscheinlich rasch in Verges-
senheit geraten, hätte der spektakuläre
Polonium-Anschlag auf den Kreml-Kritiker
Alexander Litwinenko nur wenige Wo-
chen später keine Schlagzeilen gemacht. 
Anna Politkovskaja, Jahrgang 1958, er-
langte vor allem durch ihre regierungskri-
tischen Reportagen und Berichte über
Tschetschenien Berühmtheit. Sie arbeitete
für die letzte liberale Moskauer Zeitung
Novaja Gazeta und verbrachte als Kor-
respondentin seit dem Beginn des zwei-
ten Tschetschenien-Krieges viele Monate
im Kaukasus. 2003 erschien im DuMont
Verlag ihr Buch „Tschetschenien. Die
Wahrheit über den Krieg“. 

Mit dem 2005 veröffentlichten Buch „In Pu-
tins Russland“ erhebt die Journalistin, die
wegen Morddrohungen eine Zeit lang in
den USA lebte, einmal mehr ihre Stimme
und dokumentiert die Wahrheit über Pu-
tins autoritäres Reich. In Porträts und Ein-
zelreportagen schildert Anna Politkovska-
ja die unerträglich brutalen, menschen-
verachtenden und korrupten Verhältnisse
in der russischen Armee, die von einer
käuflichen Justiz noch gedeckt werden.
Zahlenangaben einer russischen Stiftung,
die für Eltern und Soldaten Rechtsbera-
tung leistet, verdeutlichen das wahre Aus-
maß der Tragödie. Nach einer Zählung
der Stiftung starben 2006 über 3.000 Sol-
daten im Militärdienst durch Selbstmorde,
Unfälle und in Folge von Misshandlungen.
Bei 40 Prozent der Eltern, die sich Hilfe su-
chend an die Stiftung wandten, sind die
Söhne in der Armee zu Tode geprügelt
worden. Die von ihr beschriebenen Ein-
zelschicksale ehemaliger Soldaten, die
nach den Kriegserlebnissen unter post-
traumatischen Belastungen leiden, offen-
baren das karge Los hoch dekorierter Sol-
daten, die im zivilen Leben – fernab von
jeglicher staatlichen Unterstützung –
nicht mehr Fuß fassen können. Gleichzei-
tig klagt die Journalistin auch die russi-
sche Gesellschaft an, die in ihrem tradi-
tionellen Unwillen zur Reflexion die reale
Situation in Tschetschenien mehr oder we-
niger ignorierte und auch heute noch
nicht zur Kenntnis nehmen will.
Anna Politkovskaja beschreibt in faktenge-
sättigten Fallberichten, die eine dichte, oft
beklemmende Atmosphäre ausstrahlen,
den allmächtigen Apparat des russischen
Geheimdienstes, aus dessen Reihen Putin
im Übrigen kommt. Sie skizziert in ihrem
Buch die Oligarchen-Mafia der russischen
Industrie, das unsägliche Geflecht aus No-
menklatura und Verwaltung, die zuneh-
mende Rechtlosigkeit ganzer Bevölke-
rungsgruppen und den neuen russischen
Rassismus. Die Fallstudien gewähren Ein-
blicke in einen wahren „Wild-West-Kapi-
talismus“ unter der Führung mafiöser Grup-
pierungen, die sich alle und alles – bis hin
zu den Rechtsschutzorganen und der kor-
rumpierbaren Staatsmacht – dienstbar ge-
macht haben. Das Korruptionsgeflecht von
käuflicher Staatsbürokratie und Oligar-
chen funktioniert wie eh und je.
Das Buch – das sich nicht als politikwis-
senschaftlich ausgefeilte Analyse ver-
steht, sondern laut Politkovskaja „ledig-
lich emotionale Randnotizen zu unserem
Leben im heutigen Russland enthält“ (S. 11)
– ist eine Diagnose, die mit unerbittlicher
Schärfe ein düsteres Bild von Russland
zeichnet und einen machtbewussten, zy-
nischen Putin an der Staatsspitze zeigt.
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Das Buch belegt die schleichende autori-
täre Transformation des russischen Staa-
tes. Der Marsch in Richtung eines straffen
Staates ist in einem Stadium angelangt, in
dem eine funktionierende Gewaltentei-
lung und parlamentarische Kontrollme-
chanismen ebenso wenig erkennbar sind
wie eine öffentliche Kontrolle des „Sys-
tems Putin“ durch die russischen Medien,
geschweige denn durch oppositionelle
Kräfte. Siegfried Frech

Verfolgung und Vernichtung

Saul Friedländer: 
Das Dritte Reich und die Juden. Band 2.
Die Jahre der Vernichtung 1939-1945.
C.H. Beck Verlag, München 2006. 
869 Seiten, Euro 34,90.

Die Literatur zum Holocaust füllt Biblio-
theken, aber wohl nur wenige Wissen-
schaftler überschauen sie so souverän 
wie der 1932 in Prag geborene Saul Fried-
länder, Professor für Geschichte an den
Universitäten von Tel Aviv und California,
Los Angeles. Der erste Band seines Wer-
kes über die Vernichtung der Juden
Europas erschien 1998. Er reicht von der
„Machtergreifung“ Hitlers bis zur Ent-
fesselung des Zweiten Weltkrieges und
gilt bis heute als das beste Buch zum 
Thema. Fast ein Jahrzehnt später ist nun
der zweite Band mit dem Titel „Die Jahre
der Vernichtung 1939–1945“ erschienen
(die Bundeszentrale für politische Bil-
dung bietet eine Ausgabe mit beiden 
Bänden an). Saul Friedländer hat für die-
sen zweiten Band ein breites Spektrum
neuer Quellen und Einzeluntersuchungen
erschlossen. Sein Buch bietet eine sach-
liche und gründliche, den aktuellen For-
schungsstand wiedergebende Auseinan-
dersetzung mit dem Thema, das uns immer
noch fassungslos vor der Frage stehen
lässt, wie das schrecklichste Menschheits-
verbrechen geschehen konnte. Dabei
braucht der Autor keine plakativen The-
sen nach der Art eines Götz Aly. Friedlän-
der bevorzugt die Abwägung und die Dis-
kussion, in der bisweilen auch ein „wahr-
scheinlich“ stehen darf, wo er und die For-
schung sich (noch) nicht wirklich sicher
sind.
Saul Friedländer, der unter falschem Na-
men in einem katholischen Internat in
Frankreich versteckt dem Judenmord ent-
ging, legt zugleich eine klassische histori-
sche Synthese eines großen Gelehrten wie
auch die Krönung des Lebenswerkes eines
Überlebenden des Holocaust vor. Das
Buch ist in drei Teile – Terror (Herbst 1939-
Sommer 1941), Massenmord (Sommer

1941-Sommer 1942) und Shoah (Sommer
1942-Frühjahr 1945) –, diese wiederum in
insgesamt zehn Kapitel gegliedert, die
das Thema chronologisch erschließen.
Durch diese streng chronologische Vorge-
hensweise kommt es auf den über 700
Textseiten zwar immer wieder zu kleineren
Wiederholungen, wenn der „Faden“ aus
vorhergehenden Teilen aufgenommen
werden muss. Trotzdem lässt das Buch den
Leser nicht los, weil es immer wieder und
sehr gekonnt die Ebenen zwischen Dar-
stellung, Analyse und Reflexion wechselt.
Detailreich und dennoch anschaulich be-
handelt Friedländer die Radikalisierung
der antijüdischen Maßnahmen bis hin zum
Übergang zur Massenvernichtung. Die
Entscheidung zur „Endlösung der Juden-
frage“ datiert er vorsichtig und abwägend
auf den Spätherbst 1941. Auf den Zeitpunkt
also, als der Krieg gegen die Sowjetunion
gescheitert war und als mit der deutschen
Kriegserklärung an die USA die Auswei-
tung zum Weltkrieg erfolgte.
Das „epochale Werk“, wie es von Kritikern
schon genannt wurde, geht unter die Haut,
weil es stärker als jemals zuvor die Opfer
zu Wort kommen lässt und dem individu-
ellen Schicksal im millionenfachen Mord
das „Abstrakte“ nimmt. Friedländer dient
dazu eine Fülle von Tagebuchaufzeich-
nungen, Briefen und Erinnerungen von
Überlebenden. Den industriellen Massen-
mord an den europäischen Juden schil-
dert der Autor in seiner gesamten grauen-
vollen Dimension. Das Buch ist darüber hi-
naus schonungslos und lässt den Leser er-
schüttert zurück, weil es Täter benennt und
das Funktionieren der Bürokratie des Mas-
senmordes offen legt. Schonungslos ist es
auch, weil hier erstmals in der gesamteu-
ropäischen Zusammenschau die Kollabo-
ration im Blick auf die Vernichtung der 
Juden, das Paktieren von Personen und In-
stitutionen in den von NS-Deutschland be-
setzten Gebieten Europas dargestellt
wird. Kritisch setzt sich Friedländer darü-
ber hinaus vor allem mit der Rolle der Kir-
chen auseinander. Gerade bei der Frage
nach dem hartnäckigen Schweigen von
Papst Pius XII. liegt ja eines der großen und
noch offenen Forschungsfelder zum „Drit-
ten Reich“, sofern der Vatikan jemals alle
seine Archive dazu öffnet.
Nicht zuletzt nimmt Friedländer auch die
lange tabuisierte Frage ins Visier, was die
Deutschen vom Holocaust wussten. Nur 
wenige, so die zusammenfassende Aus-
sage des Autors, wussten vom gesamten
Ausmaß des Grauens. Für manche, die da-
von gehört hatten, war es schlichtweg un-
vorstellbar. Sehr viele mehr aber, als früher
angenommen wurde, hatten Kenntnisse
über die Judenvernichtung, die insgesamt
ein „öffentliches Geheimnis“ war.

Reinhold Weber

Zwischen Coca Cola und 
Rudi Dutschke

Detlef Siegfried:
Time Is on My Side. Konsum und Politik
in der westdeutschen Jugendkultur der
60er Jahre.
Wallstein Verlag, Göttingen 2006. 
840 Seiten, 49,00 Euro.

Bis auf den heutigen Tag sind die 60er
Jahre ein Faszinosum. Gerade weil sich im
kommenden Jahr das Themenfeld „1968“
zum vierzigsten Male jährt, wird dieses
Thema erneut fröhliche Urständ feiern. Al-
le bisherigen Einzeldarstellungen, deren
Verdienst nicht geschmälert werden soll,
haben sehr wohl breite Schneisen in die
Geschichte der 60er Jahre geschlagen.
Die Entwicklung der populären Massen-
kultur hingegen blieb im akademischen
Diskurs bislang eher unterbelichtet. Eine
umfassende Rekonstruktion der Prozesse
der (populären) Massenkultur der 60er,
die Analyse der sozialen Akteure, die Ein-
bettung der Jugendkultur in soziale und
materielle Entstehungsbedingungen und
der Blick auf die Kulturindustrie, die Phä-
nomen der so genannten „Gegenkultur“
sehr wohl zu integrieren wusste, stand bis-
her noch aus. Detlef Siegfried hat in sei-
ner Studie mit exemplarisch „dichten Be-
schreibungen“ (Clifford Geertz) den Zeit-
geist der „Roaring Sixties“ eingefangen,
zu zentralen Themen Aussagen über die
Großtrends der Bundesrepublik getrof-
fen, eine Vielzahl jugendsoziologischer
Bestandsaufnahmen, empirische Ergeb-
nissen und Meinungsumfragen zusam-
mengestellt, um dem Faszinosum und der
spannenden Mixtur der 60er auf die Spur
zu kommen.
„Chelsea Girls und Rote Garden, Rudi
Dutschke und Twiggy“ – so betitelte Der
Spiegel am 2.10.1967 die für manchen Zeit-
genossen verwirrende Mixtur aus Lebens-
genuss und Konsumkultur auf der einen, In-
teresse für gesellschaftliche Probleme und
Politik auf der anderen Seite. Der gesell-
schaftliche Wandel in den langen 60er
Jahren wurde stark von einer jugendlichen
Massenkultur forciert. Hauptträger dieser
kulturellen Pluralisierung und Initiatoren
des politischen Protests sowie der Gegen-
kultur waren formal besser gebildete jun-
ge Leute – Realschüler und junge Ange-
stellte, Oberschüler und Studierende. Seit
den späten 50er Jahren vollzog sich im
Zeichen des deutschen Wirtschaftswun-
ders bis 1973/1974, als der Traum vom an-
dauernden Wohlstand angesichts der
Wirtschaftskrise wie eine Seifenblase zer-
platzte, ein merklicher Wandel im jugend-
lichen Konsumgeschmack und Habitus. 
Detlef Siegfried, Associate Professor für
Neuere Deutsche Geschichte und Kultur-
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geschichte an der Universität Kopenha-
gen und vormaliger wissenschaftlicher
Mitarbeiter der Körber-Stiftung in Ham-
burg, widerlegt in seiner umfassenden und
auf einer ungewöhnlich breiten Quellen-
und Materialgrundlage fußenden Studie
das immer noch grassierende kulturkriti-
sche Argument von der Entpolitisierung
durch Konsum. Gerade der sich Ende der
50er Jahre abzeichnende Massenkonsum
löste einen grundlegenden Wandel der
Nachkriegswerte aus, der besonders von
jugendlichen Akteuren vorangetrieben
wurde. Hedonistische Lebenskonzepte
gingen Hand in Hand mit der Ablehnung
von Erziehung und Sinnstiftung von oben
und der Suche nach Freiräumen, nach So-
zialisation in Eigenregie. In keinem ande-
ren Jahrzehnt der Geschichte der Bundes-
republik vollzog sich eine derartige Plura-
lisierung jugendlicher Lebensstile und ein
solcher Wandel der politischen Interes-
siertheit und Partizipationsbereitschaft Ju-
gendlicher.
Im Zeitalter der Vollbeschäftigung und
deutlicher Reallohnzuwächse, die ihrer-
seits wiederum eine Teilhabe an einem ex-
pandierenden Güterangebot ermöglich-
ten, markiert die Einführung des arbeits-
freien Samstags die erste Wegmarke der
später so viel gescholtenen „Freizeitge-
sellschaft“, die eine Ausdifferenzierung
des jugendlichen Freizeitverhaltens erst
ermöglichte. Jugendliche erwiesen sich
immer mehr als Pioniere im Dickicht der
Konsumgesellschaft und Pfadfinder in Fra-
gen des Lebensgenusses. 
Im Zuge der kulturellen Liberalisierung of-
fenbarten sich jedoch stets neue Toleranz-
grenzen. In der sich etablierenden Teen-
agerkultur der Jahre 1959 bis 1963 wurden
private Partys oder „Feten“ zum Kristallisa-
tionspunkt jugendlicher Geselligkeit. Das
„Partyfieber“ war häufig von familiären
„Kulturkämpfen“ und Dissonanzen zwi-
schen den Generationen geprägt. Die von
Detlef Siegfried zitierte Aussage eines Va-
ters macht deutlich, wie entgegengesetzt
die Unterschiede der kulturellen Vorlieben
gelegentlich sein konnten: „Wenn im Zim-
mer meines Sohnes diese Schnulzenheinis
wimmern und die jungen Leute dazu ver-
rückt ihre Glieder verrenken und das Tanz
nennen, dann wird mir übel. Das sollen sie
machen, wo sie wollen, aber nicht in mei-
nem Haus.“
Kofferradio, tragbare Schallplattenspie-
ler, Tonbandgeräte und die Musicbox läu-
teten die „Period of noise“ (Daniel Bell) ein
und hatten als elektronische Medien eine
überaus wichtige Funktion bei der Popula-
risierung von Schlager-, Rock and Roll-
und Beat-Titeln. Die weit verbreitete Ambi-
valenz zwischen Akzeptanz und Zurück-
weisung populärer Musik zeigt sich sinn-
fällig am Beispiel der Zeitschrift Der Plat-

tenteller, die vom Evangelischen Presse-
verband für Bayern herausgegeben wur-
de. 1964 ließ diese Zeitschrift Platten der
Beatles in der Kritik durchfallen, weil sie
nicht in den Unterhaltungsbereich, son-
dern zum „Fachgebiet der Psychologen“
gehörten. Der gerade einmal 17-jährige
Udo Lindenberg aus Gronau in Westfalen
protestierte mit einem „demokratischen“
Argument gegen diesen Verriss: „Wenn
sich so viele Menschen an einer Sache so
intensiv erfreuen, kann sie nicht schlecht
sein.“ Aber auch für linksliberale Intellek-
tuellenzirkel war der Schlager und dessen
Repräsentanten eine ideale Projektions-
fläche für konsum- und kulturkritische Vor-
behalte. So würdigte Jean Amery das
Schlagersternchen Conny Froboess mit ei-
ner ausführlichen Reflexion: „Bei Conny ist
Jugend so gut aufgehoben wie in einer
Klosterschule. Kein Whiskygeruch, kein Zi-
garettendampf, kein neumodischer Un-
fug: beste Vorkriegsware in sterilisierter
Nachkriegs-Kunststoff-Verpackung. Der
Konformismus des Connyformismus ist al-
les, was sich besorgte Eltern nur wünschen
können.“
1964 veröffentlichte die englische Schall-
plattenfirma Decca eine Single der Rol-
ling Stones mit dem Liedtitel „Time Is on My
Side“. Dieser Titel charakterisiert, bündig
und zutreffend wie kaum ein anderer, das
optimistische Lebensgefühl der Jugendli-
chen und verweist gleichzeitig auf die
zentrale Rolle der populären Massenkul-
tur, die mehr war als nur Musik. Jazz- und
Beatbands, der berühmte Hamburger
„Star Club“ und Rundfunksendungen wie
Radio Bremens „Beat Club“ mit der kessen
Moderatorin Uschi Nerke – eine der Iko-
nen der Kulturgeschichte der 60er Jahre –
waren Medien der kulturellen Liberalisie-
rung und entscheidende Schnittstellen für
die Vermittlung der britischen und US-
amerikanischen Popmusik in der Bundes-
republik. Der „Star Club“, in der verrufe-
nen Gegend der Großen Freiheit in Ham-
burg St. Pauli gelegen, betrieben vom In-
haber einschlägiger Etablissements, be-
dient von rabiaten Kellnern und bis zum
frühen Morgen bespielt mit dem Rock and
Roll britischer und deutscher Bands, war
das Einfallstor für die internationale Pop-
musik.
Die Zeitschriften Twen und Konkret, die
das Spannungsverhältnis zwischen Kon-
sum und Politik markant verdeutlichen, wa-
ren Meinungsträger und -macher dieser
neuartigen Jugendkultur. Die Zeitschrift
Twen, stets um Ästhetik und ein jugendli-
ches Layout bemüht, verstand sich als Ge-
genentwurf zum politischen Lifestylema-
gazin Konkret, das sich roh und radikal,
mitunter schnoddrig und immerzu non-
konformistisch gab. Twen machte durch
anspruchsvolle Texte, ungewöhnliche Fo-

tos auf sich aufmerksam, schulte den kriti-
schen Blick auf den Betrieb der Populärkul-
tur, war politisch gemäßigt, ließ keinen
Zweifel an der Staatstreue und wurde den-
noch aufgrund des gelegentlich provoka-
tiven Stils vom Bayerischen Jugendring
„gefährlicher als ein Dutzend Aktmagazi-
ne“ eingestuft. Konkret hingegen, bis 1964
zu großen Teilen aus der DDR finanziert,
entwickelte sich unter der Ägide von Klaus
Rainer Röhl – vom der bekannte Satz „Ge-
nießt den Kapitalismus! Der Sozialismus
wird hart!“ stammen soll – zu einem Blatt,
das radikale Politik, linke Kunst und Kultur
miteinander verband und sich vom Spie-
ßertum, von Konservatismus und dem
etablierten Parteienspektrum distanzierte.
Röhl, der einstige Ehemann von Ulrike
Meinhof, repräsentierte den linken Hedo-
nismus und entdeckte, dass es für die Ver-
kaufszahlen einer Zeitschrift förderlich
sein kann, „nicht weiter links am Lustprin-
zip vorbeizusegeln“ (Peter Rühmkorf).
Trotz des sexuellen Liberalisierungsschubs
in den 60er Jahren handelte sich die Zeit-
schrift zahlreiche Prozesse ein wegen Got-
teslästerung, Beleidigung, Verleumdung
und nicht zuletzt wegen staatsgefährden-
der Zersetzung. Wenn auch Rudi Dutsch-
ke seit 1967 als Wortführer der Studenten-
bewegung regelmäßig in Konkret vertre-
ten war, benötigte die „Röhlsche Mi-
schung“ aus Politik und nackter Haut eine
solide Finanzierungsbasis. So warben
denn auch Plattenfirmen, Bausparkassen,
Spirituosenfabriken, Pharmaindustrie und
Automobilhersteller in dem linken Massen-
magazin, das zusammen mit Twen und
Pardon 1967 immerhin fast 1,2. Millionen
Leserinnen und Leser erreichte. 
Die zunehmende Präferenz für authenti-
schen Blues, Folk und als Underground de-
klarierte Rockmusik verband sich ab Mitte
der 60er Jahre mit einem wachsenden Be-
wusstsein vom „Elend in dieser Welt“. Dies
schloss die Sympathie für die Befreiungs-
bewegungen der Dritten Welt und eine un-
eingeschränkte Solidarität mit der Black
Power-Bewegung mit ein und führte gele-
gentlich zu einer ausgeprägten Pose des
Nonkonformismus. Für einen Großteil der
Jugendlichen war dieses nonkonformisti-
sche Verhalten jedoch eine weniger spek-
takuläre Teildistanzierung vom Normen-
system der Nachkriegszeit, fand es doch
vornehmlich in der Freizeitsphäre statt und
ähnelte im Rückblick einem „Aufstand der
Kuscheltiere und Jugendlichen im gesell-
schaftlichen Laufstall“ (Cora Stephan). Der
von dem Soziologen Rolf Schwendter sei-
nerzeit formulierten wegweisenden „Theo-
rie der Subkultur“ (1973), 1981 im linkslibe-
ralen Milieu tonangebenden Syndikat Ver-
lag neu aufgelegt, spielte die Praxis des
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Alltags gelegentlich ihre Streiche. Lange
Haare als Insignien der Abweichung kata-
pultierten die männlichen Träger nur kurz-
fristig ins gesellschaftliche Abseits. Mode-
rater als der Volkszorn reagierte auf dieses
Phänomen ein Großteil der politischen
Klasse. Unaufgeregte Meinungsäußerun-
gen signalisierten, dass kulturelle Vielfalt
und subkulturelle Abweichungen bis zu ei-
nem bestimmten Grad mit politisch durch-
aus gewollter Toleranz rechnen konnten.
So passte sich schließlich auch die Bundes-

wehr an und akzeptierte – zumindest bis
zum ministeriellen „Haarerlass“ Mitte 1972,
der das Kurzhaar wieder vorschrieb – die
ausufernden Haarlängen. Brachte es doch
der damalige Bundesverteidigungsminis-
ter Helmut Schmidt mit der Erklärung auf
den Punkt, dass ihm wichtiger sei, was sich
unter der Schädeldecke abspiele als die
Zustände darüber.
Diese kursorischen Schlaglichter vermö-
gen es nur annäherungsweise, die gesam-
te inhaltliche Bandbreite der opulenten
Studie von Detlef Siegfried darzustellen.
Siegfried untersucht Bedingungsfaktoren,

Dynamiken und Folgewirkungen der zwi-
schen Pop und Politik oszillierenden west-
deutschen Jugendkultur in den Jahren von
1958 und 1973. Im Mittelpunkt stehen die
Akteure und Orte, die Gegenstände und
Medien. Mit diesem umfassenden Ansatz,
der sich auf eine Gesamtschau konzen-
triert, treten Trägergruppen, kulturelle und
politische Richtungen, Verläufe, Zäsuren
und Ausformungen des Wertewandels
prägnanter als bisher hervor. Mithin ein
Wertewandel, der das Profil der bundes-
republikanischen Gesellschaft nachhaltig
prägte. Siegfried Frech
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